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Die Merz-Akte

Den Anfang seiner amts- und postengestützten Parteikarriere in der CDU
nimmt der heute 63-jährige Friedrich Merz 1997 Seite an Seite
gemeinsam mit einigen anderen Jungfunktionären, insbesondere jedoch
mit der von Bundeskanzler Helmut Kohl intensiv geförderten und
späteren Parteivorsitzenden Angela Merkel, gewissermaßen nebeneinander
in der gleichen Reihe wahr.

Mit dem schrittweisen Rückzug Helmut Kohls von seinen einflußreichen
Parteifunktionen hat Merkel gelegenheitsgerecht und geradezu fugenlos
es schneller und verzögerungsfreier als alle anderen verstanden, die
Lücken auf dem Wege zum Parteivorsitz und zur späteren Kanzlerschaft
scheinbar leichtfüßig zu füllen.

Mit dem wachsenden Dissens und der mißlingenden Kooperation zwischen
Friedrich Merz und Angela Merkel bis hin zur offenen parteiinternen
Gegnerschaft hat sich der demgegenüber erfolglose und
zurückgeschlagene F. Merz dann allerdings auch mit Blick auf die von
ihm mitzuverantwortende Wahlniederlage der CDU/CSU im Jahre 2002 von
allen höheren Funktionen und politischen Laufbahnen innerhalb der
Partei konsequent zurückgezogen, auch, um sich vollends auf seinen
aussichtsreichen Berufsweg in die Wirtschaft zu konzentrieren.

Mit dem sukzessiven Rückzug Angela Merkels nun, den sie mit der
Erklärung vom 29.10.2018, nicht weiter für eine Wahl zur
Parteivorsitzenden zur Verfügung zu stehen, einleitete, um bestenfalls
noch bis zum Ende der Legislaturperiode als Kanzlerin fortzuwirken,
tauchte wie vom Katapult geschossen Friedrich Merz, ganz sicher für
viele unerwartet, mit dem Anspruch auf, mit dem Parteivorsitz nach dem
Ausscheiden von Merkel wieder in das Rampenlicht einer zudem medial
gestützten Aussicht auf höchstmöglichen politischen Einfluß zu treten.

Wenn mit einer volkstümlichen Kurzbeschreibung von dem Widerspruch und
der Kontraproduktivität bei der Bewertung jenes Merz-Phänomens aufs
einfachste die Rede sein kann, dann doch nur, weil der
Noch-Parteivorsitzenden und Bundeskanzlerin Angela Merkel ein Hochmaß
an mit eigenen Händen errichteten Positivergebnissen und statthaften
Problemlösungen zugesprochen werden muß, demgegenüber einem
Nachfolger, und das im Angesicht wachsender Schwierigkeiten,
hochwahrscheinlich doch nur die Rolle desjenigen bleibt, der alles mit
seinem in diesem Fall standesgemäßen Hintern wieder umstößt.

Ihre Schattenblick-Redaktion


2. November 2018
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ATOM/182: Halbwertzeit - Altprotest trifft Aktivisten ... (BBU)

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Mitglied im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e. V.

Pressemitteilung vom 5. November 2018

Unermüdlich: 32 Jahre Sonntagsspaziergänge an der Gronauer
Urananreicherungsanlage (UAA)



Mitglieder mehrerer Anti-Atomkraft-Initiativen aus Gronau und den Kreisen
Borken und Steinfurt, aus der Grafschaft Bentheim sowie aus Enschede (NL)
trafen sich am Sonntag (4. November 2018) wie an jedem ersten Sonntag im
Monat um 14 Uhr zum Sonntagsspaziergang an der Gronauer
Urananreicherungsanlage (UAA). Und das jetzt schon seit 32 Jahren.

Die monatlich stattfindenden Sonntagsspaziergänge an der Gronauer UAA
zählen zu den bundesweit ältesten und kontinuierlichsten Protestaktionen
der Anti-Atomkraft-Bewegung. Sie richten sich besonders gegen den
Weiterbetrieb der Gronauer Urananreicherungsanlage sowie gegen die damit
verbundenen Urantransporte.

Im Rahmen einer Umweltwoche der Stadt Gronau fand Ende September 1986, nur
wenige Monate nach der Atomkatastrophe in Tschernobyl, erstmalig ein
Protest-Sonntagsspaziergang an der UAA Gronau statt. Der nächste wurde am
ersten Sonntag im November 1986 durchgeführt und seitdem wurden
ununterbrochen immer am ersten Sonntag im Monat Sonntagsspaziergänge an der
bundesweit einzigartigen Uranfabrik durchgeführt. Für das leibliche Wohl
bei den Sonntagsspaziergängen sorgt seit einigen Jahren die VolksKüche
Schüttorf - mit Kaffee und leckerem Kuchen.

Unter den rund 20 Aktiven, die an diesem Sonntag zur
Urananreicherungsanlage kamen, waren auch einige Unentwegte, die schon vor
32 Jahren an den ersten Spaziergängen teilgenommen haben. Andere
Teilnehmerinnen und Teilnehmer nehmen erst seit einigen Monaten an den
Spaziergängen teil. Sie alle verbindet der Wunsch nach einer möglichst
umweltfreundlichen Energieversorgung, also ohne Atomenergie und ohne
Kohlekraftwerke.

Schulterschluss von Anti-Atomkraft-Initiativen und der
Friedensbewegung

Aktuell fand der Sonntagsspaziergang im Rahmen bundesweiter Aktionstage der
Friedensbewegung statt, die vom 1. - 4.11. durchgeführt wurden. Bei den
Aktionen zur Stilllegung der Urananreicherungsanlage kommt es immer wieder
zum Schulterschluss von Anti-Atomkraft-Initiativen und der
Friedensbewegung. Wiederholt fanden zum Beispiel in den letzten Jahren
immer am Karfreitag gemeinsame Ostermärsche zur Gronauer
Urananreicherungsanlage statt.

Die vielfältigen Proteste gegen die Gronauer Uranfabrik und gegen den
Betreiberkonzern Urenco, an dem auch RWE und E.ON beteiligt sind, haben
dazu geführt, dass sich auch die Bundespolitik mit der Zukunft der
Urananreicherungsanlage befasst. Bei einer Anhörung des Umweltausschusses
der Bundesregierung in Berlin standen dabei im Oktober Gesetzesentwürfe zur
Stilllegung der Uranfabriken in Gronau und Lingen auf der Tagesordnung.

Mit dem Betrieb der Gronauer Uranfabrik sind zahlreiche Gefahren
verbunden

Mit dem Betrieb der Gronauer Uranfabrik sind zahlreiche Gefahren verbunden.
Mehrere Störfälle haben sich bereits in der Anlage ereignet und weitere
können sich ereignen. In der Anlage fällt bei der Produktion Atommüll an,
die Anlage könnte zur Produktion von atomwaffentauglichem Uran umgerüstet
werden, der Anlagenbetrieb setzt den menschen- und umweltfeindlichen
Uranabbau voraus und der ganze Anlagenbereich (inclusive Uranfreilager, in
dem zigtausende Tonnen hochgefährliches Uranhexafluorid lagern) ist nicht
gegen Flugzeugabstürze gesichert.

Der nächste Sonntagsspaziergang an der Gronauer Urananreicherungsanlage
findet am ersten Sonntag im Dezember statt (2. Dezember), dann wieder
traditionell als Nikolaus-Spaziergang. Erfahrungsgemäß wird dann der
Anti-Atomkraft-Nikolaus wieder die SpaziergängerInnen mit kleinen Präsenten
für ihr Durchhaltevermögen "belohnen".


Weitere Informationen:

http://www.enschedevoorvrede.nl

https://abruesten.jetzt

http://www.nrw.dfg-vk.de

https://bbu-online.de/Presse.htm

https://www.ippnw.de/atomenergie.html

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

https://hambacherforst.org

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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WALD/374: Hambacher Forst - keine Räumung bis zum Schlichtungsergebnis ... (BUND NRW)

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 7. November 2018

Hambacher Wald: BUND unterstützt Forderung nach Schlichter



Düsseldorf, 07.11.2018 | Der nordrhein-westfälische Landesverband des Bund
für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) unterstützt die heute von
Bündnis 90/Die Grünen erhobene Forderung nach Einsetzung eines unabhängigen
Schlichters im Hambacher Wald.

"Die ständige Eskalationsspirale muss ein Ende haben", forderte der
BUND-Landesvorsitzende Holger Sticht. "Ansonsten gibt es nur Verlierer. Vor
allem der kostbare Hambacher Wald wird der Leidtragende sein." Wie die
unter "fadenscheinigen Begründungen veranlasste, vollkommen
unverhältnismäßige Baumhausräumung" im September gezeigt habe, könne mit
solchen Maßnahmen kein sozialer Frieden geschaffen werden. Auch hätten die
Räumungen zu schwerwiegenden Eingriffen in den ökologischen Kernbereich des
Hambacher Waldes geführt. Dem gegenüber hätten die langjährigen
Waldbesetzungen noch keine irreversiblen Auswirkungen auf die Natur gehabt.
So sei zum Beispiel die Population der Bechstein-Fledermaus stabil.

Mit großer Sorge verfolgt der BUND die aktuellen Vorbereitungen für
Räumungen der nach dem gerichtlichen Rodungsstopp neu entstandenen wenigen
Baumhäuser. "Zumindest bis zur endgültigen Entscheidung über die
BUND-Klagen sollte eine tragfähige Lösung gefunden werden, die eine
öffentliche Kontrolle im Wald sicher stellt, gleichzeitig aber diesen auch
schont", so Sticht. "Die in den sozialen Medien von RWE-Sympathisanten
gegen den Wald ausgesprochenen Drohungen zeigen, dass eine angemessene
Bewachung vor Ort leider weiter erforderlich ist."

Bislang, so die BUND-Kritik, habe die Landesregierung keinen Beitrag zur
Befriedung der Situation geleistet. Ministerpräsident Armin Laschet müsse
deshalb endlich seine einseitige Unterstützung der RWE-Interessen beenden
und die Verantwortung für eine Befriedung der Region wahrnehmen. Sein
bisheriges Agieren steht nach BUND-Auffassung in krassem Widerspruch zu den
Ankündigungen nach dem am 5. Oktober verhängten Rodungsstopp. Damals hatte
Laschet gesagt, jetzt sei der Raum für Gespräche, und den sollten alle
Beteiligten nutzen. Es müsse ein Weg gefunden werden, die unterschiedlichen
Interessen miteinander zu versöhnen. Auf ein entsprechendes
Gesprächsangebot wartete der BUND bislang vergebens.


Mehr Infos:

www.bund-nrw.de/hambach

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 7. November 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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WALD/373: Treburer Oberwald - Vertreibung der Besetzer ... (Robin Wood)

ROBIN WOOD-Pressemitteilung vom 6.11.2018

Polizei räumt Waldcamp gegen Frankfurter Flughafenausbau

ROBIN WOOD protestiert und fordert Erhalt des Treburer Oberwaldes



Heute früh hat die Polizei mit der Räumung des Waldcamps im Treburer
Oberwald am Frankfurter Flughafen begonnen. ROBIN WOOD protestiert gegen
die Räumung und solidarisiert sich mit den aus unabhängigen
Zusammenhängen kommenden Waldbesetzer*innen, die sich seit Januar diesen
Jahres für den Erhalt des Waldes und gegen den weiteren Flughafenausbau
einsetzen. Die Polizei ist mit Dutzenden von Einsatzfahrzeugen, einem
Räumpanzer und einer Hebebühne vor Ort.

Die Betreibergesellschaft des Frankfurter Flughafens, Fraport, will den
Wald roden, um einen neuen Autobahnanschluss für das Terminal 3 zu
bauen. Von den sechs Hektar sind 4,5 zur Rodung und 1,5 Hektar als
Verfügungsfläche für die Bauarbeiten vorgesehen. ROBIN WOOD hält zum
Schutz von Menschen, Wald und Klima den Rückbau statt eines weiteren
Ausbaus des Frankfurter Flughafens für notwendig.

"Die das Klima am besten schützende Vegetation dieses Planeten soll
gefällt werden, um die klimaschädlichste Fortbewegungsart, das Fliegen,
zu fördern. Das ist absurd und läuft allen Klimazielen zuwider. Deshalb
fordern wir: Hände weg vom Treburer Wald!", sagt Jana Ballenthien,
Waldreferentin von ROBIN WOOD.

Anfang der 90er Jahre bekam der Treburer Oberwald den Schutzstatus
"Bannwald". Damit wurde ihm nach dem hessischen Landeswaldgesetz eine
außergewöhnliche Bedeutung für den Wasserhaushalt, das Klima und die
Luftreinigung zugesprochen - Funktionen, die Wälder insbesondere in
Verdichtungsräumen und waldarmen Gebieten übernehmen. Doch kaum
erhalten, wurde der Status immer wieder aufgehoben, um weitere Bäume für
verschiedene Stadien des Flughafenausbaus abzuholzen.

Aus Sicht von ROBIN WOOD ist es wichtig, dass Menschen hier und jetzt
entschlossen für den Erhalt von Wäldern und gegen klimaschädliche
Industrien wie Flugverkehr oder Kohleverstromung eintreten, damit der
Druck von unten wächst und Klimaschutz vor Profit geht.

 * 

Quelle:

ROBIN WOOD e.V.

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg

21073 Hamburg (Harburg)

Telefon: 040-380 89 2-0, Fax: 040-380 89 2-14

E-Mail: geschaeftsstelle@robinwood.de

Internet: https://www.robinwood.de
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GEFAHR/039: Brandsatz Fukushima - Soziale Manipulation und Gefährdungsverblendung ... (SB)




[image: Grafische Darstellung der Strahlenausbreitung von Fukushima im gesamten Pazifischen Ozean, hinterlegt mit dem Symbol für Radioaktivität und der Überschrift: 'Noch 10 Jahre?' - Grafik: © 2013 by Schattenblick]

Brandsatz Fukushima

Grafik: © 2013 by Schattenblick



Der japanischen Regierung ist es gelungen, die kritische
Berichterstattung über die Havarie des Atomkraftwerks Fukushima
Daiichi weitgehend aus den Medien herauszuhalten. In der im Nordosten
des Landes gelegenen Anlage waren am 11. März 2011 nach einem
Erdbeben und anschließendem Tsunami vier von sechs Kernreaktoren
zerstört worden, Kernschmelzen setzten ein. In den nächsten Stunden
ereigneten sich in drei dieser Anlagen Wasserstoffexplosionen, im
vierten Meiler fingen die Brennstäbe in einem leck geschlagenen
Abklingbecken Feuer. Seitdem strömten den offiziellen Angaben zufolge
täglich 400 Tonnen teils hochradioaktives Wasser ungefiltert ins
Meer. Trotz diverser Schutzmaßnahmen (Eiswall rund um das havarierte
Akw, Grundwasser-Bypass von oberhalb der Anlage zum Meer,
Stahlspundwand am Hafenbecken) sind es noch immer 150 Tonnen täglich.
Das ist keine Kleinigkeit.

Zum einen handelt es sich um Grundwasser, das von den Bergen kommend
in die zerrütteten Fundamente der Meiler eindringt, Radionuklide
aufnimmt und weiter unterirdisch ins nahegelegene Meer fließt. Zum
anderen müssen die havarierten Meiler ständig mit Wasser gekühlt
werden. Nur ein Teil des Lösch- und Grundwassers wird abgefangen,
durch die Dekontaminationsanlage ALPS geschickt und in Tanks auf dem
Gelände gelagert.

Darüber hinaus wurden weite Landstriche auf dem Luftweg verstrahlt.
Japan hatte gewaltiges Glück gehabt, daß der Wind die radioaktiven
Wolken, die sich vor allem in den ersten Tagen nach Beginn der
Katastrophe bildeten, nur kurze Zeit in Richtung Tokio geweht, dann
aber gedreht und die Strahlenpartikel in Richtung Meer befördert hat.
Dessen ungeachtet mußte die Regierung eine Sperrzone rund um das Akw
Fukushima Daiichi von zunächst 20 Kilometer einrichten. Sie wurde
dann auf 30 Kilometer erweitert. Wobei sich die Strahlung nicht an
die mit dem Zirkel gezogene Evakuierungszone gehalten hat.

Weite Gebiete außerhalb der Sperrzone wurden ebenfalls verstrahlt.
Wer dort gewohnt hat, hat möglicherweise Pech gehabt, denn im
Gegensatz zu den aufgrund behördlicher Anordnung evakuierten
Menschen, kamen die "freiwillig" Evakuierten nicht in den gleichen
Genuß entsprechender staatlicher Kompensationszahlungen. Sie
erhielten, wenn überhaupt, eine geringere Entschädigung. Diese
Zahlungen wurden im März 2017 eingestellt.

Inzwischen übt die Regierung massiven Druck auf die Evakuierten aus,
wieder in ihre mutmaßlich dekontaminierte Heimat zurückzukehren. Die
Evakuierungsanordnung wurde für einige Gebiete innerhalb der
Sperrzone aufgehoben. Angeblich ist dort die Strahlung so weit
abgeklungen, daß sie unterhalb der Grenzwerte liegt. Das erweist sich
jedoch weitgehend als Wunschdenken.

Erst vor kurzem hat der UN-Sonderberichterstatter für gefährliche
Stoffe und Abfälle, Baskut Tuncak, in einem Bericht an die
UN-Generalversammlung in New York die japanische Regierung
aufgefordert, die Rückkehr von Kindern und Frauen im gebärfähigen
Alter in jene Gebiete zu stoppen, die höher verstrahlt sind als die
Grenzwerte es zuließen, die vor der Fukushima-Havarie in Japan
gegolten haben. Es sei äußerst besorgniserregend, daß die Regierung
die Grenzwerte der radioaktiven Belastung um das 20fache von zuvor 1
Millisievert pro Jahr (1 mSv/a) auf 20 mSv/a angehoben hat, schreibt
Baskut Tuncak und sagt: "Es ist enttäuschend zu erleben, daß Japan
die Empfehlung des UN-Menschenrechtsüberwachungsmechanismus (UPR) aus
dem Jahr 2017, zu dem zurückzukehren, was es vor der Atomkatastrophe
für eine akzeptable Strahlendosis angesehen hat, zu ignorieren
scheint." [1]

Die Empfehlung war von Deutschland vorgebracht worden und Japan hatte
zugestimmt, sie anzunehmen. Doch daraus ist anscheinend nichts
geworden. In der Bundesrepublik und anderen EU-Mitgliedsländern gilt
ein Grenzwert von 1 mSv/a, wohingegen 20 mSv/a nur für Personen
zulässig ist, die von Berufs wegen strahlenexponiert sind.

Der UN-Menschenrechtler sagt, Japan habe die Pflicht, die Kinder zu
schützen, denn es habe die UN-Kinderrechtskonvention unterzeichnet
und die schreibe vor, daß Kindern der höchstmögliche Schutzstandard
zu gewährleisten ist. Die vermeidbare Strahlenexposition müsse auf
ein Minimum reduziert werden.

Indem die Regierung Japans die Evakuierungsanordnung Schritt für
Schritt, Gebiet für Gebiet aufhebt, erweckt sie den Eindruck, als
machten die Dekontaminationsarbeiten Fortschritte oder als klinge die
Strahlung mit der Zeit ab. Beides trifft jedoch nur sehr bedingt zu.
Erstens werden zuvor dekontaminierte Flächen durch Wind und Wetter
erneut verstrahlt, und man kann nicht nach jedem Regenguß abermals
die obersten 20 Zentimeter der Erde abtragen. Zweitens werden die
ausgedehnten Waldgebiete der Präfektur Fukushima gar nicht erst von
Radionukliden befreit. Die Dekontaminationsarbeiten beschränken sich
auf die Siedlungsgebiete und die Flächen im Abstand von rund 20 Meter
um sie herum sowie einige Verkehrswege. Drittens sind viele der
Radionuklide langlebig. Cäsium-137 zum Beispiel hat eine
Halbwertszeit von 30 Jahren, Strontium-90 von 28,5 Jahren - auf den
physikalischen Effekt des natürlichen Atomzerfalls können die
Menschen in Fukushima lange warten.

Selbst die am stärksten verstrahlten Flächen sollen innerhalb der
nächsten fünf Jahre freigegeben werden. Doch bereits im Jahr 2020
finden in Japan die Olympischen Sommerspiele statt. Bis dahin dürfte
die japanische Regierung noch einige Anstrengungen unternehmen, um
mehr Menschen in die vormalige Evakuierungszone zu nötigen. Denn
bisher verläuft die Rückkehr eher harzig, das durch zahlreiche
Beispiele genährte Mißtrauen der Menschen gegenüber den
Machenschaften von Staat und Nuklearwirtschaft, deren mafiös
anmutende Kooperation in Japan als "das Dorf" umschrieben wird, läßt
sich mit noch so wohlfeilen Worten nicht aus der Welt schaffen.


Fußnote:

[1] https://www.ohchr.org/EN/NewsEvents/Pages/DisplayNews.aspx?NewsID=23772&LangID=E

5. November 2018
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KOHLEALARM/515: Klimakampf und Kohlefront - Treffen bei Jänschwalde ... (Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit)

3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit - 2. Oktober 2018

Zwischenbilanz der Klimapilger: Schon 1.344 Menschen "erlaufen" fürs
Klima über 30.000 km



Aus Anlass des großen Aktionstags in Dresden zieht der 3. Ökumenische
Pilgerweg für Klimagerechtigkeit eine Zwischenbilanz. Seit dem Start am
9.9. in Bonn haben sich bereits 1.344 Menschen an dem Marsch fürs Klima
beteiligt. Neben wechselnden Tagespilgern gibt es dabei auch eine feste
Gruppe von Dauerpilgern, welche die gesamte Strecke von 1.700 km bis
Katowice gehen. Bis einschließlich Dresden hatten sie davon 1.105
geschafft.

Addiert man die gelaufenen Kilometer aller Pilger/innen, haben die Pilger
bereits 31.912 Kilometer geschafft!

Vom 5. bis zum 11. November laufen die Pilger quer durch die Lausitz, von
Hoyerswerda bis Jänschwalde, vorbei an Tagebauseen und Kippenflächen
des DDR-Braunkohlenbergbaus, entlang der "braunen Spree, vorbei an
Grubenkanten, Kraftwerken. Dabei besuchen sie "Kraftorte" wie das
Hofprojekt "Eine Spinnerei - vom nachhaltigen Leben" und
"Schmerzpunkte". (Link zum Programm s.u.).

So treffen die Pilger am 6.11. im Bergschlösschen Spremberg auf
Tagebaubetroffene, die über ihre Erfahrungen mit erlebten und drohenden
Umsiedlungen berichten. Nach einem Aktionstag in Cottbus am 8.11. geht
es mit einer großen Pilgerprozession am 9.11. zu Fuß nach Jänschwalde,
wo die Pilger direkt vor dem Kraftwerk zu einer Kundgebung aufrufen und
die Umweltgruppe Cottbus eine Theaterperformance geplant hat.

So treffen die Pilger am 6.11. im Bergschlösschen Spremberg auf
Tagebaubetroffene, die über ihre Erfahrungen mit erlebten und drohenden
Umsiedlungen berichten. Nach einem Aktionstag in Cottbus am 8.11. geht
es mit einer großen Pilgerprozession am 9.11. zu Fuß nach Jänschwalde,
wo die Pilger direkt vor dem Kraftwerk zu einer Kundgebung aufrufen und
die Umweltgruppe Cottbus eine Theaterperformance geplant hat.


Hintergrund

Der deutsch-polnische ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt
über 78 Stationen und 1.700 gelaufene Kilometer und endet am 9. Dezember
im polnischen Katowice, wo die 24. Welt-Klimakonferenz (COP 24)
stattfindet. Die Pilgerinnen und Pilger gehen durch die drei großen
deutschen Braunkohlegebiete, besuchen besondere "Schmerzpunkte" (z. B.
Hambacher Forst, Pödelwitz bei Leipzig, Lausitz) und stärken sich
spirituell an "Kraftorten", bei Gottesdiensten und im gemeinsamen Gebet.
Knapp einen Monat nach ihrem Start in Bonn haben die Klimapilger schon
über 15.000 Kilometer "unter den Füßen". Auf ihrem rund drei Monate
andauernden und 78 Tagesetappen umfassenden Weg sind täglich kleine
und große Veranstaltungen, Andachten, Aktionstage und Demonstrationen
geplant. Den deutschen Höhepunkt bildet die Übergabe der Forderungen
und Fürsprachen an Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier (angefragt)
und die Mitglieder der Kohlekommission am 26.11. in Berlin. Am 7.
Dezember werden die Pilgerinnen und Pilger dann in Katowice erwartet.

Unterwegs werben die Pilgerinnen und Pilger bei 14 Aktionstagen und
zahlreichen weiteren Veranstaltungen für die Forderungen des
Klimapilgerwegs, u. a. die Einleitung des Kohleausstiegs in Deutschland.
Der Ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit wird unterstützt von
einem breiten ökumenischen Bündnis aus 40 Organisationen, Initiativen und
Unternehmen, darunter Brot für die Welt, das Bischöfliche Hilfswerk
MISEREOR e.V., die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), die
Deutsche Bischofskonferenz und das Kindermissionswerk 'Die Sternsinger'.

Weitere Informationen, aktuelle Route, Anmeldung und Fürsprachen
unter:

www.klimapilgern.de.

 * 

Quelle:

3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig e.V.

Paul-List-Straße 19 | 04103 Leipzig

E-Mail: klimapilgerweg@lmw-mission.de

Internet: http://www.klimapilgern.de

https://www.facebook.com/klimapilgerweg
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SPRACHE/981: Globale Sprachenvielfalt reflektiert die natürliche Umwelt (idw)

Eberhard Karls Universität Tübingen - 06.11.2018

Globale Sprachenvielfalt reflektiert die natürliche Umwelt

Linguisten der Universität Tübingen untersuchen Umweltfaktoren, die
Einfluss auf die Evolution von Sprachen nehmen



Weltweit werden heute mehr als 7.000 Sprachen gesprochen. Wie es zu dieser
immensen Vielfalt kam, wird in der Wissenschaft kontrovers diskutiert. Nun
hat ein internationales Forscherteam untersucht, ob soziale und
geografische Faktoren sowie das Klima Einfluss auf die Auffächerung von
Sprachfamilien hatten. Zu dem Team gehörten Christian Bentz und Gerhard
Jäger vom Seminar für Sprachwissenschaft der Universität Tübingen, Dan
Dediu vom Collegium de Lyon und dem Max-Planck-Institut für
Psycholinguistik in Nijmegen sowie Annemarie Verkerk vom
Max-Planck-Institut für Menschheitsgeschichte in Jena. Die Forscher
untersuchten 46 Sprachfamilien im statistischen Zusammenhang mit Umwelt-
und Klimadaten aus den jeweiligen Regionen. In den meisten Fällen ließ sich
die Entstehung der Sprachenvielfalt nicht allein durch eine konstante
Änderungsrate erklären, wie sie etwa durch Zufallseinflüsse zu erwarten
wäre. Vielmehr spielen in den Weltregionen unterschiedliche Umweltfaktoren
eine Rolle bei der Frage, wie schnell sich eine Sprachenlinie
weiterentwickelt und wie stark sie sich verzweigt. Solche Faktoren können
zum Beispiel die Größe der Bevölkerung sein, die die Sprache spricht, oder
auch die Lage der Siedlungsorte. Die Studie wird in der Fachzeitschrift
Nature Human Behaviour veröffentlicht.

Sprachenvielfalt entsteht über individuelle Abweichungen im Sprachgebrauch
und über die geografisch wie auch zeitlich eingegrenzte Bildung sozialer
Gruppen. Soweit sind sich die Forscherinnen und Forscher einig. Doch
darüber hinaus variieren die Einschätzungen stark. "Manche Linguisten
betrachten Sprachenvielfalt sogar als ein Randphänomen und interessieren
sich nur für den Ursprung und die Gemeinsamkeiten, die alle Sprachen
vereinen", berichten die Autoren. Andere sähen als Motor der
Ausdifferenzierung vor allem zufällige Prozesse am Werk. Das Forscherteam
wollte daher prüfen, ob Einflüsse der sozialen und physischen Umgebung auf
die Sprachevolution messbar sind.

Komplexes Bild der Sprachevolution

"Schon bei oberflächlicher Betrachtung gibt es eine ganze Palette an
sprachlichen Welten: Einige Sprachen werden von mehreren Größenordnungen
mehr an Sprechern genutzt als andere. Manche verbreiten sich über riesige
Regionen oder - wie Englisch, Spanisch, Hocharabisch und Mandarin - über
mehrere Kontinente", sagen die Wissenschaftler. Das Bild werde noch
komplexer, wenn man Sprachfamilien betrachte. Das sind Gruppen von
Sprachen, die von einem gemeinsamen Vorfahren abstammen, einer Sprache,
die meist vor mehreren Tausend Jahren gesprochen wurde. "Manche dieser
Ursprungssprachen explodierten geradezu in eine riesige Vielfalt von
Nachfolgern und bildeten Familien mit Tausenden von Mitgliedern, die
große Gebiete überspannen wie die Atlantik-Kongo-Sprachfamilie, die weite
Teile von Afrika umfasst, oder die austronesische Sprachfamilie im
Pazifik."

Für die aktuelle Studie sammelten die Forscher mehr als 6.000
Abstammungsbäume aus 46 Sprachfamilien. Sie wurden in ihrer Verbreitung
mit geografischen Daten, der Höhe über dem Meeresspiegel, der Entfernung
zu Ozeanen, Seen oder Flüssen und Klimadaten unterlegt, um potenzielle
Zusammenhänge zwischen Umweltfaktoren und der Sprachenauffächerung
aufzuspüren. "Kern unserer Befunde ist die Feststellung, dass ein
Standardmodell der Sprachenevolution mit einer konstanten Änderungsrate
die tatsächliche Entwicklung nicht abdeckt", sagt Christian Bentz. Das
Zusammenspiel von Umwelt und Sprachstrukturen sei mit dem Standardmodell
nicht fassbar. "Vermutlich lässt sich auch kein Modell der
Sprachendiversifikation aufstellen, das auf alle Sprachfamilien und
Sprachen anwendbar wäre." Weltweit sei es unterschiedlich, welche
Umweltfaktoren die Entwicklung am stärksten geprägt haben. "Zum Beispiel
zeigt sich bei Sprachen aus afrikanischen und eurasischen Sprachfamilien
eine steigende Auffächerung auf einer Ost-West-Achse, bei den Sprachen
Nord- und Südamerikas dagegen von Norden nach Süden." Bei den 
sino-tibetischen und austronesischen Sprachen spielten weitere Faktoren wie
Berg- oder Tallagen der Verbreitungsorte der Sprachen und die Zahl der
Sprecher eine Rolle.


Originalpublikation:

Christian Bentz, Dan Dediu, Annemarie Verkerk and Gerhard Jäger: The
evolution of language families is shaped by the environment beyond neutral
drift. Nature Human Behaviour, DOI 10.1038/s41562-018-0457-6.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 06.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UNIVERSITÄT/245: Mainzer Expertise für neues Webportal zu Kleinen Fächern (idw)

Hochschule Mainz - 05.11.2018

Mainzer Expertise für neues Webportal zu Kleinen Fächern



Vollständig neues Konzept für das Portal "Kleine Fächer" mit
wissenschaftlicher Kartierung der rund 150 kleinen Fächer an deutschen
Universitäten, einer neuen Datenbank zu Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern aus diesen Fächern sowie einem Blog. An dem
Kooperationsprojektes waren die Arbeitsstelle Kleine Fächer am Zentrum für
Qualitätsentwicklung und -sicherung der Johannes Gutenberg-Universität,
das i3mainz - Institut für Raumbezogene Informations- und Messtechnik der
Hochschule Mainz sowie die Digitale Akademie der Akademie der
Wissenschaften und der Literatur beteiligt.

Seit Anfang November 2018 ist das neue Portal "Kleine Fächer" online. Das
Portal wurde unter dem Aspekt der Nutzerorientierung vollständig neu
konzipiert und bietet nun neben umfangreichen Informationen und einer
wissenschaftlichen Kartierung der rund 150 kleinen Fächer an deutschen
Universitäten auch eine neue Datenbank zu Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern aus diesen Fächern sowie einen Blog. Die Neukonzeption
ist das Ergebnis eines wissenschaftlichen Kooperationsprojektes zwischen
der Arbeitsstelle Kleine Fächer am Zentrum für Qualitätsentwicklung und
-sicherung der Johannes Gutenberg-Universität, dem i3mainz - Institut für
Raumbezogene Informations- und Messtechnik der Hochschule Mainz sowie der
Digitalen Akademie der Akademie der Wissenschaften und der Literatur.

Vertreterinnen und Vertreter der Kleinen Fächer, Hochschulleitungen,
hochschulpolitische Gremien und Förderer, aber auch Medienvertreter und
die breite Öffentlichkeit können über das Portal umfangreiche
Informationen zu den Kleinen Fächer abrufen. Im Mittelpunkt steht die
wissenschaftliche Kartierung der Kleinen Fächer durch die Arbeitsstelle.
Eine Datenbank von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus den
Fächern erweitert das Informationsangebot nun und bietet Möglichkeiten zur
Vernetzung. Als gemeinsames Forum dient das neue Blog des Portals. Die
Entwicklung des Portal ist Teil des vom BMBF geförderten Projekts
"Erfahrungsaustausch, Vernetzung und Förderung der Sichtbarkeit Kleiner
Fächer".

Zur Umsetzung des anspruchsvollen Projekts musste eine Vielzahl an
Kompetenzen zusammengeführt werden, die am i3mainz und der Digitalen
Akademie vorhanden sind. Beide Partner kooperieren seit 2015 unter dem
Dach Mainzer Zentrum für Digitalität in den Geistes- und
Kulturwissenschaften (mainzed), einem Kompetenznetzwerk für Digital
Humanities, in Forschung und Lehre. "Dank dieser Vernetzung können wir nun
sehr viel produktiver auch so große Projekte wie die Entwicklung des neuen
Portals umsetzen", betont Professor Kai-Christian Bruhn von der
Hochschule Mainz, der zugleich Direktor des mainzed ist. Auch Torsten
Schrade, Leiter der Digitalen Akademie und Professor für Digital
Humanities an der Hochschule Mainz, erklärt, dass "innerhalb von mainzed
eine ideale Verbindung von digitaler Forschung, Lehre und
Methodenentwicklung gerade im Bereich der kleinen Fächer stattfindet. Das
liegt besonders daran, dass den kleinen Fächern am Wissensstandort Mainz
eine große Bedeutung zukommt: neben der Arbeitsstelle an der Universität
erfolgen dort auch Forschungs- und Lehrtätigkeiten in insgesamt 45 kleinen
Fächern."

Für das neue Portal wurde die Darstellung der wissenschaftlichen
Erforschung der insgesamt rund 150 Kleinen Fächer durch die Arbeitsstelle
vollständig überarbeitet. Die Entwicklung des einzelnen Fachs kann nun
deutschlandweit sowie bezogen auf das Bundesland und den Standort
betrachtet werden. Dynamische Grafiken und Karten geben dabei Übersicht.
Die Expertendatenbank ist ein neu geschaffenes Angebot, das die Suche nach
Experten für die Presse, für Gutachten und für gemeinsame
Forschungsvorhaben erleichtert. Die Datenbank kann unter anderem nach
Fachdisziplin, regionalem und chronologischem Forschungsschwerpunkt sowie
nach Sprachkompetenzen durchsucht werden. Umfassende Informationen zu den
hochschulpolitischen Rahmenbedingungen, Förderprogrammen und erfolgreichen
Verbundinitiativen sind im dritten Bereich des Portals zusammengefasst. In
das Portal Integriert ist ist schließlich als vierter Teilbereich ein von
der Arbeitsstelle moderiertes Blog mit Hinweisen zu Publikationen,
Veranstaltungen und neuen Forschungsinitiativen.

Das i3mainz - Institut für Raumbezogene Informations- und Messtechnik an
der Hochschule Mainz beschäftigt sich seit 20 Jahren mit Forschungs- und
Entwicklungsaufgaben sowie mit Technologietransfer vor allem in den
Bereichen der 3D-Messtechnik, Bildanalyse, Forschungsdateninfrastrukturen,
Semantische Modellierung, Spatial Humanities und Kommunikationsdesign für
die Entwicklung webbasierter Forschungssoftware.

Die Digitale Akademie ist die Digital Humanities Forschungseinrichtung der
Akademie der Wissenschaften und der Literatur | Mainz. Besondere
Forschungsschwerpunkte des Teams bilden Standardisierungs-, Modellierungs-
und Analyseverfahren für geisteswissenschaftliche Forschungsdaten, das
Research Software Engineering in den Geisteswissenschaften unter
besonderer Einbeziehung von Aspekten der Nachhaltigkeit, der Einsatz
aktueller Webtechnologien in kulturellen Forschungskontexten, Methoden der
Netzwerkanalyse und der Graphentechnologien in den Geisteswissenschaften
sowie die Modellierung und Anwendung von Linked Open Data zur Erschließung
neuer Potentiale für geistes- und kulturwissenschaftliche
Forschungsfragen.

Die Arbeitsstelle Kleine Fächer kartiert seit 2007 die sogenannten kleinen
Fächer an deutschen Universitäten. Darüber hinaus hat sie sich im Zuge
unterschiedlicher Projekte der vertiefenden Untersuchung der Situation
kleiner Fächer gewidmet.




Weitere Informationen unter:

https://www.kleinefaecher.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution562

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Mainz, 05.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/4180: Berlin - Neue Lyrik aus dem Norden, 15.11.2018

Haus für Poesie, Programmvorschau für November 2018

Do., 15.11.18, 19.00 Uhr

Neue Lyrik aus dem Norden

Lesung



Mit Ulrik Farestad, Autor, Norwegen | Sten Kaaloe, Autor, Bovlund,
Südjütland | Cecilie Lind, Autorin, Dänemark | Rasmus Nikolajsen, Autor,
Dänemark | Malte Persson, Autor, Berlin | Linda Vilhjálmsdóttir, Autorin,
Island

Sechs Dichterinnen und Dichter aus dem Norden stellen in Lesung und
Gespräch neue Werke vor. Unter ihnen Sten Kaaloe, Cecilie Lind und Rasmus
Nikolajsen, drei der insgesamt zehn dänischen Dichterinnen und Dichter,
die im zweisprachigen Gedichtband Hier habt ihr mich (Verlag
Parasitenpresse, Übersetzung: Phillipp Botte, Justus Carl, Sarah Fengler,
Berit Huntebrinker, Rosa-Claire Reinicke, Viktoria Marie Stowasser und
André Wilkening) vertreten sind.

Der Dichter und Übersetzer Ulrik Farestad (geboren 1984 in Oslo) ist eine
der interessantesten Stimmen der jungen norwegischen Lyrik. Er liest aus
seinem im März auf Deutsch erschienenen Gedichtband Staub, Sterne, Pixel
(Edition Rugerup 2018, Übersetzung: Klaus Anders).

Sten Kaaloe (geboren 1945 in Frederiksberg) debütierte 1969 mit seiner
ersten Gedichtsammlung Med hud og hår (Mit Haut und Haaren). Es folgten
Bücher und Theaterstücke, Hörspiele und Kirchenlieder.

Cecilie Lind (geboren 1991 in Ringkoebing) ist Absolventin der
Autorenschule in Kopenhagen. Ihre ersten Gedichte Ulven åd min eyeliner
wurden 2010 publiziert. 2012 erschien Dughaerget pupil accelererer
tusmoerke als "Un-Sagen", Linds eigene Genrebezeichnung. In den
Prosagedichten werden bekannte Märchenuniversen und Mythologien
durcheinandergewirbelt.

Rasmus Nikolajsen (geboren 1977 in Kopenhagen) studierte
Literaturwissenschaft und debütierte 2000 mit dem Gedichtband digte om
lidt (gedichte in kürze). Seitdem hat er sechs weitere Gedichtbände sowie
Prosabände veröffentlicht. In seinen Gedichten thematisiert Nikolajsen oft
sein Verhältnis zur Natur.

Malte Persson (geboren 1976 in Stockholm) ist Dichter,
Prosaschriftsteller, Kritiker und Übersetzer. Sein Debütroman Livet på den
här planeten (Das Leben auf diesem Planeten) erschien 2002 (Albert
Bonniers Förlag) und war wie auch sein Historienroman Edelcrantz
förbindelser (Edelcrantz' Beziehungen) aus dem Jahr 2008 für die
Auszeichnung als bester schwedischer Roman des Jahres nominiert. Zwei
weitere Romane und ein Bilderbuch zählen ebenso zu seinem
schriftstellerischen Werk wie mehrere Gedichtbände. Im Frühjahr 2018
erschien in Schweden sein neuer Gedichtband Till dikten (An das Gedicht).

Linda Vilhjálmsdóttir (geboren 1958 in Reykjavik) arbeitete viele Jahre
als Krankenpflegerin. 1990 erschien ihr erster Gedichtband Blaufaden. Ihm
folgten bisher fünf weitere Gedichtbände, mehrere Theaterstücke und ein
autobiografischer Roman. Sie stellt ihren neuen Gedichtband Freiheit
(elifverlag 2018, Übersetzung: Wolfgang Schiffer, Jón Thor Gíslason) vor.
Am Beispiel Islands beinhalten Linda Vilhjálmsdóttirs Texte eine kluge
poetische Analyse einer unter den Machtinteressen von Politik und
Finanzkapitalismus leidenden und zugleich durch scheinbare Erfolge
verführbaren Gesellschaft; sie sind Anklage und als solche ein kraftvoller
Appell zur Daseinsveränderung.

Eine Veranstaltung des Hauses fur Poesie, der Königlichen Dänischen
Botschaft, der Königlichen Norwegischen Botschaft, der Schwedischen
Botschaft und der Botschaft von Island in Kooperation mit dem Institut für
Skandinavistik der Goethe-Universität Frankfurt am Main und dem Hessischen
Literaturforum, Parasitenpresse, der Edition Rugerup und dem Elif Verlag.
Mit freundlicher Unterstützung der Danish Arts Foundation.

Eintritt: 6/4EUR Karten an der Abendkasse

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für November 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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LESUNG/4179: Berlin - Ron Padgett, "Die schönsten Streichhölzer der Welt", 12.11.2018

Haus für Poesie, Programmvorschau für November 2018

Mo., 12.11.18, 18.30 Uhr

Ron Padgett "Die schönsten Streichhölzer der Welt"

Lesung & Gespräch

Mit Ron Padgett, Autor, New York

Jan Volker Röhnert, Autor und Übersetzer, Berlin



Ron Padgett (geboren 1942 in Tulsa/ Oklahoma) ist neben Ted Berrigan einer
der bekanntesten Vertreter der zweiten Generation der New York School.
Frank O'Hara, das Zentralgestirn der ersten Generation und Inbegriff des
schwulen Dichter-Flaneurs, ist der gute Geist in Padgetts Versen. Wie
O'Hara folgt Padgett dem Gedicht im Moment der Niederschrift, wohin auch
immer es ihn führt. Manchmal beginnt es mit dem Kauf einer blauweißen
Krawatte und endet mit einer verdunstenden Wolke und einem Mädchen aus
Martinique. Es ist eine Feier vor allem der kleinen Dinge, seien es nun
Zigarettenschachteln, Tesafilmröllchen oder Heftklammern.

Padgetts Werk liefert aber auch gedankenkühne "Gegenenwürfe zur Macht des
Faktischen" (Jan Volker Röhnert). Er bewegt sich dabei im Einflussgebiet
der europäischen Avantgarden. Padgetts Umgang mit dieser großen Tradition
ist immer amerikanisch lässig und dichterisch souverän. Der 1969
erschienene Band Great Balls of Fire war sein literarischer Durchbruch.

Einem noch größeren Publikum ist er spätestens seit Jim Jarmuschs Film
Paterson bekannt, in dem seine Verse die eigentliche Hauptrolle spielen.
Mit Die schönsten Streichhölzer der Welt (Dieterich'sche
Verlagsbuchhandlung 2017, Übersetzung: Jan Volker Röhnert) liegt nun eine
umfangreiche Auswahl aus dem Gesamtwerk von Ron Padgett vor.

Der Dichter und Literaturwissenschaftler Jan Volker Röhnert spricht mit
Ron Padgett über sein Werk und den Film Paterson. Im Anschluss zeigt der
ZEBRA-Poesiefilmclub um 20.30 Uhr den Film im Kino in der Kulturbrauerei.

Die Veranstaltung wird englisch-deutsch gedolmetscht.

Mit freundlicher Unterstützung durch Echoo Konferenzdolmetschen

Eintritt: 6/4 EUR | 9 EUR inkl. Film Karten an der Abendkasse

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für November 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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LESUNG/4178: Berlin - LaTasha N. Nevada Diggs: la digga-sprech, 11.11.2018

Haus für Poesie, Programmvorschau für November 2018

So., 11.11.18, 19.00 Uhr

LaTasha N. Nevada Diggs: la digga-sprech

Lesung & Gespräch

Mit LaTasha N. Nevada Diggs, Autorin, New York

Moderation: Swantje Lichtenstein, Autorin, Düsseldorf



LaTasha N. Nevada Diggs (geboren 1970 in New York) zählt neben Douglas
Kearney, Duriel E. Harris und Julian Talamantez Brolaski zu den
aufregenden Stimmen in der experimentellen Dichtung der USA. Sie ist eine
mythenschöpfende DJane, Sound-Artistin und Dichterin. Ihre Texte bewegen
sich im Spannungsfeld postkolonialer Kreolisierung. Es sind urbane,
babylonische Gesänge, ein Amalgam aus Dutzenden Sprachen (darunter Maori,
Hindi, Spanisch, Urdu, Japanisch und Swahili). Ihr Band TwERK (ein Verweis
auf die hohe Kunst des Booty Shakin' im Hip-Hop) enthält ironische Black
Nature Poems und Gedichte, die Titel tragen wie:
metromulitlingopollonegrocucarachasblahblahblah. Andere Texte decken
überraschende Verbindungen auf zwischen Björk, Alpakas und Scientology.

LaTasha N. Nevada Diggs wird Gedichte aus TwERK lesen, zudem neue bisher
unveröffentlichte Arbeiten aus zwei größeren Projekten, die sich mit
Harlem sowie den Folgen der Globalisierung auseinandersetzen. Hinzu kommen
improvisierte Texte, die von Eduardo Galeano, Jayne Cortez und Jeanne Lee
inspiriert sind. Durch den Abend führt die Text-Sound-Poetin Swantje
Lichtenstein.

Die Veranstaltung wird englisch-deutsch gedolmetscht.

Mit freundlicher Unterstützung durch Echoo Konferenzdolmetschen

Eintritt: 6/4 EUR Karten an der Abendkasse

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für November 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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TREFF/1264: Berlin - ZEBRA-Poesiefilmclub, "PATERSON", Komödie, USA 2016, 12.11.2018

Haus für Poesie, Programmvorschau für November 2018

Mo., 12.11.18, 20.30 Uhr

ZEBRA-Poesiefilmclub PATERSON

Film



Der Poesiefilmclub präsentiert die preisgekrönte Komödie Paterson (USA
2016) von Jim Jarmusch mit Adam Driver und Golshifteh Farahani in den
Hauptrollen im Kino in der Kulturbrauerei. Die Gedichte, die der Busfahrer
Paterson im Film verfasst, stammen aus der Feder von Ron Padgett, der am
selben Abend vorab um 18.30 Uhr im Haus für Poesie liest.

Paterson erzählt die Geschichte des Busfahrers Paterson, der genauso heißt
wie der Ort, in dem er lebt. Die Kleinstadt in New Jersey und ihre
eigentümlichen Bewohner sind die Inspiration für seine Gedichte, die er
Tag für Tag in der Mittagspause auf der Parkbank verfasst. Die Welt seiner
Frau Laura dagegen ist im ständigen Wandel. Fast täglich hat sie neue
Träume, jeder einzelne von ihnen ein anderes, inspirierendes Projekt.
Paterson liebt Laura und sie ihn. Er unterstützt ihre neugefundenen
Ambitionen, und sie bewundert seine Gabe für Poesie.

Der Film von Jim Jarmusch widmet sich mit viel Liebe zum Detail und
gewohnt lakonischem Humor seinen skurrilen Figuren, allen voran dem von
Shootingstar Adam Driver verkörperten Feingeist Paterson. Durch maximalen
Minimalismus gelingt Jarmusch ein außergewöhnliches Film-Gedicht.

Eintritt: 7/5 EUR | 9 EUR inkl. Lesung, Karten an der Abendkasse

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für November 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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VORTRAG/8418: Trier - "Dies academicus", Friedenspreisträgerin Aleida Assmann hält Festvortra, 14.11.2018

Universität Trier

Friedenspreisträgerin Aleida Assmann kommt zur Universität Trier

Die Kulturwissenschaftlerin hält den Festvortrag beim "Dies academicus"



Sie hat sich mit einem klaren Bekenntnis in die Flüchtlingsdebatte
eingeschaltet und tritt mit einem Plädoyer für aufgeklärte
Erinnerungskultur populistischen Parolen entgegen. Für diese Haltung
wurde Aleida Assmann und ihrem Mann Jan Assmann in diesem Jahr der
Friedenspreis des Deutschen Buchhandels verliehen. Am 14. November
kommt die Kulturwissenschaftlerin nach Trier. Beim "Dies academicus",
dem akademischen Feiertag der Universität, hält sie die Festrede.
Thema: "Jubiläen - Lotterie der Geschichte oder Denkmäler in der
Zeit?"

Die Professorin für Anglistik und Allgemeine Literaturwissenschaft
forscht und lehrt seit 1993 an der Universität Konstanz. Seit dieser
Zeit stehen Themenbereiche wie kulturelles Gedächtnis, Erinnerung und
Vergessen im Fokus ihrer Forschung. "Ihr Werk weist darauf hin, dass
ein offener und ehrlicher Umgang mit der Vergangenheit grundlegende
Bedingung für ein friedliches Miteinander ist", begründete die Jury
die Vergabe des Friedenspreises an Aleida Assmann.

Ihr Festvortrag um 16.15 Uhr steht im Zentrum des "Dies adcademicus"
2018. Ihm folgen die Verleihung des Preises des Deutschen Akademischen
Austauschdienstes (DAAD) und der Lehrpreise der Universität an
herausragende Dozenten. Der Freundeskreis Trierer Universität vergibt
in diesem Jahr neun Förderpreise an Nachwuchswissenschaftler aus den
sechs Fachbereichen der Universität. Gewürdigt werden damit die besten
Doktorarbeiten.

Den musikalischen Rahmen des Dies academicus setzen zu Beginn der Chor
des Collegium musicum der Universität und zum Abschluss das
Philharmonische Orchester der Stadt Trier. In dessen öffentlichem
Konzert stehen in diesem Jahr Ausschnitte aus dem "Pariser Leben" von
Jacques Offenbach auf dem Programm. Karten für das Konzert zu 5 Euro
gibt es ab sofort in der Buchhandlung Stephanus, Im Treff 23.

Dies academicus 2018

Mittwoch, 14. November 2018, 15.00 - 22.00

Universität Trier, Audimax (Mensa-Gebäude)

Das Programm

15:00 Uhr: Ökumenischer Hochschulgottesdienst; St. Augustinus, Im
Treff

16:00 Uhr: Musikalische Einleitung: Chor des Collegium musicum

16.15 Uhr: Festvortrag: Prof. Dr. Dr. h.c. Aleida Assmann: "Jubiläen -
Lotterie der Geschichte oder Denkmäler in der Zeit?"

17.15 Uhr: Verleihung des DAAD-Preises und Verleihung der Lehrpreise
der Universität

17:45 Uhr: Verleihung der Förderpreise an den wissenschaftlichen
Nachwuchs durch den Freundeskreis Trierer Universität
Anschließend: Empfang der Universität und des Freundeskreises Trierer
Universität

20.00 Uhr: Universitätskonzert

Philharmonisches Orchester der Stadt Trier

Ausschnitte aus "Pariser Leben" (Jacques Offenbach)

Dirigent: Wouter Padberg

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Trier, 5. November 2018

Universität Trier

Universitätsring 15, 54296 Trier

Pressestelle

Telefon: 0651 201-4239, Fax: 0651 201-42 47

E-Mail: presse@uni-trier.de

Internet: www.pressestelle.uni-trier.de
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MELDUNG/301: Türkei - Amnesty-Vertreter und weitere Menschenrechtler bleiben unschuldig angeklagt

Amnesty International - Pressemitteilung vom 7. November 2018

Türkei: keinerlei Zeichen für Normalisierung - 

Amnesty-Vertreter und weitere Menschenrechtler bleiben unschuldig
angeklagt

Amnesty International fordert Freisprüche für Taner Kılıç, Peter
Steudtner und weitere Aktivisten



BERLIN, 07.11.2018 - Der Prozess in Istanbul gegen Taner Kılıç,
Ehrenvorsitzender der türkischen Sektion von Amnesty International, den
deutschen Menschenrechtler Peter Steudtner, die frühere türkische 
Amnesty-Direktorin İdil Eser und acht weitere Menschenrechtsaktivisten ist
heute ohne den lange überfälligen Freispruch fortgesetzt worden. Dazu
äußert sich Markus N. Beeko, Generalsekretär von Amnesty International in
Deutschland:

"Die elf Menschenrechtler hätten heute endlich freigesprochen werden
müssen. Dass der Prozess weitergeht, belegt, wie die türkische Justiz
weiterhin als repressives Werkzeug benutzt wird, um kritische Stimmen
einzuschüchtern und wegzusperren."

"Vor wenigen Wochen hatte die türkische Regierung beim Staatsbesuch in
Deutschland einen Neuanfang versprochen. Mit Freisprüchen für die
angeklagten Menschenrechtler, unter denen der Deutsche Peter Steudtner ist,
hätte sie ein erstes Signal der Rückkehr zu Rechtsstaatlichkeit und
Menschenrechten senden können."

"Die internationale Gemeinschaft, die Bundesregierung und auch die
zahlreichen deutschen Wirtschaftsvertreter, die erst vor Kurzem in die
Türkei reisten, bleiben aufgefordert, die türkische Regierung an die
Einhaltung ihrer menschenrechtlichen Verpflichtungen zu erinnern. Wenn die
Regierung in Ankara einen Neuanfang ihrer internationalen Beziehungen
anstrebt, so muss dies mit der Einhaltung internationaler
Menschenrechtsstandards beginnen."

"Die Anschuldigungen gegen Taner Kılıç, Peter Steudtner,
İdil Eser und die anderen Menschenrechtler sind vollkommen absurd und
entbehren jeglicher Grundlage. Der politisch motivierte Prozess läuft seit
mehr als einem Jahr und bis heute haben die türkischen Behörden keinerlei
Beweise vorgelegt. Es ist eindeutig, dass die elf Angeklagten einzig und
allein wegen ihres Einsatzes für die Menschenrechte vor Gericht stehen."

"Neun der elf Menschenrechtler haben monatelang im Gefängnis gesessen,
unser Kollege Taner Kılıç weit über ein Jahr. Es drohen ihnen
weiterhin bis zu 15 Jahre Haft. Sie gehören damit zu den zahlreichen
Menschen, die in der Türkei seit Monaten willkürlich und entgegen
rechtsstaatlicher Grundsätze angeklagt oder sogar inhaftiert sind."


Hintergrund

Der Ehrenvorsitzende der türkischen Sektion von Amnesty International,
Taner Kılıç, und die als "Istanbul 10" bekannt gewordenen
Menschenrechtler, unter ihnen die frühere Direktorin von Amnesty
International in der Türkei, İdil Eser, und der deutsche
Menschenrechtstrainer Peter Steudtner, wurden im Sommer 2017 inhaftiert.
Im Oktober 2017 begann der Prozess gegen die elf Menschenrechtsverteidiger.
Ihnen werden ohne Vorlage jeglicher Beweise Mitgliedschaft beziehungsweise
Unterstützung einer "terroristischen Organisation" vorgeworfen. Am 25.
Oktober 2017 wurden die acht noch inhaftierten Menschenrechtler der
"Istanbul 10" nach fast vier Monaten aus der Untersuchungshaft entlassen.

Taner Kılıç blieb mehr als 14 Monate im Gefängnis. Ein
hochrangiger Vertreter einer internationalen Menschenrechtsorganisation saß
damit mehr als ein Jahr in Haft - ein deutliches Beispiel für die
Menschenrechtslage in der Türkei, aber auch für den Menschenrechtsschutz
weltweit. Am 15. August 2018 wurde Taner Kılıç aus der
Untersuchungshaft entlassen. Doch der Prozess gegen ihn und die Istanbul 10
läuft weiter.

Der nächste Prozesstag im Verfahren gegen Taner Kılıç und die
Istanbul 10 ist auf den 21. März 2019 datiert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. November 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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PREIS/075: Anti-Atomwaffen-Kampagne mit Kirchenpreis ausgezeichnet (Kampagne "Büchel ist überall")

Pressemitteilung der Kampagne Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt vom
07.11.2018

Anti-Atomwaffen-Kampagne mit Kirchenpreis ausgezeichnet



Die Kampagne "Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt" wurde am gestrigen
Dienstag, 6. November 2018, mit dem Oberhausener Preis ausgezeichnet. Die
Preisverleihung fand im Rahmen des 17. politischen Nachtgebets in der
Oberhausener Christuskirche statt. Ebenfalls ausgezeichnet wurde der
"Initiativkreis gegen Atomwaffen", welcher Gründungsmitglied des
Trägerkreises der Kampagne ist. Der Preis wird gestiftet vom Evangelischen
Kirchenkreis Oberhausen.

"Wir freuen uns über die Auszeichnung mit dem Oberhausener Preis", sagt
"Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt"-Sprecherin Marion Küpker, die
den Preis für die Kampagne entgegennahm. "Die Auszeichnung mit dem Preis
ist für uns ein deutliches Zeichen für den starken Rückhalt, den wir für
unsere Ziele - Abzug statt Aufrüstung der in Deutschland stationierten
Atomwaffen und der Beitritt Deutschlands zum UN-Atomwaffenverbot - in
kirchlichen Kreisen genießen." Damit spielt Küpker auf die verschiedenen
klaren Positionierungen von kirchlicher Seite an, die es in den vergangenen
Jahren zum Thema Atomwaffen gab. So beteiligten sich in den vergangenen
Jahren hochrangige kirchliche Würdenträger wie der katholische Bischof
Stefan Ackermann oder der EKD-Friedensbeauftrage Renke Brahms an Aktionen
gegen Atomwaffen in Büchel. Auch das Anfang 2018 von der Evangelischen
Kirche im Rheinland auf den Weg gebrachte Friedenswort 2018 positionierte
sich eindeutig gegen den Verbleib der US-amerikanischen Atomwaffen in
Deutschland und für den Atomwaffenverbotsvertrag. "Die enge Zusammenarbeit
mit den Kirchen werden wir in Zukunft fortsetzen. 2019 wird es z.B. einen
Aktionstag mit Margot Käßmann in Büchel geben. Dieser wird mit Sicherheit
ein Highlight unserer 20-wöchigen Aktionspräsenz 2019", so Küpker weiter.

"Mit der Konzentrierung auf den Standort Büchel in der Eifel gelingt es zu
verdeutlichen, dass der Kampf für eine atomwaffenfreie Welt quasi direkt
vor der Haustür beginnt und uns alle angeht", erklärte Helmut Müller,
Vorsitzender des Ausschusses "Kirchlicher Entwicklungsdienst und Ökumene"
des Evangelischen Kirchenkreises Oberhausen, in seiner Laudatio. Besonders
dankte er für die Beharrlichkeit, Klarheit und den Mut der beiden
prämierten Organisationen. "Es reicht eben nicht aus, Krieg und Atomwaffen
verbal zu verurteilen. Angesichts der aktuellen Entwicklungen brauchen wir
eine klare Haltung und vielfältige Aktionen - auch des zivilen Ungehorsams -
 gegenüber allen politischen Bestrebungen einer neuen Abschreckungspolitik
mit Atomwaffen", so Müller weiter.

Mit dem Oberhausener Preis werden nichtkirchliche Organisation
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für Gerechtigkeit, Frieden und
die Bewahrung der Schöpfung einsetzen. Mit ihm verbunden ist ein Preisgeld
in Höhe von je 1.000 Euro für beide Organisationen. Den Preis an den
"Initiativkreis gegen Atomwaffen" nahm Frau Dr. Elke Koller entgegen.


Die Laudatio, gehalten von Helmut Müller (Vorsitzender des
Ausschusses "Kirchlicher Entwicklungsdienst und Ökumene" des Ev.
Kirchenkreises Oberhausen), finden Sie unter:

http://www.atomwaffenfrei.de/fileadmin/user_upload/pdf_Dateien/Laudatio_Helmut_Mueller_Oberhausener_Preis.pdf

Die Dankesrede von Dr. Elke Koller finden Sie hier: 

http://www.atomwaffenfrei.de/fileadmin/user_upload/pdf_Dateien/Redetext_Oberhausen_Elke_Koller.pdf

 * 

Quelle:

Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt

c/o Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228-692904, Fax: 0228-692906

E-Mail: info@atomwaffenfrei.de

Internt: www.atomwaffenfrei.de
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ARTIKEL/338: Mahnen, protestieren, demonstrieren, blockieren in Büchel (ZivilCourage)

ZivilCourage - Nr. 5 / 2018

Magazin der DFG-VK

Mahnen, protestieren, demonstrieren, blockieren in Büchel

Resümee der 20 Protestwochen von März bis August am Atomwaffenstandort
in der Eifel

Von Marion Küpker



Vom 26. März bis zum 9. August mahnten, protestierten und blockierten
- im dritten Jahr in Folge - über 2000 Menschen aus ca. 50
Friedensgruppen und Organisationen mit und ohne zivilen Ungehorsam
am und im Atomwaffen-Stützpunkt Büchel. Unsere Aktionspräsenz stand in
diesem Jahr im Sternenlicht des Friedensnobelpreises, den auch wir als
Teil des Ican-Netzwerkes (International campaign to abolish
nukes) miterhalten haben. Die rheinland-pfälzischen Medien
berichteten gleich zum Auftakt und auch zum Ostermarsch spürbar
ausführlicher über unser Ansinnen.

Ablauf der Proteste und Verhalten der Polizei. Die ersten
Gruppen mahnten und blockierten meist wieder in noch höherer
Personenanzahl und viel selbstsicherer als in den Jahren zuvor. Die
Polizei verhielt sich sogar noch zurückhaltender, als sie es bereits
im letzten Jahr getan hatte; offensichtlich hatte sie Absprachen mit
der Bundeswehr getroffen: Erst wenn keines der drei wichtigen Zu- bzw.
Ausfahrtstore mehr offen war, wurde die Polizei zum Freimachen für ein
Tor gerufen; dafür brauchte sie allerdings bis zu einer Stunde
Anfahrtszeit. Somit wurden die Autos der SoldatInnen eigenständig von
der Bundeswehr zu dem jeweils noch offenen Tor umgeleitet, auch
innerhalb der Militärbasis bei Feierabend-Ausfahrtsblockaden.

Die Polizei arbeitete gegenüber den BlockiererInnen wieder einmal mit
der Androhung horrender Strafen, die die AktivistInnen zahlen müssten,
wenn wichtige Lieferungen zurückgehen sollten. Auch würde sie dieses
Jahr das Fotografieren in den Haupteingang und damit in den
militärischen Sicherheitsbereich hinein ernsthaft strafrechtlich
verfolgen wollen. Darauf angesprochen, dass sie das auch in den
letzten Jahren, allerdings dann folgenlos, angekündigt hätte,
reagierten sie verärgert, nahm aber wieder keine Personalien auf.
Letztlich gibt es jetzt nach über 20 Jahren Proteste in Büchel immer
noch kein einziges Bußgeld oder Verfahren für reines Blockieren oder
Fotografieren.

Mit der IPPNW- und Ican-Woche (Internationale Ärzte-Organisation
zur Verhütung des Atomkrieges) begann Anfang Juni das zweimonatige
Aktionscamp am Haupttor. Das Blockieren und Mahnen setzte sich wie
gewohnt fort, aber es gab auch immer wieder Go-in-Aktionen in den
abgesperrten Parkplatzbereich der Bundeswehr. Die Polizei trug dann
die BlockiererInnen sanft auf den außen liegenden Seitenstreifen der
Wiese und nahm die Personalien auf, manchmal machte sie dort auch
Fotos. Niemand wurde mit zur Polizeiwache ins 16 Kilometer entfernte
Cochem gebracht. Die PolizistInnen sprachen dann in der Regel einen
allgemeinen Platzverweis für die Straße vor den Toren für die
kommenden 24 Stunden aus, um damit zu gewährleisten, dass sie nach
ihrer Abfahrt nicht gleich wieder kommen müssen. Der Platzverweis
hätte dazu führen können, dass bei wiederholter Blockade die bereits
notierten AktivistInnen mit zur Wache genommen worden wären. Ich
erinnere nur einen Fall im März 2017, als AktivistInnen des
Jugendnetzwerkes für politische Aktionen (JunepA) für wenige Stunden
ins 60 Kilometer entfernte Koblenz gebracht wurden.

Erstmalig kamen dieses Jahr über 600 Menschen aus sieben
evangelischen Landeskirchen zu einem ökumenischen Gottesdienst mit dem
Friedensbeauftragten des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland
(EKD), Pastor Renke Brahms. Dieser "Pilgerweg der Gerechtigkeit und
des Friedens" fand bewusst am 7. Juli statt, dem Tag, an dem genau vor
einem Jahr 122 Staaten den Text des Atomwaffen-Verbotsvertrages
beschlossen hatten.

Bereits 2017 verurteilte der Papst die Länder, wie Deutschland, die
sich nicht aktiv für den Verbotsvertrag einsetzten, und auch der
Bischof von Trier nahm 2017 hiernach an unseren Protesten in Büchel
teil. Für die OrganisatorInnen des christlichen Protests ist klar,
dass diese Mobilisierung sich in den kommenden Jahren fortsetzen soll.

Die Verbindung der Kämpfe der 1980er Jahre gegen den
Nato-Doppelbeschluss, als kirchliche Gruppen ein wichtiger Teil der
Friedensbewegung waren, mit der aktuellen Atomkriegs-Gefahr wird so
hergestellt, und viele versprachen, mit noch mehr Menschen in den
nächsten Jahren wiederzukommen. Für die Akzeptanz unserer Proteste in
der regionalen Bevölkerung ist die Unterstützung der Kirchen sehr
wichtig. Damit ist uns dieses Jahr ein großer Fortschritt gelungen!

Go-ins: 27 Mal schnitten AktivistInnen sich durch die Zäune.
Direkt im Anschluss an die Veranstaltung der mahnenden ChristInnen
startete das internationale Camp mit einer neunköpfigen US- und einer
achtköpfigen holländischen Catholic Workers-Delegation sowie
jungen Menschen aus Italien, Spanien, Frankreich, Russland, Belgien,
Österreich, Großbritannien...

Obwohl die militärischen Verantwortlichen nach der "skandalösen"
Go-in-Aktion 2017, bei der fünf Aktive auf einem der Atombunker saßen,
erklärt hatten, sie wollten das militärische Sicherheitskonzept
überarbeiten, schafften es jetzt fünf Gruppen wieder unbemerkt in den
Sicherheitsbereich. Von diesen insgesamt 18 Personen gelangten einige
zur Landebahn, und drei Aktive auf einen, sogar neu eingezäunten
Atombunker.

Auch sieben Quäker und Christen gelangten wenige Tage darauf auf die
Landebahn und verzögerten einen Tornado-Start, nachdem sie selbst die
Militärbasis telefonisch über ihren "Aufenthalt im Inneren" informiert
hatten.

Und auch am Hiroshima-Gedenktag wagten sich zwei US-AmerikanerInnen
erfolgreich auf einen weiteren eingezäunten Atombunker im südlichen
Teil der Militärbasis. Damit konnte unser Anliegen auch Eingang in die
überregionale und die internationale Presse finden.

Bisher führten Go-in-Aktionen in den vergangenen 20 Jahren immer zu
Anklagen wegen Hausfriedensbruchs und teilweise wegen
Sachbeschädigung, falls auch der Zaun durchschnitten wurde. Die Höhe
der Geldstrafen für Nicht-Vorbestrafte belief sich auf max. 40
Tagessätze, es gab aber auch Verfahrenseinstellungen.

Erstmalig 2017 gab es keine Strafbefehle für eine Go-in-Aktion einer
30-köpfigen Gruppe am 16. Juli. Nur der einzige deutsche Teilnehmer an
einer Atombunker-Besetzung am 17. Juli 2017, die er mit vier
US-AmerikanerInnen durchführte, wurde angeklagt. Mitte Januar 2019
soll seine Berufungsverhandlung in Koblenz sein. Jetzt im Juni haben
seine US-MitstreiterInnen bei der Staatsanwaltschaft in Koblenz gegen
die Einstellung ihrer Verfahren protestiert, worüber in den Medien gut
berichtet wurde. Anscheinend versucht die Staatsanwaltschaft,
internationale AktivistInnen aus Prozessen rauszuhalten. Dagegen gibt
es nun eine eigene Prozessstrategie.

Ganz aktuell schickt nun die Bundeswehr, und nicht die
Staatsanwaltschaft, Anhörungsbogen an TeilnehmerInnen der Aktion am
16. Juli 2017, denen sie fälschlicherweise eine Ordnungswidrigkeit zur
Last legt, die zudem auch bereits verjährt wäre. Es handelt sich dabei
also nicht um Strafbefehle und auch noch nicht um Bußgeldbescheide.

Mein Eindruck ist: Die Bundeswehr will Verwirrung stiften, nachdem sie
die Proteste nicht eindämmen konnte. Weiterhin gibt es noch die
Prozesskampagne Wider§spruch von JunepA des Go-ins
aus 2016, die den Zivilen Ungehorsam in Büchel durch die gerichtlichen
Instanzen rechtfertigt!

Reaktionen in der Region. Die AnwohnerInnen brachten in diesem
Jahr noch mehr ihre Sympathie für unsere Aktionen zum Ausdruck.
Vergünstigungen bei Einkäufen und immer wieder Zustimmungsäußerungen,
begrüßendes Hupen besonders stark nach Aktionen - es gab früher ein
Schild: "Bitte hupen, wenn Sie für den Abzug der Atombomben sind!" -
und viele Daumen der AutofahrerInnen, die nach oben zeigen!

Natürlich gibt es gerade aus der CDU auch mit dem Militär verbandelte
AnwohnerInnen, die Atombomben befürworten bzw. unsere Proteste als
Stigmatisierung der Bundeswehr empfinden. Mitte September schrieb die
Rheinzeitung, dass der CDU-Verbandsgemeinderat Ulmen, die
CDU-Ortsverbände Lutzerather Höhe und Ulmen mit dem Ulmener
Bürgermeister das "Thema Büchel" auf die Ratssitzung bringen wollen.
Ihr Ziel ist es, ein Zeichen für den angeblich friedensstiftenden
Dienst der Bundeswehr zu setzen und die Demonstrierenden von den
EinwohnerInnen räumlich trennen zu wollen. Hierfür sind sie sich nicht
zu schade zu behaupten, die Blockaden würden kontinuierlich
verhindern, das die umliegende Bevölkerung rechtzeitig zur Arbeit
kommt. Das neue Verkehrskonzept der Polizei hingegen ermöglicht, dass
- bis auf zwei Ausnahmen in den 20 Wochen - nur der Militärverkehr
blockiert wurde. Andersherum sind es gerade die CDU-Abgeordneten, die
sich weigern, den Atomwaffen-Verbotsvertrag zu unterzeichnen, wozu
Ican die Abgeordneten der Parteien auffordert.

Es ist also an der Zeit, dass auch die Menschen in der Region, z.B.
mit Aufklebern oder gelben Holzkreuzen im Garten, offen ihre
Atombomben-Ablehnung zeigen, wie es erstmalig beim Karneval an der
Mosel dieses Jahr von jungen Menschen geschehen ist.

Was passiert 2019. Da frühestens 2020 die "einsatzfähige"
B61-12-Atombombe in den USA in Produktion gehen soll, hat das kommende
Jahr eine besondere Bedeutung: Mit Aktionen Zivilen Ungehorsams in
Büchel wollen wir den Druck auf die Regierung erhöhen. Wir wollen
keine neuen Atombomben in Büchel! Abrüstung statt Aufrüstung!

Die Selbstverpflichtungserklärung - mindestens einmal im Jahr nach
Büchel zu den Protesten zu kommen - wurde bisher von 287 Menschen
unterschrieben, weitere 230 Menschen erklärten sich bisher mit unseren
Protesten, inklusive dem zivilen Ungehorsam, solidarisch und würden
gelegentlich nach Büchel kommen. Dazu solidarisieren sich mehr als 400
Menschen aus dem Ausland.

Mittlerweile haben genug Menschen vor Ort Erfahrung gesammelt und sind
bestens über die Kampagne informiert.

Im September trafen sich 34 Aktive zum offenen Strategietreffen des
Kampagnenrates Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt! und
vereinbarten:

2019 wird es wieder eine 20-wöchige Aktionspräsenz geben, diesmal mit
einer "heißen Phase" von voraussichtlich mehreren Wochen im Juli.
Möglichst viele Gruppen und Einzelpersonen können so in einem kürzeren
Zeitraum zusammenkommen, an dem alle gemeinsam Mahn-, Blockade-,
Entzäunungs- und Go-in-Aktionen durchführen, je nachdem, was jede/r
für sich verantworten kann. Gemeinsam bereit sein, dieses Mal
möglichst für mehrere Tage oder auch Wochen vor Ort zu sein - so
können Platzverweise in Kauf genommen werden, die mit mehr Zeitbudget
nicht einschüchtern können. In der diesjährigen Aktionspräsenz hatten
bereits Gruppen viel Freude an spektrenübergreifenden Aktionen.

Wenn durchschnittlich 200 Menschen in der "heißen Phase" tagtäglich
Aktionen Zivilen Ungehorsams machen, könnte dieses den Durchbruch
bringen. Bei der Musik-Vollblockade von 2013 waren tagsüber 700 Leute
präsent! Wieder wird am 7. Juli (Verbotsvertrag), einem Sonntag, das
religiöse Spektrum stark vertreten sein. Am darauffolgenden Wochenende
sollen internationale Netzwerktreffen und Podien mit den europäischen
Widerstandsgruppen stattfinden; in diesem Jahr waren es die
US-Delegierten, die von den B61-12-Produktionstätten aus den USA
berichteten. Die internationale Woche wird voraussichtlich länger sein
- vom 6. bis 18. Juli -, und der 16. Juli darin wieder der wichtigste
Aktionstag (Trinity-Atombombenabwurf). "Die Internationalen" mischten
sich dieses Jahr mit den anderen Bezugsgruppen, damit auch sie
angeklagt werden müssten. Ich bin gespannt, wieviel Gruppen und
Menschen in diesen Zeitraum kommen werden - und hoffe auf viele!

Marion Küpker ist internationale Koordinatorin der DFG-VK gegen
Atomwaffen.
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APPELL/128: Memorandum für Frieden und weltweite Abrüstung aller Atomwaffen (IPPN)

IPPNW-Mitteilung vom 3. November 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Memorandum für Frieden und weltweite Abrüstung aller Atomwaffen

Tagung "Demokratie und Frieden in Gefahr?" in Landsberg am Lech



Über 15.000 Atomwaffen bedrohen die Existenz allen Lebens auf unserem
Planeten Erde. Die Hiroshima-Bombe mit einer Sprengkraft von 15 Kilotonnen
tötete 1945 innerhalb weniger Minuten über 70.000 Menschen. Heutige
Atomwaffen haben eine Sprengkraft bis zu 3 Megatonnen: das 200-fache der
Hiroshima-Bombe - ein Vernichtungspotential unvorstellbaren Ausmaßes! Eine
einzige Interkontinentalrakete mit 10 getrennt steuerbaren Sprengköpfen
kann eine Fläche von ca. 60.000 km² zerstören, vergleichbar fast der Größe
Bayerns.

Nachdem der amerikanische Präsident Donald Trump beschlossen hat, den
INF-Vertrag aufzukündigen, wächst die Gefahr eines neuen atomaren
Wettrüstens!

Atomwaffen abrüsten - Jetzt!

"Die Atomkriegsgefahr ist allgegenwärtig. Mit der Aufkündigung des
INF-Vertrages droht eine neue atomare Rüstungsspirale wie zu Zeiten des
Kalten Krieges. Dem müssen wir uns mit aller Kraft entgegenstellen. Als
Internationale Ärzteorganisation appellieren wir eindringlich an alle
Atommächte, im Namen der Menschheit diesen Wahnsinn zu beenden", so Dr.
Till Bastian, Arzt und Gründungsmitglied der IPPNW.

Im Juli 2017 verabschiedete die Vollversammlung der Vereinten Nationen -
gegen den massiven Widerstand der Atomwaffenstaaten - mit dem Votum von 122
Staaten einen Vertrag zum Verbot aller Atomwaffen. Initiator und
Wegbereiter dieser bahnbrechenden Entscheidung der UN war die
Internationale Kampagne gegen Atomwaffen (ICAN), die für ihr erfolgreiches
Engagement im Dezember 2017 mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet wurde.
Inzwischen haben 69 Staaten den Vertrag unterzeichnet, 19 haben ihn
ratifiziert. Wenn 50 Staaten den Vertrag ratifizieren, tritt er
völkerrechtlich bindend in Kraft.

Als IPPNW unterstützen wir mit weit über hunderttausend Ärztinnen und
Ärzten in über 60 Ländern die ICAN-Kampagne zur Ratifizierung des 
UN-Vertrags für ein Verbot von Atomwaffen. Unser realistisches Ziel ist es,
mindestens 50 Staaten für eine Ratifizierung des Vertrags zu gewinnen.
Damit wäre das Verbot und die Ächtung der Atomwaffen völkerrechtlich
wirksam.

Die Bundesregierung hat sich wie die Atommächte einer Zustimmung des
Verbotsvertrags verweigert. Als deutsche Sektion beschämt uns dieses
Verhalten seitens der Bundesregierung gegenüber den hunderttausenden
Opfern, die die Produktion und die Anwendung von Atomwaffen bis heute
gekostet hat.

Appell an Bundeskanzlerin Angela Merkel und an die Abgeordneten des
Deutschen Bundestages

An die Bundeskanzlerin, Dr. Angela Merkel, richten wir folgenden
eindringlichen Appell:

"Sie, Frau Bundeskanzlerin, haben sich 2013 in Berlin Präsident Barack
Obamas Appell einer weltweiten Abrüstung von Atomwaffen angeschlossen.
Deshalb erinnern wir Sie an dieses Vorhaben und erwarten von Ihnen die
konkrete Umsetzung Ihrer Ankündigung.

Unterzeichnen Sie den Verbotsvertrag von Atomwaffen der Vereinten Nationen
und leiten Sie unverzüglich die Ratifizierung des Vertrags durch die
Bundesrepublik Deutschland ein! Diese Maßnahme duldet anlässlich des
drohenden neuen atomaren Wettrüstens keinen Aufschub!

Setzen Sie ein glaubwürdiges Zeichen Ihres Abrüstungswillens und sorgen Sie
dafür, dass alle noch in Deutschland stationierten US-Atomwaffen abgezogen
werden!"

Vier Jahre nach Kriegsende, am 8. Mai 1949, beschloss der Parlamentarische
Rat das Grundgesetz. Über Parteigrenzen hinweg wurde im Artikel I unserer
Verfassung die Antwort auf Krieg und Gewaltherrschaft gegeben:

"Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen, ist
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. Das Deutsche Volk bekennt sich
darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage
jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der
Welt."

Der im Grundgesetz vorgesehene Auftrag ist eindeutig und klar: Das Streben
nach Frieden und Gerechtigkeit in der Welt hat eindeutig Vorrang und ist
unvereinbar mit der Drohung mit Atomwaffen. Somit hat die Bundesregierung
eine bindende Verpflichtung, sich für ein völkerrechtliches Verbot aller
Atomwaffen und deren weltweite Abrüstung einzusetzen.

Es ist ein Widerspruch, einerseits für die Würde und die grundlegenden
Rechte der Menschen einzutreten und sich gleichzeitig dem völkerrechtlichen
Verbot von Massenvernichtungswaffen, die eine permanente Bedrohung der
Menschheit darstellen, zu verweigern.

Als Ärztinnen und Ärzte der IPPNW fordern wir die Bundesregierung und alle
Abgeordneten des Deutschen Bundestages auf, den UN-Vertrag für ein Verbot
aller Atomwaffen zu unterzeichnen und anschließend die Ratifizierung des
Vertrags zu vollziehen!

V.i.S.d.P.:

Rolf Bader, Tagungsleiter und ehem. Geschäftsführer der IPPNW, Kaufering


Dr. Till Bastian, Arzt und ehem. Vorstand der IPPNW, Isny

Memorandum für Frieden und weltweite Abrüstung aller Atomwaffen
verabschiedet auf der Tagung "Demokratie und Frieden in Gefahr?" der
Internationalen Ärzte zur Verhütung des Atomkrieges e.V. (IPPNW) am
Samstag, 3. November 2018 in Landsberg am Lech

 * 

Quelle:

IPPNW - Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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REZENSION/025: Nino Haratischwili - Die Katze und der General (SB)

Nino Haratischwili

Die Katze und der General

von Christiane Baumann



Ein wenig "Dallas", aber eine große Geschichte.

Zu Nino Haratischwilis Roman Die Katze und der General

Nino Haratischwili ist schon lange keine Unbekannte mehr. Die
gebürtige Georgierin lebt in Hamburg und hat sich sowohl mit ihren
Romanen als auch als Theaterautorin sowie Regisseurin einen Namen
gemacht. Mit ihrem 2014 erschienenen Familienepos Das achte Leben
(Für Brilka) landete sie einen Publikumserfolg. Bereits ihr
Debütroman Juja schaffte es 2010 auf Anhieb auf die Longlist
des Deutschen Buchpreises. In diesem Jahr wurde ihr aktueller Roman
Die Katze und der General auf die Shortlist, die Liste der
letzten sechs Favoriten, gesetzt. Das 700 Seiten umfassende Werk ist
alles andere als leichte Kost.

Die Katze und der General handelt vom Ersten
Tschetschenien-Krieg, der 1994 begann, und führt den Leser zunächst in
ein entlegenes Dorf im Nordkaukasus, in dem Nura, ein siebzehnjähriges
Mädchen vom Aufbruch in ein neues Leben träumt. Sie will wie ihr Vater
die engen Grenzen ihres Auls, in dem noch das "jahrhundertealte Gesetz
der Wainachen" (27) gilt, durchbrechen. Die emanzipierte Russin
Natalia, eine Lehrerin, die mit ihrem Mann durch die Kaukasus-Dörfer
zieht und dort die Kinder unterrichtet, um "'Denkanstöße jenseits der
herrschenden Norm'" (26) zu geben, hat sie "infiziert". Nura will
Natalias Vermächtnis erfüllen und "unbeirrt ihrem Selbst" (56) folgen.
Sie begehrt gegen die Adat-Gesetze auf, gegen jenes uralte
ungeschriebene Recht, das neben der staatlichen Gesetzgebung das
Zusammenleben in den abgeschiedenen Kaukasus-Dörfern regelt. In diesem
Kosmos gilt noch das Recht auf Blutrache und junge Mädchen werden nach
wirtschaftlichen Erwägungen verheiratet. Nura lehnt das obligatorische
Kopftuch ab und will schon gar nicht heiraten. Doch der Krieg macht
ihre Träume zunichte. Nura wird durch russische Soldaten brutal
vergewaltigt und getötet. Das ist der Dreh- und Angelpunkt der
Geschichte, um den das Erzählen kreist.

Einer der Beteiligten an diesem Verbrechen ist "der General", der
einst auch von einem anderen Leben träumte, aber von seiner Mutter in
die militärischen Fußstapfen seines Vaters getrieben wurde. Der Traum
vom Literatur- und Kunststudium zerplatzte. Stattdessen landete er im
Nordkaukasus, im Tschetschenienkrieg. Dieser Krieg verändert alles.
Zurückgekehrt baut sich der General ein Wirtschaftsimperium auf, das
ihm erlaubt, nach eigenen Gesetzen zu leben und dabei über Leichen zu
gehen. Dem General und der Russenmafia auf der Spur ist der deutsche
Journalist Onno Bender, der als "die Krähe" firmiert, was mit dem
griechischen Koronis-Mythos erklärt wird, in dem sich mit der Krähe
das Motiv des Verrats verbindet. Onno hat sich mit seiner
investigativen Kriegsberichterstattung einen Namen gemacht. Seit er
1998 erstmals in Russland war und die Ablösung des "Homo sovieticus"
durch den "Homo oligarchus" erlebte, wurde das russische Chaos nach
der Perestroika zu seinem "Goldfieber" (131). Er will die
Machenschaften des Generals, seine Verstrickung in den Mord an Nura,
enthüllen und sucht nach dessen Achillesferse. Diese findet er in
dessen blutjunger und schöner Tochter Ada, die sich in ihn verliebt,
aber schließlich, überzeugt von seinem Verrat und der Schuld ihres
Vaters, aus dem Leben geht. Adas Tod wird zum Auslöser der Abrechnung
des Generals mit dem Ziel der "Wiederherstellung der Gerechtigkeit"
(115).

Wie in einem Drama werden die Rollen verteilt. Die wichtigsten Figuren
sind der General und die Schauspielerin Siselia, die aus Georgien
stammt, die psychische Zerstörung ihres Vaters im Abchasien-Krieg
erlebte und zur "Katze" wurde, "mit der Fähigkeit ausgestattet, auch
bedrohliche Situationen zu überleben." (152) "Die Katze", die Nuras
Zwillingsschwester sein könnte, soll deren Rolle in einem Video des
Generals übernehmen. Katze braucht Geld für ihre nach Deutschland
geflüchtete Familie und befindet sich zudem aufgrund der Trennung von
ihrem Geliebten "R." in einer Identitätskrise. Somit kommt ihr das
Angebot des Generals gelegen. Es bedeutet Aufbruch ins Ungewisse, doch
die lukrative Rolle weckt ihr Misstrauen, denn es ist ein "Spiel,
dessen Regeln sie nicht kannte" (304). Es wird zu einem Spiel um Leben
und Tod. Der "Prolog" des Romans erinnert an die griechische Tragödie,
deren bedeutendster Dichter Sophokles mit seiner Antigone zum
Zitatengeber wird. Die sich dem Prolog anschließenden "Splitter"
ähneln den antiken "Epeisodia", den Schauspielerszenen, die vom
General/Malisch, der Katze und der Krähe bestritten werden. Die
Figuren erleben den Krieg als schicksalhaft. Es geht um Schuld und
Sühne und um die Verantwortung des Einzelnen, sich dieser im Konflikt
mit der Gesellschaft zu stellen.

Schon die dem Roman vorangestellten Verse von Michail Lermontow aus
dem Kosakischen Wiegenlied weisen auf das das zentrale Thema,
den Krieg. Erzählt wird vom Geborenwerden, um im Krieg zu sterben.
Lermontow, der Sänger des Kaukasus, wird in mehrfacher Hinsicht im
Roman zum Bezugspunkt. Der aus dem russischen Adel stammende, 1814 in
Moskau geborene Lermontow studierte zunächst, entschied sich dann aber
für eine Militär-Karriere. Doch Angepasstheit war Lermontows Sache
nicht, weshalb er immer wieder in Konflikt mit der Obrigkeit geriet.
Er stritt für Recht und Wahrheit und wurde von Zeitgenossen für die
Wahrhaftigkeit seiner Dichtungen und seine "außerordentliche
Naturtreue", wie Friedrich Bodenstedt, einer seiner deutschen
Übersetzer, 1852 formulierte, gerühmt. Bekannt war Lermontow nicht nur
für seine zahlreichen Affären, weswegen er immer wieder strafversetzt
wurde. 1837 sorgte sein Gedicht auf den Duell-Tod Puschkins für
Furore. In diesen Versen geißelte er Puschkins Tod als "Mord" und
forderte vom Zaren Gerechtigkeit gegenüber der "Schlangenbrut", die
diesen "Mord" feiern würde, womit er die Gesellschaft für die Tat
verantwortlich machte. Lermontow wurde daraufhin in den Kaukasus
verbannt, wo er in den ersten Kaukasischen Krieg geriet, aber zugleich
das Thema seiner Dichtungen fand: die Landschaft und Menschen des
Kaukasus. Auch sein Roman Ein Held unserer Zeit, auf den
Haratischwili weist (238), spielt dort. Ihre opulenten
Landschaftsbilder als Spiegel der inneren Verfassung der Figuren sind
ebenso von Lermontow inspiriert wie die erzählerische Konstruktion
ihres Romans. Lermontows Ein Held unserer Zeit liefert ihr
gewissermaßen die Blaupause. In diesem Roman wird das Geschehen in
fünf Novellen aufgerollt, die sich um den Helden Petschorin ranken,
dessen Geheimnis und Persönlichkeit aus dem Blickwinkel verschiedener
Figuren beleuchtet werden, wobei auch die Innenschau des Helden
einbezogen wird. In dieser mehrfachen Spiegelung entsteht ein Puzzle
aus Sichtweisen auf den Helden, das zudem die zeitliche Chronologie
sprengt. Ganz ähnlich ist Haratischwilis Roman angelegt, der um das
Geheimnis des Generals kreist und die Geschichte aus unterschiedlichen
Perspektiven rekonstruiert, wobei das Erzählen der Figuren immer
wieder abrupt abbricht und der Faden an anderer Stelle, die
Chronologie zerstörend, neu aufgenommen wird. Zu den wechselnden
personalen Erzählern treten die beiden Zeitebenen des Romans, der
Tschetschenien-Krieg 1994/95 und die Abrechnung im Jahr 2016, auf die
die Kapitelüberschriften weisen. Durch das erzählerische Konstrukt
verschränkt sich die Innenschau der Figuren wie ein Regulativ mit den
unterschiedlichen Außensichten. Dieses Erzählen verlangt in seiner
Verquickung und Verschränkung vom Leser aber auch einen langen Atem,
da es erst in der Mitte des Romans Fahrt aufnimmt, wenn sich die losen
Fäden sukzessive miteinander verknüpfen.

Ein geschickter Kunstgriff ist die Aufspaltung der Figur des Generals
in den jugendlichen Malisch, der erst im Krieg zum "General", zu einer
anderen Persönlichkeit wird. Der sensible, kunst- und
literaturversessene Malisch wandelt sich zum knallharten Geschäftsmann
Alexander Orlow, zu einem der reichsten Männer Russlands, der
skrupellos seine Interessen durchsetzt. Erst nach und nach erschließt
sich dem Leser die gemeinsame Identität der beiden Figuren, die quasi
nebeneinanderstehen. Der Identitätswandel ist somit im
Figuren-Tableaus verankert, allerdings nicht in der erzählerischen
Gestaltung. Das wird insofern zum Problem, als Orlows
Persönlichkeitsveränderung nach dem Mord an Nura gewissermaßen per
Knopfdruck geschieht, was wenig glaubwürdig erscheint. Er mutiert zum
J.R. Ewing-Verschnitt, der am Ende Gerechtigkeit einfordert. Die Figur
Orlows weist auf Grundsätzliches im Schreiben Haratischwilis. Figuren
werden gern mal als "á la Lermontow" (237) mit einem "Stempel"
versehen, ein typisches Kennzeichen trivialer Literatur. Historische
Fakten zum Tschetschenien-Krieg sind nicht gestaltet, sondern werden
wie aus einem Lexikon referiert. Gelungene Milieustudien wie die aus
der Berliner Migrantenszene stehen neben Plakativem. So scheint die
Schilderung der Grunewald-Villa Orlows einer Dallas-Folge zu
entstammen. Neben packenden Landschaftsbildern ("Der Nebel zog sich in
Windeseile über der Schlucht zusammen. Schwer und leise war er in die
Dörfer gekrochen und hatte mit seinem endlosen Maul alle und alles
verschluckt." S. 9) findet sich sprachlich aufgesetzt, deplatziert, ja
störend Wirkendes, so, wenn ein Mädchen im Liebesakt "geschmeidig und
gelenkig" ist, "als wäre sie aus Knetmasse" (125), Ada als "extrem
kulturaffin" (236) bezeichnet wird, obwohl ihre Interessen das bereits
deutlich machen, oder Katze ihrem Großvater zuschreibt, "die
hedonistischen Seiten des Lebens" (251) geliebt zu haben, was seinem
geschilderten Lebenswandel unschwer zu entnehmen ist. Alles wird auf
eine griffige Formel gebracht. Die Sprache eröffnet keine poetischen
Räume, in die der Leser eintauchen kann. Es wird, bis in die
mythischen Bezüge hinein, zu viel konstruiert, gesagt und nicht
gestaltet.

Aber trotz aller Einwände ist es eine große Geschichte, die keinen
Moment vergessen lässt, worum es geht: um die Brutalität und
Sinnlosigkeit des Krieges, der Menschen vernichtet, physisch und
psychisch, der nichts übrig lässt an Menschlichkeit, in dem die Liebe
keinen Platz hat und der selbst als Vergangenheit niemals vergangen
ist, weil er "in den Köpfen und Körpern der Menschen weiterging"
(128). In dieser Welt, "in der man vor die Wahl gestellt wurde,
entweder zum Mörder zu werden oder sich selbst eine Kugel in den Kopf
zu jagen, in einer Welt, in der man vergewaltigte, weil sich die
Möglichkeit ergab, gab es kein Richtig mehr" (538). Es sind die Kriege
in Kroatien, Afghanistan, Abchasien und Tschetschenien, von denen der
Roman erzählt und die die Überlebenden nie wieder loslassen.

Die Katze und der General ist zugleich ein bewegender Roman
über die Nach-Perestroika-Ära, die die frühere Sowjetunion ins Chaos
stürzte: "die Freiheit kam, und sie war blutig, roch rostig und war
etwas, was die Menschen überforderte. Denn sie war teuer erkauft und
kostete die meisten alles, was sie besaßen, und nicht wenige auch das
Leben." (254) Statt Freiheit zu erleben, sind die Menschen im Roman an
ihr Schicksal gekettet, wie Prometheus an den Kaukasus. Sie sind
Getriebene, die Staaten entstehen und zerfallen, Kriege kommen und
gehen sehen und als Flüchtlinge, "Fremde, Exilanten, Migranten" (309)
heimatlos bleiben. Nach dem "verhassten Sozialismus" sorgt das
"kapitalistische Glück" schnell für "Ernüchterung" (309).

Im Rückgriff auf die griechische Antike, in der der Krieg ein
alltägliches Geschäft war, ist dem Erzählen Haratischwilis über den
omnipräsenten Krieg in unserer Zeit eine Art Mantra eingewoben, das
sich auf den Satz Willy Brandts bringen lässt: "Der Frieden ist nicht
alles, aber alles ist ohne den Frieden nichts." Insofern ist ihr Roman
eine wichtige Wortmeldung in einer Zeit, in der Präsidenten wie Trump
nicht nur verbal aufrüsten und das größte Nato-Manöver seit dem
Zweiten Weltkrieg wie Säbelrasseln klingt.

Nino Haratischwili

Die Katze und der General

Roman
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764 Seiten,

30,00 Euro,

ISBN: 978-3-627-00254-1

7. November 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





AKTION/811: Hannover - »Whole Lotta Teams!«, Poetry Slam im Opernhaus am 9.12.2018

Staatsoper Hannover

»WHOLE LOTTA TEAMS!« DER TEAM-POETRY SLAM IM OPERNHAUS



Schon zum fünften Mal präsentiert Macht Worte! die Königsdisziplin im
Poetry Slam in der Oper: den Team-Slam! Statt den üblichen
Einzelkämpfern stehen wieder Teams auf der Bühne, um ihre Dichtungen
ins Opern-Rund zu schmettern. Die Bandbreite des Live-Poesie-Vortrages
addiert sich dabei nicht nur, sondern multipliziert sich um ein
Vielfaches. Denn die Teams können die Vielfalt der Viel-Stimmigkeit
aufs Virtuoseste nutzen. Von choral bis kanonesk, von staccato bis
chaotisch - hier zählt nicht nur das gesprochene Wort, sondern die
Kohärenz der Text-Komposition.

Es moderieren Henning Chadde und Jan Egge Sedelies.

So 09.12.18 20:00 | 15/10 Euro

in Kooperation mit »Macht Worte!«

Whole Lotta Teams!

Der Team-Poetry Slam im Opernhaus

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse Dezember 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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LESUNG/6241: Münster - Almuth Herbst liest aus "Wintersaat" am 13.11.2018

Almuth Herbst liest aus "Wintersaat" 



Münster (SMS) Almuth Herbst ist am Dienstag, 13. November, in der
Stadtbücherei am Alten Steinweg zu Gast, um aus ihrem Buch
"Wintersaat" zu lesen. Der historische Roman erweckt die barocke Zeit
im Münsterland zum Leben. Er lässt den Leser eintauchen in die Welt
der Leibeigenen, der braven Bürger und der gefährlichen Räuber in
dunklen Wäldern. Der Roman, der zwischen Nordkirchen, Münster und
Tecklenburg spielt, verknüpft historische Fakten mit überlieferten
Sagen und einer ergreifenden Liebesgeschichte. Musikalisch begleitet
wird die Lesung vom Duo "Brisinga". Die Veranstaltung, die anlässlich
des 25-jährigen Jubiläums der Stadtbücherei am Alten Steinweg
stattfindet, beginnt um 20 Uhr im Zeitungslesesaal. Der Eintritt
beträgt 3 Euro. Die Karten sind im Vorverkauf in der Bücherei
erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 7. November 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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LESUNG/6240: Berlin - 26. open mike. Wettbewerb für junge Literatur. Tag 2, 18.11.2018

Haus für Poesie, Programmvorschau für November 2018

So., 18.11.18, 11.00 Uhr

26. open mike. Wettbewerb für junge Literatur. Tag 2

Lesung

Lesung mit Preisverleihung ca. 15.30 Uhr



Am zweiten Tag des open mike lesen acht Autorinnen und Autoren. Danach
muss die Jury entscheiden. Bei der Preisverleihung küren Lucy Fricke,
Katja Lange-Müller und Steffen Popp drei Preisträgerinnen und Preisträger.
Ein Preis wird für Lyrik verliehen. Dotiert ist der open mike mit
insgesamt 7.500 Euro. Die taz-Publikumsjury zeichnet außerdem einen Text
mit dem Publikumspreis aus.

Lucy Fricke war 2005 Preisträgerin beim open mike. 2007 erschien ihr Debüt
Durst ist schlimmer als Heimweh im Piper Verlag, es folgten mehrere
Romane. Ihr vierter Roman Töchter (Rowohlt Verlag) erschien im Februar
2018 und landete auf der Spiegel-Bestsellerliste. Für ihre Arbeiten wurde
sie mehrfach ausgezeichnet. Katja Lange-Müller ist eine der bekanntesten
deutschsprachigen Autorinnen. Sie veröffentlichte mehrere Romane und
Erzählungen und erhielt zahlreiche Preise, u.a. wurde sie mit dem Wilhelm
Raabe-Preis und dem Günter Grass-Preis ausgezeichnet. Zuletzt erschien ihr
Roman Drehtür (Kiepenheuer & Witsch 2016). Steffen Popp schreibt Lyrik und
Prosa. Bislang sind von ihm vier Gedichtbände und ein Roman bei kookbooks
erschienen, zuletzt 118 (2017). Er wurde vielfach ausgezeichnet, u.a. mit
dem Peter-Huchel-Preis.

Der open mike ist eine Gemeinschaftsveranstaltung des Hauses für Poesie
und der Crespo Foundation in Kooperation mit dem Heimathafen Neukölln und
dem Allitera Verlag. Mit freundlicher Unterstützung der STIFTUNG
PREUSSISCHE SEEHANDLUNG und des Fachbereichs Kultur des Bezirksamtes
Neukölln. Präsentiert von taz und Deutschlandfunk Kultur.
Ort: Heimathafen Neukölln

Karl-Marx-Straße 141, 12043 Berlin

Eintritt: Eintritt frei

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für November 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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LESUNG/6239: Berlin - 26. open mike. Wettbewerb für junge Literatur. Tag 1, 17.11.2018

Haus für Poesie, Programmvorschau für November 2018

Sa., 17.11.18, 14.00 Uhr

26. open mike. Wettbewerb für junge Literatur. Tag 1

Lesung



Mit Kyrill Constantinides Tank, München | Astrid Ebner, Graz | Katharina
Goetze, Wien | Rebekka Greifenberg, Braunschweig | Christian Hödl,
Endlhausen | Caren Jeß, Berlin | Felix Krakau, Düsseldorf | Grit Krüger,
Berlin | Demian Lienhard, Baden | Olivia Meyer Montero, Berlin | Merle
Müller-Knapp, Berlin | Yade Önder, Berlin | Sven Pfizenmaier, Berlin | Eva
Raisig, Berlin | Caroline Rehner, Berlin | Lara Rüter, Leipzig | Lennart
Schaefer, Köln | Marina Schwabe, Leipzig | Robert Wenzl, Berlin | Erik
Wunderlich, Freiburg | Jury: Lucy Fricke | Katja Lange-Müller | Steffen
Popp

"Im wohlig warmen Foyer drangen sich die Besucher, knisternde Spannung
liegt in der Luft. Das Publikum freut sich auf die Lesungen, auf reizvolle
Prosa und packende Lyrik." Irene Binal, Deutschlandfunk Kultur

20 junge Autorinnen und Autoren, ausgewählt aus über 500 eingesandten
Texten, übernehmen zwei Tage lang die Bühne im Heimathafen Neukölln und
lesen um den Gewinn des open mike. Jeder hat 15 Minuten Zeit, um das
Publikum und die Jury zu überzeugen, dann klingelt der Wecker. Am ersten
Tag des Finales lesen zwölf Autorinnen und Autoren. Die Reihenfolge wird
kurz vorher durch das Los ermittelt.

Die Wettbewerbstexte erscheinen als Anthologie im Allitera Verlag und sind
ab dem 15.11.2018 exklusiv in den Buchhandlungen Anakoluth im Prenzlauer
Berg und LeseGlück in Kreuzberg erhaltlich, während des open mike vor Ort,
danach im Buchhandel oder unter allitera.de.

Am 25.11.2018 um 0:05 Uhr sendet Deutschlandfunk Kultur eine Reportage zum
26. open mike.

Ort: Heimathafen Neukölln

Karl-Marx-Straße 141, 12043 Berlin

Eintritt: Eintritt frei

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für November 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6238: Berlin - 26. open mike. Auftakt: Debütlesungen, 16.11.2018

Haus für Poesie, Programmvorschau für November 2018

Fr., 16.11.18, 19.30 Uhr

26. open mike. Auftakt: Debütlesungen

Lesung & Gespräch



Mit Mareike Schneider, Autorin, Leipzig | Diana Stübs, Lektorin,
Rowohlt Verlag | Sebastian Unger, Autor, Berlin | Andreas Rötzer,
Verleger, Matthes & Seitz Berlin | Bettina Wilpert, Autorin, Leipzig |
Jörg Sundermeier, Verleger, Verbrecher Verlag | Moderation: Tobias
Lehmkuhl, Journalist und Kritiker, Berlin

Bevor beim Literaturwettbewerb open mike wieder junge Autorinnen und
Autoren um die Wette lesen, stellen drei Finalistinnen und Finalisten der
letzten Jahre ihre kürzlich erschienenen literarischen Debüts vor.
Begleitet werden sie von ihren Verlegern und Lektorinnen, die ihre
Debütantinnen und Debütanten vorstellen und Einblick in ihre verlegerische
Arbeit geben.

2014 wurde Mareike Schneider beim open mike mit einem Preis ausgezeichnet.
Im März dieses Jahres erschien ihr Debütroman Alte Engel bei Rowohlt. Sie
wird von ihrer Lektorin Diana Stübs begleitet und vorgestellt. Sebastian
Unger gewann 2011 den Lyrikpreis des open mike. Im Frühjahr 2018 erschien
sein Lyrikdebüt Die Tiere wissen noch nicht Bescheid im Verlag Matthes &
Seitz Berlin. Sein Verleger Andreas Rötzer stellt den Autor dem Publikum
vor. 2015 war Bettina Wilpert Finalistin beim open mike. Über ihren
Debütroman nichts, was uns passiert (Verbrecher Verlag) urteilte die ZEIT:
"Brisantere Fragen kann die Literatur inmitten der aktuellen #MeToo-
Bewegung kaum stellen." Bettina Wilpert wird von ihrem Verleger Jörg
Sundermeier vorgestellt.

Ort: Heimathafen Neukölln

Karl-Marx-Straße 141, 12043 Berlin

Eintritt: 6/4 EUR Karten an der Abendkasse

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für November 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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SEMINAR/330: Berlin - SelbstVERSuche. Gedicht und Körper. Auftritte! Lyrikwerkstatt, 28.11.2018

Haus für Poesie, Programmvorschau für November 2018

Mi., 28.11.18, 17.00 Uhr

SelbstVERSuche. Gedicht und Körper. Auftritte!

Vom Betreten, vom Machen und vom Verlassen der Bühne

Workshop

Poetische Bildung



Lyrikwerkstatt für alle von 18-99 | Vorkenntnisse sind nicht
erforderlich

Mit Mathias Traxler, Dichter, Berlin

Die Lyrikwerkstätten SelbstVERSuche bieten allen von 18-99 die
Möglichkeit, sich monatlich im Haus für Poesie auszutauschen und an
eigenen Texten zu arbeiten. Dabei werden Themen ausgewählter
Veranstaltungen reflektiert, persönliche Anknüpfungspunkte aufgespürt und
die unterschiedlichsten Formen und Techniken erprobt. Vom Haiku bis zum
Lied, vom gereimten Hundertzeiler bis zum freien Vers. Geleitet werden die
Werkstätten von lehrerfahrenen Dichterinnen und Dichtern.

Im November steht der Körper auf der Bühne im Mittelpunkt. Was heißt es,
von einer Bühne aus Zuschauerinnen und Zuschauer zu sehen? Können auch
Zuschauerinnen und Zuschauer Lampenfieber haben? Wie lassen sich poetische
Bewegungen auf einer Bühne finden und erfinden? So dass Nähe und Wärme
entstehen und man am liebsten gleich noch einmal lesen würde?

Ben Lerner schreibt in seinem Essay Warum hassen wir die Lyrik: "Das
Gedicht, das der Dichter oder die Dichterin im Kopf hat, das Gedicht, mit
dem das Universelle mit dem Persönlichen versöhnt und verschmolzen werden
soll, ähnelt meist bestürzend wenig dem tatsächlichen Produkt." Viele
Dichtende erfahren diese Diskrepanz verstärkt, wenn sie ihre Texte vor
Publikum vortragen. Wie also können wir die Poesie, die wir im Kopf haben,
zur Bühne machen? Der Dichter Mathias Traxler führt in diesem Workshop ins
Thema ein, beantwortet Fragen und bietet die Gelegenheit, eigenen Ausdruck
zu finden für das, was Körper auf der Bühne und im Raum wirksam sein
lässt.

Begrenzte Teilnehmerzahl.

Anmeldungen bitte unter mitmachen@haus-fuer-poesie.org

Eintritt: 8/6 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für November 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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SEMINAR/329: Berlin - Straßenstücke. Ein Spoken-Word-Poesie- und Liedermacher-Projekt, Workshop, 11.11.2018

Haus für Poesie, Programmvorschau für November 2018

So., 11.11.18, 17.00 Uhr

Straßenstücke. Ein Spoken-Word-Poesie- und Liedermacher-Projekt

Workshop

Poetische Bildung



Schreibprojekte für Jugendliche von 14 -18 mit

11.11. Masha Potempa, Liedermacherin | Bas Böttcher, Spoken-Word-Artist

18.11. Dota Kehr, Liedermacherin

25.11. Dalibor Markovic, Spoken-Word-Artist

2.12. Jan Böttcher, Liedermacher

9.12. Jan Böttcher, Liedermacher | Bas Böttcher, Spoken-Word-Artist

Das Schreibprojekt Straßenstücke betrachtet die Schnittmenge aus Text und
Musik. Vom Liedtext über Lyrik bis zum Beatbox-Gedicht, vom Stadiongesang
bis zum Demo-Sprechchor gibt es ein breites Spektrum zum Ausprobieren und
Selbererforschen. Unter Anleitung von professionellen Autorinnen und
Liedermachern können die Teilnehmenden das eigene Schreiben kennenlernen,
ihre Ausdrucksmöglichkeiten vergrößern und die Präsentation
perfektionieren. Fünf offene Workshops werden an ausgewählten Sonntagen im
November und Dezember am Haus für Poesie realisiert. Mit Jan Böttcher,
Dota Kehr, Dalibor Markovic und Mascha Potempa stehen professionelle
Liedermacherinnen und Lyriker als Workshopleiter bereit. Alle
Interessierten zwischen 14 und 18 Jahren sind willkommen! Nächstes Jahr
winken Auftritte auf dem 20. poesiefestival berlin und dem Festival Tomate
Rockt!

Die Teilnahme ist für die Jugendlichen kostenlos. Materialien wie
Mikrofon, Aufnahmetechnik, Verstärkerbox, Stifte, Papier und
Tonaufnahmegerät werden bereitgestellt. Betreut werden die Jugendlichen
vom Team der Poetischen Bildung im Haus für Poesie und von Musikerinnen
und Musikern von Tomatenklang.

Begrenzte Teilnehmerzahl. Anmeldungen bitte unter

mitmachen@haus-fuer-poesie.org

Straßenstücke ist ein Projekt des Friedrich-Bödecker-Kreises e.V., in
Kooperation mit dem Haus für Poesie, der Max-Beckmann-Oberschule und der
tomatenklang Musikschule für Berlin im Rahmen des Programms
Autorenpatenschaften. Das Projekt wird finanziert durch Mittel vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung im Rahmen des Projektbereichs
Kultur macht stark!.

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für November 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30
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AUSSICHTEN/8451: Und morgen, den 8. November 2018 (SB)

+++ Vorhersage für den 08.11.2018 bis zum 09.11.2018 +++






[image: Jean-Luc 8451 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Herbstblattreiter

an den Wegen,

Jean bleibt heiter,

leichter Regen.
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UNIVERSITÄT/075: Warum brauchen wir eine Europäische Hochschule? (idw)

ESCP Europe Business School Berlin - 05.11.2018

Warum brauchen wir eine Europäische Hochschule? 

Fünf Thesen von Prof. Dr. Andreas Kaplan



Die Europäische Union will die Gründung sogenannter Europäischer
Hochschulen vorantreiben. In einem am 24. Oktober 2018 veröffentlichten
Call for Proposals werden Universitäten aufgefordert, entsprechende
Projektideen einzureichen. Die EU stellt zunächst 30 Millionen Euro im
Rahmen des Programms Erasmus+ für den Start zur Verfügung.

Der Rektor der ESCP Europe Berlin, Prof. Andreas Kaplan, hat fünf Thesen
aufgestellt, warum die Zeit für eine Europäische Hochschule reif ist.

1. Eine Europäische Hochschule ... schafft europäische Identität.

Führende Politikerinnen und Politiker wie Emmanuel Macron und Jean-Claude
Juncker sehen den Schlüssel zu einer europäischen Identität in Bildung und
Kultur. Bisher gibt es vor allem nationale Studiengänge mit lediglich
länderspezifischen Abschlüssen. Einen europäischen Abschluss gibt es
nicht. Dies ist jedoch notwendig, um im Sinne einer europäischen höheren
Bildung identitätsstiftend zu wirken. Voraussetzung dafür: eine
europäische Instanz, die Inhalte und Anforderungen an einen solchen
Hochschulabschluss festlegt und den Grad verleiht.

2. Eine Europäische Hochschule ... ist attraktiv und braucht Renommee.

Um die Idee einer Europäischen Hochschule zu realisieren, bedarf es keiner
Neugründung. Wenn die Europäische Hochschule überzeugte Europäerinnen und
Europäer ebenso ausbilden soll wie internationale Studierende, muss sie
vor allem eines sein: attraktiv. Diese Attraktivität haben bereits
etablierte und renommierte Hochschulen wie die Pariser Sorbonne, die
Prager Karlsuniversität oder die Berliner Humboldt-Universität. Diese
Institutionen könnten jeweils die Leader in dem geplanten Verbund aus
weiteren vier bis sechs Hochschulen in mindestens drei europäischen
Ländern sein. Sie bestimmen den Lehrplan und können ansonsten die
Ressourcen der Netzwerk-Mitglieder nutzen.

3. Die Europäische Hochschule ... fördert kulturelle und soziale
Diversität.

Die studentische Mobilität innerhalb Europas ist dank des
Austauschprogramms Erasmus+ bereits hoch. Die Zeit im Ausland ist jedoch
oft zu kurz, als dass die Studierenden Kultur und Sprache des Studienortes
tatsächlich verinnerlichen können. Und oft ziehen sie das Erkunden der
Umgebung zunächst dem Lernen neuer Inhalte vor. Die Europäische Hochschule
geht deshalb weiter. Die Studierenden verbringen jedes Studienjahr in
einem anderen Land, die Studieninhalte bauen aufeinander auf, am Ende
steht das europäische Diplom. Nur, wer längere Zeit in die Sprache und
Kultur eines anderen Landes eingetaucht ist, bildet ein echtes Verständnis
dafür heraus und ist in der Lage, Diversität etwa in Unternehmen und
Behörden zu leben. Um allen Studierenden ein solches Studium zu
ermöglichen, braucht es die passenden Finanzierungshilfen.

4. Eine Europäische Hochschule ... bildet Vielsprachigkeit aus.

Die Idee einer Europäischen Hochschule ist eng verbunden mit der Fähigkeit
ihrer Absolventinnen und Absolventen, die Sprachbarrieren innerhalb der EU
zu überwinden. Voraussetzung für den Erfolg des länderübergreifenden
Studiums ist eine gemeinsame Wissenschaftssprache, hier sicher Englisch.
Dafür muss jedoch bereits der Englischunterricht an den Schulen vieler
Länder der EU erheblich verbessert werden. Außerdem erlangen die
Studierenden durch jeweils einjährige Aufenthalte an unterschiedlichen
Studienorten und intensive Sprachkurse mindestens die Dreisprachigkeit.
Diese Kenntnisse schließlich befähigen sie dazu, innerhalb und außerhalb
der EU grenzen- und kulturübergreifend tätig zu werden.

5. Eine Europäische Hochschule ... vermittelt europäisches Wissen.

Europa lebt von der kulturellen, sozialen und sprachlichen Vielfalt seiner
Mitgliedsstaaten. Das Studium an einer Europäischen Hochschule vermittelt
eine Essenz dessen, was Europa im Kern vereint. Dazu gehört ein
grundsätzliches Wissen über europäische Institutionen und ihre
Funktionsweisen. Auch die Unterschiede bezüglich des jeweiligen
Fachgebietes über europäische Länder hinweg sowie im Vergleich zu anderen
Regionen der Welt sollten Teil eines solchen Studiums sein. Natürlich ist
diese Wissensvermittlung etwa in der Philosophie oder in der
Betriebswirtschaftslehre einfacher als in der Mathematik. Dies ist
sicherlich hilfreich, um das Fundament zu verstehen, auf dem Europa gebaut
ist. Sich dieser europäischen Essenz bewusst zu werden, wäre nicht nur für
die Studierenden einer Europäischen Hochschule sinnvoll.


Zum Hintergrund

Frankreichs Staatspräsident Emmanuel Macron hat in seiner vielbeachteten
Rede an der Pariser Sorbonne im September 2017 die Gründung von 20
Europäischen Hochschulen bis zum Jahr 2024 gefordert. Er erhofft sich
durch die Förderung einer europäischen Bildungselite neuen Schwung für die
Idee eines vereinten Europas. Studierende an solchen Universitäten würden
jedes Jahr ihres Studiums in einem anderen europäischen Land absolvieren.

Bisher gab es einen Call for Action, auf den die etablierten Universitäten
jedoch verhalten reagiert haben. Am 24. Oktober 2018 hat die EU nun 30
Millionen Euro Projektförderung im Rahmen des Erasmus+ Programms in
Aussicht gestellt, mit deren Hilfe die Europäischen Hochschulen gestartet
werden. Die Universitäten wurden aufgefordert, entsprechende Projekte
einzureichen.

Tatsächlich sind eine Reihe von Hürden zu nehmen, um ein derart
ambitioniertes Vorhaben umzusetzen. Es gibt jedoch bereits bestehende
europäische Hochschulverbünde, auf deren Erfahrungen man aufsatteln
könnte, etwa die 4EU Alliance, die EuroTech Alliance, die 
Französisch-Deutsche Universität und nicht zuletzt die ESCP Europe mit ihrem seit 1973
bestehenden Multicampus-Modell.

Die Studierenden der ältesten Wirtschaftshochschule der Welt (gegründet
1819) können an den Standorten Berlin, London, Madrid, Paris, Turin und
Warschau ihre Kurse absolvieren. Hinzu kommen rund 130
Partneruniversitäten weltweit. Alle der mehr als 5.000 Studierenden aus
mehr als 100 Nationen absolvieren ihr Studium an mindestens zwei der 
ESCP-Standorte, oft auch an drei oder vier der unterschiedlichen Campus. Die
Bachelorstudierenden beispielsweise wechseln jedes Jahr den Studienort.
Die ESCP Europe Berlin ist als wissenschaftliche Hochschule staatlich
anerkannt und bundesweit die erste Hochschule, die von allen drei
wichtigen internationalen Akkreditierungsagenturen - AACSB, AMBA und EFMD
(EQUIS) - zertifiziert wurde.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution142

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

ESCP Europe Business School Berlin, 05.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSENHANDEL/309: Unternehmen zu wenig auf No-Deal-Brexit vorbereitet (idw)

Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V. - 06.11.2018

Unternehmen zu wenig auf No-Deal-Brexit vorbereitet



Die Brexit-Verhandlungen stocken, ein No-Deal-Szenario wird immer
wahrscheinlicher. Trotzdem bereiten sich viele deutsche Unternehmen nicht
ausreichend darauf vor: Das hat eine Umfrage des Instituts der deutschen
Wirtschaft (IW) ergeben. Selbst Firmen, die regelmäßig ins Vereinigte
Königreich exportieren, sind zu einem großen Teil unvorbereitet. Der
deutschen Wirtschaft drohen große Schäden, wenn sich das nicht bald
ändert.

Weit mehr als 70 Prozent der deutschen Unternehmen, die ins Vereinigte
Königreich exportieren, sind nicht ausreichend auf ein Scheitern der
Brexit-Verhandlungen vorbereitet. Das ist das Ergebnis einer aktuellen
Umfrage, für die das IW mehr als 1.100 deutsche Unternehmen aus Industrie
und industrienahen Dienstleistungen befragt hat. Dabei wäre eine gute
Vorbereitung gerade jetzt dringend nötig: Zwei Jahre nach dem Referendum
scheinen die Verhandlungen in Brüssel festzustecken. Scheitern die
Gespräche, würde das Vereinigte Königreich die EU ohne Austrittabkommen
und ohne Übergangslösung verlassen. Am 30. März 2019 würde es über Nacht
zu einem harten Brexit mit Zöllen und langen Grenzkontrollen und zu einem
rechtlichen Chaos kommen. Denn in vielen Bereichen wäre überhaupt nicht
klar, welche Regeln für den grenzüberschreitenden Handel gelten würden.

Einige Unternehmen haben sich auf dieses Horrorszenario bereits
vorbereitet und beispielsweise neue Lager angemietet, um
Lieferverzögerungen zu überbrücken. Andere legen ihre Werksferien auf die
heiße Brexit-Phase, um nicht im laufenden Betrieb das Brexit-Chaos stemmen
zu müssen. Allerdings ist das eine Minderheit, wie die neue IW-Umfrage
zeigt: Von den Unternehmen, die ins Vereinigte Königreich exportieren,
geben knapp 30 Prozent an, keine Vorkehrungen für ein No-Deal-Szenario
getroffen zu haben, weitere 44 Prozent haben nur geringe Vorkehrungen
getroffen. Insgesamt sind sogar drei von fünf befragten Unternehmen
überhaupt nicht vorbereitet. Dabei sind einige von ihnen auch indirekt
über ihre Lieferkette betroffen.

Das Ergebnis ist besorgniserregend, warnt IW-Ökonom und Studienautor
Jürgen Matthes: "Wer glaubt, immer weiter abwarten zu können, um einen
Notfallplan zu erstellen, irrt sich." Denn es sind zahlreiche Detailfragen
zu prüfen, die jedes Unternehmen spezifisch für sich klären muss. Dabei
können Unternehmensberatungen helfen, doch diese werden um den Brexit
herum kurzfristig nicht genug Kapazitäten haben. Auch wer jetzt noch
abwartet, ob sich die EU und das Vereinigten Königreich nicht doch noch
einigen, wird Probleme haben, den Ernstfall vorzubereiten: Schließlich ist
vor Dezember wohl keine Entscheidung zu erwarten. "Wir befürchten im
No-Deal-Szenario erhebliche Schäden für die deutsche Wirtschaft", sagt
Ko-Autor Hubertus Bardt.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2317

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V., 06.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/416: München - Virtuelle Schau "Revolution und Räterepubliken in Bayern 1918/19", Präsentation 15.11.

idw - Pressemitteilung: Bayerische Staatsbibliothek, 06.11.2018

bavarikon präsentiert die virtuelle Ausstellung "Revolution und
Räterepubliken in Bayern 1918/19"



Vor 100 Jahren brachte eine Revolution die Herrschaft der
Wittelsbacher zum Einsturz, Kurt Eisner proklamierte den "Freistaat
Bayern". Zu diesem Anlass präsentiert das Kulturportal bavarikon die
virtuelle Ausstellung "Revolution und Räterepubliken in Bayern
1918/19". 90 hochkarätige Exponate aus zehn Kultureinrichtungen sind
seit kurzem unter bavarikon.de/revolution1918 zu sehen. Die
Ausstellung legt ihren Schwerpunkt auf die Geschehnisse in der
Landeshauptstadt München. Sie zeigt zudem an zehn weiteren Orten auch
unterschiedliche Entwicklungen in Franken, Schwaben und Altbayern auf.

Die Exponate vermitteln Eindrücke von der Dramatik des Geschehens von
November 1918 bis zur blutigen Niederschlagung der Räterepubliken im
Mai 1919. Alle Objekte können im Portal in herausragender digitaler
Qualität betrachtet werden. Gezeigt werden in der Ausstellung
zeitgenössische Flugblätter, Fotografien und Karikaturen sowie mehrere
Original-Filmaufnahmen. Armbinden von Freikorpsmitgliedern oder
Soldatenräten, Wahlplakate und Gemälde veranschaulichen die
Ereignisse. Unter den Exponaten befinden sich auch ganz besondere
Stücke wie etwa der handschriftliche Entwurf von Kurt Eisner für die
Proklamation des Freistaats Bayern.

Fünf chronologisch angeordnete Abschnitte und eine Vertiefungsebene
führen durch die Ausstellung. Die Präsentation setzt mit der
Vorgeschichte der Revolution am Ende des Ersten Weltkriegs ein.
Anschließend behandelt sie den Umsturz am 7./8. November 1918 in
München und die Bildung der Regierung unter Kurt Eisner. Thematisiert
werden auch die Herausforderungen der unmittelbaren Nachkriegszeit bis
zu den Landtagswahlen im Januar 1919. Die Reise durch die
Revolutionsmonate setzt sich mit der Ermordung Kurt Eisners und den
Attentaten im Landtag im Februar 1919 bis zur Ausrufung der
"Räterepublik Baiern" am 7. April 1919 fort. Dabei werden die
Räterepubliken in München und anderen bayerischen Orten wie Augsburg,
Fürth oder Rosenheim und ihre Niederschlagung durch Regierungstruppen
und Freikorps behandelt. Zuletzt folgt eine Bilanz der positiven
Errungenschaften und der problematischen Begleiterscheinungen und
Folgen der Revolutionszeit. In der Vertiefungsebene kann der Besucher
in zusätzlichen Quellen und Literatur zu wichtigen Ereignissen und
Protagonisten von 1918/19 stöbern.

Die virtuelle Revolutions-Ausstellung ist ein Gemeinschaftsprojekt der
Bayerischen Staatsbibliothek, der Staatlichen Archive Bayerns und des
Hauses der Bayerischen Geschichte.

Dr. Klaus Ceynowa, Generaldirektor der Bayerischen Staatsbibliothek:
"Die virtuelle Ausstellung 'Revolution und Räterepubliken in Bayern
1918/19' zeigt einmal mehr die Innovationskraft des bayerischen
Kulturportals bavarikon. Die bayerische Revolution ist nun weltweit
für jedermann im Netz nacherlebbar!"

Die virtuelle bavarikon-Ausstellung wird am 15. November 2018 im
Rahmen der öffentlichen Veranstaltung "Oktoberrevolution,
Novemberrevolution, Weltrevolution? - Die Jahre 1917 bis 1919 in
Russland und Bayern" präsentiert. Neben den Verbindungen und
Einflüssen zwischen den Ereignissen in beiden Ländern sollen hier auch
die unterschiedlichen Phasen der Erinnerungskultur(en) in den Blick
genommen werden. Den Impulsvortrag wird Prof. Dr. Karl Schlögel /
Getty Research Institute halten; er wird auch zusammen mit Prof. Dr.
Marita Krauss / Universität Augsburg und Dr. Bernhard Grau /
Bayerisches Hauptstaatsarchiv an der Podiumsdiskussion teilnehmen. Sie
wird von der Historikerin und Journalistin Dr. Sybille Krafft
moderiert.

Beginn: 17.30 Uhr, Bayerische Staatsbibliothek, Ludwigstr. 16

Anmeldung erforderlich unter: veranstaltungen@bsb-muenchen.de

Weitere Informationen finden Sie unter

https://bavarikon.de/revolution1918

https://bavarikon.de/revolution-bavaria-1918 (englische Version)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1304

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bayerische Staatsbibliothek, 06.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/771: Augsburg - "1918 - Deutungen der Revolution im historischen Wandel", 9.11.2018

Tagung am 9./10. November 2018 an der Juristischen Fakultät

Strafrecht zwischen Revolution und Republik

Rechtswissenschaftler und Historiker zur Frage, wie sich die
Umbruchphase zwischen Novemberrevolution und Inkrafttreten der
Weimarer Reichsverfassung auf das deutsche Strafrecht niedergeschlagen
hat

Öffentlicher Abendvortrag am 9. November - 18.30 Uhr

"1918 - Deutungen der Revolution im historischen Wandel" 



Augsburg/AK/KPP - Am 9. November 2018 jährt sich die Ausrufung der
Republik durch Philipp Scheidemann zum einhundertsten Mal. Die
Umbruchphase - Thomas Mann sah die "Welt in ein neues, noch namenloses
Sternzeichen eintreten" - war mit großen Hoffnungen verbunden, führte
jedoch zu bürgerkriegsähnlichen Zuständen und mündete dementsprechend
in Enttäuschungen. Welchen Einfluss jene Zeit zwischen November 1918
und August 1919 auf das Strafrecht hatte, diskutiert eine Tagung am 9.
und 10. November 2018 an der Juristischen Fakultät.

Obwohl die Phase zwischen der Novemberrevolution des Jahres 1918 und
der Etablierung der ersten deutschen Republik im Sommer des Jahres
1919 eine tiefe Zäsur markiert, ist sie bislang nur ausschnittsweise
Gegenstand rechtshistorischer Forschung gewesen. Dabei schlagen sich
derartige Umbrüche auf die Ausgestaltung und Anwendung des Rechts
nieder, auch und gerade des Strafrechts, das nach einem geflügelten
Wort ein Seismograph der Staatsverfassung ist.

"Unsere Tagung, auf der Rechtswissenschaftlerinnen und
Rechtswissenschaftler aller Teildisziplinen gemeinsam mit Historikern
referieren werden, soll dazu beitragen, diese Forschungslücke zu
schließen", so der Strafrechtswissenschaftler und Rechtshistorik
er Prof. Dr. Arnd Koch, der die Tagung gemeinsam mit seinem Augsburger
Kollegen Prof. Dr. Dr. h. c. Michael Kubiciel und dem Regensburger
Rechtshistoriker Prof. Dr. Martin Löhnig veranstaltet. Ausgangspunkt
sei die Hypothese, dass in der Zeit zwischen Revolution und Republik
die Grundlagen für Institutionen und Denkfiguren gelegt wurden, die
die Weimarer Zeit prägten und - in dann radikalisierter Form - bis zur
NS-Zeit fortwirkten.

Öffentlicher Abendvortrag am 9. November

Das Tagungsprogramm umfasst zwölf Vorträge, darunter am 9. November
einen öffentlichen Abendvortrag von Prof. Dr. Dietmar Süß (Lehrstuhl
für Neuere und Neueste Geschichte der Universität Augsburg) mit dem
Titel "1918 - Deutungen der Revolution im historischen Wandel" (Beginn
18.30 Uhr, im Hörsaal 2001 der Juristischen Fakultät, Gebäude H,
Universitätsstraße 24, 86159 Augsburg).

 * 

Quelle:

UPD 122/18 vom 5. November 2018

Pressestelle der Universität Augsburg

Tel: 0821/598-2094

E-Mail: info@presse.uni-augsburg.de

Internet: www.uni-augsburg.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





THEATER/1380: Magdeburg - »Raus aus dem Haus«, Kinderoper von David Wagner, Premiere 9.11., Termine bis 22.5.2019

Theater Magdeburg

»Raus aus dem Haus« - Kinderoper von David Wagner

nach dem Stück von Ingeborg von Zadow, ab 3 Jahren

Premiere am Fr. 9.11.2018, 11.00 Uhr



»Darum liebe ich die Kinder, weil sie die Welt und sich selbst noch
im schönen Zauberspiegel ihrer Phantasie sehen.« (Theodor Storm)

In der Regie von Stephanie Kuhlmann entsteht eine spannende
Entdeckungsreise, die kleine Zuschauer spielerisch in die Welt der
Oper entführt. Die Kinderoper »Raus aus dem Haus« feiert am Fr. 9.11.2018, 
11.00 Uhr im Opernhaus/Podium Premiere.

Wer die Welt mit Kinderaugen sehen kann, der wird unwillkürlich an
zwei Dinge erinnert: Zum einen an die eigene Vergänglichkeit, die dazu
führt, dass die unbeschwerte Zeit der Kindheit irgendwann in die
verantwortungsvolle Welt der Erwachsenen übergeht. Zum anderen jedoch
zeigt genau dies an, wie ein Blick durch die Augen eines Kindes die
Welt zu bereichern vermag: Die Leichtigkeit mit der ein Kind
Entschlüsse fassen und wieder fallen lassen kann.

Regisseurin Stephanie Kuhlmann legt in ihrer Inszenierung den Fokus
auf ebendiese, für uns Erwachsene verlorengegangene Sichtweise. Die
Kuh auf der Weide wird zum Konfliktobjekt - einerseits ist die
kindliche Neugier geweckt, andererseits ist die Kuh sooo groß! Eine
weitere Hauptrolle spielt ein aufgegessener Keks. Kindliche Dramatik
wirft hier ein für uns gänzlich neues, in Vergessenheit geratenes,
Licht. Dabei wird den Kindern ganz bewusst der Bruch zwischen realer
Welt und Bühnenwelt gezeigt, wenn die Sängerinnen Emilie Renard und
Lissa Meybohm in ihre Rollen hinein- aber auch wieder aus ihnen
herausschlüpfen.

Das Bühnenbild, das ebenso wie die Kostüme von Veronika Jüling
gestaltet wurde, bietet diverse Möglichkeiten des Bespielens und ist
direkt aus der alltäglichen Welt der jüngsten Zuschauer entnommen.
Verschiedenste Welten entstehen aus riesigen Bauklötzen und mittendrin
nimmt das Publikum auf Sitzkissen Platz.

Musikalisch begleitet werden die Sopranistinnen dabei von Mitgliedern
der Magdeburgischen Philharmonie unter Leitung von Nathanel Bas.
Wichtig ist dem Regieteam hierbei die Nähe der Kinder zum Orchester,
um ihnen auch die Welt der Instrumente näherzubringen.

Raus aus dem Haus

Kinderoper von David Wagner

Nach dem Stück von Ingeborg von Zadow

Deutsche Erstaufführung | Ab 3 Jahren

Musikalische Leitung - Nathanel Bas

Regie - Stephanie Kuhlmann

Bühne / Kostüm - Veronika Jüling

Dramaturgie - Hannes Föst

Mit Lissa Meybohm, Emilie Renard

Mitglieder der Magdeburgischen Philharmonie

Premiere am Fr. 9.11.2018, 11.00 Uhr im Opernhaus/Podium

Vorstellungen Mi. 14.11., So. 18.11., Mi. 28.11. 2018, Fr. 10.5., Di. 21.5., Mi. 22.5.2019

Karten: 15 / ermäßigt 8 Euro


Kartenreservierung und -kauf an der Theaterkasse:

Tel. 0391/40 490 490 oder online: www.theater-magdeburg.de

oder per Mail: kasse@theater-magdeburg.de

 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9585: Düsseldorf - Folge 4 der "Studio Hallo"-Videos, 12. bis 22.11.2018

idw - Pressemitteilung: Nordrhein-Westfälische Akademie der Wissenschaften und der Künste

"Responsibilisation" - Risiken übertragen. Erstaufführung: "Studio
Hallo", Folge 4



"Responsibilisation" beschreibt allgemein die Übertragung von
behördlicher Verantwortung an Individuen, denen eine aktive und
tragende Rolle in der Problembewältigung gegeben wird. Dies umfasst
die diskursive Neufassung sozialer und ökologischer Risiken und
Probleme wie Klimawandel, Krankheit, Armut oder Arbeitslosigkeit nicht
als Verantwortungsbereiche des Staates, sondern als Fragen der
individuellen "Vorsorge". Rozbeh Asmani und Ale Bachlechner wählen
komplementäre Strategien, um sich mit aktuellen Fragestellungen nach
sozialer und ökologischer Verantwortung künstlerisch
auseinanderzusetzen. Ihre Arbeiten werden jetzt in Düsseldorf gezeigt:
Die Vernissage ist am 9. November 2018, 19 Uhr.

Während Asmanis Objekte, Drucke und Installationen die uns über Gebühr
vertraute Formensprache des Kapitalismus verdichten und verfremden,
nutzt Ale Bachlechner mit ihrer city center studio-Produktion "Studio
Hallo" das populäre Format der dokumentarischen online-Fernsehserie,
um sich diskursiv und visuell auszubreiten und zu verstricken. Beiden
Ansätzen ist eigen, dass sie in der Rezeption auf ein Wiedererkennen
von Farben, Formen und Logiken setzen. Allerdings auf eines, das sich
nicht vollständig einlöst, bei dem ein produktiver
Bedeutungsüberschuss entsteht, ein Rest, der sich nicht fügen will.

Bei der Vernissage begrüßt und führt ein: Prof. Dr. Dr. h.c. Peter M.
Lynen (Akademiemitglied). Um 20 Uhr wird Folge 4 der "Studio Hallo"-Videos 
in der Akademie erstaufgeführt. Zur gleichen Zeit wird das
Video auch gezeigt auf der Homepage von Ale Bachlechner:
http://alebachlechner.com/.

Die Ausstellungseröffnung findet im Rahmen des Forschungstages des
Jungen Kollegs statt, der zum Thema "Energie - Wende zur
Nachhaltigkeit" am selben Tag ab 15 Uhr in der Akademie durchgeführt
wird.

Öffnungszeiten der Ausstellung: 12. bis 22. November 2018

Mo - Do, 12 - 17 Uhr. Eintritt frei.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.awk.nrw.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1302

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Nordrhein-Westfälische Akademie der Wissenschaften und der Künste, 06.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





ARBEITERSTIMME/375: CSU-Führungstrio übernimmt Rhetorik und Forderungen der AfD

Arbeiterstimme Nr. 201 - Herbst 2018

Zeitschrift für die marxistische Theorie und Praxis

Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst
sein!

Fraktionsstreit zwischen den Unionsparteien und abgewendete
Regierungskrise: 

CSU-Führungstrio übernimmt Rhetorik und Forderungen der AfD



Inzwischen ist der offene Machtkampf zwischen den Unionsparteien
vorübergehend eingestellt. Die CSU-Führungsriege (Söder, Dobrindt,
Seehofer) konnte mit der Drohung, Innenminister Seehofer werde auch
gegen die Richtlinienkompetenz der Bundeskanzlerin die angekündigten
Grenzkontrollen ab Juli in Kraft setzen, zahlreiche ihrer Forderungen
durchboxen. Nur in einem entscheidenden Punkt nicht: Merkel
verhinderte mit ihrer Richtlinienkompetenz zunächst einen nationalen
Alleingang. Sie hat Seehofer den schwarzen Peter zugeschoben. Er muss
bilaterale Abkommen aushandeln, bevor Flüchtlinge an der Grenze
zurückgewiesen werden dürfen. Aber in den übrigen strittigen Fragen
hat sich Merkel viele Forderungen der CSU zu eigen gemacht. Das zeigte
sich während des EU-Gipfels, auf dem sie mit zahlreichen Vorstellungen
ihrer innerparteilichen Kritiker zur Migrationspolitik auftrat.
"Nicht Merkel mit einer inzwischen auch abgespeckten Version einer
humanen Flüchtlingspolitik gibt die Richtung vor, sondern die
Scharfmacher gegen Migranten, die Orbans und die Salvinis. [...] Und
irgendwo zwischen Humanität und Abschreckung taumelt die von der CSU
getriebene Kanzlerin. Die reaktionär-nationalistischen Kräfte, die von
der CSU repräsentiert werden, befinden sich in der Offensive."
(Kommentar von Pascal Lechler, ARD-Studio Brüssel, vom
29.06.2018)

So billigte die CDU-Führung den Masterplan des Innen- und
Heimatministers - übrigens noch bevor ihr sein konkreter Inhalt
bekannt war. Die einzige, noch strittige Frage konnte in letzter
Minute entschärft werden. Die CSU bekam ihre Grenzkontrollen zum
Aufgreifen illegal eingereister Migranten mit der nun erneut
geschaffenen bayerischen Grenzpolizei. Abweisungen und Rückführungen
soll es aber vorerst nach bilateralen Absprachen mit Österreich und
Italien geben. Auch wenn es sich hierbei zunächst um reine
Symbolpolitik im Rahmen des bayerischen Wahlkampfes handelt, die
Notwendigkeit bilateralen Absprachen zeigt wie stark die nationalen
Eigeninteressen sind, die zunehmend von den Rechtspopulisten definiert
werden. Die EU entfernt sich immer weiter von gemeinsamen Lösungen.
Merkel musste ja schon nach dem Gipfeltreffen eine Reihe von
tatsächlich oder vermeintlich vereinbarten zwischenstaatlichen
Lösungen präsentieren, um den unionsinternen Streit zu entschärfen.

Dass der Konflikt zunächst durch einen rasch zusammengezimmerten
Kompromiss beigelegt wurde, ist der Angst aller Beteiligten vor den
unkalkulierbaren Folgen eines Auseinanderbrechens der gemeinsamen
Unionsfraktion geschuldet und und der Intervention der
Unternehmerverbände. Die Vertreter der Wirtschaft haben nachdrücklich
vor den Risiken einer Regierungskrise gewarnt und zur Unterstützung
der Bundeskanzlerin aufgefordert. In der FAZ, die sich als
Sprachrohr des bürgerlichen Lagers sieht, brachte Mitherausgeber
Berthold Kohler am 24. Juni seine Sympathie für die Kritiker von
Merkel zum Ausdruck: "Die CSU, die als bayerische Regierungspartei
deutlich näher an der Wirklichkeit der Flüchtlingskrise war als viele
Träumer und Schönredner in Berlin-Mitte, hat immer noch ein besseres
Sensorium für die Unzufriedenheit mit und das Aufbegehren gegen die
Flüchtlingspolitik der großen Koalition als CDU und SPD zusammen.
[...] Merkel beging schon zu Beginn der Flüchtlingskrise schwere und
folgenreiche Fehler, im Handeln wie in der Kommunikation. Geradezu
verheerende Wirkung im bürgerlichen Lager, aber auch bei den
europäischen Nachbarn, hatte der von Merkel vermittelte Eindruck,
Staatsgrenzen seien letztlich nur noch eine Illusion." Zugleich
warnte er vor der möglichen Zuspitzung des Machtkampfes zwischen den
Unionsparteien: "Ein offener Bruch zwischen CDU und CSU käme einem
Erdbeben gleich, dessen Folgen für die politische Landschaft und die
Regierbarkeit des Landes man sich nicht ausmalen mag. Wie Berlin unter
den dann zu erwartenden Verhältnissen besser als bisher dafür sorgen
soll, dass die EU am deutschen Wesen (also den einzig richtigen
ordnungspolitischen Vorstellungen) genesen kann, bleibt das Geheimnis
jener, die schon immer wussten, wie man es besser macht in der Politik
- solange sie es nicht beweisen müssen."

Gegenwind für die CSU-Führung 

Nachdem sich die aufgeregte Debatte über die von der CSU-Führung
verursachte Regierungskrise gelegt hatte, kam Gegenwind auf. In
Meinungsumfragen zur Landtagswahl rutschte die CSU weiter ab; sie
konnte die zur AfD abgewanderten Wähler*innen nicht zurückgewinnen. Es
mehrten sich Stimmen auch innerhalb der Partei, die zur Mäßigung
aufriefen und den gefahrenen Konfrontationskurs nicht mitmachen
wollten. Vor allem die menschenverachtende Rhetorik stieß auf
Ablehnung bis hinein in konservative Kreise.

So folgten am 22. Juni 2018 mehrere zehntausend Menschen dem Aufruf
zur Demonstration "#ausgeheizt"; die Polizei sprach von 25.000, die
Veranstalter von 50.000 Teilnehmern. "Es sind längst nicht mehr nur
linksradikale Studenten, die sich gegen die Flüchtlingspolitik des CSU
stemmen, sondern auch Nonnen und ältere Menschen in Tracht - also auch
traditionelle CSU-Wähler." (Focus-online, 23.07.2018) Und
die Süddeutsche Zeitung schrieb am 22. Juni: "Es war wohl
das erste Mal in ihrer Parteigeschichte, dass die CSU eine in München
angekündigte Demonstration so ernst nahm, dass sie am Samstag warnende
Zeitungsanzeigen dagegen veröffentlichte. [...] Offenbar steckt der
CSU der Schock vom 10. Mai noch sehr in den Knochen: Da wurde aus
einer Münchner Kundgebung gegen die Verschärfung des Polizeirechts,
die von der CSU in brachialer Manier durchgezogen worden war, die
größte bayerische Demonstration der vergangenen Jahrzehnte; das neue
Polizeirecht wirkte da offenbar wie der Tropfen, der ein Fass zum
Überlaufen brachte."

Die CSU-Führungsriege rüstete verbal ab und beendete den
Konfrontationskurs innerhalb der Regierungskoalition. Sie konzentriert
sich nun auf den Wahlkampf in Bayern. Der Wiederaufbau einer
bayerischen Grenzpolizei und des neuen Landesamtes für Asyl und
Rückführungen wurde von Ministerpräsident Söder medial in Szene
gesetzt.

Der Machtkampf in den Unionsparteien ist Ausdruck für die
Verschiebungen im bürgerlichen Parteiengefüge

Getrieben wurde und wird die CSU von der panischen Angst vor dem
Verlust der absoluten Regierungsmehrheit im Land als auch in
zahlreichen bayrischen Kommunen. Damit verbunden wäre eine erhebliche
Schwächung ihrer bundespolitischen Bedeutung. Dies erklärt auch die
Schärfe des Machtkampfes, der zuvor zwischen Seehofer und Söder
ausgetragen wurde. Nach der Maxime von Franz Josef Strauß "Es darf
sich keine Kraft rechts von der CSU dauerhaft etablieren" versucht
die CSU der AfD den Wind aus den Segeln zu nehmen: durch die Übernahme
von deren nationalistischer Rhetorik und von zahlreichen ihrer
Forderungen. Die CSU wird damit die von der Regierungspolitik
enttäuschten Wähler*innen wohl kaum zurückgewinnen können, sondern
stärkt eher das Gefühl, mit der Stimmabgabe für die AfD "es denen
da oben mal gezeigt zu haben".

Die Krise des traditionellen parlamentarischen Parteigefüges, von der
bisher die Sozialdemokratie besonders getroffen wurde, hat nun auch
die Unionsparteien, die konservative Kraft des deutschen Bürgertums,
erfasst. Der rechtskonservative Flügel der Union, der in der
Vergangenheit - mit zeitlich vorübergehenden Ausnahmen - auch die
völkisch-nationalistischen Kreise binden und integrieren konnte, ist
schon lange mit dem Regierungskurs von Merkel nicht einverstanden. Er
macht sie für die Verluste von 8,6 Prozent bei der Bundestagswahl
verantwortlich. Die CSU hatte versucht, sich zum Sprachrohr dieses
Flügels zu machen. "Seehofer verglich die bevorstehende
Auseinandersetzung mit einem 'Werkstück in der Schraubzwinge', das nun
bearbeitet und poliert werden müsse." (FAZ, 14.06.2018)
Inhaltlich wird die Kritik der CSU in größer werdenden Teilen der CDU
geteilt, nur deren Vorgehensweise stieß auf Ablehnung, weil sie die
Einheit der Union und damit ihre Regierungsfähigkeit gefährdet hatte.

Risse innerhalb der CDU

Auch nach der vorübergehenden Beilegung des Machtkampfes, die
Diskussionen und Richtungskämpfe innerhalb der Union werden
weitergehen - und damit auch die Fragen nach dem Verhältnis zur AfD.
Der rechte Flügel, der schon lange seine erzkonservativen Werte durch
den Kurs von Merkel verraten sieht, hat sich nochmals hinter die
Kanzlerin und CDU-Vorsitzende gestellt. Solange er über keine
personelle, d.h. für die Wähler*innen attraktive Alternative verfügt,
kann er den offenen Machtkampf, wie er von der CSU vorangetrieben
wurde, nicht aufnehmen. Allerdings verstärken die Erfolge der AfD, vor
allem in den neuen Ländern, den Druck innerhalb der CDU. Schon werden
dort vereinzelt Stimmen laut, die sich für einen anderen Umgang mit
der AfD bis hin zu möglichen Koalitionen mit ihr aussprechen.

Unzufrieden mit dem Kurs von Merkel, wenn auch aus anderen, ganz
materiellen Gründen, zeigt sich auch der Wirtschaftsflügel, die
Vereinigung des Mittelstandes in der Union. Ihnen gehen die
sozialpolitischen Zugeständnisse an die SPD in den
Koalitionsvereinbarungen zu weit. Erinnern wir uns, schon in der
letzten Legislaturperiode hatten sie Vorhaben, wie z.B. das
vereinbarte Rückkehrrecht von Teil- auf Vollzeit erfolgreich
torpedieren können.

Staatstragendes Stillhalten der SPD

Die SPD enthielt sich zunächst jeglicher inhaltlicher Stellungnahmen
zum unionsinternen Streit und beschränkte sich darauf, die
"Verantwortungslosigkeit" der CSU zu brandmarken. Die Furcht
vor Neuwahlen hat sie in die GroKo getrieben und kettet sie weiter an
die Regierungskoalition, die sie nicht in Frage stellen oder verlassen
darf, ohne selbst Schaden zu nehmen. So blieb den sozialdemokratischen
Politikern in der Regierung als auch im Parlament nichts weiter übrig,
als dem unionsinternen Machtkampf zuzuschauen und seine Resultate zu
akzeptieren. Die im Koalitionsausschuss beschlossene Sprachregelung -
Transitverfahren statt Transitzentren - kann nicht darüber
hinwegtäuschen, dass sich die CSU in vielen Fragen der Asyl- und
Migrationspolitik durchsetzen konnte, wenn auch zunächst nur als
Absichtserklärungen auf dem Papier, im Masterplan Migration. Als
Kompensation wurde den Sozialdemokraten die Verabschiedung eines
geforderten Einwanderungsgesetzes versprochen. Ein Vorhaben, auf das
ebenfalls die Vertreter der deutschen Wirtschaft drängen, um den
Arbeits- und Fachkräftebedarf zu regeln. Es wird in der Union deshalb
auch nicht grundsätzlich auf Ablehnung stoßen.

Rechte parlamentarische Opposition

Im Bundestag spiegeln sich die bisherigen Verschiebungen in der
Parteienlandschaft wieder. Sie bestimmten monatelang die Versuche der
Regierungsbildung - das Scheitern der Jamaika-Gespräche und die
schleppenden Verhandlungen über die Fortsetzung der Großen Koalition.
Sie kam erst zustande, nachdem die SPD, die versprach, sich in der
Opposition zu erneuern, mühselig die Skepsis und Widerstände in den
eigenen Reihen überwinden konnte.

Im Parlament steht der nun großen Koalition mit der AfD erstmals eine
rechtspopulistische Partei, mit einem völkisch-nationalen Flügel, als
stärkste Oppositionskraft gegenüber. Deren Wahlerfolge und ihre
wachsenden Umfrageergebnisse veranlassten die Regierungsparteien, die
Stimmungen, die darin zum Ausdruck kommen, aufzunehmen und unter dem
Druck der CSU auch teilweise umzusetzen. Die AfD bestimmt durch ihre
Erfolge und ihre parlamentarische Präsenz weitgehend die Themen des
politischen Diskurses, wie er sich in der Boulevardpresse, den
bürgerlichen Medien aber auch in den öffentlich-rechtlichen Medien und
ihren Talkshows niederschlägt.

Auch die FDP versucht auf der Welle nationaler und populistischer
Parolen zu reiten. Wie die AfD attackiert sie die Regierung von
rechts. Ihre Erneuerung, sprich das Vorhaben, sich als
nationalliberale Kraft zu profilieren, war einer der Gründe, weshalb
die FDP die Jamaika-Gespräche platzen liess. Es vertrug sich nicht mit
Zugeständnissen an die Grünen, die linksliberale Konkurrenz. Die FDP
wollte der Gefahr vorbeugen, erneut von den Wähler*innen abgestraft
und unter die 5-Prozent-Hürde gedrückt zu werden, wie in der
vorangegangenen Legislaturperiode. Übrigens beendete sie die
Koalitionsgespräche Ende letzten Jahres unvermittelt, trotz
weitgehender Zugeständnisse von Seiten der Grünen. "Besser gar
nicht, als falsch regieren", lautete die Begründung vom 
FDP-Vorsitzenden Lindner. Das brachte ihm, wie aktuell der CSU, den
Vorwurf der staatsbürgerlichen Verantwortungslosigkeit ein. Er stelle
die Interessen der FDP über das Wohl des Landes.

Das Drängen der Grünen in die Regierungsverantwortung

Bei den Grünen hat sich längst der Flügel durchgesetzt, der sich eine
Koalition in alle Richtungen offenhält, nicht nur in den Ländern (wie
in Baden-Württemberg) sondern auch auf Bundesebene. Die Bildung einer
Jamaika-Regierung sollte den Grünen die Anerkennung als ganz normaler
Koalitionspartner von seiten der Union und der FDP bringen. Das
scheiterte, wie schon gesagt, an der rechtsnationalen Profilierung der
FDP. Seither sitzen die Grünen sozusagen zwischen den 
(Parlaments-)Stühlen, als Oppositionskraft bemüht um Wählerstimmen, zugleich jedoch
bereit, jederzeit Regierungsverantwortung zu übernehmen. Deutlich
wahrnehmbar waren ihre politischen Signale, notfalls in eine Regierung
unter Merkel einzutreten bzw. sie zu stützen, sollte durch den
unionsinternen Machtkampf die CSU als Regierungspartei ausfallen.


Die Linke: Streben nach Regierungsverantwortung und Zerstrittenheit
über den Weg

Zwar konnte die Linkspartei bei der Bundestagswahl - im Gegensatz zu
den Volksparteien CDU/CSU und SPD - ihren Stimmenanteil leicht
erhöhen. Aber der erste Blick täuscht; in den neuen Bundesländern, mit
ihren besonderen Erfahrungen und Interessen, wurde sie von der AfD als
zweitstärkste parlamentarische Kraft verdrängt. Auch etliche
Wähler*innen der Linkspartei wechselten dort zur rechtspopulistischen
AfD. Die Gründe liegen in den Hoffnungen/Erwartungen, die mit der Wahl
der Linkspartei in die Regierungsverantwortung verbunden waren und die
sie nicht erfüllen wollte und konnte. Sie erwies sich als eine normale
bürgerliche Kraft, die sich in ihrem Regierungshandeln kaum von der
SPD oder CDU unterschied.

In den westlichen Bundesländern konnte die Linkspartei ihren
Stimmenanteil leicht ausbauen, blieb aber weit hinter dem rasanten
Aufstieg der AfD zurück. Ihr gelang es nicht, wie gehofft, in größerem
Umfang die von der SPD enttäuschten Wähler*innen zu gewinnen. Es half
ihr nicht, sich als Alternative zu präsentieren, die die alten
sozialdemokratischen Werte - was immer das sein mag - glaubwürdiger
und konsequenter vertreten würde. Die Hoffnungen der Linkspartei,
durch parlamentarische Mehrheit von rot-rot-grün die große Koalition
ablösen zu können, hat mit der Bundestagswahl einen weiteren Dämpfer
erhalten. Diese Möglichkeit ist angesichts der Verluste der SPD in
noch weitere Ferne gerückt. Zudem hatten die Parteispitzen von SPD und
Grünen dem Streben der Linkspartei nach einer gemeinsamen Koalition
eine klare Absage erteilt und sie haben dies in den
Koalitionsverhandlungen nach der Wahl nochmals praktisch
unterstrichen. Es gab und wird in absehbarer Zeit keinen
"Lagerwahlkampf" geben, wie von der Linkspartei angestrebt.

Die fehlende Perspektive einer Regierungsbeteiligung auf Bundesebene
hat die innerparteilichen Auseinandersetzungen zugespitzt. Die Gräben
zwischen den Parteiflügeln und Interessengruppen sind tiefer geworden,
scheinen kaum noch überwindbar zu sein. Auch die zerstrittenen
Politiker der Linkspartei versuchen im innerparteilichen Machtkampf
die bürgerlichen Medien zu nutzen, von denen sie zugleich benutzt
werden. Zwei Kontroversen bestimmten die Debatten auf dem Parteitag
und die Berichterstattung in den Medien.

Die von Sarah Wagenknecht erhobene Forderung nach einer Begrenzung der
Migration. "Die Menschen haben einen Anspruch darauf, dass der
Staat sie vor Dumpingkonkurrenz schützt", sagte die
Linken-Fraktionschefin im Magazin ZEIT Geschichte. Sie versucht
damit die Stimmung in breiten Teilen der Bevölkerung zu bedienen, um
deren Abwanderung zur AfD zu verhindern bzw. um verlorene Wähler*innen
zurückzugewinnen.

Der Plan von Wagenknecht zur Gründung einer "Sammlungsbewegung"


So schreiben Wagenknecht und Stegemann in Zeit-Online vom 8.
Juni 2018 "Nach jüngsten Umfragen steht die SPD bei rund 17
Prozent, Grüne und Linke kommen jeweils auf etwa 10 Prozent. Was im
vorigen Bundestag zumindest rechnerisch noch möglich war, ist in weite
Ferne gerückt: eine Mehrheit für linke Politik in Deutschland."
Unter Verweis auf die Wahlerfolge von Podemos in Spanien und La France
insoumise in Frankreich fragen sie weiter: "Sollten das nicht
hinreichende Gründe dafür sein, auch in Deutschland eine
überparteiliche Sammlungsbewegung zu starten, die zusammenführt, was
bisher getrennt agiert?" Die Initiative für eine Sammlungsbewegung
brachte dem Flügel um Wagenknecht den Vorwurf ihrer innerparteilichen
Kontrahenten ein, die eigene Partei überflüssig machen zu wollen.
Schließlich gäbe es mit der Linkspartei ja schon den Rahmen, offen für
alle Linken auch ohne ihr Parteibuch.

Podemos in Spanien ist in dem breiten Widerstand der letzten Jahre
entstanden. La France insoumise konnte sich auf verstärkte
Klassenauseinandersetzungen und soziale Bewegungen stützen. Mit
Bewegung haben die Flügel in der Linkspartei wenig zu tun - Bewegungen
kann man nicht gründen. Sie entstehen aus einer Zuspitzung
gesellschaftlicher Widersprüche und daraus resultierender sozialer
Auseinandersetzungen.

An diesen Voraussetzungen mangelt es in der BRD. Die Widersprüche
haben sich vertieft, es gibt aber nur vereinzelt sozialen Widerstand.
Daraus hat sich bisher keine breite außerparlamentarische Bewegung
entwickelt, wie beispielsweise in Spanien oder Frankreich. Die
Linkspartei hat sich seit ihrer Gründung bemüht, als normale,
demokratische Kraft im parlamentarischen Gefüge anerkannt zu werden.
Dies hat sie als Koalitions- und Regierungspartner bei der Verwaltung
der kapitalistischen Ordnung auf Länderebene unter Beweis gestellt.
Nichts kennzeichnet die Linke besser, als der Umgang mit diesen
Erfahrungen. (Es gibt sicherlich zahlreiche Genoss*innen, die den
Regierungsbeteiligungen sehr kritisch oder ablehnend gegenüberstehen.
Sie bilden aber eine Minderheit, die mit ihren Positionen die
Beschlusslage in der Partei nicht beeinflussen kann.) Eine breite,
auch öffentlich geführte Debatte über die Ergebnisse der
Regierungsbeteiligungen in Berlin, Brandenburg und Thüringen wird
vermieden. Es gibt keinen relevanten Parteiflügel, der die Übernahme
von Regierungsverantwortung unter kapitalistischen Verhältnissen und
unter den gegenwärtigen Kräfteverhältnissen zwischen den Klassen in
Frage stellt oder wenigstens die konkreten Bedingungen oder rote
Linien für eine Regierungsbeteiligung formuliert.

Bei aller Kritik an der parlamentarischen Fixierung der Linkspartei,
sie ist momentan im Bundestag die einzige Partei, welche die
"sozialen Mißstände" und die Interessen/Forderungen der
Betroffenen zur Sprache bringt - solange sie eben nicht selbst an der
Regierung beteiligt ist.

26.07.2018
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London 1938 - Kunst im Widerstand gegen Hitler

von Klaus Hammer



In der Liebermann-Villa am Berliner Wannsee ist in Zusammenarbeit mit der
Wiener Library in London eine Ausstellung "London 1938. Mit Kandinsky,
Liebermann und Klee gegen Hitler" eröffnet worden, die an die denkwürdige
Schau "Twentieth Century German Art" 1938 in London erinnert. Damals wurden
mehr als 300 Meisterwerke der deutschen Moderne, vor allem aber auch
emigrierter und in Nazi-Deutschland als "entartet" geltender Künstler unter
schwierigsten Umständen zusammengetragen. Das war eine Gegenausstellung zu
der NS-Propaganda-Ausstellung "Entartete Kunst" 1937 in München - und
Hitler schäumte, als er 1938 die von den Nazis "gleichgeschaltete" "Große
deutsche Kunstausstellung" in München eröffnete und diese Londoner
Ausstellung, die dann auch in die USA weiterging, brandmarkte.

Zum 80. Jubiläum dieses Londoner Ausstellungsereignisses konnten jetzt in
der Liebermann-Villa Original-Arbeiten der Londoner Ausstellung
zusammengeholt und die Ausstellung von 1938 rekonstruiert werden. Kuratiert
wird diese Gedächtnisschau von der jungen englischen Kunsthistorikerin Lucy
Wasensteiner, die jahrelang über das Londoner Ausstellungsprojekt von 1938
geforscht und sich fast 3 Jahre an der Liebermann-Villa aufgehalten hatte.
Die ausgestellten Werke von Kandinsky, Liebermann, Nolde, Modersohn-Becker,
Kokoschka, Beckmann, Dix, Kollwitz und vielen anderen wieder zu sehen, ist
das eine aufregende Erlebnis. Aber zu erfahren, welch ein internationales
Netzwerk damals geknüpft wurde, um Werke aus Nazi-Deutschland
herauszuschmuggeln, wie - vorwiegend jüdische - Sammler, aber auch
Galeristen, Kunsthistoriker und emigrierte Künstler Arbeiten ermittelten
und nach London brachten, ist wenigstens ebenso beeindruckend.

Um nur ein Beispiel unter vielen zu nennen, so war es die Züricher
Galeristin Irmgard Burchard, die dank ihres Schweizer Passes
länderübergreifend reiste und die Leihgaben zusammentrug. Max Pechstein,
der weiterhin in Deutschland lebte, nannte seine wichtigsten ausländischen
Sammler, die dann ihre Werke zur Verfügung stellten. Selbst Martha
Liebermann, die Witwe von Max Liebermann, ließ ein Werk ihres Mannes, das
"Porträt Albert Einstein", nach London gehen. Kurt Schwitters sandte
Arbeiten aus seinem Exilland Norwegen nach England. Peggy Guggenheim, die
gerade ihre Galerie Guggenheim jeune in London eröffnet hatte, vermittelte
der Ausstellung Werke von Kandinsky und Kokoschka. Natürlich gab es auch
Differenzen, Auseinandersetzungen, die unter anderem zum Rücktritt des
emigrierten Kunstkritikers Paul Westheim führten. Er, der in der Zeit der
Weimarer Republik die Zeitschrift Das Kunstblatt herausgegeben hatte
und 1937 zu den Gründern des "Deutschen Künstlerbundes" in Paris gehörte,
wollte die politische Zielrichtung der Ausstellung entschieden verstärken.
Der prominente Schriftsteller und Kunsthistoriker Herbert Read wurde dann
Präsident des Organisationskomitees. Es kam zu einem Wechsel des
Ausstellungstitels in "Twentieth Century German Art", auch ein neuer
Ausstellungsort musste mit den New Burlington Galleries gefunden werden.

Welche Werke können aus der damaligen Londoner Ausstellung nun in der
Liebermann-Villa gezeigt werden? Da ist zuerst das sehr persönlich wirkende
Bildnis "Professor Albert Einstein" (1925) von Max Liebermann zu nennen. Es
ist beispielhaft für dessen Porträtwerk und wurde zwar im Katalog der
Londoner Ausstellung als Leihgabe eines Londoner Privatsammlers aufgeführt,
doch solche Formulierungen dienten oft dazu, die Identifizierung von
Eigentümern zu verhindern, die damals noch in Deutschland lebten. Das
Gemälde hat sich wohl 1938 weiterhin im Besitz von Martha Liebermann
befunden, denn es zählte zu den Werken, welche die Witwe des Malers seit
Mitte der 1930er Jahre für verschiedene Ausstellungen zur Verfügung
stellte. Unter den wohl mehr als 10 Werken, mit denen sich der Züricher
Arzt und Sammler Sigmund Pollag an "Twentieth Century German Art"
beteiligte, gehörte auch Liebermanns "Konzert in der Oper" (1922), während
dessen "Kartoffelpflücker" (1874) von dem nach London emigrierten
Galeristen Max Stern stammte. Wenigstens 6 Gemälde von Lovis Corinth liehen
das schon 1934 nach England emigrierte jüdische Sammlerpaar Erich und Senta
Göritz, darunter auch das zauberhafte "In Bordighera" (1912), während
Corinths "Selbstbildnis" (etwa 1912) - das Abbild wird hier aufgerissen,
durchlässig für Zerrüttungen, die bisher verborgen geblieben waren - der
nach 1933 aus Deutschland emigrierte Kunsthistoriker Ludwig Burchard
beisteuerte. Mit wenigsten 6 Bildern Max Slevogts beteiligten sich der nach
England emigrierte Arzt Janos Plech und seine Frau an der Londoner
Ausstellung, so auch mit "Der Garten in Neukastel mit der Bibliothek"
(1930-31) - Slevogt malte ihn vor dem Motiv "alla prima" - und "Der
Panther" (1931) - man scheint den Atem der Raubkatze zu spüren -, die nun
am Wannsee zu sehen sind. Paula Modersohn-Beckers "Landschaft mit drei
Kindern" (1902) und "Stillleben mit Orangen, Bananen, Zitrone und Tomate"
(1906) kamen aus der Schweiz, während ihre ergreifende "Alte
Armenhäuslerin" (1906) - der Frauenkörper verweist ehe
r auf die Stofflichkeit des Dargestellten als diesen abzubilden - als
"entartet" aus der ständigen Sammlung des Stadtmuseums Dresden entfernt
werden musste und 1936 vom Basler Kunsthändler Willi Raeber gekauft wurde.
Mindestens 20 Werke hatte der 1933 nach Paris geflüchtete Bankier Hugo
Simon geliehen, so auch Erich Heckels "Badende" (1914). Max Pechsteins
"Fischerpferde" (1919) stammte aus der Sammlung Walter Minnich, der größten
Privatsammlung dieses Künstlers außerhalb Deutschlands. Ernst Ludwig
Kirchners "Stafelalpweg" (1918-19) war eine Leihgabe des Chefarztes eines
Davoser Sanatoriums, Heinrich Staub. Die Welt der Farbe entsprach der
subjektiven Natur der einstigen "Brücke"-Maler, mit denen sie auf die
äußere Natur antworteten.

Der seit 1933 bei Paris lebende Wassily Kandinsky stellte wenigstens zwei
von den insgesamt 13 Werken zur Verfügung, so auch "Murnau, Landschaft mit
Turm" (1908), während der andere Kandinsky, der in der Liebermann-Villa
gezeigt wird, "Unbenannte Improvisation II" (1914) - hier wirbelt ein
ununterbrochener Fluss von Zeichen und grafischen Schwingungen um ein
imaginäres Zentrum herum - aus der Schweizer Sammlung Nell Walden stammt,
aus der wenigstens 39 Werke in London ausgestellt wurden. Eines der
ergreifendsten Werke Oskar Kokoschkas ist in der Ausstellung am Wannsee das
"Selbstbildnis eines 'entarteten Künstlers'" (1937). Der Künstler hatte es
dem Industriellen und Wirtschaftswissenschaftlers Emil Korner übergeben,
bei dem er damals in Tschechien Zuflucht gefunden hatte. Die Bildoberfläche
ist so transparent und flackernd, als ob der Künstler sich scheut, in
seiner psychischen Qual bloßgelegt zu werden. Das Aquarell "Gift" (1932)
von Paul Klee, ein Bild des Widerstandes, hatte Irmgard Burchard im
Einverständnis mit dem Künstler mit wenigstens zwei weiteren Klee-Werken
nach London geschickt. Die zwei Arbeiten Emil Noldes kamen aus dem
Kunstmuseum Basel und von dem 1936 nach Großbritannien emigrierten Ernst
Nelkenstock, während der Künstler selbst in Deutschland mit Loyalitätsbeku
ndungen an den Kultusminister Just und den Propagandaminister Goebbels zum
Ausdruck zu bringen suchte, dass er weder "entartet" noch "undeutsch" wäre.

Der der Ausstellung beigegebene Studienband weist aus, welch eine ungeheure
Recherchierungsarbeit hier geleistet worden ist, um die Provenienz der
Werke zu ermitteln, Informationen zu den Leihgebern des Jahres 1938 und zu
der Resonanz der Londoner Ausstellung in Großbritannien und in
NS-Deutschland zu präsentieren. Damals hat der bald ausbrechende Zweite
Weltkrieg die Londoner Ausstellung vergessen lassen. Jetzt wird in der
Liebermann-Villa an ein bedeutendes Kapitel nicht nur deutsch-britischer
Kunstgeschichte wieder erinnert.

London 1938. Mit Kandinsky, Liebermann und Nolde gegen Hitler,
Liebermann-Villa am Wannsee, Colomierstr. 3, 14109 Berlin, bis 14. Januar
2019 täglich außer dienstags 10.00 - 17.00 Uhr; Katalog 29,80 Euro.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 22/2018 vom 22. Oktober 2018, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





LICHTBLICK/236: Die Einbeziehung Inhaftierter in die Rentenversicherung steht vor dem Durchbruch

der lichtblick - Gefangenenzeitung der JVA Berlin-Tegel

Heft Nr. 376 - 3/2018

Man traut ja kaum seinen eigenen Augen! Es ist endlich soweit.

Die Einbeziehung der Rentenversicherung für die Inhaftierten steht vor dem Durchbruch!



Von der Rentendiskussion der Gefangenen war schon viel die Rede. Neu
ist aber, dass nun Bewegung in die Sache kommt. Kurz: Ist halt bäh und
schmuddlig, aber bei der 89. Konferenz der Justizministerinnen und
Justizminister wurde am 06./07. Juni 2018 beschlossen, dass die
Einbeziehung der Strafgefangenen und Sicherungsverwahrten in die
gesetzliche Rentenversicherung auf den Weg gebracht werden soll.

Es war einer der Tagesordnungspunkte, die nach langer Wartezeit
(nunmehr 41 Jahre !!) jetzt umgesetzt werden sollen. In dem Beschluss
heißt es, dass die JuMiKo (Justizministerkonferenz) die Einbeziehung
der Gefangenen in die Rentenversicherung für grundsätzlich sinnvoll
hält. Die Inhaftierten sind selbstverständlich der gleichen Meinung,
hätten aber dafür sicherlich nicht 41 Jahre gebraucht!

Ohne die entsprechenden Petitionen des Komitees für Grundrechte und
Demokratie wäre die Gesetzesvorlage noch nicht so weit vorgedrungen.
Andere Menschenrechts- und Gefangenenhilfsorganisationen sehen die
Einbeziehung der Gefangenenrente als notwendige Konsequenz aus dem
Gleichheits- und Sozialstaatsprinzip. Es kommt sonst einer
Zusatzbestrafung gleich und widerspricht der Wiedereingliederung.

Diese bislang unvollständig gebliebene Einbeziehung in die
Sozialversicherung bedeutet für viele Gefangene eine besondere Härte
und ein uneingelöstes Versprechen der Politik.

Eine doppelte Strafe in Form von Altersarmut ist/wäre ungerecht. Zu
jeder Zeit sollten Menschen die Möglichkeit bekommen, Rentenbeiträge
einzuzahlen, um für das Alter vorsorgen zu können.

Auch Gefangenen muss eine solche Chance geboten werden. Es ist ein
Teil des Resozialisierungsgedanken. Wer im Gefängnis an seiner
straffreien Zukunft arbeiten kann, dem sollten keine Steine in den Weg
gelegt werden. Außerdem gebe es auch einen Grund weniger, erneut
straffällig zu werden. Es werden Millionengewinne in den deutschen
Haftanstalten erwirtschaftet und kein Cent geht davon in die
Rentenkasse.

Es muss endlich ein Umdenken stattfinden. Inhaftierte müssen wieder in
die Gesellschaft eingegliedert werden. Es ist ein Verstoß gegen den
Gleichheitsgrundsatz des Grundgesetzes und gegen das
Sozialstaatsprinzip. Die Arbeitspflicht muss durch ein Recht auf
Arbeit ersetzt werden. Nur wer freiwillig arbeitet, darf in die
Rentenkasse einzahlen, wer arbeitet, muss angemessen entlohnt werden
und wer arbeitet, muss Rentenansprüche erwerben dürfen.

In der Pressemitteilung der Justizverwaltung wird davon gesprochen,
dass Rechtsgeschichte geschrieben wurde. Wir halten das für
übertrieben. Erstens ist das Gesetz noch lange nicht verabschiedet und
zweitens ist diese überzogene lange aufgeschobene Diskussion auch sehr
traurig. Traurig, weil die Verantwortlichen es angesichts der
elendigen zurückliegenden Zeiträume versäumt haben, die bekannte
Problematik aufzuarbeiten.

Das hiermit eine zusätzliche Belastung der Länderhaushalte erfolgen
wird, lässt sich nicht vermeiden. Nun heißt es warten, bis die
Gesetzesvorlagen durchgebracht und verabschiedet werden. Mindestens
zwei Jahre dürften eine realistische Zeitrechnung sein. Spannend ist
dabei, welche Eckwerte zugrunde gelegt werden, damit keine
Ungerechtigkeiten auftreten. Das damit ein eventueller Bezug von
Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei der Erwerbsminderung
nicht ausgeschlossen werden kann, dürfte auch einsichtig sein.

Schon vor dem Inkrafttreten des StVollzG stand der Gefangene unter dem
Schutz der Unfallversicherung. Das StVollzG hat ihn darüber hinaus
lediglich in die Arbeitslosenversicherung einbezogen. Dagegen wird der
ursprünglich für 1980 bzw. 1986 vorgesehene Anschluss an die
gesetzliche Kranken- und Rentenversicherung erst durch ein besonderes
Bundesgesetz vorgenommen (§ 198 Abs. 3 StVollzG).

Wegen der finanziellen Auswirkungen ist die Umsetzung immer wieder am
Bundesrat gescheitert. Auch ein mehrmaliges Einschalten des
Bundesverfassungsgerichts brachte keinen Erfolg, weil der "vorläufige
Ausschluss" (welch ein Wort) der Gefangenen von der Rentenversicherung
nicht gegen das Grundgesetz verstößt, da dem Gesetzgeber die
Entscheidung allein darüber obliegt, welche Sozialisierungsmaßnahmen
möglich und finanzierbar seien. Tja, so einfach ist das.

Im Rahmen seiner haushaltspolitischen Gesamtverantwortung habe man
weitreichende Gestaltungsfreiheit. Diese eigenartige Entkoppelung ist
aus sozialrechtlicher Betrachtung nicht nachzuvollziehen, weil es auch
nicht ohne Folgen für die Familienangehörigen ist. Der Zugang zur
krankenversicherungsrechtlichen Familienversicherung bliebe somit
versperrt und die Nichteinbeziehung des "Hauptverdieners" in das
soziale Sicherungssystem ist mit massiven Folgen für die Restfamilie
verbunden.

Noch weisen die brüchigen Biografien bei den meisten Inhaftierten
deutliche Fehlzeiten im Rentenverlauf aus und werden später nur durch
soziale Transferleistungen ausgeglichen. Damit aber endlich die
Einbeziehung der Rentenversicherung der Gefangenen umgesetzt wird,
muss das Gesetz verabschiedet werden. Wir können nur hoffen, dass
endlich deutlich bessere Zeiten anbrechen, damit sich das Arbeiten in
der Haft etwas lohnt und ein wenig mehr Sinn macht.

A.H.

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2310: Großzügiger Vorruhestand und sterbende Städte

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 11 · November 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Großzügiger Vorruhestand und sterbende Städte

Erfahrungen mit den Anpassungsmaßnahmen im Steinkohlebergbau

von Rolf Euler



Die heftigen Auseinandersetzungen um den Ausstieg aus der
Braunkohleverstromung geben Anlass, auf das Ende des
Steinkohlebergbaus im Saar- und Ruhrgebiet zu blicken, und wie dieser
nach Ansicht der Gewerkschaft "sozialverträglich" gestaltet wurde.


Die Mitbestimmung in der Montanindustrie und der
Konzentrationsprozess der Steinkohleförderung ab den 60er Jahren auf
immer weniger Bergwerke und zuletzt nur noch ein Unternehmen sowie
dessen Abhängigkeit von Subventionen begünstigten eine "politische"
Lösung für das Ende der Förderung. Ob und inwieweit die Anpassung beim
Steinkohlebergbau ein Modell für die Beendigung der
Braunkohleförderung sein kann, muss offensiv diskutiert werden, gerade
auch innerhalb der IG BCE. Hier ist die Streitkultur nicht gerade
ausgeprägt, die Verflechtung der Gewerkschaftsfunktionäre mit Parteien
und kommunalen Parlamenten hat bisher eine von den
Braunkohleunternehmen unabhängige gewerkschaftliche Position
erschwert.

Selbstverständlich haben die Braunkohlekumpel Sorgen um ihre
Arbeitsplätze und die soziale Absicherung; ein klimatisch nötiger
Ausstieg aus der Braunkohleverstromung muss entsprechende Maßnahmen
beinhalten, wie sie auch die "Gewerkschafterinnnen und Gewerkschafter
für Klimaschutz" in Hambach und in der Lausitz gefordert haben. Aber
die Gegenkundgebungen von RWE und IG BCE zeigen, dass hier noch viel
Diskussions- und Streitbedarf besteht - ihr Druck auf die
"Kohlekommission", den Ausstieg weit hinauszuschieben, wird ja nicht
geringer.


Ein Rückblick

Angetrieben von den Protesten gegen die Stilllegungsmaßnahmen der
Ruhrkonzerne, gelang es der sog. "Konzertierten Aktion" in den 60er
Jahren, eine fast alle Ruhrzechen umfassende Einheitsgesellschaft zu
gründen, die Ruhrkohle AG. Die Gewerkschaft ließ alle Forderungen nach
"Vergesellschaftung" aus ihrer Satzung fallen. Die Mitbestimmung wurde
auf die Personal- und Sozialdirektoren ausgeweitet, die von der IG
Bergbau und Energie bestimmt wurden. Der damalige
Gewerkschaftsvorsitzende Walter Arendt wurde Arbeits- und
Sozialminister der ersten großen Koalition Kiesinger/Brandt,
Wirtschaftsminister war Karl Schiller, Finanzminister F.J.Strauß.

Unter diesen Bedingungen wurde für Bergleute, die aus Gründen der
Förderanpassung ausscheiden mussten, die
Knappschaftsausgleichsleistung (KAL) eingerichtet, die nach
langjähriger Untertagetätigkeit mit 55 Jahren bezogen werden konnte,
bis die Regelaltersrente für Bergleute mit 60 Jahren erreicht wurde.
Bei der damaligen relativ kurzen Lebenserwartung für ausscheidende
Bergleute war das schon aus Gesundheitsgründen ein wichtiger sozialer
Baustein, der es ihnen ermöglichte, eine niedrigere vorgezogene
Rentenleistung zu bekommen.

Die KAL ergänzte eine Regelung, dass Bergleute mit 50 Jahren nach
mindestens 25 Jahren Untertagetätigkeit eine Teilrente (die sogenannte
0,8-Rente) erhalten konnten, wenn sie eine leichtere und geringer
bezahlte Tätigkeit unter Tage machten.

Mit Gründung der Ruhrkohle AG wurde nicht nur die Förderung auf - nach
kapitalistischen Gesichtspunkten - leistungsfähige Anlagen
konzentriert, sondern auch der Anpassungsprozess bei den
Arbeitsplätzen immer mehr zentral gesteuert und durch die
Mitbestimmung "begleitet". Der Hauptsatz aller Versammlungen war:
"Kein Bergmann darf ins Bergfreie fallen!", was alle so verstanden,
dass es keine betriebsbedingten Kündigungen und Arbeitslosigkeit für
die Kumpel geben dürfe.


Kurzarbeit und Freischichtenregelungen

Die energiepolitischen Maßnahmen der 70er und 80er Jahre, wie der
Jahrhundertvertrag zur Verstromung und der Kokskohlenvertrag zum
Einsatz bei der Eisen- und Stahlerzeugung, garantierten eine zwar
mengenmäßig abnehmende, aber gesteuerte Förderung der Bergwerke,
führten aber auch weiterhin zu Zechenstilllegungen. Die älteren und
erfahrenen Belegschaften verließen allmählich die Zechen, ab 1970 kam
es zum Zustrom jüngerer Bergleute. Doch die Unruhe im Revier über die
Maßnahmen der Ruhrkohle AG und der Regierungen blieb unter der
Oberfläche und bahnte sich erst ihren Weg, als die Energiepolitik mit
den damaligen FDP-Wirtschaftsministern unter Kohl auf schnelleren
Abbau der Subventionen und der Förderung drängte.

Feierschichten gab es erneut in den 80er Jahren, hier gelang es nur,
einen kleinen Ausgleich für das Kurzarbeitergeld zu erstreiten. Später
wurden Arbeitszeitverkürzungsmaßnahmen tariflich festgelegt, die in
Freischichten bestanden, da die Dauer der einzelnen Schicht (8 Stunden
bzw. damals 7 Stunden in Heißbetrieben) nicht veränderbar war. Dazu
kamen später noch Freischichten für belastende Betriebspunkte wie
Nachtschichten oder Heißarbeit. Diese Maßnahmen wurden etwa parallel
zur 35-Stunden-Bewegung in der Eisen- und Stahlindustrie eingeführt
und waren wichtig sowohl für den Erhalt von Arbeitsplätzen als auch
für die gesundheitliche Verbesserung.


Anpassungsgeld und große Proteste

Innerhalb der Ruhrzechen gab es eine Regelung, dass die Bergleute von
stillzulegenden Schachtanlagen auf "aufnehmende" Anlagen verlegt
wurden, soweit sie nicht über die KAL oder Rente ausscheiden konnten.
Diese Regelung reichte nicht mehr aus, da sowohl in der Verstromung
als auch in den Hochöfen immer weniger Kohle aus Ruhrzechen verbraucht
wurde.

Nach vielen Protesten wurde das sog. "Anpassungsgeld" eingeführt.
Damit wurde den langjährig untertage beschäftigten Bergleuten
ermöglicht, mit 50 Jahren aufzuhören und 5 Jahre lang bis zur
Knappschaftsausgleichsleistung eine vom Staat aufgestockte
Vorruhestandsleistung zu bekommen, die einige Jahre lang von der RAG
bezuschusst wurde. Damit war es möglich, die sog.
Personalanpassungsmaßnahmen und Stilllegungen "sozial abzufedern" und
den Betroffenen einen Weg in den früheren Vorruhestand zu verschaffen.
Zusätzliche Kurzarbeit kam hinzu.

Die Proteste flammten Ende der 90er Jahre wieder auf, als die
Kohl-Regierung erneut auf schnelleren Subventionsabbau drängte; erst
nach Betriebs- und Autobahnbesetzungen, Mahnwachen und Menschenketten
wurde eine Verlängerung des Anpassungszeitraums erkämpft. Erst später
wurde das endgültige Aus für die Steinkohleförderung auf 2018
festgelegt, die Luft war aus den Protesten raus, die Zahl der
Bergleute war von rund 200000 Anfang der 70er Jahre auf weniger als
20000 im Jahr 2012 zurückgegangen. Das Aachener Revier und die
Saarbergwerke waren da schon längst stillgelegt.


Die Probleme bleiben

So sind bis heute die älteren Untertagebergleute durch
Vorruhestandsregelungen "befriedet", den jüngeren wurde versucht,
Ersatzarbeitsplätze zu vermitteln - in Zusammenarbeit mit allen
Arbeitsämtern, die eigene Büros auf den letzten Bergwerken
unterhielten.

Trotzdem waren die von Stilllegungen betroffenen Städte jahrelang
wirtschaftlich am Ende, Armut und Jugendarbeitslosigkeit sind ein
großes Problem im nördlichen Revier. Ehemalige Zechenstandorte ließen
sich nur mit viel öffentlichen Geldern und deutlich weniger
Arbeitsplätzen zu Logistikstandorten, Kulturzentren oder
Kleingewerbestandorte umbauen.

Im Unterschied zu den Verhältnissen bei der Braunkohle wird aber die
für Verstromung und Kokerei benötigte Steinkohlen weiter über Importe
an die Energiekonzerne E.on, Vattenfall und RWE oder an die
Stahlproduzenten Thyssen-Krupp, Arcelor und Salzgitter geliefert. Die
Häfen Rotterdam und Duisburg "brummen" vor Importkohle.

Wenn aus Klimaschutzgründen zuvorderst die Braunkohleverstromung
eingestellt werden muss, dann vor allem, weil Braunkohle einen so
niedrigen Brennwert hat, dass dort im Verhältnis zur erzeugten Energie
viel mehr klimaschädliche Gase anfallen, und weil die Kraftwerke zum
großen Teil älter sind.

Es muss gefordert werden, dass die Erfahrungen aus dem Saar- und
Ruhrbergbau an die Verhältnisse im Rheinland und in der Lausitz mit
besseren Folgen für die betroffenen Gemeinden angepasst werden.
Forderungen nach "Sozial- und Regionalverträglichkeit" sind eigentlich
nur ein Notnagel - radikale Enteignungsforderungen hört man nicht -,
aber ein notwendiger Schritt, um mit den Tagebaubergleuten zusammen
Fortschritte beim Klimaschutz zu erreichen.

 * 
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FILM/1591: BR - Zum 90. Geburtstag von Ennio Morricone, 9. + 16.11.2018 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 31. Oktober 2018

BR Fernsehen

Sendungen zum 90. Geburtstag von Ennio Morricone

"Für eine Handvoll Dollar"

Freitag, 9. November 2018, 23.35 Uhr

"Für ein paar Dollar mehr"

Freitag, 16. November 2018, 23.35 Uhr



Am 10. November 2018 feiert Ennio Morricone, Ikone der Filmmusik, 90.
Geburtstag. Der Italiener komponierte die Musik zu über 500 Filmen und
schuf zusammen mit Starregisseur Sergio Leone Klassiker wie "Für eine
Handvoll Dollar", "Zwei glorreiche Halunken", "Spiel mir das Lied vom
Tod" oder "Es war einmal in Amerika". 2007 erhielt Morricone den Oscar
für sein Lebenswerk, 2016 für die Musik zu Quentin Tarantinos "The
Hateful Eight". Zum Geburtstag würdigen das BR Fernsehen und 
BR-KLASSIK den Ausnahme-Komponisten im Programm.

So zeigt das BR Fernsehen am 9. und 16. November die Kultwestern "Für
eine Handvoll Dollar" und "Für ein paar Dollar mehr", BR-KLASSIK
strahlt zwischen 10. und 12. November vier Hörfunksendungen aus. Alle
Sendungen im Überlick:


Filme im BR Fernsehen


Freitag, 9. November 2018, 23.35 Uhr:

"Für eine Handvoll Dollar"

Western, BRD/Spanien/Italien 1964

Regie: Sergio Leone

Darsteller: Clint Eastwood, Marianne Koch,

Wolfgang Lukschy, Gian Maria Volonté u.a.

In einem kleinen Ort in New Mexico leiden die Bürger unter zwei
rivalisierenden Clans - den angloamerikanischen Baxters und den
mexikanischen Rojos -, die sich mit kriminellen Geschäften eine
goldene Nase verdienen. Ein Fremder namens Joe (Clint Eastwood)
besucht eines Tages das Städtchen und bietet den Familien seine
Schießkünste an. Beide bezahlen ihm eine ordentliche Summe, ohne zu
wissen, dass er jeweils auch einen Deal mit der anderen Familie hat.
Als der Anführer der Rojos (Gian Maria Volonté) den Schwindel
aufdeckt, geht er brutal gegen Joe vor. Dieser kann aber entkommen und
schwört Rache.


Freitag, 16. November 2018, 23.35 Uhr:

"Für ein paar Dollar mehr"

Western, BRD/Spanien/Italien 1965

Regie: Sergio Leone

Darsteller: Clint Eastwood, Lee van Cleef,

Klaus Kinski, Gian Maria Volonté u.a.

Der Kopfgeldjäger Colonel Douglas Mortimer (Lee Van Cleef) begibt sich
auf die Jagd nach dem Ganoven Cavanagh, doch Mortimers Rivale Monco
(Clint Eastwood) ist schneller und tötet den Banditen. Nachdem sie
sich als Konkurrenten gegenseitig einschüchtern, beschließen Mortimer
und Monco gemeinsame Sache zu machen, als sie erfahren, dass Indio,
der meistgesuchte Verbrecher im westlichen Territorium, aus dem
Gefängnis entflohen ist und auf seinen Kopf 10.000 Dollar ausgesetzt
sind. In der abgelegenen Kleinstadt Agua Caliente kommt es schließlich
zum Showdown.

 * 

Quelle:
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THEMENREIHE/400: BR / ARD-alpha - 80. Jahrestag Novemberpogrome 1938, 9.11.2018 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 5. November 2018

80. Jahrestag Novemberpogrome 1938

Gedenkakt live und Programmschwerpunkt in ARD-alpha



Am Freitag, 9. November 2018, gedenken die Israelitische
Kultusgemeinde München und Oberbayern und die Landeshauptstadt München
der Pogrome des Jahres 1938. Das BR Fernsehen überträgt den Gedenkakt
ab 12.55 Uhr live. Ab 20.15 Uhr erinnert ARD-alpha mit einem
Programmschwerpunkt an die Gewaltverbrechen und lässt ab 21.45 Uhr in
Porträts aus der Reihe "Zeuge der Zeit" acht Stunden lang Menschen zu
Wort kommen, die den Holocaust durchlitten und überlebt haben. Die
Porträts sind bereits ab jetzt in der BR Mediathek zu sehen:
br.de/zeuge-der-zeit, außerdem unter www.ard-alpha.de

Bayern 2 sendet am Samstag, 10. November, um 8.05 Uhr "Bayern - Israel
und zurück. Geschichten von Exil und Remigration" von Thomas
Muggenthaler.


Die Sendungen im Überblick:


BR Fernsehen:


Freitag, 9. November, 12.10 Uhr:

Es geschah vor aller Augen - Die "Reichskristallnacht" in Bayern
(BR 2008)

BR Mediathek: 12 Monate nach Ausstrahlung

Die "Reichskristallnacht", wie das Pogrom am 9. November später
verharmlosend genannt wurde, war das einzige Ereignis in den zwölf
Jahren der nationalsozialistischen Diktatur, durch das die deutsche
Bevölkerung direkt mit dem gewaltvollen Antisemitismus und der
zerstörerischen Judenverfolgung der Nationalsozialisten konfrontiert
wurde. Wie verliefen die "Aktionen"? Waren sie spontan, wer machte
mit, schaute zu? Zeitzeugen kommen zu Wort, die die
"Reichskristallnacht" miterlebt haben.


Freitag, 9. November, 12.55 Uhr:

Gedenkakt zum 80. Jahrestag der Novemberpogrom

Live aus dem Alten Rathaus in München

BR Mediathek: 12 Monate nach Ausstrahlung

Am 9. November 2018 gedenken die Israelitische Kultusgemeinde München
und Oberbayern und die Landeshauptstadt München der Pogrome des Jahres
1938. Über 400 jüdische Menschen wurden während dieser antisemitischen
Ausschreitungen in ganz Deutschland ermordet oder in den Tod
getrieben. Viele tausende jüdische Geschäfte, Synagogen und Betstuben
wurden zerstört oder in Brand gesetzt. Ausgangspunkt dieser Welle
antisemitischer Gewalt war das Alte Rathaus in München. Dort traf sich
die NS-Führung. Am gleichen historischen Ort werden Bayerns
Ministerpräsident, Münchens Oberbürgermeister Dieter Reiter und die
Präsidentin der Israelitischen Kultusgemeinde Charlotte Knobloch, die
die Pogrome als kleines Mädchen überlebte, zu den geladenen Gästen
sprechen und an dieses Verbrechen erinnern.


ARD-alpha: Programmschwerpunkt zum 80. Jahrestag der
Novemberpogrome 


Freitag, 9. November, 20.15 Uhr:

Wir waren doch Nachbarn (Dokumentation, MDR 2017)

BR Mediathek: nach Ausstrahlung bis 16. November 2018 verfügbar

Die letzten noch lebenden jüdischen Augenzeugen, Kinder und Enkel
berichten, welche Auswirkungen die Novemberpogrome 1938 auf ihre
Familien hatte. Bislang unbekannte Fotos, Dokumente und bewegte Bilder
veranschaulichen die Abläufe der dramatischen Ereignisse zwischen
Eisenach und Dresden.


Freitag, 9. November, 21.00 Uhr:

Synagogen - Monumente gegen das Vergessen (Dokumentation, WDR
2013) 

Mit Spielszenen, virtuellen Rekonstruktionen von Monumentalbauten
jüdischer Gotteshäuser und Augenzeugenberichten veranschaulicht die
Doku die Geschichte der Synagogen und der jüdischen Gemeinden in
Deutschland von den mittelalterlichen Pestpogromen bis zur
"Reichspogromnacht" 1938. Die digitale Rekonstruktion
unwiederbringlich zerstörter Synagogen in Deutschland ist ein
Großprojekt der TU Darmstadt gegen das Vergessen und für die Rückkehr
in das architekturhistorische Bewusstsein.


Freitag, 9. November, 21.45 bis 5.45 Uhr:
Zeuge der Zeit / Zeugin der Zeit
BR Mediathek: ab jetzt und nach Ausstrahlung 5 Jahre lang
verfügbar

Eines Tages werden sie verstummen: die Stimmen der Zeitzeugen, die aus
eigenem Erleben von den Verbrechen der NS-Zeit berichten. Der
Bayerische Rundfunk hat es sich zur Aufgabe gemacht, das Zeugnis von
Holocaust-Überlebenden zu dokumentieren und für künftige Generationen
zu bewahren - zum Beispiel in der Reihe "Zeuge / Zeugin der Zeit". In
ihr kommen Menschen zu Wort, die als Kinder, Jugendliche oder junge
Erwachsene den Terror des NS-Regimes erleiden mussten. Menschen wie
Aba Lewit, der lange geschwiegen hat und mit 94 Jahren zum ersten Mal
im deutschen Fernsehen Einblick in seine Überlebensstrategien in
nationalsozialistischen Konzentrationslagern gewährt (21.45 Uhr). "Ich
habe die ganze Zeit nicht damit gerechnet zu überleben", sagt er
rückblickend. "Es war ein Leben auf die Minute. Nicht auf den Tag. Auf
die Minute."

Fishel Rabinowicz schreibt es dem Glück zu, dass er den Holocaust
überlebt hat, denn er war unter anderem in Autobahn-Baubrigaden
eingeteilt, in denen die Sterblichkeitsraten der Häftlinge besonders
hoch waren (22.30 Uhr). "Ich hatte feuerrotes Haar, weshalb mich die
Deutschen 'Rotkopf' nannten und mir leichtere Arbeiten als den anderen
Gruppenmitgliedern gaben", erinnert er sich. Erst nach seiner
Pensionierung fand Rabinowicz in der Malerei eine Möglichkeit, seine
traumatische Lebensgeschichte aufzuarbeiten. Dennoch bleibt er - wie
jeder einzelne Überlebende - psychisch von den Erfahrungen des
Holocaust gezeichnet. Darüber, wie Verfolgung und Völkermord in der NS-
Zeit ihr Leben geprägt haben, berichten außerdem die Zeitzeugen Esther
Bejarano (23.15 Uhr), Rabbi Henry G. Brandt (0.00 Uhr), Ruth Melcer
(0.45 Uhr), Mano Höllenreiner (1.15 Uhr), Senek Rosenblum (2.00 Uhr),
Abba Naor (2.45 Uhr), Max Volpert (3.30 Uhr), Heinz Kounio (4.15 Uhr)
und Ernst Grube (5.00 Uhr).

 * 
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HÖRSPIEL/1837: Deutschlandfunk Kultur - "Même morts nous chantons", 9.11.2018 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

"Même morts nous chantons"

Von Marie Guérin

France Culture/Deutschlandfunk Kultur/Elektroakustisches Studio der
Akademie der Künste Berlin 2017/54'30

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 9. November 2018, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Im Berliner Lautarchiv fand die französische Klangkünstlerin Marie
Guérin eine vertraute Stimme aus ihrer bretonischen Heimat: Sie stammt
von einem Soldaten aus dem Dorf Loguivy-Plougras. 100 Jahre zuvor war
er im deutschen Kriegsgefangenenlager Wahn interniert. Dort ließ ihn
der Sprachwissenschaftler Wilhelm Dögen ein bretonisches Volkslied in
den Phonographen singen. Marie Guérin begab sich auf die Spuren dieser
Aufnahme in Frankreich und Deutschland. "Même morts nous chantons"
(Selbst im Tod singen wir noch) ist das heutige Echo einer längst
verklungenen Zeit.

 * 

Quelle:
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MELDUNG/1782: Deutschlandfunk - Quidditch, eine neue Sportart, 9.11.2018 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

049 Quidditch

Von Marius Elfering

Mikrokosmos - Die Kulturreportage

Freitag, 9. November 2018, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Manchmal wird Fiktion zu Realität. So wie im Fall des Zaubersports
Quidditch. Eine Sportart, die die Autorin J.K. Rowling für ihre 'Harry
Potter'-Reihe erfunden hat. Rasend schnell jagen die
Zauberschülerinnen und -schüler auf ihren Besen dem goldenen Schnatz
hinterher. Und auch im echten Leben brauchen die Quidditchspielerinnen
und -spieler eine gute Kondition. Fliegende Besen gibt es zwar noch
nicht. Trotzdem hat sich aus der Fantasie-Sportart ein ganz reales
Hobby entwickelt. Mit einem Stock zwischen den Beinen als Besenersatz
treten zwei gemischtgeschlechtliche Teams gegeneinander an und spielen
eine Mischung aus Handball, Rugby und Völkerball. Neue Bücher und
Filme rund um den Zauberschüler Harry Potter wird es wohl nicht mehr
geben. Quidditch dagegen legt erst richtig los.

 * 

Quelle:
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MUSIK/2752: Deutschlandfunk - Der Dirigent Charles Munch (1891-1968), 8.11.2018 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Leidenschaft und Spontaneität

Der Dirigent Charles Munch (1891-1968)

Von Norbert Hornig

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 8. November 2018, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Eigentlich wollte er Geiger werden, bis zum Konzertmeister des
Leipziger Gewandhaus Orchesters hatte es Charles Munch schon gebracht.
Dort erlebte er die großen Dirigenten hautnah, und plötzlich sollte
sich alles ändern. Seinen schnellen Aufstieg als Dirigent verdankte er
nicht zuletzt auch seiner wohlhabenden Gattin, die sein Pariser Debüt
und seine ersten Konzerte mitfinanzierte, bis sich sein Können
herumgesprochen hatte. Als Munch dann 1949 als Nachfolger von Sergej
Kussewitzky Chefdirigent des Boston Symphony Orchestra wurde,
erreichte seine Dirigentenkarriere einen vorläufigen Höhepunkt. Später
übernahm er die Leitung des Orchestre de Paris. Überraschend starb
Charles Munch am 6. November vor 50 Jahren während einer USA-Tournee
mit seinem Orchester.

 * 

Quelle:
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AKTION/349: Braunschweig - Podiumsdiskussion "(A)-Soziale Netzwerke!?", 12.11.2018

Podiumsdiskussion: "(A)-Soziale Netzwerke!?"



Braunschweig. Das Mediennetzwerk Braunschweig lädt für Montag, 12.
November, zu einer Podiumsrunde ins Braunschweigische Landesmuseum am
Burgplatz ein. Sie findet statt von 19 bis 21 Uhr und trägt den Titel
"(A)-Soziale Netzwerke!? - Digitale Lebenswelten von Kindern und
Jugendlichen".

Vertreterinnen und Vertreter von Polizei, Beratungsstellen und
Schulsozialarbeit wollen mit den Besucherinnen und Besuchern über
aktuelle Themen der digitalen Lebenswelt von Kindern diskutieren:
Welche Rolle spielen Social Media, was ist Sexting und was kann gegen
Mobbing im Netz getan werden? Wie wirken Kettenbriefe, und ist
Like-Kultur wirklich nur schlecht?

Die Veranstaltung richtet sich an Eltern von Kindern im Alter von 10
bis 15 Jahren und alle interessierten Bürgerinnen und Bürger. Der
Eintritt ist kostenfrei, eine Anmeldung nicht erforderlich. Weitere
Informationen unter www.mediennetzwerk-bs.de. Zum Mediennetzwerk
gehören auch das städtische Medienzentrum im Fachbereich Schule und
der Fachbereich Kinder, Jugend und Familie.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 7. November 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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DER FILM/414: Warnemünde - Sondervorführung von "Seestück" mit Gespräch am 14.11.

Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde - 05.11.2018

Sondervorführung des Kinofilms "Seestück" in Warnemünde,
Filmgespräch mit Regisseur und IOW-Direktor



Am 14.11.2018 zeigt das Rostocker Programmkino li.wu in Warnemünde den
Ostsee-Dokumentarfilm "Seestück" des vielfach ausgezeichneten
Filmemachers Volker Koepp. Vor magischer Naturkulisse begegnen dem
Zuschauer die unterschiedlichsten Menschen, die an der Ostsee leben -
sei es auf Usedom, an polnischen Stränden oder auf den schwedischen
Schären. Sie erzählen von ihrem Leben mit der sie verbindenden
Meereslandschaft und entwerfen dabei auch das Bild eines Alltags mit
ökologischen Problemen und politischen Konflikten. Nach der Vorführung
findet ein Filmgespräch statt mit Volker Koepp und Film-Protagonist
Ulrich Bathmann, Direktor des Leibniz-Instituts für Ostseeforschung
Warnemünde (IOW).


	Beginn: 18.30 Uhr, Einlass 18 Uhr

	Ort: "Kleine Komödie", Rostocker Straße 8, 18119 Rostock Warnemünde

	Eintrittspreis: 8,- Euro

	Kartenreservierung: Tel.: 0381-490 38 59 od. mail@liwu.de

	Trailer: bit.ly/2QBp1RN




Über den Film:

"Bilder, die man so noch nicht im Kino gesehen hat"

(Zitat Rezension in SPIEGEL online, bit.ly/2xGcnsR

In der Bildenden Kunst werden Gemälde mit Motiven in maritimen
Landschaften häufig als "Seestücke" bezeichnet: Fischer bei der
Arbeit, Seeschlachten, Stürme, Schiffsuntergänge. Der jüngste Film von
Volker Koepp schließt an diese Tradition an. "Seestück" ist ein Film
über die Meereslandschaft der Ostsee und die Menschen, die an ihren
Küsten leben -ein Leben am Meer und mit dem Meer.

Die Küstenbewohner im Ostsee-Raum teilen eine lange Geschichte, nicht
nur des kulturellen Austauschs und Handels, sondern auch der Kriege,
Teilungen und Vertreibungen. Die Gegenwart ist geprägt von den
Hoffnungen und Enttäuschungen nach dem Fall des Eisernen Vorhangs.
Immer wieder brechen alte und neue Konflikte auf. Großmanöver der Nato
oder des russischen Militärs an den baltischen Küsten schüren alte
Ängste. Hinzu kommen massive Umweltprobleme wie die Verschmutzung der
Ostsee Gifte und Überdüngung durch industrielle Landwirtschaft in den
Anrainerstaaten. Der Rückgang der Fischbestände trifft vor allem
kleine Familienbetriebe der Fischer, deren traditioneller Arbeitsplatz
die Ostsee ist. Gaspipelines werden durch Naturschutzräume am
Meeresboden verlegt. Offshore-Windanlagen entstehen in großer Zahl,
Häfen werden für Großtanker erweitert. Millionen Menschen überqueren
die Ostsee auf riesigen Kreuzfahrtschiffen. Die Ostsee ist auch ein
Industriegelände.

Vor diesem Hintergrund erzählen die 14 Protagonistinnen und
Protagonisten in Koepps Film von ihrem Leben, ihrer Arbeit, ihren
Ängsten und Hoffnungen. Sie entwerfen ein Bild von unserer Gegenwart,
in der ökologische Probleme, politische Ost-West-Konflikte und
nationale Sichtweisen auf globale Entwicklungen treffen. Und es geht
um die Mythen und Geschichten über das Baltische Meer, das seit jeher
Maler, Literaten und Philosophen inspiriert hat. Die Gespräche kreisen
daher auch um Caspar David Friedrich, Kopernikus, Rousseau und
Immanuel Kant.

Gedanklich schließt Seestück an Volker Koepps vorhergehenden Film
"Landstück" an, der 2015 in der Uckermark und deren Umgebung gedreht
wurde und vom Leben in einer sich veränderten Landschaft, von
Bodenspekulation und den ökologischen Folgen einer industriellen
Landwirtschaft erzählt. Gleichzeitig schließt Koepp damit auch seinen
filmischen Zyklus über Landschaften im Osten Deutschlands und Europas
ab, zu denen außerdem die Filme "Berlin-Stettin" (2010) und "In
Sarmatien" (2013) zählen.




Weitere Film-Infos bei der Edition Salzgeber:

www.salzgeber.de/seestueck

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news705342

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution480

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde - 05.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/232: Berlin - "Die MACHT - die mystische Kraft bei Star Wars und der Jediismus", 9.11.2018

idw - Pressemitteilung: Beuth Hochschule für Technik Berlin

Die mystische Kraft bei Star Wars 

Dr. Hubert Zitt lädt zur intergalaktischen Vorlesung ein



Es gibt Neuigkeiten aus der Starfleet Academy Twobridges: Dr. Hubert
Zitt von der Hochschule Kaiserslautern ist am kommenden Freitag, 9.
November 2018 wieder zu Gast an der Beuth Hochschule für Technik
Berlin.

Unter dem Motto "Wissenschaft & Science Fiction gibt es eine
Neuauflage der beliebten und öffentlichen Vorlesung-Reihe. "Captain
Zitt" spricht diesmal zum Thema: "Die MACHT - die mystische Kraft bei
Star Wars und der Jediismus".

Die Vorlesung findet am 9. November 2018 von 15:00 bis 17:00 Uhr
statt. Veranstaltungsort ist der Ingeborg Meising Saal (Haus Grashof)
an der Beuth Hochschule, Luxemburger Straße 10.

Ein Eintritt ist frei, aber der Zutritt nur mit "Bordkarte" möglich,
die per E-Mail unter startrek@beuth-hochschule.de kostenlos
angefordert werden kann. Passend kostümierte Zuhörer sind besonders
gern gesehen.

Weitere Informationen finden Sie unter
https://projekt.beuth-hochschule.de/nsh/star-trek-vorlesung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution213

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Beuth Hochschule für Technik Berlin, 05.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NEUROLOGIE/989: Update Multiple Sklerose - Blutmarker zeigt Nervenschädigung an, Siponimod bremst Progression (idw)

Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - Essen, 02.11.2018

Update Multiple Sklerose: Blutmarker zeigt Nervenschädigung an, Siponimod bremst Progression



Die Multiple-Sklerose-Forschung verzeichnet neue Durchbrüche. "Erstmals
wurde ein Biomarker im Blut identifiziert, der zuverlässige Aussagen über
das Ausmaß neuronaler Schäden, den Krankheitsverlauf und das Ansprechen
auf eine MS-Therapie erlaubt", berichtet Professor Frauke Zipp,
MS-Expertin der Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN) und
Vorstandsmitglied des Krankheitsbezogenen Kompetenznetzes Multiple
Sklerose (KKNMS). Zipp, die heute bei der Neurowoche in Berlin aktuelle
Studien zu Prognose und Therapie der entzündlichen Erkrankung
präsentierte, sprach von einem "bahnbrechenden Erfolg".

Ebenfalls sei eine positive Therapiestudie bei sekundär-chronisch
progredienten Verlaufsformen der MS (SPMS) von Interesse, so die
Neurologin. "Der S1P-Modulator Siponimod hat in einer Phase-3-Studie
spezifisch für SPMS das Fortschreiten dieser verlangsamt."

Die Multiple-Sklerose-Forschung verzeichnet neue Durchbrüche. "Erstmals
wurde ein Biomarker im Blut identifiziert, der zuverlässige Aussagen über
das Ausmaß neuronaler Schäden, den Krankheitsverlauf und das Ansprechen
auf eine MS-Therapie erlaubt", berichtet Professor Frauke Zipp,
MS-Expertin der Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN) und
Vorstandsmitglied des Krankheitsbezogenen Kompetenznetzes Multiple
Sklerose (KKNMS). Zipp, die heute bei der Neurowoche in Berlin aktuelle
Studien zu Prognose und Therapie der entzündlichen Erkrankung
präsentierte, sprach von einem "bahnbrechenden Erfolg". Ebenfalls sei eine
positive Therapiestudie bei sekundär-chronisch progredienten
Verlaufsformen der MS (SPMS) von Interesse, so die Neurologin. "Der
S1P-Modulator Siponimod hat in einer Phase-3-Studie spezifisch für SPMS das
Fortschreiten dieser verlangsamt."

Multiple Sklerose (MS) ist die häufigste chronisch entzündliche Erkrankung
des Zentralnervensystems. Die Krankheit stellt Ärzte und Patienten vor
große Herausforderungen, da sie bei jungen Erwachsenen zu Behinderungen
des Bewegungsablaufs und zu kognitiven Einschränkungen führen kann und
Immuntherapien der MS mit einer Vielzahl von Komplikationen einhergehen
können. "Die MS-Therapie verzeichnete in den letzten zwei Dekaden wichtige
Erfolge. Die geringe prognostische Sicherheit und die
Behinderungsprogression sind aber weiterhin große Probleme", sagt Frauke
Zipp, Direktorin die Klinik und Poliklinik für Neurologie der Johannes
Gutenberg Universität Mainz.

Neurofilament zeigt Nervenschädigung

Durch einen neu entdeckten Biomarker im Blutserum lässt sich die Schwere
der Nervenschädigung einfach und zuverlässig bestimmen. "Das
Neurofilament-light-chain-protein (NfL) ist ein Bestandteil des neuronalen
Zytoskeletts, das bei Multipler Sklerose und neurodegenerativen
Erkrankungen im Blut auftaucht, wo es mittlerweile durch eine sehr
sensitive Messmethode bestimmt werden kann", erläutert Zipp. "Obgleich
noch viele Fragen zu klären sind, können wir davon ausgehen, dass NfL als
prognostischer Serum-Biomarker und als Therapie-Response-Surrogat für
Multiple Sklerose und Neurodegeneration infrage kommt."

Positive Therapiestudie bei SPMS

Hoffnung gibt es auch für Betroffene mit sekundär-chronisch progredienter
MS (SPMS). Die Entwicklung eines sekundär progredienten Verlaufs ist der
entscheidende Faktor für die Langzeitprognose. "Siponimod, ein selektiver
Sphingosin-1-Phosphat-Rezeptor-Modulator, hat sich bei SPMS als wirksam
erwiesen. Das ist die erste positive Phase-3-Therapiestudie explizit für
SPMS mit einem Medikament aus der Gruppe derer gegen hochaktive MS",
berichtet Zipp. Die Patienten waren in der Phase-3-Therapiestudie zu
Beginn im Durchschnitt 48 Jahre alt, litten seit im Mittel etwa 17 Jahren
an einer Multiplen Sklerose, befanden sich seit etwa vier Jahren im
Stadium der SPMS, und 56 Prozent benötigten bereits Gehhilfen. "Bei diesen
Patienten kam es unter einer durchschnittlich 18-monatigen Therapie im
Vergleich zu Placebo zu einer 21-prozentigen Reduktion des Risikos einer
bestätigten Behinderungsprogression, allerdings auch zu Nebenwirkungen
ähnlich wie bei dem MS-Medikament Fingolimod", so die Neurologin. Es
handle sich um einen recht kurzen Beobachtungszeitraum, und sicherlich
wünsche man sich noch durchschlagendere Effekte für die zumeist noch
jungen Patienten, resümiert Zipp. "Aber es ist ein Fortschritt, und es
bleibt spannend."
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Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dgn.org/pressemitteilungen/56-pressemitteilung-2018/3683-update-multiple-sklerose-blutmarker-zeigt-nervenschaedigung-an-siponimod-bremst-progression

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment67132

Pressemitteilung als PDF

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1276
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - Essen, 02.11.2018
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FORSCHUNG/3928: Laterale Hemmung hält ähnliche Erinnerungen auseinander (idw)

Institute of Science and Technology Austria - 02.11.2018

Laterale Hemmung hält ähnliche Erinnerungen auseinander

Konnektivität im Gyrus dentatus unterstützt Mustertrennung - Studie
erschienen in Nature Communications



Wenn Sie morgens Ihr Auto auf dem Büroparkplatz parken, haben Sie in der
Regel kein Problem damit, es am Ende des Tages wiederzufinden. Am nächsten
Tag parken Sie vielleicht ein paar Plätze weiter weg. Aber auch an diesem
Abend finden Sie Ihr Auto, obwohl an beide Tage die Erinnerungen sehr
ähnlich sind. Das schaffen wir (auch) deshalb, weil unser Gehirn in der
Lage ist, Erinnerungen an sehr ähnliche Ereignisse als unterschiedliche
Erinnerungen abzuspeichern, dank der sogenannten Mustertrennung.
ForscherInnen des Institute of Science and Technology Austria (IST
Austria) entschlüsseln, wie das Gehirn diese Mustertrennung in einer
Hirnregion namens Gyrus dentatus berechnet. Die Ergebnisse ihrer Arbeit
erscheinen heute im Fachjournal Nature Communications.

Peter Jonas und sein Team, darunter Erstautorin und Doktorandin Claudia
Espinoza, Jose Guzman, ehemals Postdoc in der Jonas-Gruppe und jetzt
Research Associate am IMBA, und Xiaomin Zhang, derzeit Postdoc in der
Jonas-Gruppe, versuchten anhand von Mäusen zu verstehen, wie die
Verbindungen zwischen Neuronen es dem Gyrus dentatus, einem Teil des
Hippocampus, ermöglichen, Muster zu trennen.

Im Gyrus dentatus senden zwei Arten von Neuronen Signale: Prinzipale
Neuronen senden erregende Signale, während Interneuronen hemmende Signale
senden. Die ForscherInnen versuchten, die Regeln der Konnektivität
zwischen den Neuronen zu entschlüsseln - welche Neuronen senden einander
Signale, sind Verbindungen zwischen Neuronen reziprok, also wechselseitig,
oder konvergieren viele Neuronen sodass sie ihre Signale an ein Neuron
senden? Die ForscherInnen nahmen die Signale zwischen Neuronen auf, um zu
verstehen, wie die Neuronen verbunden sind und wie der lokale Schaltkreis
die Mustertrennung unterstützt. Espinoza führte Ganzzellaufnahmen von acht
Neuronen durch. Bei diesen Aufnahmen stimulierte sie ein Neuron im Gyrus
dentatus und zeichnete auf, wie die anderen sieben Neuronen darauf
reagieren. Durch die Markierung aller stimulierten Neuronen konnte sie
danach die Morphologie des Schaltkreises rekonstruieren.

Die ForscherInnen fanden heraus, dass eine Gruppe von Interneuronen, die
parvalbumin-exprimierenden Interneuronen, nur im Gyrus dentatus auf eine
spezielle Art mit einander verbunden sind. Im Gyrus dentatus hemmen
parvalbumin-exprimierende Interneurone hauptsächlich die Aktivität
benachbarter Neuronen. Dieses Phänomen wird auch als laterale Hemmung
bezeichnet. In anderen Hirnregionen, wie dem Neokortex, sind
parvalbumin-exprimierende Interneurone nicht auf diese Weise mit einander verbunden.
"Wir glauben, dass die einzigartigen Konnektivitätsregeln von
parvalbumin-exprimierenden Interneuronen, wie z.B. die laterale Hemmung, eine
Anpassung an die spezifische Netzwerkfunktion dieser Hirnregion sind",
erklärt Claudia Espinoza. "Unsere experimentellen Daten unterstützen die
Idee, dass die Mustertrennung durch einen Mechanismus
namens "winner-takes-it-all", also der Gewinner nimmt alles, funktioniert. Die laterale
Hemmung im Gyrus dentatus bewirkt diesen Mechanismus. Dies ist jedoch noch
nicht nachgewiesen. Wir brauchen Verhaltensdaten und rechnerische
Modellierung, an denen wir arbeiten."

Nachdem der Gyrus dentatus ähnliche Erinnerungen trennt, um eine
Überschneidung zwischen ihnen zu vermeiden, speichert die CA3-Region des
Hippocampus diese Erinnerungen. In einer Studie, die 2016 im Fachjournal
Science erschien, zeigten Peter Jonas und Jose Guzman, dass die
Konnektivität in der CA3-Region des Hippocampus sehr gut dafür geeignet
ist, Informationen in einem Prozess namens Pattern-Completion abzurufen.
"Auf biologischer Ebene hat unsere Gruppe die Konnektivitätsregeln
gefunden, die die Rechenfunktion einer Hirnregion unterstützen", sagt
Espinoza, "Unsere Arbeit trägt dazu bei, zu zeigen, wie lokale
Schaltkreise für die spezifische Funktion eines Hirnareals optimiert sind.
Während die Signale, die den Gyrus dentatus erreichen, wichtig sind, ist
die Art und Weise, auf die der Gyrus dentatus diese Informationen dann
berechnet, um eine Mustertrennung zu erreichen, entscheidend."

Claudia Espinoza ist Doktorandin in der Gruppe von Peter Jonas. Bevor
Claudia Espinoza 2013 für ihre Doktorarbeit an das IST Austria kam,
arbeitete sie mit PatientInnen mit neurologischen Erkrankungen. Diese
Erfahrung motivierte Espinoza, ein Doktorat in den Neurowissenschaften
anzustreben: "Ich erkannte, dass meine Arbeit als Therapeutin sehr
begrenzt war, weil die Behandlung, die wir unseren PatientInnen anbieten
konnten, sehr begrenzt war. Tatsächlich sind die meisten der verfügbaren
Behandlungen lindernd und nicht heilend. Der Hauptgrund ist, dass die
Information darüber, wie das Nervensystem funktioniert, begrenzt ist. Und
zwar begrenzter, als die meisten Menschen glauben. Diese Tatsache
motivierte mich am meisten, meine Karriere von der Therapeutin hin zur
Forscherin zu ändern. Ich denke, dass die Schaffung von Wissen eine schöne
Möglichkeit ist, etwas zu unserer Gesellschaft beizutragen und indirekt
den Menschen zu helfen." Die interdisziplinäre Graduate School des IST
Austria bietet voll finanzierte Doktorandenstellen in den Natur- und
Mathematikwissenschaften. Bewerbungen für das nächste Studienjahr an der
IST Austria Graduate School beginnen Mitte Oktober: phd.ist.ac.at


Originalpublikation:

"Parvalbumin+ interneurons obey unique connectivity rules and establish a
powerful lateral-inhibition microcircuit in dentate gyrus", Claudia
Espinoza, Segundo Jose Guzman, Xiaomin Zhang, and Peter Jonas, Nature
Communications, 2018

DOI: 10.1038/s41467-018-06899-3

Weitere Informationen finden Sie unter

https://ist.ac.at/research/research-groups/jonas-group/ Webseite von Prof Jonas

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2147
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institute of Science and Technology Austria - 02.11.2018
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FORSCHUNG/3927: Todesrezeptoren in der Zelle besser verstehen (idw)

Goethe-Universität Frankfurt am Main - 05.11.2018

Todesrezeptoren in der Zelle besser verstehen



Über Leben und Tod fehlerhafter Zellen entscheidet im Körper ein
ausgeklügeltes Kontrollsystem. Dabei spielen sogenannte Todesrezeptoren
eine zentrale Rolle. Wie sie auf der molekularen Ebene funktionieren,
untersucht der Krebsforscher Dr. Sjoerd van Wijk von der
Goethe-Universität in einem neuen Projekt, das in den kommenden drei Jahren von
der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) mit 222.500 Euro gefördert
wird.

Eine funktionierende Kontrolle des programmierten Zelltods ist
entscheidend für die fehlerfreie embryonale Entwicklung, das Funktionieren
des angeborenen Immunsystems und die Vermeidung von Krebs. Wie Zellen den
Schalter umlegen zwischen Überleben oder Untergang der Zelle und welche
Signalwege daran beteiligt sind, ist bisher kaum erforscht. Bekannt ist
lediglich, dass Proteine, die an die Todesrezeptoren binden, mit
verschiedenen Formen von Ubiquitin-Ketten (M1/K63) markiert werden. Die
Bindung an diese Ketten, die über das Zell-Schicksal entscheiden, kann
wiederum durch Enzyme aufgehoben werden (Deubiquitinierungs-Enzyme).

"In unserem Projekt wollen wir das Netzwerk der
M1-Deubiquitinierungsenzyme und seine Interaktion mit den Todesrezeptoren
in Säugetierzellen untersuchen, um die fundamentale Rolle des Ubiquitins
beim Zelltod und Zellüberleben zu verstehen", erklärt Sjoerd van Wijk,
Nachwuchsgruppenleiter am Institut für Experimentelle Tumorforschung in
der Pädiatrie. Ziel ist es letztlich, menschliche Krankheiten zu
verstehen, insbesondere, wie Krebs sich ausbreitet und wie Zellen sich vor
eindringenden Bakterien schützen.

In seiner Arbeitsgruppe verfolgt van Wijk multidisziplinäre Ansätze, die
sich auf dem neuesten Stand der Technik befinden. Durch seine Kooperation
mit Dr. Manuel Kaulich, dem Leiter des CRISPR/Cas Screening Center an der
Goethe-Universität, hat er Zugang zu hocheffizienten Screening-Methoden
für Molekül-Komplexe, die an Todesrezeptoren binden. Die Analyse dieser
Molekül-Komplexe geschieht mithilfe der Ubiquitin-Massenspektrometrie am
Institut für Biochemie II der Goethe-Universität (Prof. Ivan Dikic) und am
Institute of Molecular Biology in Mainz (Dr. Petra Beli) sowie
hochauflösender Mikroskopie am Institut für Physikalische und Theoretische
Chemie der Goethe-Universität (Prof. Mike Heilemann).


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution131
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main - 05.11.2018
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FORSCHUNG/088: Interview - Schnittstellen in der Gesundheitsforschung besetzen (idw)

Fraunhofer-Gesellschaft - 02.11.2018

Schnittstellen in der Gesundheitsforschung besetzen



Die stetig steigenden Gesundheitsausgaben hierzulande erfordern
kostenintelligente Innovationen, die durch Konvergenz an den
Schnittstellen der wissenschaftlichen Disziplinen entstehen. Prof. Gerd
Geisslinger ist Gesundheitsforschungs-Beauftragter der
Fraunhofer-Gesellschaft. Im Gespräch erläutert er, warum Fraunhofer dazu
prädestiniert ist, die Probleme in der Gesundheitsforschung anzugehen und
die vier großen Themenfelder - Drugs, Diagnostics, Data und Devices -
optimal miteinander zu verknüpfen.


Warum richtet die Fraunhofer-Gesellschaft einen Fokus auf die Gesundheitsforschung?

Zu den größten volkswirtschaftlichen Herausforderungen der kommenden
Jahrzehnte gehören die stetig steigenden Kosten im Gesundheitswesen. Die
Gesundheitsausgaben in Deutschland haben im Jahr 2016 erstmals die Marke
von einer Milliarde Euro pro Tag überschritten. Für 2017 prognostiziert
das Statistische Bundesamt einen Anstieg um circa fünf Prozent gegenüber
dem Vorjahr. Damit steigen die Gesundheitsausgaben viel schneller als das
Bruttoinlandsprodukt, was zu erheblichen Problemen bei der
Gesundheitsversorgung führen wird.


Wie kann die Gesellschaft diesen Problemen begegnen?

Die Entwicklung innovativer und gleichzeitig kostenintelligenter Verfahren
in der Gesundheitsversorgung wird insbesondere durch Innovationen
ermöglicht, die durch Konvergenz an den Schnittstellen der
wissenschaftlichen Disziplinen entstehen. Nur mit neuartigen
Kooperationsformaten kann die Translation neuer, kosteneffizienter Ideen
in die Anwendung gelingen. Dabei beobachten wir derzeit allgemein eine
beginnende Kooperation zwischen den vier großen Bereichen Drugs,
Diagnostics, Data und Devices, den 4D. Gegenwärtig sind nur
anwendungsorientiert forschende und stark interdisziplinär operierende
Organisationen wie die Fraunhofer-Gesellschaft in der Lage, die notwendige
Bandbreite technologischer Disziplinen für kosteneffiziente Innovationen
abzudecken und zu kombinieren.


Wie kann Fraunhofer die 4D zusammenbringen?

Für mich repräsentieren die 4D im Endeffekt auch vier Berufsgruppen:
Ärzte, Naturwissenschaftler, Informatiker und Ingenieure. Bei Fraunhofer
arbeiten diese Berufsgruppen wie bei keiner anderen Forschungsorganisation
unter einem Dach zusammen und besetzen damit die Schnittstellen zwischen
den 4D. Das verschafft Fraunhofer in der Gesundheitsforschung eine
hervorragende Ausgangsposition.


Inwieweit engagiert sich Fraunhofer bereits heute in der Gesundheitsforschung?

Fraunhofer ist bislang trotz seiner innovativen Lösungen als wichtiger
Player in der Gesundheitsforschung zu wenig sichtbar, obwohl man sich in
der translationalen Gesundheitsforschung keineswegs verstecken muss.
Immerhin beschäftigen sich 45 der 72 Fraunhofer-Institute mit diesem
Thema. Rund 15 Prozent des Forschungs- und Entwicklungsbudgets von
Fraunhofer fließen in Projekte der Gesundheitsforschung. Das Spektrum
reicht dabei von der Prävention über Diagnostik und Therapie bis hin zur
Pflege.


Wie sollen die vorhandenen Kompetenzen gebündelt werden?

Die Gesundheitsforschung zu stärken, ist ein wichtiges Anliegen des
Präsidenten der Fraunhofer-Gesellschaft, Prof. Reimund Neugebauer. Wir
setzen den neuen Geist der Kooperation entlang der 4D auf vielen Ebenen
um. Dazu gehören unter anderem Stiftungsprojekte und Leistungszentren, bei
denen wir eng mit der Universitätsmedizin zusammenarbeiten. Ein Beispiel
ist das Leistungszentrum für Translationale Medizintechnik in Hannover.

Im Januar wurde der Fraunhofer-Cluster of Excellence für immunmediierte
Erkrankungen gegründet, in dem die 4D in einem virtuellen Institut
abgebildet werden. Darüber hinaus läuft zurzeit die Ausschreibung für ein
Leitprojekt zum Thema kostenintelligente Lösungen in der Medizin. Indem
wir die 4D systematisch zusammenbringen, kann die anwendungsorientierte
Forschung einen hohen Mehrwert erzielen.


Das Interview führte Christine Broll.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2018/november/schnittstellen-in-der-gesundheitsforschung-besetzen.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96
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STUDIE/068: Gesundheitsversorgung in ländlichen Regionen - Kaum sektorenübergreifende Modelle in der Erprobung (idw)

Stiftung Münch - 02.11.2018

Gesundheitsversorgung in ländlichen Regionen: Kaum sektorenübergreifende Modelle in der Erprobung

Studie analysiert neue Modelle und Maßnahmen zur Sicherstellung der
ländlichen Gesundheitsversorgung



In einer aktuellen Studie im Auftrag der Stiftung Münch hat ein
interdisziplinäres Team unter der Leitung von Carolin Auschra untersucht,
welche neuen Lösungen zur Gestaltung der Gesundheitsversorgung in
ländlichen Regionen aktuell erprobt und genutzt werden. Dabei zeigt sich,
dass der Großteil der neuen Lösungsansätze innerhalb der Grenzen eines
bestehenden Sektors agiert, sektorenübergreifende Modelle jedoch die
Ausnahme bilden. Überwiegend werden traditionelle Versorgungsmodelle wie
Krankenhaus oder Einzelpraxis mit neuen Formen (darunter MVZ, kommunale
Eigeneinrichtung, Zweigpraxis) kombiniert, um eine stärkere Arbeitsteilung
der Ärzte zu ermöglichen. Zusätzlich werden organisatorische Elemente wie
Case Management, Telemedizin oder die Delegation einzelner Aufgaben an
nichtärztliche Berufsgruppen eingesetzt.

Als wichtigste Treiber für neue Lösungsansätze identifizierte das
Forscherteam regionale Akteure wie Kassenärztliche Vereinigungen,
Krankenhausträger, Kommunen, aber auch engagierte Einzelpersonen. Die gute
Zusammenarbeit der verschiedenen Akteure ist Voraussetzung für eine
erfolgreiche Implementierung. Als Probleme stellten sich das komplexe
Management der Zusammenarbeit, fehlende Ressourcenausstattung und die
Finanzierung neuartiger Modelle sowie eine fehlende digitale Infrastruktur
heraus.

Aufgrund der Studienergebnisse erwarten die Autoren eine Verstärkung
folgender Trends, die gleichzeitig zur Sicherstellung der
Gesundheitsversorgung in ländlichen Regionen beitragen können:


	Zunahme von ambulant-ärztlichen Tätigkeiten im Angestelltenverhältnis,

	Zunahme von professionsübergreifender Zusammenarbeit,

	zunehmende Bedeutung von Telemedizin als Möglichkeit der Distanzüberbrückung,

	zentralere Rolle von Krankenhäusern in ländlichen Regionen, insbesondere auch in der ambulanten Versorgung und

	zunehmende Wichtigkeit von Managementkompetenzen zur Gestaltung von neuen Versorgungsmodellen, z.B. zur Koordination der Zusammenarbeit unterschiedlicher Leistungserbringer und weiterer Partner.



Um neue Modelle zur Sicherstellung der ländlichen Versorgung zu erproben
und voranzubringen, fordern die Autoren die weitere Förderung innovativer,
v.a. sektorenübergreifender Vorhaben sowie eine vergleichende
morbiditäts- und mortalitätsorientierte Evaluation von Lösungsansätzen.

Die Studie wurde von einem interdisziplinären Forscherteam aus den
Bereichen Organisationsforschung/BWL, Medizin und Soziologie unter der
Leitung von Dr. Carolin Auschra (Freie Universität Berlin), Jana Deisner
(Technische Universität Berlin), PD Dr. Anne Berghöfer (Charité
Universitätsmedizin Berlin) und Prof. Dr. Jörg Sydow (Freie Universität
Berlin) erstellt. Sie folgt einem qualitativen Forschungsansatz und stützt
sich auf die Auswertung von 31 Expertengesprächen und einer Vielzahl von
Dokumenten. Die Studie nutzt verdeutlichende Fallbeispiele.


Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment67125

Studie "Sicherstellung der Gesundheitsversorgung in ländlich geprägten Regionen: Neue Modelle und Maßnahmen"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1989
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INFEKTION/1776: Wie der Toxoplasmose-Parasit die Synapsen im Gehirn umbaut (idw)

Leibniz-Institut für Neurobiologie - 04.11.2018

Wie der Toxoplasmose-Parasit die Synapsen im Gehirn umbaut



Toxoplasmose ist eine der häufigsten Infektionskrankheiten. Ausgelöst wird
sie von einem einzelligen Parasiten namens Toxoplasma gondii. Er ist
weltweit verbreitet und befällt Vögel und Säugetiere - einschließlich des
Menschen. Seine Endwirte sind jedoch Katzen. Wissenschaftler vom Institut
für Inflammation und Neurodegeneration der Otto-von-Guericke-Universität
Magdeburg (OVGU) und vom Leibniz-Institut für Neurobiologie (LIN) haben in
einer Studie untersucht, wie der Parasit den Stoffwechsel im Gehirn seiner
Wirte beeinflusst und nachgewiesen, dass er dort die molekulare
Zusammensetzung von Synapsen verändert. Die Ergebnisse wurden im
Fachmagazin Journal of Neuroinflammation veröffentlicht

Etwa 30 bis 50 Prozent aller Menschen haben sich im Laufe ihres Lebens
bereits mit Toxoplasmen infiziert. Bei den über 50-Jährigen geht man sogar
von 50 Prozent aus. Toxoplasmose verläuft meist unbemerkt und die
Infizierten ahnen gar nicht, dass sie befallen sind. Prof. Dr. Ildiko Rita
Dunay, Leiterin des Instituts für Inflammation und Neurodegeneration an
der OVGU, erklärt: "Bei gesunden Menschen löst die Infektion kurzzeitige
Erkältungssymptome wie Schüttelfrost, Fieber und Gliederschmerzen aus.
Eine solche Infektion kann für Schwangere oder Menschen mit geschwächtem
Immunsystem dagegen gefährlich werden. Es gibt noch keine Therapie, um den
Parasiten wieder loszuwerden, wenn sie das Gehirn befallen. Wer also
einmal infiziert ist, bleibt das ein Leben lang."

Der Parasit nistet sich im Muskelgewebe infizierter Tiere ein, aber nicht
nur: "Toxoplasma gondii wird vom Menschen über die Verdauung aufgenommen,
gelangt in den Blutkreislauf und wandert auch ins Gehirn, um sich dort
lebenslang in Nervenzellen einzunisten", beschreibt Dr. Karl-Heinz Smalla
vom Speziallabor Molekularbiologische Techniken am LIN.

Magdeburger Wissenschaftler hatten in früheren Versuchen mit Mäusen
herausgefunden, dass es bei Toxoplasma gondii infizierten Tieren zu
erstaunlichen Verhaltensänderungen kommt: "Die Mäuse, die ja Beutetiere
von Katzen sind, hatten nach der Infektion ihre natürliche Furcht vor
Katzen verloren. Wenn man den Nagern den Geruch von Katzenurin
präsentierte, schienen sie sogar eine Präferenz für Katzen entwickelt zu
haben", so die Forscher. Um diese Verhaltensänderungen zu erklären,
untersuchten sie deshalb Veränderungen in den Mäusegehirnen - und zwar
insbesondere die molekulare Zusammensetzung von Synapsen, da diese die
essentiellen Strukturen für die Signalverarbeitung Im Hirn sind.

In einer Kooperation mit dem Helmholtz-Zentrums für Infektionsforschung in
Braunschweig konnten sie dabei nachweisen: Bei insgesamt 300 synaptischen
Proteinen hatten sich die Mengen im Gehirn nach einer
Toxoplasmose-Infektion verändert. Besonders stark reduziert waren vor allem Proteine an
Glutamat-freisetzenden erregenden Synapsen. Andererseits wurden erhöhte
Mengen an Proteinen, die an Immunantworten beteiligt sind, gefunden.

Zur Therapie von Toxoplasmose-Infektionen wird oft Sulfadiazin eingesetzt,
das die Vermehrung der Toxoplasmen teilweise behindert. Der Psychiater und
Neurowissenschaftler Dr. Björn Schott erläutert: "Wir wollten nun
herausfinden, wie sich eine Sulfadiazin-Behandlung auf die
infektionsbedingt auftretenden molekularen Veränderungen im Gehirn
auswirkt." Das Ergebnis: Die Proteinzusammensetzung in den Mäusehirnen war
nach der Behandlung vergleichbar mit der von nicht infizierten
Artgenossen. "Alle untersuchten Proteine, die für die glutamaterge
Signalübertragung zuständig sind, waren wieder im Normalbereich. Und auch
die Entzündungsaktivität ging messbar zurück." Die Infektion führt
scheinbar zu einer gesteigerten Immunantwort, die die an der
Glutamat-vermittelten synaptischen Erregung beteiligten Proteine verringert,
während Sulfadiazin die Toxoplasmen reduziert und dadurch die Immunantwort
normalisiert und somit eine Erholung synaptischer Proteine bewirkt.

Auch für Menschen könnten diese Erkenntnisse medizinisch relevant sein.
"Sie unterstützen die Vermutung, dass Toxoplasma gondii ein Risikofaktor
für neuropsychische Erkrankungen ist. Fehlfunktionen glutamaterger
Synapsen werden mit den Ursachen von Depressionen, Schizophrenie und
Autismus in Verbindung gebracht. Auch Komponenten der Immunantwort zeigen
Bezüge zu diesen Erkrankungen. Das legt den Verdacht nahe, dass
möglicherweise durch Immunreaktionen Veränderungen an der Synapse
verursacht werden, die zu neuropsychiatrischen Störungen führen können",
fasst die Neuroimmunologin Dunay zusammen.


Originalpublikation:

DOI: 10.1186/s12974-018-1242-1

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/30068357

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution178
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STUDIE/628: Sozialer Stress kann Herz und Gefäße schon im Kindesalter schädigen (Thieme)

Thieme Verlag - FZMedNews - 30. Oktober 2018

Sozialer Stress kann Herz und Gefäße schon im Kindesalter schädigen



fzm, Stuttgart, Oktober 2018 – Armut ist auch in Deutschland ein
Herz-Kreislauf-Risiko. Experten führen die erhöhte Zahl von Herzinfarkten und
Schlaganfällen bei Menschen mit benachteiligtem sozioökonomischen Hintergrund
unter anderem auf soziale Stressoren zurück. In der Fachzeitschrift „Aktuelle
Kardiologie“ (Georg Thieme Verlag, Stuttgart. 2018) erklären sie, dass diese
auch schon im Kindes- und Jugendalter auftreten und langfristige Auswirkungen
haben können. Die Vorbeugung kardiovaskulärer Erkrankungen sollte daher bereits
in Kindheit und Jugend ansetzen.

Die internationalen Studienergebnisse, auch aus Deutschland, sind eindeutig.
Menschen aus sozial benachteiligten Verhältnissen erleiden zwei- bis dreimal
häufiger einen Herzinfarkt oder Schlaganfall als Menschen, die unter besseren
Bedingungen leben. Trotz weitgehend gleicher Behandlung im Krankenhaus erholen
sie sich schlechter. „So verkürzt ein Herzinfarkt das Leben der Betroffenen in
ärmeren Bevölkerungsschichten um rund fünf Jahre. Patienten mit höherem
Einkommen verlieren nur etwa dreieinhalb Jahre“, erläutert Privatdozent Dr.
Thomas Lampert vom Robert Koch-Institut in Berlin. Ärmere Menschen haben in
Deutschland insgesamt eine um mehr als fünf Jahre kürzere Lebenserwartung.
Betrachtet man ausschließlich die Lebensjahre, die in guter Gesundheit verbracht
werden, so beträgt der Verlust sogar mehr als zehn Jahre.

Ein ungesünderer Lebensstil erklärt den Unterschied nach Einschätzung von Dr.
Lampert nur teilweise. Es sei richtig: Ärmere Menschen rauchen in Deutschland
häufiger und sind eher übergewichtig. Sie ernähren sich ungesünder und bewegen
sich weniger. Zum Teil sind sie am Arbeitsplatz auch ungesunden Belastungen
ausgesetzt. Es gibt aber auch psychische Stressoren. Dazu zählt Dr. Lampert
beispielsweise hohe Arbeitsanforderungen in Kombination mit geringer
Selbstbestimmung. Experten sprechen hier von „Job Strain“. Aber auch
„Gratifikationskrisen“ erhöhen das Herzinfarktrisiko: Solche entstehen durch das
empfundene Missverhältnis von persönlichem Engagement am Arbeitsplatz und dem
gezahlten Lohn oder das fehlende Lob durch Kollegen und Vorgesetzte.

Vielen ärmeren Menschen fehlt es zudem an sozialen Kontakten. Diese sind
wichtig, um in schwierigen Situationen Rückhalt zu haben. Der Verlust des
Partners oder des Arbeitsplatzes führten bei ihnen schneller zu Lebenskrisen.
Die fehlende soziale Unterstützung ist vermutlich aber nicht nur für die
Bewältigung solcher Erlebnisse wichtig. Sie trägt auch zu einer adäquaten
Wahrnehmung und Bewertung dieser Belastungen bei und steuert so die Intensität
und die Dauer der Stressreaktion: Ärmere Menschen gehen seltener zum Arzt und
reagieren später auf gesundheitliche Beschwerden, so Lampert.

Dr. phil. Morten Wahrendorf rückt Stresserfahrungen in Kindheit und Jugend als
Ursache für spätere Herz-Kreislauf-Erkrankungen in den Fokus. Zu den
Belastungen, die für Kinder das Herzinfarktrisiko im Alter erhöhen, zählen
Konflikte in der Familie, Misshandlungen, traumatische Erlebnisse und emotionale
Vernachlässigung. In seinem Beitrag zieht der Medizinsoziologe vom Institut für
Medizinische Soziologie am Universitätsklinikum Düsseldorf auch Daten aus der
europaweit durchgeführten Studie “Survey of Health Ageing and Retirement“ kurz
SHARE heran. Über 27000 Menschen über 50 Jahren wurden dabei zu
Kindheitserfahrungen interviewt und ihre Antworten mit
Herz-Kreislauf-Erkrankungen im Alter in Beziehung gesetzt. Die Ergebnisse
zeigen, dass eine geringe berufliche Qualifikation des Vaters, ein niedriger
Bildungsstand und schlechte, beengte Wohnbedingungen langfristig das
Herz-Kreislauf-Risiko erhöhen, so Dr. Wahrendorf. „Kindern und Jugendlichen ein
sicheres, stabiles und von Armut freies Umfeld zu ermöglichen, könnte deshalb
effizienter als die Behandlung einer Erkrankung im Alter sein“, gibt er zu
bedenken.

Die Kindheit könnte eine kritische Phase sein, in der Handlungsmuster erlernt
werden oder der Körper auf eine vermehrte Ausschüttung der Stresshormone
Adrenalin und Kortison geprägt werde. Diese Hormone werden für die Schädigung
der Blutgefäße mitverantwortlich gemacht, die im Alter zur Gefäßverkalkung
führt. Es könnte aber auch sein, dass für manche Menschen die Kindheit nur der
Beginn eines stressgeprägten Lebenslaufs ist, der mit einer ständigen Zunahme
der Gesundheitsbelastung verbunden ist.

T. Lampert:

Psychosozialer Stress durch Armut: Folgen für die Herz-Kreislauf-Gesundheit.

Aktuelle Kardiologie 2018; 7 (5); S. 373–378

M. Wahrendorf:

Stressoren in Kindheit und Jugend als Prädiktoren kardiovaskulärer Erkrankungen
– die Lebenslaufperspektive.

Aktuelle Kardiologie 2018; 2018; 7 (5); S. 357–362
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ENTWICKLUNG/1403: Neuartiges chirurgisches Saug- und Spülsystem (idw)

Technische Universität Chemnitz - 01.11.2018

Neuartiges chirurgisches Saug- und Spülsystem spart Zeit und Kosten



Professur für Adaptronik und Professur für Werkzeugmaschinen und
Umformtechnik entwickelten mit sächsischen Chirurgen ein ergonomisches und
kostensparendes Instrument aus Formgedächtnismaterialien.

Sowohl in der Mund-Kiefer-Gesichts- als auch in der Hals-Nasen-Ohren-Chirurgie
und bei Operationen an der Wirbelsäule werden Saug- und
Spülsysteme benötigt, die der individuellen Anatomie des Patienten
angepasst sind. Bisher verwenden die Operateure dafür viele verschiedene
Sauger und Spülrohre mit unterschiedlichen, festen Winkeleinstellungen.
Nun haben Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Professur für
Adaptronik und der Professur für Werkzeugmaschinen und Umformtechnik der
Technischen Universität Chemnitz gemeinsam mit sächsischen Chirurgen ein
ergonomisches und kostensparendes Instrument aus Formgedächtnismaterialien
entwickelt. Dank dieser Chemnitzer Neuentwicklung benötigt man nun nur
noch ein Gerät zum Saugen und Spülen, das während der Operation von Hand
so zurecht gebogen werden kann, wie es die Patientenanatomie erfordert.
Das spart Kosten und Zeit.

Die Nickel-Titan-Formgedächtnislegierung des neuen Saug-/Spülrohrs bringt
viele Eigenschaften mit, welches in der Chirurgie geschätzt wird: das
Material ist steif und doch flexibel biegbar. Per Fußtaster kann der
Chirurg bzw. die Chirurgin zwischen kaltem und warmem Spülwasser wählen.
Spült man kalt, bleibt der verformte Zustand des Saug-/Spülrohrs erhalten.
Spült man mit warmem Wasser, verformt sich das Rohr wieder zurück in die
Ausgangslage. "Im Vergleich zu den bisher erhältlichen kombinierten
Saug-/Spülgeräten ist unser Handstück im 3D-Druck-Verfahren mittels
Stereolithografie aus flüssigem Harz gefertigt und besteht aus
biokompatiblem, sterilisierbarem Kunststoff", erklärt Wissenschaftlerin
Constanze Neupetsch von der Professur für Adaptronik . "Dieses Verfahren
ermöglicht die Herstellung komplexer, ergonomischer Freiformgeometrien in
kleiner Stückzahl."

Im Rahmen des vom Bundesministerium für Bildung und Forschung geförderten
Zwanzig20-Projekts im Konsortium smart³ wurde bereits ein Funktionsmuster
gebaut und funktional von Experten an einem Wirbelsäulen-Modell unter
OP-Bedingungen evaluiert. Von medizinischer Seite wurden die Wissenschaftler
und Wissenschaftlerinnen der TU Chemnitz dabei vom Projektpartner
Asklepios-Klinik Hohwald durch Dr. med. Mario Leimert, Chefarzt
Neurochirurgische Wirbelsäulenchirurgie und Interdisziplinäre
Wirbelsäulenchirurgie unterstützt. Außerdem standen den Forschern
renommierte Mediziner wie Prof. Dr. med. Friedemann Pabst, Chefarzt der
Klinik für Hals-, Nasen-, Ohrenheilkunde, Kopf- und Halschirurgie am
Städtischen Klinikum Dresden-Friedrichstadt, und Prof. Dr. med. Dr. med.
dent. Thomas Hierl, Chefarzt der Klinik für Mund-, Kiefer- und
Gesichtschirurgie und Plastische Operationen am Helios Vogtland-Klinikum
Plauen, als externe Partner projektbegleitend zur Seite.

Die zukünftige Vermarktung des neuentwickelten Instrumentes soll über den
Projektpartner Zahntechnik Leipzig erfolgen, wenn die nötigen
Nutzerstudien mit Ärzten und Ärztinnen erfolgreich verlaufen sind. Während
der einundzwanzigmonatigen Projektlaufzeit wurden bereits zwei
Virtual-Reality-Design-Reviews des FGL-Saug-/Spülsystems in der 5-Seiten-Cave der
Professur Werkzeugmaschinen und Umformtechnik und eine VR-Nutzerstudie
durchgeführt. "Dabei haben wir von medizinischem Personal essentielles
Feedback zum Design und zur Funktionalität des Konzepts erhalten, auf
Grundlage dessen wir das reale Funktionsmuster bauen konnten", fasst
Wissenschaftler Mario Lorenz von der Professur für Werkzeugmaschinen und
Umformtechnik die Ergebnisse zusammen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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FORSCHUNG/272: System zur Herzunterstützung - Damit das Blut trotz akuten Herzversagens weiterfließt (idw)

Universitätsklinikum Jena - 05.11.2018

Damit das Blut trotz akuten Herzversagens weiterfließt



Kardiologen und Ingenieure aus Jena entwickeln ein Pumpsystem zur
EKG-getriggerten und pulsatilen Herzunterstützung bei schwer kranken
Patienten, das bei schlagendem Herzen binnen Minuten über die Leiste ins
Herz eingeführt werden kann. Nach dem Vorbild ihres Systems für die rechte
Herzseite arbeiten sie jetzt im Forschungsverbund PERKAT-LV, unterstützt
durch das Bundesministerium für Forschung und Technologie, auch an einer
Lösung für Patienten mit einer gravierenden Pumpschwäche des linken
Ventrikels, die weitaus häufiger vorkommt.

Wenn das Herz plötzlich viel zu schwach ist, um ausreichend Blut durch den
Körper und zur Lunge zu pumpen - meist durch einen Herzinfarkt, aber auch
z.B. bei Herzmuskelentzündungen oder akuten Herzrhythmusstörungen - dann
besteht größte Lebensgefahr. Etwa 50.000 Menschen sterben in Deutschland
jährlich an einem Herzinfarkt, oft noch bevor sie ein Krankenhaus
erreichen. Und auch von den Infarktpatienten, die in eine Klinik
eingeliefert werden, überleben 15% den ersten Tag nicht.

"Bei einem solchen kardiogenen Schock helfen uns
Herzunterstützungssysteme, die die Pumpfunktion des Organs übernehmen, um
lebensbedrohliche Zustände zu überbrücken und die Patienten zu
stabilisieren. Die heute verfügbaren Lösungen sind aber in Einzelfällen
mit patientenspezifischen Komplikationen verbunden, im Ansatz wesentlicher
teurer als unsere neue Lösung, arbeiten mit kontinuierlicher
Flussunterstützung und nicht pulsatil dem menschlichen Herzschlag
angepasst", so der Kardiologe und Projektleiter Dr. Daniel Kretzschmar,
Oberarzt an der Klinik für Innere Medizin I des Universitätsklinikums
Jena.

Gemeinsam mit dem Jenaer Medizintechnik-Startup Novapump, Wissenschaftlern
des Jenaer Fraunhofer-Instituts für Optik und Feinmechanik sowie den
Firmen Questmed und Creative Balloons wollen die Jenaer Kardiologen nun
die Entwicklung eines Unterstützungssystems vorantreiben, das in
Notfallsituationen für Stunden oder Tage die Arbeit der linken Herzseite
weitgehend übernehmen kann. Als Vorbild dafür dient ihnen die schon
gemeinsam entwickelte Lösung zur Unterstützung des rechten Ventrikels, die
den Lungenkreislauf antreibt. Der große Vorteil dieses Systems besteht
darin, dass die Pumpe ohne herzchirurgischen Eingriff innerhalb von zehn
Minuten mittels eines Katheters durch die Leiste eingebracht werden kann
und auf standardmäßig in kardiologischen Schwerpunktabteilungen vorhandene
Technik aufbaut. Durch die speziell konstruierte Ballonmembran mit
Folienventilen wird eine Pumpleistung von bis zu drei Litern pro Minute
erreicht. Für das Rechtsherzsystem sollen Ende nächsten Jahres die ersten
klinischen Tests mit Patienten beginnen.

Patientenschonendes und leistungsstarkes Herzunterstützungssystem für den Notfall

"Die Herausforderungen bestehen nun darin, die Funktion, Geometrien und
Materialien unseres Systems an die Anatomie und Physiologie der linken
Herzhälfte anzupassen und neuartige, passende Ventilkonzeptionen zu
untersuchen", so Ronald Reich, Ingenieur und Geschäftsführer von Novapump,
zum jetzt gestarteten Verbundprojekt. Das stellt eine komplett neue
Entwicklungsaufgabe dar, denn die linke Herzkammer ist wesentlich
kräftiger als die rechte, weil sie das Blut mit höherem Druck durch den
gesamten Körper pumpt.

Ziel des Verbundes ist es, eine neuartige, erstmals pulsatil arbeitende
und selbstexpandierende Linksherzpumpe zu erforschen, die weniger
patientenspezifische Nachteile mit sich bringen soll. Zudem soll sie
leistungsstärker und wesentlich kostengünstiger als heutige
katheterbasierte Linksherzunterstützungslösungen sein.
Technologieentwicklung und Konstruktion, Simulationen und medizinische
Tests sollen im Projekt so weit vorangetrieben werden, dass dann die
Zertifizierung zum Medizinprodukt vorbereitet ist. Das Bundesministerium
für Bildung und Forschung fördert das auf drei Jahre angelegte
Entwicklungsprojekt im Rahmen seines Programmes "KMU-innovativ" im Bereich
Medizintechnik mit insgesamt 2,2 Millionen Euro.

"Mit einem leistungsstarken Unterstützungssystem, das einfach und sicher
zu implantieren ist und komplikationsarm arbeitet, könnten wir vielen
unserer Notfallpatienten mit akutem Linksherzversagen besser helfen", ist
sich Professor Christian Schulze, Direktor der Klinik für Innere Medizin I
am Universitätsklinikum Jena, sicher. "Auch andere schwerkranke, sedierte
Herzpatienten könnten von einer solchen Pumpunterstützung profitieren.
Dieses Forschungsverbundprojekt mit der Firma Novapump und dem Fraunhofer
Institut ist Teil unseres translationalen Forschungsschwerpunktes zur
Verbesserung der Behandlung von Patienten mit einer Herzschwäche am
Universitätsklinikum Jena."


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1461

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Jena - 05.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/833: Göttingen - Der Herzinsuffizienz den Schrecken nehmen, 19.11.2018

Deutsches Primatenzentrum GmbH - Leibniz-Institut für Primatenforschung - 05.11.2018

Antrittsvorlesung: Der Herzinsuffizienz den Schrecken nehmen

Rabea Hinkel ist gemeinsame Professorin für Versuchstierkunde an der
Tierärztlichen Hochschule Hannover und am Deutschen Primatenzentrum in
Göttingen



Herzinsuffizienz ist laut Statistischem Bundesamt eine der häufigsten
Todesursachen in Deutschland. Besonders Menschen mit hohem Blutdruck oder
Diabetes sind gefährdet. Rabea Hinkel will herausfinden, wie diese
Risikofaktoren die gefährliche Herzschwäche beeinflussen und will
neuartige Therapien entwickeln. Die Tierärztin mit kardiologischem
Schwerpunkt ist seit Juli 2018 Professorin für Versuchstierkunde,
gemeinsam berufen von der Tierärztlichen Hochschule Hannover (TiHo) und
dem Deutschen Primatenzentrum (DPZ), wo sie die gleichnamige Abteilung
leitet. Wie sie mit ihrer Forschung dazu beitragen will, neue
Behandlungsansätze für Herzkrankheiten zu entwickeln, darüber spricht
Rabea Hinkel in ihrer Antrittsvorlesung mit dem Titel: "Translationale
Forschung in der Kardiologie - eine echte Herzensangelegenheit". Die
öffentliche Veranstaltung findet am Montag, dem 19. November 2018, um
17:15 Uhr im Hörsaal des Deutschen Primatenzentrums, Kellnerweg 4, in
Göttingen statt. Besucher sind herzlich eingeladen.

Das Herz ist der lebenswichtige Antrieb unseres Blutkreislaufs. Rund 60
bis 80 Mal schlägt es pro Minute, bei Anstrengung öfter. Eine Verringerung
der Pumpleistung führt dazu, dass weniger Blut und dadurch auch weniger
Sauerstoff und Nährstoffe durch den Köper transportiert werden. Die Folge
sind eine verminderte körperliche Leistungsfähigkeit, Müdigkeit, Atemnot,
Wassereinlagerungen sowie im späteren Krankheitsstadium die Schädigung
weiterer Organe wie Leber, Niere oder Verdauungstrakt und schließlich der
Herztod. Die Herzinsuffizienz lässt sich schwer therapieren und erfordert
in den meisten Fällen irgendwann eine Herztransplantation. Besonders
gefährdet sind Risikopatienten, die an Bluthochdruck, Diabetes oder
erhöhten Blutfettwerten leiden. Hier setzt die Forschung von Rabea Hinkel
an.

"Mit meiner Forschung möchte ich präventiv eingreifen und neue
Therapieansätze für Risikogruppen entwickeln", sagt Rabea Hinkel. "Dafür
möchte ich in den nächsten Jahren ein Modell für die Herzinsuffizienz an
nicht-menschlichen Primaten etablieren." Affen eignen sich dafür besonders
gut, da ihr Herz-Kreislaufsystem dem menschlichen sehr ähnlich ist.
Gemeinsam mit ihrem derzeit neunköpfigen Team will Hinkel ein
funktionierendes Therapiemodell entwickeln und in die präklinische
Forschung bringen, damit es letztendlich beim Patienten eingesetzt werden
kann.

Enge interdisziplinäre Zusammenarbeit plant Hinkel dabei nicht nur
innerhalb des DPZ, sie hat auch bereits Kooperationen mit der
Universitätsmedizin Göttingen sowie dem Max-Planck-Institut für Dynamik
und Selbstorganisation angestoßen. "Der Standort Göttingen ist im
kardiologischen Bereich gut aufgestellt und vernetzt und bietet mir
deshalb ideale Bedingungen, um diesen Schwerpunkt meiner Forschung
voranzutreiben", sagt Rabea Hinkel.

An der TiHo Hannover wird die Weiterentwicklung und Verbesserung von
tierexperimenteller Forschung im Mittelpunkt von Hinkels Arbeit stehen.
"Wir werden schwerpunktmäßig Ersatz- und Ergänzungsmethoden zum
Tierversuch erforschen", sagt sie. "Dabei werden wir in vitro-Versuche
nicht nur anwenden sondern auch weiterentwickeln. Mein Ziel ist es, die
Belastungen für die Tiere so weit wie möglich zu reduzieren und die
Versuche zunehmend mit Alternativmethoden zu ersetzen." Hinkels Team wird
dabei eng mit der Arbeitsgruppe Versuchstiere des Institutes für
Tierhygiene, Tierschutz und Nutztierethologie unter der Leitung von
Bernhard Hiebl zusammenarbeiten.

Rabea Hinkel studierte zunächst an der Justus-Liebig-Universität in Gießen
Veterinärmedizin. Anschließend wechselte die gebürtige Dillenburgerin an
die Innere Medizin der Ludwig-Maximilians-Universität (LMU) München, wo
sie 2009 promovierte. Als Postdoktorandin und Tierärztin für
Versuchstierkunde arbeitete Rabea Hinkel zunächst an der LMU München,
bevor sie 2015 in die Innere Medizin des Klinikums rechts der Isar der
Technischen Universität München und an das Institut für Prophylaxe und
Epidemiologie der Herzkreislauferkrankungen der LMU wechselte. Im Jahr
2017 hat sie einen Starting Grant des Europäischen Forschungsrats
erhalten, um die Auswirkungen von Diabetes auf kleine Blutgefäße am
Herzmuskel zu erforschen. Ihrem Forschungsschwerpunkt, der
Herzinsuffizienz in verschiedenen Tiermodellen mit starkem Bezug zur
klinischen Anwendung, wird sie auch in Göttingen treu bleiben.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dpz.eu/de/aktuelles/neuigkeiten.html

(Pressemitteilung auf der DPZ-Website)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution305

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Primatenzentrum GmbH - Leibniz-Institut für Primatenforschung - 05.11.2018

WWW: http://idw-online.de
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LABEL/5010: Warner Music Klassik News - 7. November 2018 (Warner)

Warner Music Klassik-Newsletter - 7. November 2018



Spanisch-französisches Gipfeltreffen: Liat Cohen & Freunde mit
dem Album Paris - Madrid

Die französisch-israelische Gitarristin Liat Cohen verkörpert in
ihrer Kunst seit Jahren musikalische Grenzüberschreitungen. Und
gleichzeitig versteht sie es, große Kolleginnen und Kollegen aus dem
Gesangsfach für ihre Projekte zu begeistern. 2014 zog sie unter
anderem mit der Sopranistin Natalie Dessay eine reizvolle
Verbindungslinie zwischen Paris und Rio de Janeiro. Jetzt überwindet
sie mit Tenor-Superstar Rolando Villazón, dessen Kollegen Charles
Castronovo und der französischen Sopranistin Sandrine Piau die
kulturelle Strecke zwischen der Seine-Metropole und Madrid.

VÖ: 9. November 2018 - CD 0190295693725


Funkensprühendes Festival à la française: Entre 2 von
Camille und Julie Berthollet

Wenn sie ihre Bögen ansetzen, kann man sich auf ein funkensprühendes
Musikereignis gefasst machen: Seit über vier Jahren begeistern die
Schwestern Camille und Julie Berthollet als Virtuosinnen am Cello und
der Violine mit einem nie dagewesenen Temperament ein
Millionenpublikum. Wie ein Sog bekehren sie so manchen, der mit
Mozart, Beethoven oder Vivaldi bisher wenig am Hut hatte, zur
Klassik. Mit ihrem vierten Album nun schlagen sie ein neues Kapitel
auf: Entre 2 ist ein klingender Streifzug durch französische
Klassiker der besonderen Art. In den ausgefeilten Bearbeitungen
erklingen große französische Chansons und populäre Lieder unseres
westlichen Nachbarlandes.

VÖ: 30. November 2018 - CD 0190295552756


Romeo und Julia von der amerikanischen Westküste: "MTT"
dirigiert Berlioz' Symphonie dramatique

Michael Tilson Thomas und die San Francisco Symphony - auf die
Digital-Veröffentlichung von Tschaikowskys Sinfonie Nr. 6 folgt
digital und als SACD-Doppelalbum eine sinfonisch-vokale Fassung der
berühmtesten Liebesgeschichte der Welt: Von Verona, wo Shakespeare
sein Drama Romeo und Julia einst ansiedelte, hat es die Story um die
aussichtslose Liebe zweier Abkömmlinge verfeindeter Familien über ein
Dutzend Mal auf die Opernbühnen geschafft. Hector Berlioz machte
daraus eine "Symphonie dramatique", mit der er die hochemotionalen
musikalischen Grenzüberschreitungen seiner "Fantastischen Sinfonie"
noch zu übertreffen hoffte.

VÖ: 30. November 2018 - 2 SACDs 821936007426


Das Morricone-Duell - Das gefährlichste Live-Konzert aller
Zeiten 

Der Wilde Westen trifft auf den beseelten Klang Italiens. Furchtlose
New Yorker Gangster treffen auf Cowboys aus der staubigen Prärie. Der
Pate trifft auf Taxi Driver. Die Magie des Kinos trifft auf den
vollen Klang eines erstklassigen Sinfonieorchesters.

Diese exklusive Livekonzert-Produktion präsentiert eine einzigartige
Auswahl von Filmklassikern - von Sergio Leones legendären
Spaghetti-Western über die modernen Meisterwerke von Francis Ford
Coppola über die Mafia bis hin zu den Kultfilmen von Tarantino. Diese
Aufführung der Soundtracks der Komponistenlegenden Ennio Morricone,
Nino Rota, Sonny Bono und Bernard Herrmann wird dargeboten vom
Dänischen Nationalen Sinfonieorchester unter der Leitung von Sarah
Hicks, ergänzt um eine Handvoll starker Gastkünstler.

Am 10. November feiert Ennio Morricone seinen 90. Geburtstag.

VÖ: 09. November 2018 - DVD - 880242648884, Blu-ray -
880242648846

VÖ: 23. November - LP/DVD - 880242648815 (Sonderedition)


Antonio Pappano dirigiert und erklärt Rachmaninoffs 2.
Sinfonie 

Die zweite Symphonie von Rachmaninoff hat eine besondere Bedeutung
für Dresden - er schrieb dieses Werk während eines Aufenthalts in der
Residenzstadt. Antonio Pappano und die Sächsische Staatskapelle
stellen die Symphonie in diesem Konzertmitschnitt vor. Maestro
Pappano erklärt in einem Interview die Hintergründe und musikalischen
Besonderheiten der Symphonie.

VÖ: 09. November 2018 - DVD - 880242676481

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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NACHLESE/021: 50 Jahre später ... Jeff Beck - Truth (SB)



Now the trees are almost green

But will they still be seen

When time and tide have been?

Fallin' into your passing hands

Please don't destroy these lands

Don't make them desert sands

The Yardbirds - Shapes of Things

Jeff Beck ist vielleicht nicht einer der bekanntesten Rockgitarristen der 60er
Jahre, aber unter den noch lebenden Kollegen sicherlich einer der versiertesten
Könner am Instrument. Der 75jährige Brite wurde mit Ehrungen für sein Lebenswerk
überhäuft. Er steht in der Rolling Stone-Liste der größten Gitarristen aller
Zeiten auf Platz fünf, erhielt sechs Grammy Awards in der Kategorie Best Rock
Instrumental Performance und ist gleich zweimal in der Rock and Roll Hall of
Fame vertreten - als Mitglied der Yardbirds und als Solokünstler. Seit Anfang
der 1960er Jahre als Berufsmusiker unterwegs, wurde er 1965 Mitglied der Gruppe
The Yardbirds und mit dieser auch in den USA bekannt. Dort fiel er durch sein
außergewöhnliches Gitarrenspiel auf, das damals auch als der Beginn der
psychedelischen Musik in Großbritannien bezeichnet wurde.

Die Yardbirds gehörten zu dem Kreis britischer Rockgruppen, die dem weißen
US-Publikum erstmals bewußt machten, was für eine große Musik die leidvollen
Bedingungen der Versklavung aus Afrika nach Nordamerika verschleppter Menschen
hervorgebracht hatte. Es waren britische Rockmusiker wie Jeff Beck, die die
Musik der unterdrückten schwarze Minderheit in den USA bekannt machten, weil ein
aggressiver weißer Rassismus im eigenen Land Mauern errichtet hatte, die sogar
höher waren als der Atlantik breit. Sie ließen sich von der großen Authentizität
und Aussagekraft des Blues inspirieren und rührten mit Stilelementen des
Rock 'n' Roll und der psychedelischen Musik eine Melange aus nie gehörter
Klangfülle und emotionaler Intensität an, die bis heute hörenswert ist.

Jeff Beck wandelte als einer der ersten bekannten britischen Gitarristen auf
Solopfaden, gingen die späten 60er Jahre doch vor allem als Ära großer
Rockgruppen wie Led Zeppelin, The Who oder The Rolling Stones in die
Popgeschichte ein. Genaugenommen war die Jeff Beck Group mit Rod Stewart als
Sänger, Nicky Hopkins am Piano, Ron Wood als Baßgitarrist und Aynsley Dunbar als
Drummer eine All Star Band eigener Art. Auf seinem ersten Album Truth gesellten
sich noch John Paul Jones am Bass und an der Orgel wie Jimmy Page an der
12saitigen Gitarre zum Line Up. Auf diese Weise wartete Truth mit zwei späteren
Mitgliedern von Led Zeppelin und zwei späteren Musikern der Rolling Stones auf,
was auch belegt, wie gut die Londoner Rockszene damals miteinander vernetzt war.

Jeff Beck war einer der besten britischen Slidegitarristen seiner Zeit. Er ließ
das Bottleneck in kunstvollen Arrangements so geschickt über die Saiten gleiten,
daß dabei weitgespannte Klanggemälde entstanden, in denen die zugrundeliegenden
Bluesformen sprichwörtlich zu fliegen begannen. Der neu arrangierte
Yardbirds-Hit Shapes of Things, Morning Dew des kanadischen Folk-Urvaters Bonnie
Dobson, der von Jimmy Page komponierte Instrumentaltitel Beck's Bolero und der
von Willie Dixon und J.B. Lenoir verfaßte Blueskracher You Shook Me gehören zu
den Titeln, die das im Mai 1968 veröffentlichte Album Truth zu einem Klassiker
der Rockmusik zwischen Blues, Hard Rock und Psychedelia gemacht haben. 

Der Song Shapes of Things ist auch deshalb erwähnenswert, weil das Lied bereits
Ende 1965, als es von den Yardbirds mit Jeff Beck an der Gitarre eingespielt
wurde, durch seine Kritik am Vietnamkrieg und an ökologischer Zerstörung einen
auch für die damalige Popkultur ungewöhnlichen Tiefgang aufwies. Hinzu kamen
eine orientalische, an indische Raga-Musik erinnernde Klanggebung, überraschende
Tempowechsel wie exzessive Feedback-Schleifen, die das im Februar 1966
veröffentlichte Stück zu einer der ersten psychedelischen Hit-Singles der
Popmusik werden ließen.

Nicht von ungefähr war der Sound der schnell weltweit bekanntgewordenen Led
Zeppelin anfänglich stark an der Jeff Beck Group orientiert. Obwohl seit Anfang
des Jahrzehnts mit Jimmy Page befreundet, der ihn als Gitarrist den Yardbirds
empfohlen hatte, soll sich Jeff Beck sehr geärgert haben, daß Led Zeppelin mit
einer Version von You Shook Me, die seiner stark ähnelte, weit erfolgreicher
waren als er selbst. Vor dem Zustandekommen von Led Zeppelin hatte es bereits
Sessions mit Jeff Beck gegeben, an denen neben Jimmy Page, Rod Stewart und John
Paul Jones auch der Drummer Keith Moon von The Who, in Becks Worten der einzige
Hooligan, der trommeln konnte, beteiligt waren. Moon kam mit dunkler
Sonnenbrille und einer Kosakenmütze, damit niemand bemerkte, daß er etwas
abseits seiner Band unternahm. Man dachte über eine neue Gruppe nach, doch an
seiner Bindung an The Who soll das Projekt gescheitert sein, das Jeff Beck
damals als seine absolute Wunschgruppe bezeichnete.

Mit Truth hatte der Blues endgültig die treibende Kraft des Hard Rock erhalten. 
Das Album gilt heute als wichtige Wegmarke der Entwicklung eines urbanen Sounds,
dessen Wurzeln in der ländlichen Musik afroamerikanischer SklavInnen kaum
mehr in Erscheinung treten. Das alle Hörgewohnheiten sprengende Gitarrenspiel
eines Jeff Beck hätte ohne den Blues allerdings keine Tiefe gehabt, wie sich auf
dem Album Truth gut studieren läßt, das Wurzeln und Blüten dieser Musik in ihrem
organischen Zusammenhang beläßt.

7. November 2018
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FOLKLORE/1393: Unna - Ausflug in die Welt der Klezmer-Musik am 11.11.2018

Ausflug in die Welt der Klezmer-Musik

"Komponistinnen-Konzerte" im Nicolaihaus



Kreisstadt Unna. Am kommenden Sonntag, 11. November 2018, macht die
Reihe "Komponistinnen-Konzerte" im Nicolaihaus ein Ausflug in die Welt
der Klezmer-Musik. Klarinette, Bassklarinette, Akkordeon, Flöten,
Hackbrett und Kontrabass - die instrumentale Bandbreite des nunmehr
seit 22 Jahren bestehenden Trios "Klezmers Techter" begeistert nicht
nur durch ihren Umfang. Ihre Lebendigkeit erhalten die Instrumente
durch die drei Musikerinnen Gabriela Kaufmann, Almut Schwab und Nina
Hacker. Sie formen ein Trio, das sich mit seinem Ideenreichtum
gegenseitig immer wieder neu inspiriert und dessen musikalisches
Spektrum besonders vielfältig ist. Es reicht von traditionellen
Interpretationen über Arrangements, die mit Elementen aus Tango und
Jazz angereichert werden, bis hin zu freien Improvisationen und
eigenen Kompositionen. Klezmers Techter lädt das Publikum ein, Teil
eines unvergesslichen Hörerlebnisses zu werden, das von einer
ansteckenden Freude am Musizieren geprägt ist und zugleich eine sehr
berührende Wirkung hat. Wenn dann noch eine Prise Humor, weiblicher
Charme und Virtuosität dazukommen, ist

Das Ensemble "Klezmers Techter"

Gabriela Kaufmann - Klarinette, Bassklarinette

 Almut Schwab- Akkordeon, Flöten , Hackbrett

 Nina Hacker- Kontrabass

Vor 22 Jahren wurde das Trio KLEZMERS TECHTER von Gabriela Kaufmann
gegründet und bereits zwei Jahre später beim Internationalen
Ensemblewettbewerb in PRIVAS ( Frankreich) preisgekrönt. In unzähligen
Konzerten - sowohl in kleinen Landsynagogen als auch großen
Konzertsälen ( z.B. Alte Oper Frankfurt, Theater am Gasteig München,
Jerusalem Synagoge in Prag), bei Open- Air- Konzerten ( z.B.
Rheingau- Musik- Festival, "Fahrende Musiker in Weingütern") und als
Gast renommierter Klezmer Festivals und "Tagen der Jüdischen Kultur"
haben sich KLEZMERS TECHTER in die Herzen des Publikums gespielt.
Konzerteinladungen führten das Trio auch über die Grenzen des
europäischen Auslands hinaus nach Argentinien und Israel.

Klezmer Konzert

Sonntag, 11. November 2018, 17 Uhr (Einlass ab 16.30 Uhr)

Nicolaihaus, Nicolaistraße 3, 59423 Unna

Eintritt: VVK 6 (4) Euro, AK 8 (6) Euro

Karten

i-Punkt Unna

Lindenplatz 1, 59423 Unna, Tel. 02303/103-777

E-Mail: zib-i-punkt@stadt-unna.de

(Öffnungszeiten: Di - Fr 10.30 - 18.30 Uhr, Sa 10.30 - 14.30 Uhr)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 7. November 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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AUSLAND/8878: Aus aller Welt - 07.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Italien verschärft Einwanderungsgesetz

Der Senat in Rom hat am Mittwoch dem umstrittenen Einwanderungsdekret
von Innenminister Matteo Salvini mit großer Mehrheit zugestimmt. Vor
Inkrafttreten des verschärften Migrationsrechts muß noch das Unterhaus
des italienischen Parlaments, wo die Regierung aus
Fünf-Sterne-Bewegung und Lega über eine stabile Mehrheit verfügt,
darüber abstimmen. Die geplanten Gesetzesänderungen sehen unter
anderem massive Einschränkungen bei der Vergabe von humanitären
Aufenthaltsgenehmigungen vor.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8878: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Polizei entdeckt Drogenlager nach Einbruch in Wohnung

In Aachen hat die wegen eines Einbruchdiebstahls gerufene Polizei in
der aufgebrochenen Wohnung einen überraschenden Fund gemacht. Laut
Behördenangaben entdeckten die Beamten mehrere Kisten mit Drogen und
diverse Utensilien für den Drogenhandel sowie 2.900 Euro Bargeld.
Gegen den 19 Jahre alten Mieter wurde ein Strafverfahren eingeleitet.
Von den von einer Zeugin beobachteten beiden Einbrechern fehlt
bislang jede Spur.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8875: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



NATO-Generalsekretär sieht Fortschritte in Afghanistan

NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg reiste am Dienstag zu einem
Überraschungsbesuch nach Kabul. Wie die NATO in Brüssel mitteilte,
sprach Stoltenberg mit Präsident Aschraf Ghani und
Regierungsgeschäftsführer Abdullah Abdullah sowie mit dem 
NATO-Oberbefehlshaber in Afghanistan, General Austin Scott Miller. Trotz
der zunehmenden Gewalt am Hindukusch sieht Stoltenberg die Chancen
für Frieden größer als in vielen Jahren zuvor. Nach Angaben aus
Militärkreisen sterben täglich bis zu 35 afghanische Soldaten und
Polizisten bei Gefechten und Anschlägen. Erst in der Nacht zu
Dienstag waren bei einem Überfall der Taliban auf eine Militärbasis
in der westlichen Provinz Farah mindestens 25 Grenzsoldaten getötet
worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8877: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Verteidigungsexperte der Linken fordert von der Leyens Rücktritt

In der Affäre um den Einsatz externer Berater im
Verteidigungsministerium fordert der Linken-Verteidigungspolitiker
Matthias Höhn den Rücktritt von Ressortchefin Ursula von der Leyen
(CDU). Die Ministerin habe einen Beraterfilz in ihrem Hause
zugelassen, über den sie mittlerweile selbst den Überblick verloren
habe, sagte Höhn der Nachrichtenagentur AFP. Er verwies dabei auf
einen Bericht des Bundesrechnungshofs. Darin wurde der Umgang mit
Steuergeld und dem Vergaberecht moniert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8876: Tragisches und Kurioses - 07.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Wohnhäuser in Altstadt von Marseille eingestürzt

Nach dem Einsturz von drei baufälligen Wohnhäusern im Zentrum der
südfranzösischen Hafenstadt Marseille haben Rettungskräfte inzwischen
sechs Todesopfer aus den Trümmern geborgen. Zwei benachbarte Gebäude
wurden vorsorglich evakuiert. Die Häuser befanden sich offenbar
ebenfalls in einem sehr schlechten Zustand. Die Stadtverwaltung sieht
das tragische Unglück dagegen in einem möglichen Zusammenhang mit den
seit Tagen auf die Stadt herabfallenden Regen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7961: Aus Forschung und Technik - 07.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Europäischer Wettersatellit soll Vorhersagemodelle verbessern

Eine Sojus-ST-Trägerrakete hat in der Nacht zum Mittwoch den
europäischen Wettersatelliten Metop-C von Europas Weltraumbahnhof
Kourou in Französisch-Guayana in einen erdnahen Orbit befördert. Wie
die europäische Weltraumagentur ESA mitteilte, wurde der vier Tonnen
schwere Metop-C-Satellit eine Stunde nach dem Start auf seiner
Umlaufbahn rund 820 Kilometer über der Erde ausgesetzt. Damit hat der
Betreiber EUMETSAT nun drei baugleiche Meßsonden im All. Die
Satelliten Metop-A und Metop-B starteten bereits im Oktober 2006 und
im September 2012. Mit seinen Instrumenten an Bord soll Metop-C die
Wettervorhersage noch einmal deutlich verbessern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7974: Aus aller Welt - 07.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Senat in Rom verabschiedet Novelle des Migrationsrechts

Der italienische Senat hat die Novelle der Regierung zum
Migrationsrecht mit großer Mehrheit verabschiedet. Für das
Einwanderungsdekret von Innenminister Matteo Salvini stimmten 163
Senatoren. 59 votierten dagegen, 19 Parlamentarier enthielten sich.
Die Regierung hatte vor der Abstimmung dem Senat die Vertrauensfrage
gestellt. Die Zustimmung des Unterhauses zu dem neuen Migrationsrecht
steht noch aus. Vorgesehen ist unter anderem die Unterbringung der
meisten Asylbewerber in großen Auffangzentren. Als gefährlich
eingestufte Migranten sollen in Eilverfahren abgeschoben werden. Die
Vergabe humanitärer Aufenthaltsgenehmigungen wird massiv
eingeschränkt. Der Einsatz von Elektroschockwaffen wird ebenso wie
die Räumung besetzter Gebäude erleichtert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7933: Medizin und Gesundheitswesen - 07.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Medizin forscht an Alzheimer-Bluttest

Die Zeiten, in denen die Diagnose eines Morbus Alzheimer erst nach
dem Tod des Betroffenen gestellt werden konnte, gehören der
Vergangenheit an. Heute können die Amyloidablagerungen mittels des
Tracers Pittsburgh Compound-B in der Positronen-Emissions-Tomographie
(PET) sichtbar gemacht werden. Und nicht nur das: Wie das Deutsche
Ärzteblatt meldete, könnte schon bald ein Bluttest zur Frühdiagnose
von Alzheimer zur Verfügung stehen, erläuterte Juraj Kukolja beim
Kongreß der Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN), der im
Rahmen der Neurowoche stattfand. Eine therapeutische Konsequenz wird
sich aus der verbesserten Alzheimerdiagnostik aber nicht ergeben.
Denn nach wie vor ist die Behandlung der Symptome die einzige
Therapieoption. Versuche, das Fortschreiten der Erkrankung
aufzuhalten, sind bislang alle gescheitert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7962: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Polizeirazzien in Greenpeace-Räumlichkeiten

Räumlichkeiten der Umweltschutzorganisation Greenpeace sind am
Mittwochmorgen bundesweit durchsucht worden. Die Polizei vollstreckte
laut Berliner Generalstaatsanwaltschaft 29 Durchsuchungsbefehle in
mehreren Bundesländern. Der Anlaß war eine Protestaktion von
Greenpeace am 26. Juni. Umweltaktivisten hatten auf dem Großen Stern
rund um die Siegessäule in Berlin mehrere Tonnen Farbe ausgebracht.
Aus der Luft sollte die von den Fahrzeugen auf den einmündenden
Straßen verteilte Farbe wie ein Sonnensymbol aussehen. Greenpeace
protestierte mit der Aktion "Sonne statt Kohle" gegen die Sitzung der
Kohlekommission der Bundesregierung. Eine Radfahrerin und ein
Motorradfahrer waren auf der glitschigen Farbe gestürzt. Es kam zu
mehreren Auffahrunfällen. Durch die Farbe waren Fahrbahnmarkierungen
unkenntlich gemacht worden. Mehrere Betroffene erstatteten Anzeige.
Bei den Razzien wollte die Polizei weitere Verantwortliche für den
möglicherweise gefährlichen Eingriff in den Straßenverkehr aufspüren.
Dazu sollten Computer und Datenträger ausgewertet werden. Bis dahin
waren der Polizei 19 Personen namentlich bekannt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7885: Sprache, Kunst und Medium - 07.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Reicher Münzschatz in der Donau lockte viele Budapester an

Bevor die Wasserstände in Deutschlands und Europas großen Flüssen nach
der ungewöhnlich anhaltenden Hitze und Dürre dieses Sommers allmählich
wieder steigen, wurde Archäologen in Ungarn noch ein reicher Fund
beschert.

Zunächst hatten Spaziergänger im Süden von Budapest bei einem
Pegelstand von nur noch 39 Zentimetern im Flußbett bei Erd an die
tausend Gold- und Silbermünzen gefunden und die Universität in der
Hauptstadt verständigt, wie der SWR berichtete.

Bei ihrer systematischen Suche - die von einem Polizeiaufgebot
abgeschirmt wurde - fanden die Experten aber auch Waffen und Teile
von mindestens einem Schiffswrack. Das Alter der Münzen war leicht zu
bestimmen, es handelt sich größtenteils um Zahlungsmittel aus dem 17.
und 18. Jahrhundert, unter anderem aus Frankreich, wie die ARD
berichtete. Die Wissenschaftler vermuten, daß der gesamte Fund aus
einem einst bei Erd gesunkenen Schiff stammt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7952: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.11.2018 (SB)




VOM TAGE



NATO wertet Großmanöver in Norwegen als Erfolg

Die größte Militärübung der NATO nach dem Kalten Krieg ist in
Norwegen zu Ende gegangen. Dabei sollte gegenüber Rußland ein
Drohszenario aufgebaut und für den Fall eines Angriffs auf einen
Bündnispartner eine schnelle Mobilisierung trainiert werden.
US-Admiral James G. Foggo sagte, man habe im Verlauf der beiden
Manöverwochen eine Menge gelernt. An dem Manöver an der
Nordwestgrenze Rußlands hatten rund 50.000 Soldaten aus den 29
NATO-Staaten sowie den Partnerländern Finnland und Schweden
teilgenommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7966: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Altmaier auf dem Deutsch-Russischen Rohstoff-Forum

Bundeswirtschaftsminister Altmaier ist als Gastredner beim
dreitägigen Deutsch-Russischen Rohstoff-Forum in Potsdam aufgetreten.
Der CDU-Politiker plädierte zum Auftakt am Dienstag für eine
Verbesserung der Beziehungen Deutschlands zu Rußland. Er konnte sich
auf den Willen beider Seiten berufen, die politischen Probleme zu
lösen und die wirtschaftlichen Beziehungen auszubauen. Altmaier
betonte, auf Dauer dürfe es östlich der EU-Grenze keine großen
Gebiete gebe, in denen das Wirtschaftswachstum weiter hinter dem
Möglichen zurückbleibt. Altmaier verteidigte die umstrittene
Gaspipeline Nordstream 2 damit, daß diese kein Ersatz für die
Gasversorgung über die Ukraine sein soll. Bei der Konferenz geht es
unter anderem um Themen wie Rohstoffregionen im Wandel,
Nachhaltigkeit und Umweltschutz, Technologien zur Entwicklung
nicht-rentabler Lagerstätten und Perspektiven der deutsch-russischen
Forschungszusammenarbeit. Das Deutsch-Russische Rohstoff-Forum war
2006 gegründet worden, um Wirtschaft und Wissenschaft Deutschlands
und Rußlands miteinander zu vernetzen.

7. November 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7935: Tragisches und Kurioses - 07.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Australien heißt arbeitswillige Rucksack-Touristen willkommen

Bei vielen jungen Weltreisenden ist Australien unter anderem so
beliebt, weil man dort seine Kasse problemlos mit Arbeit in der
Landwirtschaft auffüllen kann. Jetzt hat die Regierung in Canberra die
Bedingungen dafür sogar noch weiter gelockert.

Laut MDR aktuell kündigte Premierminister Scott Morrison an, daß
Touristen ab Mitte des kommenden Jahres mit einem "Backpacker Visa"
statt zwei bis zu drei Jahre im Land bleiben können. Das gelte
allerdings nur, wenn die Reisenden mindestens sechs Monate im Jahr in
Agrarbetrieben arbeiten würden. Außerdem bekämen Touristen aus einigen
Ländern das Visum bis zum Alter von 35 Jahren. Bislang lag die
Obergrenze bei 30 Jahren.

Damit die Ausländer nicht ausgebeutet werden, gilt für die Inhaber von
"Working-Holiday"-Visa (Arbeit-Urlaub-Visa) der gesetzliche
Mindestlohn von umgerechnet knapp zwölf Euro.

Zuletzt kamen mit diesem Sonder-Visum jährlich auch knapp 24.000
Bundesbürger nach Australien.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7963: Arbeit, Soziales und Familie - 07.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Tausende Migranten stellen Asylantrag in Mexiko

Mehr als 3200 Migranten aus Mittelamerika, die zur Zeit mit Tausenden
anderen in Richtung USA ziehen, haben in Mexiko einen Asylantrag
gestellt. Das meldete das Innenministerium in Mexiko-Stadt. Demnach
haben die meisten Antragsteller Papiere für einen vorübergehenden
Aufenthalt bekommen und dürfen in Mexiko eine Arbeit aufnehmen. Neben
den rund 7000 Menschen, die sich vor mehreren Wochen in Honduras auf
den Weg gemacht haben, marschiert zur Zeit ein zweiter
Flüchtlingstreck mit 1500 bis 2000 Menschen durch den Bundesstaat
Oaxaca im Süden Mexikos sowie ein weiterer Zug mit etwa 2000 Menschen
aus El Salvador durch den Bundesstaat Chiapas. Die drei Marschgruppen
wollen sich in der Hauptstadt treffen, um das weitere Vorgehen zu
beraten. An der Staatsgrenze der USA stehen Tausende Soldaten bereit,
illegale Einwanderung zu unterbinden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7944: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 07.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Hybrid zwischen Zebra und Esel geboren

Nach der Schiege gibt es jetzt den Zesel. Wie t-online.de gerade
meldete, wurde auf einer Farm im südenglischen South Barrow ein
Hybrid zwischen Esel und Zebra geboren. Am Rumpf ist es zerzaust mit
braunem Fell. Seine Beine hingegen sind schwarz-weiß-gestreift mit
kurzem Fell. Nur selten wird ein Zesel auf die Welt gebracht, 
weltweit gibt es nur wenige solcher Tiere.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7951: Märkte und Finanzen - 07.11.2018 (SB)




VOM TAGE



EPA zieht Patent auf herkömmlich gezüchteten Brokkoli zurück

Das Europäische Patentamt (EPA) hat das Patent auf die herkömmlich
gezüchtete Brokkoli-Sorte EP1597965 aus dem Jahre 2013 zurückgezogen.
Bislang hielt der US-Konzern Monsanto und nach seiner Übernahme Bayer
das Patent auf das besonders erntegerecht gezüchtete Gemüse. Der
Einspruch eines internationale Zusammenschlusses von Umweltschützern,
Biobauern und kirchlichen Landesverbänden gegen das Patent hatte
aufgrund der vom Patentamt geänderten Regeln erfolgreich sein können.
Seit vergangenem Jahr erteilt die Behörde keine Patente mehr auf
Pflanzen und Tiere, die bei herkömmlichen Züchtungsverfahren wie
Kreuzung und Selektion entstanden sind. Patente auf genetisch
veränderte Pflanzen sind weiterhin möglich. Die an diesem Mittwoch
verbreitete Entscheidung des EPA war bereits am 30. Oktober getroffen
worden. Das Bündnis "Keine Patente auf Saatgut!" schrieb sich am
Mittwoch die Entscheidung des Patentamtes auf seine Fahne. Das
Bündnis hatte gegen das Brokkoli-Patent 75.000 Unterschriften
gesammelt und mit einer Skulptur des "größten Brokkoli der Welt" vor
dem EPA gegen das Patent protestiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7967: Aus Forschung und Technik - 07.11.2018 (SB)




VOM TAGE



WhatsApp verbessert das Abspielen von Sprachnachrichten

Und noch eine Neuerung beim Messenger WhatsApp. Wie die
Internetplattform techbook.de meldete, hatte der Dienst schon vor ein
paar Monaten eine Lock-Funktion für Sprachnachrichten eingerichtet, 
die die Aufnahme dieser Nachrichten stark erleichtert. Ungewollte 
Abbrüche sollen damit der Vergangenheit angehören. Und jetzt 
verbessert WhatsApp auch das Abspielen der Voicenotes mit dem Update 
auf Version 2.18.101 für iOS-Nutzer. So werden Sprachnachrichten 
nacheinander abgespielt, wenn man mehrere von ihnen erhalten hat. Die 
App muß dafür nicht im aktiven Fenster geöffnet sein, und es 
funktioniert auch, wenn der Bildschirm nach dem Abspielen der ersten 
Nachricht gesperrt wird. Der automatische Wechsel zu einer neuen 
Nachricht wird dem Nutzer durch einen kurzen Piepton signalisiert.

7. November 2018
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WETTER/250: Wettersatellit Metop-C erfolgreich gestartet - Wettervorhersage wird noch genauer (DLR)

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 07.11.2018

Wettersatellit Metop-C erfolgreich gestartet - Wettervorhersage wird
noch genauer



Der europäische Wettersatellit "Metop-C" ist am 7. November 2018 um 1.47
Uhr Mitteleuropäischer Zeit (6. November, 21.47 Uhr Ortszeit)) an Bord
einer Sojus-Rakete vom europäischen Weltraumbahnhof in Kourou
(Französisch-Guayana) gestartet. Metop-C ergänzt die beiden baugleichen
Satelliten Metop-A und Metop-B, die im Oktober 2006 beziehungsweise im
September 2012 gestartet sind. Betrieben werden sie von EUMETSAT, der
Europäischen Organisation für die Nutzung meteorologischer Satelliten.
Deutschland ist über das Raumfahrtmanagement des Deutschen Zentrums für
Luft- und Raumfahrt (DLR) mit rund 21 Prozent an der Satellitenentwicklung
beteiligt.

Die jeweils sieben Hauptinstrumente, die sich an Bord der beiden älteren
Satelliten befinden, haben schon jetzt die Qualität der Wettervorhersage
signifikant verbessert. Zu ihren Aufgaben gehört auch die Überwachung von
Klimaveränderungen wie beispielsweise des Ozonlochs. Mithilfe der
Metop-Daten konnten die Vorhersagemodelle 2017 um 27 Prozent genauer
werden. Die Qualität der mehrtägigen Wetterprognosen hat sich dadurch
erheblich verbessert. Insbesondere der Zeitraum für Kurzfristprognosen hat
sich um einen Tag verlängert. Mit Metop-C soll die Wettervorhersage noch
präziser werden.

"Unser Auftrag ist die fachliche Überwachung des Metop-Programms, dafür
stellt uns das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur die
entsprechenden Mittel zur Verfügung", erläutert Thomas Ruwwe,
Metop-Programm-Manager im DLR Raumfahrtmanagement in Bonn. Die
Nutzlastmodule sowie das Instrument ASCAT (Advanced Scatterometer) stammen
ebenfalls aus Deutschland, sie werden bei Airbus in Friedrichshafen gebaut.
Das Radarinstrument ASCAT beobachtet die Wasserreflektionen der Meere. "Aus
diesen Wellenbildern können Rückschlüsse auf Windgeschwindigkeit und -
richtung gezogen werden", so Ruwwe weiter. "Diese stellen einerseits
wichtige Eingangsgrößen für die Wettervorhersage dar und finden
andererseits bei der maritimen Routenplanung Verwendung."

Metop-A hat seine geplante sechsjährige Lebensdauer weit überschritten, ist
aber noch in einem guten Zustand. Dies wird auch für Metop-B erwartet.
Deshalb wird Metop-C zusammen mit seinen beiden Geschwistern zunächst in
der sogenannten Tristar-Konfiguration betrieben. Die Satelliten werden
dabei auf der gleichen polaren Umlaufbahn in 817 Kilometern Höhe einen
Abstand von 120 Grad haben, sodass der gleiche Ort auf der Erdoberfläche
mehrfach am Tag erfasst wird.

Durch die relativ niedrige Umlaufbahn - 817 Kilometer im Vergleich zu rund
36.000 Kilometern bei geostationären Satelliten - messen die
Metop-Instrumente eine Vielzahl von Beobachtungsgrößen mit deutlich höherer
Genauigkeit als die geostationären Satelliten der Meteosat-Reihe. Thomas
Ruwwe: "Die Metop-Satelliten überfliegen die Pole und sammeln für die
Wettervorhersage wichtige Beobachtungen aus diesen Regionen. Geostationäre
Satelliten liefern hier nur unzureichende Daten." Die Instrumente der
Metop-Satelliten messen Temperatur- und Feuchtigkeitsprofile in
Abhängigkeit von der Höhe, die für die Wettervorhersagen wesentlich sind.
Außerdem erfassen sie den Zustand der Wolken, die Temperatur über Meer und
Land sowie die Konzentration wichtiger Spurengase wie zum Beispiel Ozon in
der Atmosphäre.

Das Nachfolgesystem Metop-SG (Second Generation) befindet sich derzeit in
der Entwicklungsphase und wird voraussichtlich ab 2023 Metop ersetzen. Die
zweite Generation wird aus zwei Satellitentypen bestehen, Metop SG-A und
Metop SG-B, von denen jeweils drei Satelliten gebaut werden. Die
Metop-SG-A-Satelliten haben optische Instrumente an Bord, darunter die
beiden deutschen Beistellungen METimage und das Sentinel-5-Instrument. Bei
der B-Serie besteht die Nutzlast hauptsächlich aus Mikrowelleninstrumenten,
von denen das "SCA"-Scatterometer als ASCAT-Nachfolger wiederum in
Deutschland gebaut wird. Ein Scatterometer oder Streustrahlungsmesser dient
der Messung der Meeresoberflächenrauhigkeit. An der Entwicklung dieser
zweiten Satellitengeneration ist Deutschland mit etwa 27 Prozent beteiligt.


Die Pressemitteilung mit Bildern finden Sie unter: 

https://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-30679/year-all/#/gallery/32601

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 07.11.2018

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/
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ENERGIE/1594: Leistungsfähige Solarzellen - Physiker aus Halle lassen stabile Perowskitschichten wachsen (idw)

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 06.11.2018

Leistungsfähige Solarzellen: 

Physiker aus Halle lassen stabile Perowskitschichten wachsen



Sie sind der Schlüssel zu modernen Dünnschicht-Solarzellen: Mit
kristallinen Perowskit-Zellen lassen sich im Labor bereits heute sehr hohe
Wirkungsgrade erzielen. Bei der kommerziellen Anwendung hapert es aber,
weil das Material noch zu instabil ist und bisher kein industrielles
Produktionsverfahren für Perowskite etabliert ist. Physiker der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) präsentieren in einer
neuen Studie in der Fachzeitschrift "Journal of Physical Chemistry Letters"
einen Ansatz, der dieses Problem lösen könnte. Außerdem beschreiben sie
detailliert, wie sich Perowskite bilden und wie sie wieder zerfallen.

Perowskite genießen in der Solarbranche aktuell eine große Aufmerksamkeit.
Erst im Jahr 2009 gelang Forschern der Nachweis, dass
organisch-anorganische Verbindungen mit der speziellen 
Perowskit-Kristallstruktur gute Absorber sind, mit deren Hilfe Sonnenlicht effektiv
in Strom umgewandelt werden kann. Binnen weniger Jahre wurde der
Wirkungsgrad von Perowskit-Solarzellen im Labor auf weit über 20 Prozent
erhöht. "Moderne, monokristalline Silizium-Solarzellen erreichen zwar noch
leicht bessere Werte, sie sind aber deutlich aufwändiger herzustellen und
an ihnen wurde auch länger gearbeitet", sagt der Physiker und Studienleiter
Dr. Paul Pistor von der MLU. Bislang gibt es aber keine marktreifen
Solarzellen auf Perowskit-Basis: Noch existiert kein etabliertes Verfahren
zur großflächigen Herstellung von Perowskiten. Außerdem sind die dünnen
Kristallschichten relativ instabil und empfindlich gegenüber
Umwelteinflüssen. "Durch hohe Temperaturen oder Feuchtigkeit zersetzen
sich die Perowskite und verlieren so die Fähigkeit, Sonnenlicht in
elektrische Energie umzuwandeln", sagt Pistor. Solarzellen müssen
allerdings erhöhte Temperaturen aushalten, da sie dauerhaft der Sonne
ausgesetzt sind.

Die Physiker aus Halle untersuchten in ihrer Studie einen speziellen,
anorganischen Perowskit, das aus Cäsium, Blei und Brom oder Jod besteht.
Anstelle der gängigen nass-chemischen Verfahren zur Herstellung von
Perowskiten setzten sie ein Verfahren ein, das in der Industrie bereits
vielfach zur Herstellung dünner Schichten und verschiedener Bauelemente
verwendet wird. Dabei wird in einer Vakuumkammer ein Substrat aus mehreren
heißen Quellen bedampft, auf dem dadurch dünne kristalline Schichten
wachsen. "Der Vorteil dieser Methode ist, dass sich der Verlauf
beeinflussen lässt. So können wir das Wachstum der Kristalle gezielt
steuern", erklärt Pistor. Seine Arbeitsgruppe konnte so 
Perowskit-Schichten erzeugen, die sich erst bei Temperaturen von 360 Grad Celsius
zersetzten. Mit Hilfe einer modernen Röntgenanalytik analysierten die
Forscher zudem die Wachstums- und Zerfallsprozesse der Kristalle in
Echtzeit.

Die Ergebnisse liefern wichtige Erkenntnisse über die grundlegenden
Eigenschaften der Perowskite und deuten auf ein Verfahren hin, das
womöglich für die industrielle Umsetzung der modernen 
Perowskit-Solarzelltechnologie in Frage kommt.


Originalpublikation:

Burwig T., Fränzel W., Pistor P., Crystal Phases and Thermal Stability of
Co-evaporated CsPbX3 (X = I, Br) Thin Films, Journal of Physical Chemistry
Letters (2018), doi: 10.1021/acs.jpclett.8b02059




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 06.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERFAHRENSTECHNIK/304: Tadellos gefügt - Hohe Festigkeit von EMPT-geschweißten Aluminium-Stahl-Verbindungen (idw)

Fraunhofer-Institut für Betriebsfestigkeit und Systemzuverlässigkeit LBF -
05.11.2018

Tadellos gefügt: 

Hohe Festigkeit von EMPT-geschweißten Aluminium-Stahl-Verbindungen



Mit der elektromagnetischen Puls-Technologie (EMPT) steht ein neuartiges
Fügeverfahren bereit, um Stahl- und Aluminiumlegierungen zu verbinden.
Anderen Verfahren, beispielsweise dem Kleben, ist diese Methode
insbesondere beim nötigen Zeitaufwand überlegen. Das Fraunhofer-Institut
für Betriebsfestigkeit und Systemzuverlässigkeit LBF konnte zeigen, dass
auch die Schwingfestigkeit dieser Verbindungen hohen Ansprüchen genügt.
Die Verbindungen zeigten Festigkeiten auf, die auch mit herkömmlichen
Schweißverfahren erreicht werden. Zudem entwickelten die Darmstädter
Wissenschaftler ein Bewertungskonzept, das eine zuverlässige Auslegung
zyklisch beanspruchter EMPT-Verbindungen ermöglicht.

Mischschweißverbindungen sind im Leichtbau für künftige innovative
Konstruktionen von großer Bedeutung, da durch sie Komponenten realisiert
werden können, die hohe Festigkeiten und niedriges Gewicht gezielt
vereinen. Ein innovatives Verfahren zur Erzeugung solcher Verbindungen
stellt die elektromagnetische Puls-Technologie (EMPT) dar. Dabei werden
die zu fügenden Bleche durch ein gepulstes elektromagnetisches Feld auf
hohe Geschwindigkeiten aufeinander zu beschleunigt und stoffschlüssig
miteinander verbunden.

In Schliffbildern aus metallographischen Untersuchungen des Fraunhofer LBF
zeigt sich bei den artgleichen Aluminiumlegierungen eine gute Verbindung
der gefügten Bleche. Bedingt durch die hohen Relativverschiebungen der
Bleche während des Fügeprozesses bildet sich eine wellenartige
Verbindungsstruktur in der Fügezone. »Bei den Aluminium-Stahl-Verbindungen
lassen sich auf den Schliffbildern keine signifikanten intermetallischen
Phasen im Verbindungsbereich nachweisen, wie sie bei anderen
stoffschlüssigen Mischverbindungen typischerweise auftreten. Dies dürfte
der Grund für die hohe Festigkeit der Verbindungen sein«, erklärt Dr. Jörg
Baumgartner, der für das Forschungsprojekt am Fraunhofer LBF
verantwortlich ist.

Zur Qualifizierung der Verbindungen hinsichtlich der Schwingfestigkeit
führten die Wissenschaftler des Fraunhofer LBF Versuche an Scherzug- und
Schälzugproben durch. Hierbei stand die Fragestellung im Mittelpunkt, ob
es möglich ist, EMPT-gefügte Verbindungen mit den bereits von klassischen
Schweißverbindungen bekannten Konzepten zu bewerten und auszulegen.

In den Schwingfestigkeitsversuchen zeigte sich, dass die eigentliche
Fügezone der schwingenden Beanspruchung standhielt. Bei allen Proben
initiierten die Risse bei zyklischer Beanspruchung immer an den scharfen
Wurzelkerben der Überlappverbindungen. Bei den artgleichen
Aluminiumverbindungen erfolgte der Rissfortschritt immer durch den
Grundwerkstoff. »Dieses Verhalten konnten wir auch bei den
Aluminium-Stahl-Proben unter Schäl-Beanspruchung beobachten. Unter
Scher-Beanspruchung wies die Fügezone dieser Proben eine derart hohe
Festigkeit auf, dass das Versagen im Aluminiumgrundwerkstoff außerhalb der
Fügezone auftrat«, so Baumgartner.

Festigkeiten wie bei herkömmlichen Schweißverbindungen

Um eine Schwingfestigkeitsbewertung vorzunehmen, baute das Forscher-Team
Finite-Element-Modelle der Proben auf. Darin wurden die rissartigen Kerben
mit einem standardisierten Referenzradius von 0,05 Millimeter modelliert.
Eine Bewertung erfolgte mit dem Kerbspannungskonzept, das in vielen
Bereichen das Standardverfahren zur Schwingfestigkeitsbewertung von
Schweißverbindungen ist. Hierbei zeigte sich, dass die lokal ertragbaren
Beanspruchungen bei allen Proben mit Versagen durch den Aluminiumwerkstoff
vergleichbar zu konventionell, beispielweise Laser oder MIG, geschweißten
Aluminiumverbindungen sind.

Über die Untersuchungen konnte somit die hohe zyklische Festigkeit der
Verbindung nachgewiesen werden. Zudem steht nun für den Konstrukteur eine
Methode zur Verfügung, mit der er derartige Verbindungen bereits in der
Produktentwicklungsphase zuverlässig auslegen kann.

Das IGF-Vorhaben "Versagensverhalten von Mischschweißverbindungen unter
mehrachsiger crashartiger und schwingender Beanspruchung am Beispiel von
EMPT-Blechschweißungen", IGF-Vorhaben Nr. 17883 N/1, der
Forschungsvereinigung Schweißen und verwandte Verfahren e.V. des DVS wurde
über die AiF im Rahmen des Programms zur Förderung der industriellen
Gemeinschaftsforschung (IGF) vom Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie aufgrund eines Beschlusses des Deutschen Bundestages gefördert.
Die Bearbeitung erfolgt zusammen mit dem Fraunhofer-Institut für
Werkstoffmechanik IWM in Freiburg.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution635
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Betriebsfestigkeit und Systemzuverlässigkeit LBF, 05.11.2018
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AUSSEN/2101: USA nach den Wahlen unkalkulierbarer

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. November 2018

US-Midterms: USA nach den Wahlen unkalkulierbarer



Zum Ergebnis der Midterm-Wahlen in den USA erklären Agnieszka Brugger, stellvertretende Fraktionsvorsitzende und Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Das Wahlergebnis zeigt die Spaltung der amerikanischen Gesellschaft. Mit diesem Ergebnis ist der Kongress blockiert. Einer neuen, gestärkten Mehrheit der Demokraten im Repräsentantenhaus steht eine gestärkte Mehrheit der Republikaner im Senat gegenüber. Damit wurde Donald Trumps legislative Macht begrenzt. Gleichzeitig wuchs seine Nominierungsmehrheit im Senat. Die republikanische Partei konnte er hinter sich versammeln.

Die durch eine klare soziale Botschaft gelungene Mobilisierung der Demokraten zeigt, dass es falsch ist, Donald Trump und die USA gleichzusetzen. Es ist gelungen, dem Hass von Donald Trump Hoffnung und Solidarität entgegenzusetzen. Gerade die Wahl vieler Frauen und von Muslim*innen und Menschen aus der LGBTQI-Community ist ein starkes Zeichen für mehr Mitsprache der gesamten Gesellschaft. Umgekehrt haben sich bei den Republikanern vor allem Trump-Unterstützer durchgesetzt.

Der blockierte Kongress aber löst Besorgnis in Europa aus. Das jetzt zu erwartende Regieren auf der Basis präsidentieller Verordnungen dürfte die US-Politik noch unkalkulierbarer machen. Es ist zu befürchten, dass Donald Trump weiter auf außenpolitische Provokationen setzt, um von innenpolitischen Blockaden abzulenken. Gleichzeitig wächst die Gefahr der Bildung einer weiteren massiven Überschuldung der US-Volkswirtschaft.

Mit seiner Politik des America First beschädigt Trump massiv Interessen, die Europa und die USA seit langem teilen. Die Bundesregierung hat zu lange versucht, unter diesem Konflikt wegzutauchen. Trumps Aufkündigungswut bei internationalen Verträgen und sein gefährliches Spiel mit einem Handelskrieg zeigen, dass man seine Präsidentschaft aber nicht aussitzen kann.

Europa muss nun mehr denn je mit einer gemeinsamen und starken Stimme genau die Institutionen und Werte stärken, die von Trumps Politik angegriffen werden. Mit einem klaren Bekenntnis zu den Vereinten Nationen, den Menschenrechten und fairem Handel. Die Bundesregierung muss sich für eine solche gemeinsame europäische Politik einsetzen und den Austausch mit der amerikanischen Zivilgesellschaft und den Bundesstaaten stärken.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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Quelle:

Pressemitteilung vom 7. November 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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EUROPA/1744: Anton Hofreiter zu Kritik des EU-Rechnungshofs an Vorschlägen zur europäischen Agrarreform

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. November 2018

Anton Hofreiter zu Kritik des EU-Rechnungshofs an Vorschlägen zur europäischen Agrarreform



Zu Kritik des EU-Rechnungshofs an den Vorschlägen zur europäischen Agrarreform erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Der EU-Rechnungshof kritisiert zurecht, dass die Pläne der EU-Kommission nicht mehr sind, als alter Wein in neuen Schläuchen. Eine umweltfreundlichere Agrarpolitik bleibt ein Lippenbekenntnis, wenn nun ab 2020 wieder Milliardensubventionen an überwiegend industrielle Großbetriebe ausgeschüttet werden, statt an Bauern, die umweltfreundlich wirtschaften. Das Versprechen von EU-Agrarkommissar Hogan, Klimaschutz mehr zu fördern, ist pseudogrüne Augenwischerei. Wie auch der Wissenschaftliche Beirat des Landwirtschaftsministeriums fordern wir, dass ab 2020 gezielt all jene Bäuerinnen und Bauern stärker unterstützt werden, die eine natur- und tierfreundliche Landwirtschaft betreiben. Leider ist diese Einsicht und Notwendigkeit bisher weder bei der Kommission noch bei Julia Klöckner angekommen."

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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INNEN/3129: Flucht ins Autoritäre ist keine Alternative



Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. November 2018

Flucht ins Autoritäre ist keine Alternative

 

Zu den Ergebnissen der aktuellen Leipziger Autoritarismus-Studie erklärt Monika Lazar, Sprecherin für Strategien gegen Rechtsextremismus:

Die aktuellen Ergebnisse der Studie mit dem Titel "Flucht ins Autoritäre - Rechtsextreme Dynamiken in der Mitte der Gesellschaft" sind erschütternd. Dass die geschlossene manifeste Ausländerfeindlichkeit deutlich von 20,4 auf 24,1 Prozent angestiegen ist - in Ostdeutschland sogar von 22,7 auf 30,9 Prozent, belegt auf alarmierende Weise, wie die zunehmende Verrohung der Sprache im Diskurs über Migration den gesellschaftlichen Zusammenhalt erodieren lässt.

Wenig überraschend ist der Befund, dass Rechtsextreme in der AfD eine politische Heimat gefunden haben. Dies zeigte sich zuletzt deutlich bei  den rassistischen Ausschreitungen in Chemnitz. Wir Demokratinnen und Demokraten müssen stärker als bisher deutlich machen, dass jene, die mit Hass und Hetze auf Stimmenfang gehen, nur scheinbare Alternativen bieten und keinerlei Lösungen für die drängendsten Fragen unserer Zeit haben.

Die Aggression gegen Sinti und Roma, Asylbewerber und Muslime nimmt laut der Studie kontinuierlich zu. Wir fordern die Bundesregierung daher auf, wirksame Maßnahmen zum Schutz der besonders von Abwertung betroffenen Gruppen zu treffen. Die rechtsstaatlichen Möglichkeiten müssen dabei konsequenter als bisher ausgeschöpft werden. Der Bundesinnenminister, der kürzlich Migration als "die Mutter aller Probleme" bezeichnete, muss dafür in einem ersten Schritt endlich glaubhaft deutlich machen, dass auch Menschen mit Migrationshintergrund sich vom Staat repräsentiert fühlen können und von ihm in Schutz genommen werden.

Es braucht eine eindeutige und offensive Distanzierung von rechtspopulistischen Diskursen, vor allem auch innerhalb der Koalition. Es gilt heute mehr denn je, humanistische Werte, Menschenrechte und Geschichtsbewusstsein in den Vordergrund zu stellen. Darüber hinaus muss die demokratische Teilhabe in allen gesellschaftlichen Bereichen verbessert, mehr Partizipationsmöglichkeiten in Schulen, an den Unis, in Betrieben und anderen Einrichtungen geschaffen werden. Alle Demokratinnen und Demokraten sind durch die Studie aufgefordert, gemeinsam für eine lebhafte und vielfältige Demokratie zu streiten - in Deutschland und in einem gemeinsamen Europa.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. November 2018
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AUSSEN/1787: Neue Mehrheiten in den USA erfordern verstärkten transatlantischen Dialog

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. November 2018

Neue Mehrheiten in den USA erfordern verstärkten transatlantischen
Dialog

Wahlergebnis ist Ausdruck lebendiger Demokratie und funktionierender
"checks and balances"



Bei den Zwischenwahlen in den USA hat die Republikanische Partei die
Mehrheit im US-Senat ausbauen können. Zugleich gewann die
Demokratische Partei die Mehrheit im US-Repräsentantenhaus erstmals
nach acht Jahren zurück. Hierzu erklärt der außenpolitische Sprecher
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt:

"Das Ergebnis der Zwischenwahlen in den USA ist Ausdruck einer
stabilen, lebendigen Demokratie und funktionierender 'checks and
balances'. Man muss es differenziert betrachten. Zustimmung fanden
bei den Wählern offenbar einige, vor allem wirtschaftspolitische
Maßnahmen Trumps. Allerdings haben sich die Bürger auch dafür
entschieden, der Trump-Administration ein starkes Gegengewicht im
Repräsentantenhaus entgegenzustellen. Dieses wird kritische
innenpolitische Vorzeigeprojekte des US-Präsidenten voraussichtlich
erschweren oder verhindern - wie den Bau der angekündigten Mauer an
der Grenze zu Mexiko oder die umfassende Rücknahme der
Krankenversicherung.

In der Außen- und Sicherheitspolitik stellen wir uns auf Kontinuität
ein. Wir rechnen weiter mit harten Forderungen des US-Präsidenten an
Europa in der Handels- und Verteidigungspolitik. Denn im
Regierungssystem der Vereinigten Staaten kommt dem republikanisch
dominierten Senat auf diesem Gebiet eine besondere Rolle zu. Und dort
werden wichtige transatlantische Stimmen - wie Senator Bob Corker
oder der kürzlich verstorbene John McCain - nicht mehr vertreten
sein.

Umso wichtiger ist es, den transatlantischen Dialog gerade mit den
neuen Entscheidungsträgern im Senat zu intensivieren und bei ihnen
für die transatlantische Partnerschaft zu werben. Die
CDU/CSU-Fraktion ist bereit, diesen ohnehin engen Dialog auszubauen.
Schon in der kommenden Woche werden acht Außenpolitiker der
CDU/CSU-Fraktion über den Atlantik reisen, um alte und neue Kollegen
im US-Kongress für die transatlantische Sache zu gewinnen."

 * 
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AUSSEN/1786: Türkei muss zu Rechtsstaatsprinzip zurückkehren

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. November 2018

Türkei muss zu Rechtsstaatsprinzip zurückkehren

Freispruch für Menschenrechtsverteidiger überfällig



Der Prozess gegen elf Menschenrechtsverteidiger, darunter Peter
Steudtner und Taner Kilic, wurde am heutigen Mittwoch fortgesetzt.
Dazu erklärt der Vorsitzende der Arbeitsgruppe Menschenrechte und
humanitäre Hilfe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael Brand:

"Mit der Verlängerung der Ausreisesperre für den
Amnesty-International-Ehrenvorsitzenden in der Türkei, Taner Kilic,
setzt die türkische Regierung leider ihren Kurs fort, die Justiz als
Instrument zur Ausschaltung kritischer Stimmen zu missbrauchen.
Stattdessen hätte sie im Prozess gegen die elf
Menschenrechtsverteidiger die Chance nutzen sollen, eine Rückkehr zur
Rechtsstaatlichkeit einzuleiten.

Der Einsatz für Menschenrechte darf nicht länger als kriminelle oder
terroristische Handlung diffamiert werden. Taner Kilic hat nicht mehr
getan, als seine Arbeit zu machen und seine Meinung zu sagen - das
kann kein Unrecht sein.

Die von der türkischen Staatsanwaltschaft in ihrer Anklageschrift von
Anfang Oktober 2017 gegen die Menschenrechtler erhobenen Vorwürfe
sind abwegig. Der Prozess zieht sich nun bereits über ein Jahr hin.
Der nächste Verhandlungstermin ist für den 21. März des kommenden
Jahres vorgesehen. Nach rechtsstaatlichen Kriterien kann am Ende des
Verfahrens einzig und allein ein Freispruch stehen."

 * 
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FINANZEN/1247: Stärkung des Rechtsrahmens für Verbriefungen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. November 2018

Stärkung des Rechtsrahmens für Verbriefungen

Höhere Eigenkapitalanforderungen für von Banken erworbene
Verbriefungen



Der Finanzausschuss hat am heutigen Mittwoch das Gesetz zur Anpassung
von Finanzmarktgesetzen an die Verordnung (EU) 2017/2402 und an die
durch die Verordnung (EU) 2017/2401 geänderte Verordnung (EU)
575/2013 abschließend beraten. Dazu erklären die finanzpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje Tillmann sowie der
zuständige Berichterstatter Sepp Müller:

"In der Finanzkrise hat sich gezeigt, dass von undurchsichtigen
Verbriefungen Risiken für die Finanzstabilität ausgehen können. Wir
erhöhen daher Sorgfaltspflichten für Investoren,
Selbstbehaltsanforderungen für Originatoren, Sponsoren oder
ursprüngliche Darlehensgeber sowie Transparenzpflichten. Dadurch sind
Investoren zukünftig besser in der Lage, die Risiken einer
Verbriefung einzuschätzen. Ebenfalls erhöhen wir die
Eigenkapitalanforderungen bei Banken für Verbriefungen.

Gleichzeitig stärken wir aber auch den Verbriefungsmarkt, indem wir
einfache, transparente und standardisierte Verbriefungen definieren.
Dies dient der Diversifizierung der Finanzierungsquellen und einer
breiteren Risikostreuung, da Banken so die Risiken bestimmter
Forderungen an andere Institute oder Langzeitinvestoren übertragen
können. Dadurch soll bei Banken Kapital frei werden, damit sie neue
Kredite insbesondere an kleinere und mittlere Unternehmen vergeben
können.

Die notwendigen Anpassungen im deutschen Recht nehmen wir mit dem
heutigen Gesetzesbeschluss vor. Damit können die europäischen
Vorgaben ab 1. Januar 2019 angewandt werden."

 * 
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FINANZEN/1246: Pendeln für Arbeitnehmer zum Nulltarif möglich - Steuerfreies Jobticket eingeführt

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. November 2018

Pendeln für Arbeitnehmer zum Nulltarif möglich - Steuerfreies
Jobticket eingeführt

Überlassung von Dienstfährrädern wird steuerfrei



Der Finanzausschuss hat am heutigen Mittwoch das Gesetz zur
Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im
Internet und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften
abschließend beraten. Dazu erklären die finanzpolitische Sprecherin
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje Tillmann sowie der zuständige
Berichterstatter Olav Gutting:

"Wir führen das steuerfreie Jobticket wieder ein. Damit werden
Leistungen von Arbeitgebern für die Nutzung öffentlicher
Verkehrsmittel für den Arbeitsweg steuerfrei. Pendler sollen so
animiert werden statt des eigenen Autos die öffentlichen
Verkehrsmittel zu nutzen.

Aber auch die Fahrradfahrer nehmen wir in den Fokus. Ein Baustein
unserer Politik zur Förderung der Elektro- und umweltverträglichen
Mobilität ist die Einführung der steuerfreien Überlassung von
betrieblichen Fahrrädern. Stellt der Arbeitgeber für Fahrten zwischen
Wohnung und Arbeitsstätte - aber auch für private Fahrten- ein
Fahrrad zur Verfügung, dann ist dies zukünftig steuerfrei. Von dieser
Regelung profitieren übrigens nicht nur 'normale' Fahrräder, sondern
auch E-Bikes.

Weitere Impulse setzen wir auch für die stärkere Verbreitung von
Elektro- und Hybridelektrofahrzeugen. Konkret setzen wir hier bei der
Dienstwagenbesteuerung an und halbieren für diese Fahrzeuge die
Bemessungsgrundlage für die Besteuerung. Statt 1 % werden für
diese Fahrzeuge, die von 2019 bis 2021 angeschafft wurden, nur noch
0,5 Prozent des Bruttolistenpreises bei der sog.
Dienstwagenbesteuerung angesetzt. Um auch bei Hybridelektrofahrzeugen
zielgenau zu fördern, haben wir einen dynamischen Verweis auf das
Elektromobilitätsgesetz aufgenommen. Damit müssen solche Fahrzeuge
einen Höchstwert an Schadstoffausstoß einhalten und eine
Mindeststrecke (derzeit 40 km) rein elektrisch fahren können. Dies
sind ambitionierte Vorgaben im Sinne des Klimaschutzes."

 * 
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SOZIALES/1931: Erhöhung des Kindergeldes um monatlich zehn Euro beschlossen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. November 2018

Erhöhung des Kindergeldes um monatlich zehn Euro beschlossen

Entlastungen gehen weit über das verfassungsrechtlich Gebotene hinaus



Der Finanzausschuss hat am heutigen Mittwoch das Gesetz zur Stärkung
und steuerlichen Entlastung der Familien sowie zur Anpassung weiterer
steuerlicher Regelungen (Familienentlastungsgesetz - FamEntlastG)
abschließend beraten. Dazu erklären die finanzpolitische Sprecherin
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje Tillmann sowie der zuständige
Berichterstatter Johannes Steiniger:

"Für Familien, aber auch für alle anderen steuerpflichtigen
Bürgerinnen und Bürger, ist das Vorhaben eine gute Nachricht. Sie
werden bis 2022 um fast 35 Milliarden Euro entlastet.

Das Kindergeld wird ab dem 1. Juli 2019 um zehn Euro angehoben. Das
monatliche Kindergeld beträgt damit für das erste und zweite Kind
zukünftig 204 Euro. Der Kinderfreibetrag steigt auch entsprechend.

Zusätzlich werden Familien - aber auch alle anderen Steuerpflichtigen
- durch die Anhebung des Grundfreibetrages und dem Abbau der kalten
Progression entlastet. Wie schon seit 2014 neutralisieren wir auch
wieder die kalte Progression, indem wir den Steuertarif an die
Inflationsraten (2019 um 1,84 Prozent und 2020 um weitere 1,95
Prozent) anpassen. Damit kommt es zu keinen Steuererhöhungen durch
inflationsbedingte Gehaltserhöhungen. Zudem steigt der
Grundfreibetrag für alle Steuerpflichtigen bis zum Jahr 2020 auf
9.408 Euro. Das ist eine Erhöhung um 408 Euro.

Ganz wichtig ist: Wir machen mit diesem Gesetz mehr, als wir
eigentlich müssten. Nur ein kleiner Teil der Maßnahmen in diesem
Gesetz sind nämlich verfassungsrechtlich vorgeschrieben. Durch die
Maßnahmen ergibt sich eine jährliche Entlastung der Steuerzahler von
knapp zehn Milliarden Euro. Fast sechs Milliarden Euro entfallen
dabei auf die freiwilligen Maßnahmen."

 * 

Quelle:
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UMWELT/787: Klimaschutz effizient gestalten

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. November 2018

Klimaschutz effizient gestalten



Der Bundestag wird am morgigen Donnerstag voraussichtlich die
Anpassung des Europäischen Emissionshandels in nationales Recht
umsetzen. Dazu erklärt die umweltpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marie-Luise Dött:

"Der Europäische Emissionshandel ist unser Leitinstrument, um die
ambitionierten Klimaziele zu erreichen. Indem wir die Gesamtmenge der
Zertifikate und so die insgesamt zulässige Menge an
Treibhausgas-Emissionen auf EU-Ebene begrenzen und nun sogar jährlich
stärker absenken werden, erreichen wir Klimaschutz zu den
geringstmöglichen Kosten. In der nationalen Umsetzung der
EU-Richtlinie hat die Union zudem eine flexible Ausgestaltung der
Regelungen für Kleinemittenten durchgesetzt. Die mittelständischen
Betriebe können künftig selbst entscheiden, ob sie Erleichterungen in
Anspruch nehmen wollen und diese über die gesamte Handelsperiode
gelten sollen."
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WIRTSCHAFT/2773: Entlasten statt Belasten ist Gebot der Stunde

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. November 2018

Entlasten statt Belasten ist Gebot der Stunde

Wettbewerbsfähigkeit sichern und Reformen beherzt angehen



Am heutigen Mittwoch stellt der Sachverständigenrat der
Bundesregierung sein Jahresgutachten zur gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung vor. Der Rat geht von einem Wirtschaftswachstum von 1,6
Prozent in diesem und 1,5 Prozent im nächsten Jahr aus. Zuvor hatten
auch weitere führende Wirtschaftsinstitute und die Bundesregierung
ihre Wachstumsprognosen nach unten korrigiert. Hierzu erklären der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Carsten
Linnemann, und der wirtschafts- und energiepolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Joachim Pfeiffer:

Carsten Linnemann: "Mit seinen Jahresgutachten liefert der
Sachverständigenrat wertvolle, unabhängige ökonomische Expertise. Wir
sind in der Großen Koalition gut beraten, seine Empfehlungen,
Mahnungen und auch seine Kritik etwa an der Mietpreisbremse, dem Soli
oder der Rentenpolitik ernst zu nehmen. Gerade weil sich die
Wachstumsaussichten eintrüben, müssen wir dem Ratschlag des
Sachverständigenrats folgend mehr Reformeifer zeigen und den
internationalen Steuerwettbewerb annehmen. Wenig souverän ist es, dem
Rat die fachliche Eignung oder Redlichkeit abzusprechen, nur weil er
politische Entscheidungen kritisch bewertet. Das gehört zu seinen
Aufgaben."

Joachim Pfeiffer: "Die Konjunkturprognosen der letzten Monate
zeigen, dass die außenwirtschaftlichen Risiken nicht spurlos an
Deutschland vorüberziehen. Der Brexit, zunehmende protektionistische
und populistische Bewegungen in der Welt sowie geopolitische
Konflikte drohen zu Wachstumsbremsen zu werden. Deutschland muss
seine Rolle als Stabilitätsanker der EU einnehmen und gleichzeitig
beherzt die eigenen Aufgaben angehen, wie zum Beispiel den
Fachkräftemangel, die steigenden Energiepreise oder die schleppende
Digitalisierung. Das Gebot der Stunde lautet: Entlasten statt
belasten! Dazu gilt es, die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen
Wirtschaft zu verbessern. Insbesondere muss Deutschland sich dem
internationalen Steuerwettbewerb stellen, wie von den
Wirtschaftsweisen empfohlen."

 * 
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WIRTSCHAFT/2772: Trotz positiver Entwicklungen bei der 5G Frequenzvergabe weiter Nachbesserungsbedarf

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 6. November 2018

Trotz positiver Entwicklungen bei der 5G Frequenzvergabe weiter
Nachbesserungsbedarf



Zur aktuellen Diskussion anlässlich der anstehenden
5G-Frequenzvergabe können Sie den für digitale Infrastruktur
zuständigen, stellvertretenden Fraktionsvorsitzen der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Ulrich Lange, wie folgt
zitieren:

"Die Bundesnetzagentur wird sich bewegen und das zeigt, dass sich die
politische Diskussion lohnt. Einige Vorschläge sind aber für den
ländlichen Raum weiterhin kritisch. Wenn einer das Netz ausbaut und
die anderen zwei Anbieter dann aus der Ausbauverpflichtung entlassen
werden, ist eine solche Regelung das Papier nicht wert, auf dem sie
geschrieben ist. Notwendig ist, dass in diesen Fällen die Kunden das
Netz vor Ort mitnutzen können. Hierfür werden wir die entsprechenden
rechtlichen Grundlagen schaffen."

 * 
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SOZIALES/2559: Eine gute Rente ist finanzierbar

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. November 2018

Eine gute Rente ist finanzierbar



"Die jüngst veröffentlichten Zahlen zur voraussichtlichen Rentenerhöhung 2019 und zur Finanzsituation der gesetzlichen Rentenversicherung zeigen klar und deutlich: Wir können uns eine gute Rente leisten", erklärt Matthias W. Birkwald. Der rentenpolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE weiter:

"Im Unterschied zur gefloppten Riesterrente entwickeln sich die gesetzliche Rente und auch die Rentenkasse aktuell stabil.

Nie war die Zeit für eine Wiederanhebung des Rentenniveaus auf lebensstandardsichernde 53 Prozent und eine armutsfeste Erwerbsminderungsrente reifer als heute.

Der Rentenbeitragssatz ist heute auf dem niedrigsten Stand seit 22 Jahren. Eine moderate jährliche Beitragserhöhung würde zusammen mit einer Überführung der unsinnigen Riesterförderung in die Rentenkasse deutliche finanzielle Spielräume für eine solche große Rentenreform eröffnen.

Wenn jetzt FDP und Arbeitgeber eine Beitragssatzsenkung fordern, zeigen sie nur, dass ihnen die Zukunftsperspektiven der älteren und der jüngeren Generation völlig egal sind. Denn ein sicheres Rentenniveau ist besonders für all diejenigen wichtig, die 2040, 2050 oder 2060 in Rente gehen werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 7. November 2018
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WIRTSCHAFT/2104: Wirtschaftsweise wollen soziale Spaltung vertiefen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. November 2018

Wirtschaftsweise wollen soziale Spaltung vertiefen



"Die Forderungen der Wirtschaftsweisen im aktuellen Jahresgutachten lassen sich allesamt auf einen Nenner bringen: Unternehmen entlasten, soziale Spaltung vertiefen. Diese Vorschläge sind absurd, sie gefährden den sozialen Zusammenhalt und damit auch den Wirtschaftsstandort Deutschland. Die Mittel für den Sachverständigenrat Wirtschaft sind reine Steuerverschwendung", kommentiert Klaus Ernst, wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, das Jahresgutachten des Sachverständigenrats Wirtschaft. Ernst weiter:

"Mit ihrer Ablehnung einer lenkenden Industriepolitik verkennen die Mitglieder des Sachverständigenrats Wirtschaft, Peter Bofinger ausgenommen, dass wirtschaftlich erfolgreiche Länder wie China, Japan oder die USA technologischen Fortschritt durch staatliche Einflussnahme erreicht haben.

Auch die Forderung nach einer weiteren Erhöhung des gesetzlichen Renteneintrittsalters ist weltfremd und geht an den Interessen der Bevölkerung vollständig vorbei. Gleiches gilt für die Kritik an den ohnehin unzureichenden bereits realisierten oder geplanten Reformen zur Einschränkung von Leiharbeit, Kettenbefristungen und sachgrundlosen Befristungen. Leidtragende solcher Vorschläge sind die, die in besonderem Maße auf staatlichen Schutz angewiesen sind. Der Traum von einer Bürgerpauschale, die Beiträge zur Gesetzlichen Krankenversicherung vom Einkommen entkoppelt, sowie das Ansinnen, Fahrverbote durch eine Städte-Maut zu ersetzen, schaden ebenfalls Menschen mit niedrigen Einkommen und erhöhen die soziale Spaltung. Der Sachverständigenrat empfiehlt weiterhin, den Ausbau der digitalen Infrastruktur 'technologieneutral' zu gestalten, den flächendeckenden Aufbau eines Glasfasernetzes zu überdenken und die Netzneutralität zu lockern. Auch dies geht auf Kosten der ohnehin abgehängten ländlichen Räume. Der verstärkte internationale Steuerwettbewerb sorgt für weitere Steuerausfälle und trifft abermals diejenigen, die auf eine gute öffentliche Ausstattung angewiesen sind.

Unter dem Strich ist das Gutachten völlig unbrauchbar, der Erkenntnisgewinn ist minimal, und die avisierten Ziele sind gänzlich unsozial."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7692: Heute im Bundestag Nr. 844 - 07.11.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 844

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 7. November 2018, Redaktionsschluss: 09.44 Uhr

1. Wirtschaft und Menschenrechte

2. Anhörung zum Tabakwerbeverbot

3. Ruhebezüge des Bundespräsidenten

4. Bundesverfassungsgericht soll begründen

5. Bund beteiligt sich an Integrationskosten

6. Linke: Osten bei DDR-Renten entlasten



1. Wirtschaft und Menschenrechte

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss setzt sich für eine
konsequente Umsetzung des Nationalen Aktionsplans Wirtschaft und
Menschenrechte 2016-2020 (NAP) ein, der sich an den Leitprinzipien der
Vereinten Nationen für Wirtschaft und Menschenrechte orientiert. In
der Sitzung am Mittwochmorgen beschlossen die Abgeordneten daher, eine
dahingehende Petition dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
als Material zu überweisen.

Mit der Petition wird gefordert, dass der Vertrieb durch international
tätige Unternehmen in Deutschland reguliert wird und Unternehmen,
welche aktiv Menschenrechte verletzen oder im Ausland nicht gemäß
deutscher Arbeitsschutzbestimmungen produzieren, sanktioniert werden.
Zur Begründung ihres Anliegens verweisen die Petenten auf die durch
einen großen Mineralölkonzern am Nigerdelta zu verantwortenden
Trinkwasserverunreinigungen. Zudem würden Milizen finanziert, die "mit
gewaltiger Schlagkraft die Gebiete enteignen und für die Konzerne
annektieren" würden. Andere Unternehmen ließen im Ausland - wie etwa
in Bangladesch - produzieren, weil dort Kinderarbeit nicht verboten
sei und die Unfallverhütung nicht dem deutschen Standard entspräche.
Es sei nicht nachvollziehbar, dass die Bundesregierung dagegen nichts
unternehme, heißt es in der Petition.

Wie der Ausschuss in der Begründung zu seiner Beschlussempfehlung
schreibt, setzt sich aber die Bundesregierung in verschiedener Weise
dafür ein, "dass die Nachhaltigkeit in den Lieferketten verbessert
wird". So unterstützt die Bundesregierung der Vorlage zufolge die von
der EU-Kommission verfolgte wertegeleitete Handels- und
Investitionspolitik. Dazu zählten insbesondere auch die
Berücksichtigung von Nachhaltigkeits- und Menschenrechtsaspekten.
Darüber hinaus unterstütze die Bundesregierung die OECD-Leitsätze für
Multinationale Unternehmen.

Ein wichtiges Instrument, um einen Beitrag für die nachhaltige
Gestaltung der Globalisierung zu leisten, sei auch der NAP, schreibt
der Petitionsausschuss. "Die Bundesregierung erwartet von allen
Unternehmen, den im NAP beschriebenen Prozess der unternehmerischen
Sorgfalt mit Bezug auf die Achtung der Menschenrechte in einer ihrer
Größe, Branche und Position in der Liefer- und Wertschöpfungskette
angemessenen Weise einzuführen", heißt es in der Vorlage. Die
Abgeordneten verweisen in diesem Zusammenhang auf den
Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD in dem es heißt: "Falls die
wirksame und umfassende Überprüfung des NAP 2020 zu dem Ergebnis
kommt, dass die freiwillige Selbstverpflichtung der Unternehmen nicht
ausreicht, werden wir national tätig werden und uns für eine EU-weite
Regelung einsetzen." Dies wird durch den Petitionsausschuss
"ausdrücklich begrüßt". Die Petition, so schreiben die Abgeordneten,
sollte in die Überprüfung des NAP 2020 einbezogen werden.

 * 

2. Anhörung zum Tabakwerbeverbot

Ernährung und Landwirtschaft/Ausschuss

Berlin: (hib/EIS) Die Einführung eines umfassenden Verbots für
Tabakwerbung ist das Thema einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses
für Ernährung und Landwirtschaft. Die Ausschussmitglieder haben am
Mittwochmorgen einstimmig beschlossen, eine Anhörung am Montag, 10.
Dezember 2018, von 13.30 Uhr bis 15:30 Uhr mit neun Sachverständigen
abzuhalten. Grundlage der Anhörung sind ein Antrag der Fraktion Die
Linke für ein umfassendes Tabakwerbeverbot (19/2539) und ein
Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Änderung des
Tabakerzeugnisgesetzes (19/1878).

Die Linksfraktion fordert ein umfassendes Verbot aller Formen der Kino-
 und Außenwerbung für Tabakprodukte, ein Verbot der kostenlosen Abgabe
von Tabakerzeugnissen, ein Verbot des Tabaksponsorings sowie ein
Verbot des gezielt an Jugendliche gerichteten Tabakmarketings.
Deutschland habe das Rahmenübereinkommen der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) zur Eindämmung des Tabakgebrauchs
unterzeichnet, das ein "umfassendes Verbot aller Formen von
Tabakwerbung, Förderung des Tabakverkaufs und Tabaksponsoring"
vorsehe. Die Konvention werde aber nicht umgesetzt, kritisieren die
Abgeordneten. Die Bundesregierung missachte auch den Bundestag, der
2004 mit der Verabschiedung des Gesetzes zum Tabakrahmenübereinkommen
einen eindeutigen Handlungsauftrag gegeben habe, den Vertragstext
umzusetzen und damit alle Formen des Tabakmarketings zu unterbinden.

Die Grünen wollen ebenfalls ein Verbot der Außenwerbung und
Kinowerbung für Tabakerzeugnisse, elektronische Zigaretten und
Nachfüllbehälter sowie der kostenlosen Abgabe von Tabakerzeugnissen.
Deutschland sei das einzige Land in der EU, in dem großflächige
Außenwerbung auf Plakaten oder Tabakwerbung im Kino noch immer erlaubt
seien, heißt es in der Vorlage. Mit der Tabakwerbung verstoße
Deutschland gegen internationale Abkommen wie das WHO-Rahmenabkommen
zur Eindämmung des Tabakgebrauchs, das auch von der EU ratifiziert
worden sei. Mit dem Gesetzentwurf sollen "vermeidbare Risiken für die
menschliche Gesundheit insbesondere bei Kindern und Jugendlichen
reduziert werden". Die Initiative diene dazu, den Gesundheitszustand
der Bevölkerung zu verbessern. Werbung für Tabakprodukte im Kino und
auf Plakaten sowie die kostenlose Abgabe von Tabakprodukten
erschwerten eine wirksame Suchtprävention. Vor allem auf Kinder und
Jugendliche habe die Werbung einen starken Einfluss. Je häufiger
Jugendliche mit Tabakwerbung in Kontakt kämen, desto wahrscheinlicher
sei es, dass sie anfingen zu rauchen.

 * 

3. Ruhebezüge des Bundespräsidenten

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die AfD-Fraktion hat den Entwurf eines Gesetzes zur
Änderung des Gesetzes über die Ruhebezüge des Bundespräsidenten
vorgelegt (19/5490). Die derzeitige rechtliche Regelung des
Ehrensoldes bilde die aus dem gesellschaftlichen und politischen
Wandel herrührende Veränderung des Charakters des Amtes in einem
unzureichenden Maße ab, heißt es darin zur Begründung. Die
Abgeordneten verweisen darauf, dass der Bundespräsident a.D. gemäß dem
Gesetz derzeit eine lebenslange Alimentierung in Höhe von über 220.000
Euro pro Jahr erhält. Das Gesetz sehe aber bislang keine Regelungen
zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit oder einer sonstigen Beschäftigung
im Anschluss an das Ausscheiden aus dem Amt vor, heißt es unter
Verweis darauf, dass auch mitten im Leben stehende Personen dieses Amt
innehätten und nach ihrem Ausscheiden weiterhin beruflichen
Tätigkeiten nachgingen. Als Lösung soll die Höhe des Ehrensoldes gemäß
der ursprünglichen Gesetzeslage aus dem Jahre 1953 auf die Hälfte der
Dienstbezüge festgeschrieben werden. Im Gegensatz zur jetzigen
Regelung sollen Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen zukünftig mit dem
Ehrensold verrechnet werden.

 * 

4. Bundesverfassungsgericht soll begründen

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die Fraktion der AfD hat den Entwurf eines Gesetzes
vorgelegt, mit dem dem Bundesverfassungsgericht die Pflicht auferlegt
werden soll, die Nichtannahme von Verfassungsbeschwerden zu begründen
und Nichtannahmebeschlüsse zu veröffentlichen (19/5492). Zur
Begründung heißt es, das Bundesverfassungsgericht habe bei der
Einschätzung, ob es eine Verfassungsbeschwerde zur Entscheidung
annimmt, einen weiten Beurteilungsspielraum. Ein Nichtannahmebeschluss
müsse laut Bundesverfassungsgerichtsgesetz nicht begründet werden.
Dies solle das Bundesverfassungsgericht aufgrund einer über Jahre
angestiegenen Anzahl von Verfassungsbeschwerden vor einer übermäßigen
Arbeitsbelastung schützen und seine Funktionsfähigkeit erhalten. Nach
Meinung der Abgeordneten wird durch die fehlende Begründung der
Nichtannahme das Recht der Verfassungsbeschwerde systematisch
entwertet. Mit der 1993 gestrichenen Begründungspflicht entziehe sich
das Bundesverfassungsgericht jeglicher öffentlicher Kontrolle.

 * 

5. Bund beteiligt sich an Integrationskosten

Haushalt/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/SCR) Der Bund will sich weiterhin an den
Integrationskosten der Länder und Kommunen beteiligen. Mit dem Entwurf
eines Artikelgesetzes (19/5465) will die Bundesregierung eine
entsprechende Bund-Länder-Vereinbarung aus dem September 2018
umsetzen. Der Entwurf soll am Freitag in erster Lesung beraten werden.

Laut Entwurf ist eine Verlängerung der Bundesleistungen bis Ende 2019
geplant. Umgesetzt werden soll diese durch eine Änderung der
Umsatzsteuerverteilung für das betreffende Jahr. So sollen 2019 482
Millionen Euro als "Abschlagszahlung für die Beteiligung des Bundes an
den Kosten der Länder für Asylbewerber und Flüchtlinge" geleitet
werden. Weiterhin sollen rund 2,4 Milliarden Euro als "Beteiligung des
Bundes an den Integrationskosten der Länder und Gemeinden im Rahmen
einer Integrationspauschale" fließen. Die Pauschale fällt damit
vereinbarungsgemäß um 435 Millionen Euro höher aus als in den
Vorjahren. Zudem soll im Rahmen der Umsatzsteuerverteilung für das
Jahr 2018 den Ländern Mittel für abgerechnete Leistungen von September
2016 bis August 2018 (rund 1,46 Milliarden Euro) erstattet sowie
Abschlagszahlungen für September bis Dezember 2018 (rund 153 Millionen
Euro) geleistet werden.

Der Entwurf sieht zudem weitere Änderungen mit Bezug zur ebenfalls bis
Ende 2019 verlängerten Bundesunterstützung für die Kommunen für die
zusätzlichen Kosten für Unterkunft und Heizung für anerkannte Asyl-
und Schutzberechtigte vor. Laut Entwurf werden die Gemeinden über
Änderungen im SGB II sowie der Umsatzsteuerverteilung 2019 um
insgesamt rund 1,8 Milliarden Euro entlastet.

Zudem sind Änderungen bei den Finanzierungsmodalitäten des Fonds
"Deutsche Einheit" (FDE) geplant. Um dem "Auslaufen der fiktiven
Abfinanzierung des FDE" Rechnung zu tragen, soll die
Umsatzsteuerverteilung ab dem Jahr 2019 um jährlich rund 2,2
Milliarden Euro zugunsten der Länder und zuungunsten des Bundes
geändert werden. Die Länder hatten seit 2005 eine Teilkompensation des
Fonds übernommen. Das Auslaufen der FDE-Abfinanzierung schlägt zudem
auf die Gemeinden durch. Ihre über eine erhöhte Gewerbesteuerumlage
umgesetzte Pflicht zur Mitfinanzierung entfällt.

Ebenfalls soll mit dem Entwurf die Grundlage im Entflechtungsgesetz
geschaffen werden, damit der Bund die Kompensationszahlungen für den
sozialen Wohnungsbau an die Länder im Jahr 2019 um 500 Millionen Euro
erhöhen kann. Laut Bundesregierung haben sich die Länder verpflichtet,
diese investiv zu verwendeten Mittel auch in diesem Bereich zu
investieren.

 * 

6. Linke: Osten bei DDR-Renten entlasten

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Die Linke fordert, ostdeutsche
Bundesländer von "Aufwendungen für DDR-Renten" zu entlasten. Dazu soll
die Bundesregierung einen Gesetzentwurf vorlegen, um ab kommenden Jahr
die Übernahme "aller Aufwendungen für die Sonder- und
Zusatzversorgungssysteme der DDR" durch den Bund zu ermöglichen. Die
Fraktion begründet ihren Antrag (19/4614) damit, dass die
Verpflichtung der ostdeutschen Bundesländer, diese Aufwendungen zu
übernehmen, ein "historischer Fehler" gewesen sei. Es handle sich um
eine "hohe und ungerechte Belastung" für diese Bundesländer, da sie
keine Rücklagen bilden konnten.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 842

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 6. November 2018, Redaktionsschluss: 13.25 Uhr

1. Änderung des Umwandlungsgesetzes

2. Umsetzung des Eheöffnungsgesetzes

3. Entwurf des Mietrechtanpassungsgesetzes

4. Aufwand im Mietrechtsanpassungsgesetz

5. Unterstützung Italiens bei Grenzschutz

6. Teilnahme an Integrationskursen



1. Änderung des Umwandlungsgesetzes

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Vor dem Hintergrund des Brexits hat die
Bundesregierung den Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des
Umwandlungsgesetzes vorgelegt (19/5463). Danach soll das
Umwandlungsgesetz (UmwG) unter anderem um Vorschriften über die
Hineinverschmelzung von Kapitalgesellschaften auf
Personenhandelsgesellschaften ergänzt werden. Wie es in dem Entwurf
heißt, kann sich der bevorstehende Austritt des Vereinigten
Königreichs aus der Europäischen Union negativ auf Unternehmen in der
Rechtsform einer Gesellschaft nach britischem Recht auswirken, die
ihren Verwaltungssitz in der Bundesrepublik Deutschland haben. Die
Regelungen des Entwurfs sollen den vom Brexit betroffenen Unternehmen
eine Umwandlung zum Beispiel in eine Kommanditgesellschaft (KG)
ermöglichen, an der sich - je nach Kapitalausstattung der betreffenden
Gesellschaft - entweder eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung
(GmbH) oder eine Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt - UG) als
persönlich haftender Gesellschafter beteiligen könnte. Darüber hinaus
soll eine Übergangsregelung für alle zum Zeitpunkt des Brexits bereits
begonnenen Verschmelzungsvorgänge geschaffen werden.

 * 

2. Umsetzung des Eheöffnungsgesetzes

Recht und Verbraucherschutz/Unterrichtung

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung hat die Stellungnahme des
Bundesrates und ihre Gegenäußerung betreffend den Entwurf eines
Gesetzes zur Umsetzung des Gesetzes zur Einführung des Rechts auf
Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts (19/4670) vorgelegt.
Laut Unterrichtung (19/5413) regt der Bundesrat unter anderem an, im
laufenden Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob und gegebenenfalls wie
vorgesehene Änderungen in diesem und einem weiteren
Gesetzgebungsverfahren aufeinander abzustimmen sind. Die
Bundesregierung nimmt in ihrer Gegenäußerung zu den Prüfbitten
Stellung und betont, dass sie im weiteren Verlauf der beiden
Gesetzgebungsverfahren insbesondere auf Kohärenz achten werde. Zwei
Änderungsvorschlägen stimmt die Bundesregierung zu.

Der Entwurf soll die einheitliche Umsetzung von Lebenspartnerschaften
in Ehen gewährleisten. Seit Inkrafttreten des Gesetzes zur Einführung
des Rechts auf Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts
(Eheöffnungsgesetz) am 1. Oktober 2017 können gleichgeschlechtliche
Paare keine Lebenspartnerschaften mehr begründen, sie können jedoch
eine bereits bestehende Lebenspartnerschaft in eine Ehe umwandeln.
Diese gesetzlichen Neuregelungen machen dem Entwurf zufolge unter
anderem konzeptionelle Angleichungen im Ehe- und
Lebenspartnerschaftsrecht sowie im Internationalen Privatrecht
notwendig.

 * 

3. Entwurf des Mietrechtanpassungsgesetzes

Recht und Verbraucherschutz/Unterrichtung

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung hat sich zu Prüfbitten und
Änderungsvorschlägen des Bundesrates am Entwurf eines Gesetzes zur
Ergänzung der Regelungen über die zulässige Miethöhe bei Mietbeginn
und zur Anpassung der Regelungen über die Modernisierung der Mietsache
(Mietrechtsanpassungsgesetz - MietAnpG) (19/4672) geäußert. Wie aus
der Unterrichtung der Bundesregierung (19/5415) hervorgeht, will sie
eine Reihe von Vorschlägen und Anregungen prüfen, andere werden
abgelehnt. Geprüft werden sollen unter anderem in der Stellungnahme
des Bundesrates vorgeschlagene Änderungen bei der
Mietspiegel-Erstellung. Abgelehnt wird unter anderem der Vorschlag,
die Absenkung des Umlagesatzes, mit dem der Vermieter die Kosten einer
Modernisierung im Wege der Mieterhöhung an die Mieter weitergeben
kann, bundesweit auszugestalten. Auch dem Vorschlag, zu prüfen, ob die
Rügeobliegenheit nicht abgeschafft und durch eine
verbraucherfreundlichere Regelung ersetzt werden kann, schließt sich
die Bundesregierung nicht an.

Hintergrund des Entwurf ist, dass die durch das
Mietrechtsnovellierungsgesetz vom 21. April 2015 (BGBl. I S. 610)
eingeführten Regelungen über die zulässige Miethöhe bei Mietbeginn
(sogenannte Mietpreisbremse) bislang insgesamt nicht zu den erhofften
Wirkungen geführt haben. Der Entwurf strebt einen ausgewogenen
Interessenausgleich zwischen Mietern und Vermietern an.

 * 

4. Aufwand im Mietrechtsanpassungsgesetz

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die im "Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des
Erfüllungsaufwands in Regelungsvorhaben der Bundesregierung"
festgelegten methodischen Grundlagen wurden in dem Entwurf eines
Gesetzes zur Ergänzung der Regelungen über die zulässige Miethöhe bei
Mietbeginn und zur Anpassung der Regelungen über die Modernisierung
der Mietsache (Mietrechtsanpassungsgesetz) beachtet. Das schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/5357) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/4811) zur Rolle einer evidenzbasierten
Mietrechtspolitik in dem besagten Entwurf. Bei der Kalkulation des
Erfüllungsaufwandes seien Durchschnittswerte verwendet worden, die
sich aus der Berücksichtigung der zu erwartenden Arbeitsaufwände von
Klein- und Großvermietern ergäben. Eine Korrektur der Kalkulation des
vermieterseitigen Erfüllungsaufwandes sei zum gegenwärtigen Zeitpunkt
nicht erforderlich.

Weiter heißt es in der Antwort, die im Entwurf genannte Zahl von
Wiedervermietungen in Gebieten mit angespannten Wohnungsmärkten, in
denen die Mietpreisbremse gilt, beruhe auf einer vom Statistischen
Bundesamt durchgeführten Hochrechnung, deren Basis Einwohner- und
Wohnungsstatistiken seien, die zunächst auf Ebene der Länder berechnet
und schließlich für ganz Deutschland ermittelt worden seien. Diese
Zahl sei für die Schätzung des Erfüllungsaufwandes für das
Mietrechtsanpassungsgesetz übernommen worden. Weiter rechtfertigt die
Bundesregierung die Nutzung verschiedener Studien bei der Erarbeitung
des Gesetzentwurfs.

 * 

5. Unterstützung Italiens bei Grenzschutz

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will erfahren, welche Maßnahmen die
Bundesregierung seit 2015 ergriffen hat, "um Italien beim Schutz
seiner Grenzen, Küsten und Seewege zu unterstützen und die illegale
Migration über das Mittelmeer einzudämmen". Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/5332) danach, welche Maßnahmen die
Bundesregierung bislang ergriffen hat, "um gezielt die Arbeit von
Schleppern und Schleusern auf dem Mittelmeer zu erschweren, zu
verfolgen oder zu ahnden". Ferner fragen die Abgeordneten unter
anderem, wie viele Migranten nach Kenntnis der Bundesregierung durch
private Seenotrettungsorganisationen, Vereine,
Nichtregierungsorganisationen und ähnlichen aus dem Mittelmeer
geborgen wurden und wie viele seit 2015 beim Versuch, das Mittelmeer
zu überqueren, ertrunken sind.

 * 

6. Teilnahme an Integrationskursen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Teilnahme an Integrationskursen ist ein Thema
einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/5334). Darin erkundigen
sich die Abgeordneten danach, wie viele Personen an den Kursen nach
der Integrationskursverordnung in den Jahren 2017 und 2018 bis zum
'Stichtag 31. Juli hätten teilnehmen müssen. Auch möchten sie unter
anderem wissen, wie viele Personen den Integrationskurs in diesem
Zeitraum aus selbst zu vertretenden Gründen abgebrochen haben.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 841

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 6. November 2018, Redaktionsschluss: 11.50 Uhr

1. Verbot unsinniger Plastikverpackungen

2. Brexit: Folgen für die Digitale Agenda

3. Neue Reformpartnerschaften in Afrika

4. Bildungspolitik in Hessen

5. Spionageschnittstellen in Hardware

6. Haftung für Lebensunterhalt



1. Verbot unsinniger Plastikverpackungen

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung unterstützt die Bemühungen auf
europäischer Ebene, "unsinnige Plastikverpackungen" zu verbieten. Das
sagte der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesumweltministerium,
Florian Pronold (SPD), während einer öffentlichen Sitzung des
Petitionsausschusses. Zugleich verwies er auf Änderungen im
Verpackungsgesetz, die mit Beginn des kommenden Jahres Geltung
erlangen würden, die auf eine Verdopplung der Plastik-Recyclingquote
abzielten. Zu Beginn der Sitzung hatte der Petent Leon Kuhn seine
Eingabe vorgestellt, die das Ziel einer deutlichen Reduzierung von
Plastikmüll verfolgt. Es gehe darum, irreversible Schäden an der Natur
abzuwenden, sagt er und forderte ein Handeln der Politik. Aus Sicht
des Petenten braucht es "eine signifikante Erhöhung der Gebühren für
biologisch nicht abbaubare Lebensmittelverpackungen, die Hersteller
von Verpackungen gemäß des Verpackungsgesetzes zur Entsorgung und
Wiederverwertung zu entrichten haben".

Die Erhöhung der Gebühren sei dabei als Vermeidungsanreiz aufzufassen,
heißt es in seiner Eingabe. "Die Gebühren sollten über mehrere Jahre
schrittweise erhöht werden, damit Verpackungshersteller und
Lebensmittelvertreiber genügend Zeit haben, ihre Systeme und
Geschäftsmodelle umzustellen." Nach Abschluss der Einführung sollten
die Gebühren seiner Auffassung nach jedoch so hoch ausfallen, dass sie
eine Verwendung von Verpackung ohne Notwendigkeit nicht profitabel
machen und insgesamt die Verwendung von Kunststoffen stark reduzieren.
Die Gebühren der Systemanbieter müssten in jedem Fall immer so hoch
sein, "dass sie eine signifikante Erhöhung der Endverkaufspreise von
in Plastik verpackten Lebensmitteln zur Folge haben". Der Verkauf von
Unverpacktem, so Kuhn während der Sitzung, müsse sich lohnen und den
Verkauf von Verpacktem verdrängen. Verbote und Gebühren sind aus
seiner Sicht die einzige Lösung, sagte der Petent vor den
Abgeordneten. Zwar sei den Menschen klar, "dass wir ein riesiges Müll-
und Plastikproblem haben". Gekauft werde jedoch, was angeboten wird.
Das seien aber in der deutlichen Mehrheit verpackte Produkte.

Umwelt-Staatssekretär Pronold betonte, mit dem neuen Verpackungsgesetz
wolle die Bundesregierung "eine ökologische Lenkungswirkung
platzieren". Künftig sollen die dualen Systeme unterscheiden, "wie
sinnvoll eine Verpackung ist". Daran sollen sich den Planungen nach
auch die Gebühren richten, die von den Produzenten zu zahlen seien.
"Es wird nicht in die Höhe gehen, die in der Petition gefordert ist,
aber im Zweifelsfall muss auch nachgesteuert werden", sagte Pronold.
Der SPD-Politiker betonte zudem, Hauptziel müsse die Vermeidung von
Müll sein. Daher sei es richtig, gegen unsinnige
Einwegplastikverpackungen anzugehen. Skeptisch zeigte er sich in
Sachen biologisch abbaubarer Verpackungen. Die Verbraucher bekämen den
Eindruck, diese Stoffe könnten einfach so weggeworfen werden. Das sei
aber nicht der Fall. Vielmehr bräuchten sie eine spezielle biologische
Behandlung. Petent Kuhn sagte, es gehe nicht darum, die biologisch
nicht abbaubaren Verpackungen durch biologisch abbaubare zu ersetzen.
"Die Lösung ist: Verzicht auf die Verpackung statt Veränderung der
Verpackung", sagte er.

 * 

2. Brexit: Folgen für die Digitale Agenda

Ausschuss Digitale Agenda/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Beim Schutz personenbezogener Daten von deutschen
Staatsbürgern sollen laut der Leitlinien des Europäischen Rates vom
23. März 2018 die EU-Adäquatheitsregeln gelten, um ein Schutzniveau zu
gewährleisten, das im Wesentlichen dem der Union entspreche. Dies geht
aus einer Antwort der Bundesregierung (19/5193) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/4412) zu den Auswirkungen des Brexit auf
die digitale Agenda hervor. Die Bundesregierung treffe seit Sommer
"Vorkehrungen für alle Austrittsszenarien, auch für den Fall eines
Austritts ohne Austrittsabkommen", heißt es in der Antwort weiter. Die
formellen Verhandlungen über die künftige Partnerschaft der EU und
Großbritanniens könnten allerdings erst beginnen, wenn das Vereinigte
Königreich ein Drittstaat ist. Belastbare Aussagen über den Inhalt von
Folgeregelungen und deren Auswirkungen auf Sachverhalte können daher
vor Abschluss der Verhandlungen nicht getroffen werden, schreibt die
Bundesregierung.

 * 

3. Neue Reformpartnerschaften in Afrika

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung bereitet derzeit die Aufnahme
von Verhandlungen zu möglichen Reformpartnerschaften mit Äthiopien,
Marokko und Senegal vor. Der formale Abschluss stehe am Ende dieses
Prozesses, schreibt sie in einer Antwort (19/5352) auf eine Kleine
Anfrage (19/4735) der Fraktion Die Linke. Die bereits bestehenden
Reformpartnerschaften mit Elfenbeinküste und Tunesien sollten die
Reformbemühungen der Partnerländer unterstützen, heißt es darin
weiter. Mit Ghana und Elfenbeinküste seien im Dialog mit den Partnern
die Bereiche Erneuerbare Energien und Energieeffizienz und für
Tunesien der Banken- und Finanzsektor als Schwerpunkte ausgewählt
worden. Außerdem würden die Initiativen im Bereich berufliche Bildung
gestärkt. Insgesamt ziele die Compact-with-Africa (CwA) Initiative, in
deren Rahmen die Reformpartnerschaften geschlossen würden, auf die
Verbesserung der Rahmenbedingungen für private Investitionen durch
Reformen auf makroökonomischer, wirtschaftspolitischer und
finanzmarktbezogener Ebene ab. Dies solle mittel- und langfristig
Arbeitsplätze in den Partnerländern schaffen.

 * 

4. Bildungspolitik in Hessen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL Der von der Bundesregierung am 2. Mai 2018
beschlossene Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes
(Artikel 104c, 104d, 125c, 143e des Grundgesetzes - GG) schafft die
verfassungsrechtliche Grundlage zur Umsetzung der im Koalitionsvertrag
vereinbarten Investitionsoffensive für Schulen. Durch Aufhebung der
Beschränkung der Finanzhilfekompetenz des Bundes zur Mitfinanzierung
von Investitionen auf finanzschwache Kommunen in Artikel 104c GG wird
die Möglichkeit des Bundes erweitert, die Länder und Kommunen bei
ihren gesamtstaatlich bedeutsamen Investitionen in die kommunale
Bildungsinfrastruktur zu unterstützen. Die Kultushoheit der Länder
bleibt hiervon unberührt. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/5345) auf die Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/4848).

Die FDP-Fraktion hatte darauf aufmerksam gemacht, dass in zahlreichen
bundesweiten Vergleichen das Land Hessen zurückfalle, eben auch im
Bereich Bildung. Die hessischen Universitäten würden den Anschluss an
die nationale und internationale Spitze verlieren, die
Unterrichtsversorgung in den Schulen werde wieder schlechter,
Bundesmittel für wichtige Infrastrukturprojekte würden nicht abgerufen
und Kindergartengebühren würden erlassen, obwohl landesweit 23.000
Plätze fehlten und die Qualität erhöht werden müsste.

Die Bundesregierung betont in ihrer Antwort, dass sich die Steuerungs-
und Kontrollrechte des Bundes auf die verfassungsrechtlichen
Möglichkeiten des Artikels 104b Absatz 2 GG beschränken würden. Eine
gute Anbindung der Schulen sei Voraussetzung für die Digitale Bildung.
Daher habe der Bund bereits im Sommer 2017 die Offensive "Digitales
Klassenzimmer" gestartet. Im Rahmen des Breitbandförderprogramms des
Bundes sei klargestellt worden, dass Schulen, in denen pro
Klassenzimmer keine 30 Mbit/s zur Verfügung stünden, grundsätzlich im
Rahmen laufender Förderprojekte in die Förderung einbezogen werden
können. Aktuell können Schulanschlüsse in ein beantragtes Projekt
integriert werden. Im Rahmen der Offensive "Digitales Klassenzimmer"
seien bereits rund 6.000 Schulen in bestehende Förderprojekte
aufgenommen worden. Davon würden 513 auf Hessen entfallen. Zukünftig
würden diese Schulen von einer direkten Glasfaserverbindung
profitieren, sodass jede Klasse mit schnellem Internet versorgt werden
kann.

Eine Auswertung zu Hochschulen und Bibliotheken liege der
Bundesregierung nicht vor. Gemäß Artikel 91b GG verhandele das
Bundesministerium für Bildung und Forschung im Rahmen der Gemeinsamen
Wissenschaftskonferenz (GWK) seit Sommer 2018 mit den Ländern über
eine Nachfolgevereinbarung zum Hochschulpakt 2020. Leitend für die
Verhandlungen durch den Bund sei der Koalitionsvertrag, demzufolge
eine nachhaltige Qualitätsverbesserung von Studium und Lehre in der
Breite der Hochschullandschaft erreicht werden soll, verbunden mit
einem bedarfsgerechten Erhalt der Studienkapazitäten.

Hessische Universitäten seien in der letzten Förderphase der
Exzellenzinitiative (2012 bis 2017) mit drei Graduiertenschulen und
drei Exzellenzclustern erfolgreich. In der neuen Exzellenzstrategie
sei Ende September 2018 die Förderentscheidung für die erste
Förderlinie der Exzellenzcluster gefallen. Das gemeinsame
Exzellenzcluster "Cardio-Pulmonales Institut" der Universitäten
Frankfurt am Main und Gießen habe dabei im wissenschaftsgeleiteten
Auswahlverfahren überzeugen können. Es werde in den kommenden Jahren
wichtige Beiträge zur kardio-pulmonalen Forschung und Entwicklung von
Therapien für Herz- und Lungenerkrankungen leisten. Der jüngsten
Auswahlentscheidung in der ersten Förderlinie der Exzellenzstrategie,
den Exzellenzclustern, habe ein umfangreiches wissenschaftsgeleitetes
Auswahlverfahren zugrunde gelegen. Die Bewertung der Anträge durch die
Experten sei ausschließlich anhand wissenschaftlicher Kriterien
erfolgt. Der Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung der Qualität
und zur Teilhabe in der Kindestagesbetreuung (Gute-KiTa-Gesetz)
befinde sich derzeit im parlamentarischen Verfahren.

 * 

5. Spionageschnittstellen in Hardware

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um "Maßnahmen gegen Spionageschnittstellen in
Computerhardware der Bundesverwaltung" geht es in einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/5379). Darin erkundigen sich die
Abgeordneten danach, welche Maßnahmen beim Einkauf von
Computerhardware für Bundesbehörden getroffen werden, um
Spionagetätigkeiten durch manipulierte Hardware auszuschließen. Auch
möchten sie unter anderem wissen, ob "alle eingekauften
Hardwarekomponenten auf eingeschleuste Fremd-Hardware geprüft" werden.

 * 

6. Haftung für Lebensunterhalt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Verpflichtungserklärungen nach Paragraf 68 des
Aufenthaltsgesetzes zur Haftung für den Lebensunterhalt eines
Ausländers sind ein Thema einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/5335). Darin erkundigt sich die Fraktion unter anderem danach,
welche Schutzmechanismen bestehen, "um Fälle zu vermeiden, bei denen
einzelne Privatpersonen unverhältnismäßig häufig für mehrere Personen
gleichzeitig bürgen".

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7688: Heute im Bundestag Nr. 840 - 06.11.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 840

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 6. November 2018, Redaktionsschluss: 10.54 Uhr

1. AfD will den Finanzamtszins senken

2. Unterhalt für Personen im Ausland

3. Widerrufsprüfverfahren in 2018

4. Aktivitäten von Hammerskins erfragt

5. Zahl antisemitischer Straftaten erfragt

6. Anschläge mit radioaktivem Material

7. Zusammenarbeit mit Gendarmerieeinheiten



1. AfD will den Finanzamtszins senken

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Die seit 1961 bei Steuernachzahlungen oder
Steuererstattungen nach gewisser Zeit anfallenden Zinsen von 0,5
Prozent im Monat beziehungsweise sechs Prozent pro Jahr will die AfD
reduzieren. Die starre Verzinsung sei angesichts des historischen
Tiefstands der Zinsen in der Eurozone nicht realitätsnah, heißt es in
einem Gesetzentwurf der AfD-Fraktion (19/5491). Die AfD-Fraktion will
daher den Basiszinssatz nach Paragraf 247 Bürgerliches Gesetzbuch zum
Maßstab nehmen, der sich an Werten der Europäischen Zentralbank
orientiert und seit dem 1. Juli 2016 minus 0,88 Prozent pro Jahr
beträgt. Ergänzt werden soll dieser Zinssatz durch einen
"sachgerechten Aufschlag" von drei Prozentpunkten. Somit werde der
anzuwendende Zinssatz nicht nur an die Entwicklungen des Marktes
angepasst, "sondern sieht auch eine deutliche Entlastung des Bürgers
und der Wirtschaft bei notwendig gewordenen Steuernachzahlungen aber
auch des Staates bei Steuererstattungen vor", heißt es in der
Begründung des Entwurfs.

 * 

2. Unterhalt für Personen im Ausland

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die AfD-Fraktion will in einer Kleinen Anfrage
(19/5374) von der Bundesregierung erfahren, wie viele Steuerpflichtige
seit 2010 Unterhaltszahlungen ins Ausland geleistet haben. Außerdem
wird danach gefragt, wie die Behörden die Echtheit der Angaben
kontrollieren. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage schreibt die
Fraktion, dass Unterhaltszahlungen in den Fällen, in denen kein
Anspruch auf Kindergeld besteht, unter bestimmten Bedingungen
steuermindernd geltend gemacht werden können.

 * 

3. Widerrufsprüfverfahren in 2018 

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im laufenden Jahr ist es bis zum 31. Juli zu
insgesamt 48.768 Entscheidungen des Bundesamtes für Migration und
Flüchtlinge (Bamf) über Widerrufsprüfverfahren gekommen. Dabei wurden
insgesamt 384 Asyl- beziehungsweise Flüchtlingsanerkennungen
einschließlich subsidiären Schutzes beziehungsweise
Abschiebungsverboten zurückgenommen, wie aus der Antwort der
Bundesregierung (19/5348) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/4507) weiter hervorgeht. Keinen Widerruf gab es danach in 48.384
Fällen.

 * 

4. Aktivitäten von Hammerskins erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach "Aktivitäten und Strukturen der neonazistischen
,Hammerskins' in Deutschland" erkundigt sich die Fraktion Die Linke in
einer Kleinen Anfrage (19/5329). Darin fragen die Abgeordneten, welche
Orts- beziehungsweise Regionalgruppierungen der "Hammerskins" (HS)
nach Kenntnis der Bundesregierung in Deutschland existieren. Auch
wollen sie unter anderem wissen, über wie viele Mitglieder
beziehungswesie Anhänger HS-Gruppierungen nach Kenntnis der
Bundesregierung in Deutschland verfügen.

 * 

5. Zahl antisemitischer Straftaten erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um antisemitische Straftaten im dritten Quartal 2018
geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/5343).
Darin erkundigen sich die Abgeordneten unter anderem nach der Zahl der
von Anfang Juli bis Ende September dieses Jahres verübten
antisemitischen Straftaten.

 * 

6. Anschläge mit radioaktivem Material

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Gefahr terroristischer Anschläge mit radioaktivem
Material" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/5333). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, ob in der
Bundesrepublik seit 2006 illegale Transporte oder illegaler Handel mit
radioaktivem Material festgestellt worden sind. Auch möchte sie unter
anderem wissen, ob in Deutschland seit 2006 Anschlagspläne, die die
Nutzung von radioaktivem Material vorsahen, durch polizeiliche oder
geheimdienstliche Maßnahmen verhindert wurden.

 * 

7. Zusammenarbeit mit Gendarmerieeinheiten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke möchte wissen, "in welchen
Zusammenarbeitsformen" welche deutschen Behörden nach Kenntnis der
Bundesregierung in den Jahren 2017 und 2018 mit ausländischen
Gendarmerieeinheiten trainiert haben. Auch erkundigt sie sich in einer
Kleinen Anfrage (19/5342) unter anderem danach, was der
Bundesregierung darüber bekannt ist, "auf welche Weise die Europäische
Union die Zusammenarbeit von Gendarmerie- und Polizeieinheiten
verbessern will".

 * 
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INNEN/4700: Seehofer muss den Weg freimachen

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. November 2018

LINDNER-Statement: Seehofer muss den Weg freimachen



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab vor der
Fraktionssitzung folgendes Statement ab:

"[...] Wir begrüßen die Entscheidung des Bundesinnenministers, Herrn
Maaßen in den Ruhestand zu versetzen. [...] Dass Herr Seehofer
allerdings so lange seine schützende Hand über Herrn Maaßen gehalten
hat, das ist für sich genommen schon Beleg für die Frage, ob es nicht
auch einen Neuanfang an der Spitze des Bundesinnenministeriums geben
muss.

Herr Maaßen hat erneut die Bundesregierung brüskiert. Und seine
Befugnisse im Amt, das was man erwarten kann, in einer so massiven
Weise überdehnt. Wenn ein Bundesinnenminister bei so einer sensiblen
Personalie so weit danebenliegt, dann ist das fraglich, ob er nicht
selbst gewissermaßen mitkontaminiert wird durch den
Vertrauensverlust, der sich da ergeben hat. [...] Ich finde, jetzt
spätestens wäre der Zeitpunkt gekommen, dass Horst Seehofer [...] den
Weg freimacht [...].

Wir haben eine Initiative im Bundestag vorgelegt in dieser Woche zur
Stärkung des Investitionsstandortes Deutschland. Dazu gehört
natürlich auch das steuerpolitische Umfeld in unserem Land, das
Anlass zur Sorge gibt. Wir werden in Kürze weltweit an der Spitze
sein hinsichtlich der Belastung von Bürgerinnen und Bürgern sowie den
Betrieben. [...] Inzwischen kommt das auch bei der Bundesregierung
selbst an. Frau Merkel ist mit einer Initiative öffentlich geworden,
doch stärker und für größere Gruppen den Solidaritätszuschlag
abzuschmelzen. Ökonomisch ist diese Wende von Frau Merkel sinnvoll,
politisch glaubwürdig ist sie nicht. [...] Wir wissen, damit wir
hinsichtlich der wirtschaftlichen Belastung, der steuerlichen
Belastung wieder einigermaßen wettbewerbsfähig werden, dass der
Solidaritätszuschlag komplett und für alle entfallen muss. Das ist
auch eine Frage der politischen Glaubwürdigkeit wie auch eine
verfassungsrechtliche Frage, wenn der Zweck entfallen ist, dann muss
auch die Ergänzungsabgabe fallen. [...] Die Ergänzungsabgabe selbst
hat keine Legitimation mehr. Wir werden das zur Abstimmung stellen im
Parlament. [...] Wir haben angekündigt, dass wenn wir nicht
erfolgreich sind, dass wir dann den Weg nach Karlsruhe suchen werden,
um uns auf verfassungsrechtlichen Weg gegen den Soli zu wehren.

In dieser Woche berät der Deutsche Bundestag auch über das
Rentenpaket der Großen Koalition. Es hat ein Volumen von 35
Milliarden Euro bis Mitte des nächsten Jahrzehnts. Mit dieser
Rentenpolitik der Großen Koalition ist eine Zäsur verbunden, denn
spätestens jetzt wird der Stabilisierungskonsens, den es gegeben hat
bei der Rente, verlassen. Es werden neue Ansprüche geschaffen, ohne
dass tatsächlich wirksame Maßnahmen eingeleitet werden, um
Altersarmut zu bekämpfen. Die Frage der langfristigen
Finanzierbarkeit der Rentenpolitik wird in eine Kommission verlagert,
der man zunächst einmal noch eine große finanzielle Hypothek mitgibt
durch die jetzt getroffenen Entscheidungen. Das ist eine
Rentenpolitik, die passt zum 11.11. Das ist Rentenpolitik aus dem
Karneval. Es werden Kamelle verteilt, um populär zu werden. [...] Im
Deutschen Bundestag gelingt das nicht. [...] Die Menschen erwarten
von der Regierung nämlich nicht Geld und ungedeckte Schecks. Sie
erwarten einen Plan, dieses Land in das nächste Jahrzehnt zu führen.

Und zuletzt [...] ergreift meine Fraktion in dieser Woche eine
Initiative aus Anlass des hundertsten Jahrestages des Endes des
Ersten Weltkrieges. [...] Für uns als Freie Demokraten ist das ein
Anlass, einen neuen Impuls für die deutsch-französische Freundschaft
zu senden und wir legen ein entsprechendes Papier dem Deutschen
Bundestag vor. Der Zufall will, dass der französische Präsident just
jetzt gefordert hat, dass wir uns auf den Weg machen sollten hin zu
einer, wie er sagt, wirklichen europäischen Armee. Denn Europa dürfe
sich nicht allein auf die USA verlassen. Wir halten die
transatlantische Partnerschaft weiter für konstitutiv, für
Deutschland, für Frankreich, für Europa und trotzdem ist der
Denkanstoß von Herrn Macron für uns willkommen und notwendig. Denn
wann, wenn nicht jetzt, sollte Europa auch die eigenen militärischen
Befähigungen stärker integrieren, um unter dem Dach der Nato
wirksamere Beiträge zu unserem System der kollektiven Sicherheit zu
leisten. [...] Wir jedenfalls dürfen nicht länger warten, bis es
Sicherheitsrisiken gibt. Wir wollen, dass jetzt gehandelt wird durch
eine stärkere deutsch-französische Zusammenarbeit für eine
europäische Verteidigungsinitiative. Mit uns Freien Demokraten hat
Frankreich einen Partner an seiner Seite. In unserem in dieser
Sitzungswoche zu beratenden Antrag fordern wir unter anderem, die
deutsch-französische Brigade gemeinsam volleinsatzfähig zu machen.
Und wir fordern auch, dass Deutschland und Frankreich sich etwa bei
Fragen der Beschaffung, der Generalstabsausbildung, bei der
Entwicklung eines gemeinsamen neuen Kampfflugzeuges stärker
abstimmen, um nur einige Beispiele auch aus der Vorbereitung einer
wirklichen europäischen Armee zu nennen. [...]"

 * 
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WIRTSCHAFT/2997: Merkel hat jahrelang von der Substanz gelebt

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 7. November 2018

HOUBEN: Merkel hat jahrelang von der Substanz gelebt



Zum Jahresgutachten des Sachverständigenrates erklärt der
wirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Reinhard Houben:

"Bundeskanzlerin Merkel hat jahrelang von der Substanz der Agenda
2010 gelebt, anstatt neue Reformen anzustoßen: demografieblinde
Rentenpolitik, mutlose Steuerpolitik, falsche Industriepolitik - das
Gutachten ist eine gewaltige Ohrfeige für die Wirtschaftspolitik von
Union und SPD. Deutschland braucht jetzt endlich echte Reformen, um
die Wirtschaft anzukurbeln und an Wachstumstempo zuzulegen. Dazu
gehört: Erstens, eine echte Entlastung und Entbürokratisierung für
Bürger und Unternehmen. Zweitens, Ausbau der analogen und digitalen
Infrastruktur. Drittens, ein modernes Einwanderungsgesetz mit
Punktesystem, um den Fachkräftemangel zu bekämpfen. Nur so können wir
Deutschlands Wirtschaftspotentiale wieder voll ausschöpfen und
international erfolgreich bleiben."

 * 
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HAMBURG/4540: Mobilität - Hamburg bleibt nachhaltig schlecht (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. November 2018

Mobilität: Hamburg bleibt nachhaltig schlecht



Heute wurde ein wissenschaftlicher Vergleich der Bundesländer zum Thema nachhaltige Mobilität veröffentlicht. Auftraggeber_innen waren die Allianz pro Schiene, der Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland (BUND) und der Deutsche Verkehrssicherheitsrat (DVR). Von den 16 Bundesländern belegt Hamburg den 14. Platz. Vor zwei Jahren war es noch der 16. Platz.

"Die Mobilitätspolitik des Senats ist nachhaltig schlecht. Vom 16. auf den 14. Platz hochzukriechen ist kein Anlass zur Freude", kritisiert Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Eine Wende hin zum umwelt- und menschenfreundlichen Verkehr findet in Hamburg auch unter rot-grün nicht statt." Dass Hamburg bei der Lärmminderung den letzten Platz belege, sei nicht verwunderlich. "Nun hat der Senat auch den wissenschaftlichen Nachweis, dass seine Verschleppungstaktik bei den über 400 Anträgen zur Verkehrslärmminderung alles andere als eine nachhaltige Verkehrspolitik ist. Ich fordere den Senat auf, endlich die jahrealten Anträge gebührenfrei zu bearbeiten und Tempo 30 flächendeckend einzuführen. Die lärmgeplagten Menschen und die Umwelt können nicht länger auf eine Verkehrswende warten."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 7. November 2018
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HAMBURG/4539: Vorkaufsrecht - Miethaie aus Stadtteilen heraushalten (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. November 2018



Vorkaufsrecht: Miethaie aus Stadtteilen heraushalten!

Die Stadt hat über den Landesbetrieb Immobilienmanagement und Grundvermögen (LIG) ihr Vorkaufsrecht für ein Gebäude in der Hein-Hoyer-Straße wahrgenommen, um Mieter_innen vor Verdrängung zu schützen. Heike Sudmann, wohnungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft begrüßt diesen Schritt: "Endlich nutzt die Stadt ihre rechtlichen Möglichkeiten aus. Eigentümer_innen und Investor_innen, die sich auf Kosten der Mieter_innen eine goldene Nase verdienen wollen, müssen immer die rote Karte erhalten. Bei dem Weiterverkauf eines Wohnhauses in der Erichstraße auf St. Pauli hatte der Senat im Jahr 2014 das Vorkaufsrecht nicht mal geprüft, redete sich mit einem Büroversehen heraus. Wenn der Senat jetzt verstärkt alles unternimmt, um die Spekulant_innen und Miethaie aus den Stadtteilen herauszuhalten, ist das nur zu begrüßen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 7. November 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3215: Ausstieg aus Verhandlungen ist schlimmes Signal (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 7. November 2018

Ausstieg aus Verhandlungen ist schlimmes Signal



Nachdem die Linksfraktion im Schweriner Landtag angekündigt hat, der Verfassungsänderung zur Einführung einer qualifizierten Volksbefragung nicht zuzustimmen, erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Mit ihrer Blockadehaltung macht die Linke im Landtag klar, dass sie kein weiteres Instrument der Bürgerbeteiligung in Mecklenburg-Vorpommern will. Ich halte das für ein fatales Signal. Aus dem Wählerverhalten der letzten Jahre konnten wir als Politiker klar ablesen, dass sich die Bürger mehr Mitwirkungsmöglichkeiten wünschen. In Mecklenburg-Vorpommern wollen wir diesen Weg gehen, doch die Linke möchte das offenbar verhindern, welche parteipolitischen Spielchen auch immer dahinter stecken mögen. Die Behauptung, es würde der Opposition keine Möglichkeit gegeben, Einfluss auf die Fragestellung bei einer Volksbefragung zu nehmen, ist nicht richtig. Nach den aufschlussreichen Expertenanhörungen ist den Linken deutlich gemacht worden, dass wir bereit sind, die Zweidrittelmehrheit bei der Formulierung der Fragen aufzunehmen. Das ignoriert die Linke jedoch und nimmt, mitten in parlamentarischen Verfahren, ihre Entscheidung bereits vorweg. Damit erweist die Linke dem demokratischen Miteinander in Mecklenburg-Vorpommern einen Bärendienst. Wir selbstverständlich weiterhin gesprächsbereit."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/4975: Halbzeit für die Ampelkoalition - GRÜN wirkt (Bündnis 90/Die Grünen)

Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 07.11.2018

Halbzeit für die Ampelkoalition - GRÜN wirkt



Die Landesregierung hat heute ihre Bilanz zur Hälfte der Wahlperiode
vorgestellt. Dazu der Vorsitzende der GRÜNEN Landtagsfraktion, Dr.
Bernhard Braun:

"Die vergangenen zweieinhalb Jahre in der Ampelkoalition waren geprägt
von gegenseitigem Respekt und konstruktiver Politik. In der
erfolgreichen Arbeit der drei Regierungsfraktionen haben wir GRÜNEN
deutliche Spuren hinterlassen."

1. Wir leben Klimaschutz: Der Ausbau der Erneuerbaren Energien geht mit
Riesenschritten voran - schon heute stammt jede zweite in Rheinland-
Pfalz erzeugte Kilowattstunde aus Erneuerbaren. Auch die geplante
Wärmewende wird uns beim Klimaschutz weiter voranbringen. Mit einer
umfassenden Verkehrswende hin zu mehr ÖPNV, mehr Elektromobilität und
einem überzeugenden Konzept für besseren Radverkehr wollen wir die
Mobilität im Land verbessern. Auch der Verkehrsbereich muss seinen
Beitrag zum Erreichen der Klimaziele leisten.

2. Aktiver Naturschutz fördert die Artenvielfalt: Wir haben den Anteil
des Ökolandbaus mit derzeit zehn Prozent bereits verdoppelt - ein
Anteil von 20 Prozent Ökolandbau bleibt unser nächstes Ziel. Mit der
Aktion GRÜN und der Aktion Blau Plus sorgen wir für sauberes Wasser
und den Erhalt funktionierender Ökosysteme. Weniger Pestizide und
weniger Plastikmüll helfen dabei, die Ökosysteme zu schützen und
Insekten wieder einen Lebensraum zu bieten. Mit dem Nationalpark
Hunsrück-Hochwald haben wir ein Leuchtturmprojekt geschaffen, dessen
Entwicklung wir auch in der Ampelkoalition weiter
vorantreiben.

3. Kein Platz für Hass und Hetze: Wir GRÜNEN stehen für eine
optimistische, aber auch realistische Haltung - quer durch alle
Politikbereiche. Wir setzen uns für die Gleichberechtigung aller
Menschen und ein weltoffenes, der Zukunft zugewandtes Rheinland-Pfalz
ein, und stellen uns Angriffen auf unsere Demokratie entschieden
entgegen. Wir sind davon überzeugt, dass Populismus und Extremismus in
unserem Land keine Chance mehr haben dürfen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. November 2018

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/4974: Halbzeitbilanz der Landesregierung (CDU)

Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
07.11.2018

Halbzeitbilanz der Landesregierung

Christian Baldauf: Koalition des kleinsten gemeinsamen Nenners hat
keinen Zukunftsentwurf für das Land



Zur heute von der Landesregierung vorgestellten Halbzeitbilanz erklärt
der Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion, Christian Baldauf:

"Nach zweieinhalb Jahren Ampel-Regierung zeigt sich, dass diese
Koalition des kleinsten gemeinsamen Nenners keinen Zukunftsentwurf für
Rheinland-Pfalz hat. Niemand weiß, wofür diese Landesregierung
eigentlich steht und noch viel weniger, wo sie eigentlich hin will. Im
Gedächtnis geblieben ist im Grunde nur die Posse um den Verkauf des
Flughafens Hahn, die scharfe Kritik des höchsten rheinland-pfälzischen
Richters am Rechtsverständnis der Integrationsministerin, das Programm
zur Schließung kleiner Grundschulen und die Niederlage vor dem
Verfassungsgerichtshof beim Pensionsfonds.

Kernproblem dieser Landesregierung ist, dass die Koalitionäre jedem
konstruktiven Streit über den besseren Weg ausweichen, wo mutiges
Handeln notwendig wäre. Das führt zu einer Politik, die sich mit wenig
zufrieden gibt, und Antworten auf die zentralen Herausforderungen
unserer Zeit auf unbestimmte Zeit verschiebt.

Die Weichen für ein prosperierendes Rheinland-Pfalz, das den Menschen
in der Zukunft Sicherheit und Verlässlichkeit bietet, müssen aber
heute gestellt werden und nicht erst übermorgen:


	Die demografische Entwicklung ist das Thema unserer Zeit. In einer Gesellschaft, in der die Menschen glücklicherweise immer älter werden, hat die Landesregierung keine nachhaltigen Konzepte für die notwendige Gewährleistung von Betreuung und Pflege, für die auskömmliche Finanzierung von Krankenhäusern bis hin zur Sicherung der ärztlichen Versorgung auf dem Land. 




	Die Landesregierung hat keine Vision, wie Leben in ländlichen Regionen in der Zukunft aussehen soll. Das zeigt sich exemplarisch bei der Diskussion um die Kleinen Grundschulen. Wir brauchen kein Konzept zur Schließung, sondern zum Erhalt von Grundschulen. 




	Trotz niedrigster Zinsen fehlt der Landesregierung die Kraft zu einer konsequenten Entschuldung der Kommunen. Stattdessen spielt sie Kreise und kreisfreie Städte gegeneinander aus und verteilt von den Armen zu den noch Ärmeren um. Das gefährdet die kommunale Daseinsvorsorge: Schulen können nicht mehr saniert, Schwimmbäder und Straßen nicht in Schuss gehalten werden. So stagniert die Fortentwicklung unserer Gemeinden und Ortskerne.




	Trotz gegenteiliger Ankündigungen und Sanierungsstau in Höhe von rd. 1 Mrd. Euro bleibt die Verkehrsinfrastruktur weiterhin massiv unterfinanziert. Zaghafte Erhöhungen werden durch Kostensteigerungen aufgezehrt. Das trifft insbesondere ländliche Regionen. 




	Bei der Anpassung an die Herausforderungen der Digitalisierung hinkt das Land hinterher. Die Wirtschaft beklagt zu geringe Investitionen und den fehlenden roten Faden. Dabei ist eine flächendeckende moderne Kommunikationsinfrastruktur für Bürger und Wirtschaft Voraussetzung für Erfolg im Standortwettbewerb. 




	Trotz seit Jahren sprudelnder Steuerquellen geht die Investitionsquote im Landeshaushalt seit 2010 kontinuierlich zurück. Sie liegt fast 4 % unter dem Bundesdurchschnitt. Das belegt die falsche Schwerpunksetzung bei den Ausgaben. Investitionen sind Voraussetzung für Wirtschaftswachstum und Wohlstand. 




	Rheinland-Pfalz zählt zu den beiden Bundesländern mit den wenigsten Polizisten pro Einwohner. Vorsorge für Jahre mit absehbar hohen Pensionierungszahlen wurde nicht getroffen. In der Not erhöhte Einstellungszahlen gleichen nicht die Versäumnisse der Vorjahre aus und führen auch nicht zur notwendigen Erhöhung der Gesamtzahl der Polizisten, geschweige denn zu ihrer Entlastung. 




	Bildung ist Zukunft und landespolitische Kernzuständigkeit. Die Landesregierung vernachlässigt insbesondere die Grund- und Berufsschulen. Zu wenig Lehrer, Unterrichtsausfall, Mängel bei der Sachausstattung belegen das. Rund ein Viertel aller Grundschüler verlässt die Grundschule, ohne den Mindeststandard der deutschen Rechtschreibung zu beherrschen.



Das alles zeigt: Überfällig ist ein Zukunftskonzept, das die vielen
Herausforderungen im ländlich geprägten Rheinland-Pfalz - von Schulen,
Kitas, Polizei, Krankenhäusern, Pflegeeinrichtungen und Ärzten bis hin
zu modernen und schnellen Kommunikationstechnologien und Verkehrswegen
für Bürger und Wirtschaft - in den Blick nimmt und angeht. Das wird
Thema der Haushaltsberatungen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. November 2018

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/4973: Ampel-Koalition trifft den Nerv der Zeit (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
07.11.2018

Schweitzer: Ampel-Koalition trifft den Nerv der Zeit 

Wichtige Schwerpunkte in Bildung, Sicherheit und Soziales



Zur heute vorgestellten Halbzeit-Bilanz der Ampel-Koalition erklärt
der SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer: "Die
Ampel-Koalition unter Ministerpräsidentin Malu Dreyer trifft den Nerv
der Zeit: In unsicheren Zeiten ist sie das Bündnis für das 21.
Jahrhundert: Mit massiven Investitionen in Bildung, Sicherheit und
Soziales, in Verkehr, Integration und Umweltschutz werden genau dort
Schwerpunkte gesetzt, wo sich die Zukunftsfähigkeit von
Rheinland-Pfalz entscheidet. Die Koalition löst die mit dem
Koalitionsvertrag gemachten Versprechen ein und steigert so auch das
grundsätzliche Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die
Landespolitik. Dies ist in diesen Jahren der gesellschaftlichen
Umbrüche eine parteiübergreifende Leistung der Koalition."

Schweitzer sagt: "Rheinland-Pfalz hat beispielsweise seinen
Spitzenplatz als Bildungsland Nummer 1 verteidigt und gefestigt: Rund
25 Prozent des Haushaltes wird in Bildung investiert. In den kommenden
zwei Jahren schaffen wir überdies 390 neue Stellen - für Lehrerinnen
und Lehrer, für Feuerwehrlehrkräfte an den Grundschulen und für
Sprachförderkräfte. In keinem anderen Bundesland wird eine so gute und
vorausschauende Bildungspolitik gemacht wie in Rheinland-Pfalz. In den
vergangenen zweieinhalb Jahren sind viele sozialdemokratische
Forderungen und Vorschläge umgesetzt worden. Für die Bürgerinnen und
Bürger hat eine bestmögliche Sicherheit eine hohe Priorität: Dank der
Investitionen in Polizei und Justiz sowie der hervorragenden Arbeit
der Beamtinnen und Beamten liegt das Land mit einer Aufklärungsquote
von 64,4 Prozent weit über dem Bundesdurchschnitt. Als Koalition heben
wir die Einstellungszahlen bei der Polizei seit 2016 stetig an auf
einen historischen Höchststand im Jahr 2021 mit rund 9.600
ausgebildeten Polizisten. Rheinland-Pfalz hat überdies das
fortschrittlichste Polizeigesetz Deutschlands: Die Balance aus
Freiheit und Sicherheit ist gewahrt. Ein weiterer sozialdemokratischer
Schwerpunkt liegt in der Förderung der ländlichen Regionen: Im
Doppelhaushalt 2019/2020 sind pro Jahr rund 143 Millionen Euro für
kommunale Programme vorgesehen - etwa zur Städtebauförderung oder die
Dorferneuerung. Die Ampel-Koalition sorgt für eine gute digitale
Infrastruktur in allen Regionen, vor allem für den Netzwechsel vom
Kupfer zur Glasfaser, und schafft bis zum Jahr 2025 die
Voraussetzungen für flächendeckende Gigabit-Netze."

Schweitzer betont: "Als SPD-Fraktion sind wir stolz auf das, was die
Ampel-Koalition schon angepackt und geschafft hat. Wir freuen uns
darauf, in den kommenden Jahren weitere politische Schwerpunkte zu
setzen und dennoch einen historischen Haushalt ohne Schulden
hinzubekommen. Mit der Verabschiedung des Kita-Zukunftsgesetzes im
kommenden Jahr wird die Betreuung für alle Kinder weiter verbessert.
Mit der Landarzt-Offensive wird kurz- und mittelfristig die ärztliche
Versorgung gestärkt. Die Ampel-Koalition ist das Bündnis für die
Zukunft: Kollegial und couragiert prägen SPD, FDP und Bündnis 90/Die
Grünen Rheinland-Pfalz."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. November 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2216: 100 Jahre Volksabstimmung - Bürgerfest, Lesungen, Schülerbotschafter (Der Landtag)

Der Landtag - Nr. 03 / September 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

100 Jahre Volksabstimmung: Bürgerfest, Lesungen, Schülerbotschafter



Die Ereignisse des Jahres 1920 prägen auch heute noch den Norden
Schleswig-Holsteins. Damals wurde per Volksabstimmung die
deutsch-dänische Grenze festgelegt. Für das Jubiläumsjahr 2020 sind
zahlreiche Projekte in Vorbereitung. Auch Landtag und Landesregierung
planen Veranstaltungen.


So soll es im Sommer 2020 ein Bürgerfest in Flensburg geben,
berichtete Landtagsdirektor Utz Schliesky Ende August im
Europaausschuss. Ein genauer Termin werde noch gesucht, es zeichne
sich aber der 22. oder 23. August ab. Zudem wolle das Parlament einen
gemeinsamen Festakt mit dem Bundestag und dem dänischen Folketing im
Kieler Landeshaus ausrichten. Daneben sind szenische Lesungen an fünf
Orten im Grenzland geplant. Zu den Büchern, die das Thema Grenzziehung
1920 behandeln, zählt der Roman "Riss durchs Festland" des gebürtigen
Nordfriesen Uwe Pörksen. Schüler von Minderheitenschulen im Grenzland
werden als "Botschafter" der kulturellen Vielfalt Jugendliche an
Mehrheitsschulen besuchen. Und: Landtagspräsident Klaus Schlie und
Ministerpräsident Daniel Günther werden gemeinsam an verschiedenen
Orten in der Region Station machen.


"Deutsche und dänische Perspektiven sind unterschiedlich"

Schliesky leitet gemeinsam mit dem Chef der Staatskanzlei Dirk
Schrödter das organisationskomitee, das die Projekte im Jubiläumsjahr
koordiniert. Das Gremium wählte für die Feierlichkeiten das Motto
"Selbstbestimmung - Identität - europäische Zukunft". Auf dänischer
Seite wird die Abtretung des vormals deutschen Nordschleswig an
Dänemark als "Wiedervereinigung" gefeiert. Das Königreich plant unter
anderem einen Staatsakt an den Düppeler Schanzen. Der Landtagsdirektor
gestand, dass sich "die historische Sicht Schleswig-Holsteins auf die
Dinge von der dänischen unterscheiden mag". Aber, so Schliesky: "Wir
kommen leicht auf 100 gemeinsame Gründe, die friedliche und
partnerschaftliche Basis mit Dänemark zu feiern."

Die Grenzziehung am 15. Juni 1920 basierte auf Volksabstimmungen, die
im Januar und Februar 1920 im Grenzland abgehalten wurden. Die
Referenden, die auch in anderen deutschen Grenzregionen einberufen
wurden, waren eine Vorgabe des Versailler Friedensvertrages am Ende
des Ersten Weltkriegs. Ein Ergebnis der Abstimmung im Norden
Schleswig-Holsteins war, dass kulturelle und sprachliche Minderheiten
auf beiden Seiten der neuen Grenze entstanden. Zuvor hatte das gesamte
Herzogtum Schleswig ab 1864 zu Preußen und zum Deutschen Kaiserreich
gehört, davor war es in Personalunion mit der dänischen Krone
verbunden.

 * 

Quelle:

Der Landtag, Nr. 03 / September 2018, S. 10

Mit freundlicher Genehmigung des Herausgebers:

Der Präsident des Schleswig-Holsteinischen Landtages

Schleswig-Holsteinischer Landtag

Referat für Öffentlichkeitsarbeit und Veranstaltungsmanagement

Düsternbrooker Weg 70, 24105 Kiel

Tobias Rischer (V.i.S.d.P.)

Telefon: (0431) 988-0

E-Mail: registratur@landtag.ltsh.de

Internet: www.sh-landtag.de

 

Abonnement und Versand sind kostenfrei.
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FINANZEN/1828: SPD fördert Elektromobilität und bekämpft Steuerbetrug

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. November 2018

Arbeitsgruppe: Finanzen

SPD fördert Elektromobilität und bekämpft Steuerbetrug



Lothar Binding, finanzpolitischer Sprecher:

Mit dem heute vom Finanzausschuss beschlossenen Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen setzen wir zügig weitere Vereinbarungen aus dem Koalitionsvertrag um. Die Schaffung von Anreizen für emissionsarme Mobilität und die wirksame Bekämpfung des Steuerbetrugs im Onlinehandel sind wichtige Anliegen der SPD.

"Die Elektromobilität fördern wir durch Steuervorteile bei der Dienstwagenbesteuerung. Die private Nutzung eines betrieblichen Elektro- oder Hybridfahrzeuges wird künftig pauschal mit einem Prozent des halbierten inländischen Bruttolistenpreises bewertet. Die Koalitionsfraktionen haben außerdem eine vollständige Steuerbefreiung der privaten Nutzung von betrieblichen Elektrofahrrädern beschlossen. Weiterhin stellen wir vom Arbeitgeber gewährte Job-Tickets analog auch BahnCards steuerfrei.

Konsequent wird der Umsatzsteuerbetrug im Onlinehandel bekämpft - das ist auch im Interesse der steuerehrlichen Wettbewerber. Betreiber elektronischer Marktplätze müssen künftig Angaben über die auf ihrer Plattform aktiven Händler aufzeichnen, um der Finanzverwaltung deren Überprüfung zu erleichtern. In bestimmten Fällen haften die Plattformbetreiber sogar für nicht entrichtete Umsatzsteuer der Händler, die ihre steuerlichen Pflichten verletzen. Auf Initiative der SPD wurde die Frist für die Aufbewahrung der aufzuzeichnenden Angaben von sechs auf zehn Jahre verlängert. Damit können auch schwere Fälle von Steuerhinterziehung über einen langen Zeitraum von den Behörden verfolgt werden."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. November 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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INNEN/3037: Wachhalten der Erinnerung - nicht nur zum 9. November

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. November 2018

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Wachhalten der Erinnerung - nicht nur zum 9. November



Marianne Schieder, zuständige Berichterstatterin:

Kein Tag symbolisiert die wechselhafte Geschichte Deutschlands im 20. Jahrhundert wie der 9. November. Wie im Brennglas bündeln sich die Ausrufung der ersten deutschen Republik 1918, die Reichspogromnacht 1938 und die friedliche Revolution 1989. Die Erinnerung daran halten wir wach.

"Freude und Leid liegen am 9. November nah beieinander. 1918 rief der Sozialdemokrat Philipp Scheidemann die erste deutsche Republik aus. Nur 20 Jahre später brannten die Nationalsozialisten Synagogen nieder und verschleppten tausende Juden in Konzentrationslager. Dies zeigt, wie schnell Demokratie, Rechtsstaat und Menschenrechte abgeschafft werden können.

Mit einem Programm 'Jugend erinnert' wollen wir junge Menschen ermutigen, sich kritisch mit der Vergangenheit auseinanderzusetzen und für die Zukunft wachsam zu sein - auch im Austausch mit Jugendlichen anderer Länder. Das Auswärtige Amt wurde vom Bundestag in diesem Jahr bereits mit 4,5 Millionen Euro ausgestattet, um das Programm auf den Weg zu bringen. Ein weiterer Programmteil in der Verantwortung der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien wird folgen.

Mit der friedlichen Revolution 1989 endete auch die zweite Diktatur auf deutschem Boden. Mit dem Freiheits- und Einheitsdenkmal soll in Berlin an den Mut der Bürgerinnen und Bürger erinnert werden, sich gegen ein menschenverachtendes System aufzulehnen. Es zeigt, wie hart erkämpft die Demokratie ist - und wie wichtig es ist, sie zu bewahren."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. November 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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WIRTSCHAFT/2818: Reduktionsstrategie - Mehr Mut beim Kampf gegen ernährungsbedingte Krankheiten

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. November 2018

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Reduktionsstrategie: Mehr Mut beim Kampf gegen ernährungsbedingte Krankheiten



Ursula Schulte, stellvertretende ernährungs- und landwirtschaftspolitische Sprecherin:

Die nationale Reduktionsstrategie für weniger Zucker, Fett und Salz in Lebensmitteln darf nicht zum Papiertiger verkommen. Wir fordern ein stärkeres Engagement der Lebensmittelwirtschaft, insbesondere bei mit Zucker oder Ersatzstoffen gesüßten Getränken und Lebensmitteln für Kinder und Jugendliche.

"Gesunde Lebensmittelrezepturen mit weniger Zucker, Fett und Salz müssen einen echten Beitrag im Kampf gegen ernährungsbedingte Krankheiten leisten. Es reicht nicht aus, wenn an Kinder und Jugendliche gerichtete Lebensmittel nicht mehr Zucker enthalten dürfen als Lebensmittel für Erwachsene.

Für die Reduktion bei "Kinderlebensmitteln" sollten die strengen Vorgaben der Weltgesundheitsorganisation WHO gelten. Hierzu hat die WHO in 2015 ein ,Europäisches Nährwertprofil' erstellt, das als Basis dienen kann. Nur die nach diesem Modell als ernährungsphysiologisch ausgewogen geltenden Produkte sollten als ,Kinderprodukte' vermarktet werden dürfen.

Für die Zuckerreduktion bei Getränken können 5 Gramm pro 100 Milliliter als Höchstgrenze festgelegt werden - analog zu Großbritannien, wo ab 5 Gramm Zucker auf 100 Milliliter eine Sonderabgabe fällig wird. Die Erfahrungen dort zeigen, dass die meisten Getränke mit 5 Gramm und weniger Zucker auskommen.

Zudem muss die Reduktionsstrategie verbunden werden mit einer Nährwertkennzeichnung in Ampelfarben. Nur mit Nährwertampel oder NutriScore können Verbraucherinnen und Verbraucher auf einen Blick Zucker-, Fett- und Salzgehalt der Produkte erkennen und vergleichen.

Enttäuschend ist, dass die Grundsatzvereinbarung zur Reduktionsstrategie nur auf Freiwilligkeit beruht und kein Gesamtziel enthält, zum Beispiel für Zucker eine Reduktion von 20 Prozent in fünf Jahren, für Salz Reduktion um 15 Prozent in zwei Jahren. Was in Großbritannien geht, sollte auch bei uns möglich sein."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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GEWERKSCHAFT/276: "Der Mangel an Berufsschullehrkräften wird noch größer werden!" (GEW)

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 6. November 2018

GEW: "Der Mangel an Berufsschullehrkräften wird noch größer werden!"

Bildungsgewerkschaft legt ländergenaue Prognose zur Zahl der Schülerinnen
und Schüler und den daraus resultierenden Lehrkräftebedarf an beruflichen
Schulen bis 2030 vor.



Frankfurt a.M. - "2030 werden etwa 240.000 mehr Schülerinnen und Schüler an
beruflichen Schulen lernen, als es die Kultusministerkonferenz bislang
prognostiziert hat. Das hat Konsequenzen für den bisher prognostizierten
Lehrkräftebedarf an beruflichen Schulen. Der Mangel an
Berufsschullehrkräften wird noch größer werden", sagte Ansgar Klinger, für
Berufliche Bildung verantwortliches Vorstandsmitglied der Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft (GEW), am Dienstag in Frankfurt am Main zur
Vorstellung der "Prognose der Schüler*innenzahl und des Lehrkräftebedarfs
an berufsbildenden Schulen in den Ländern bis 2030".

Bereits in diesem Frühjahr hatte die GEW mit einem Gutachten aufgezeigt,
dass entgegen den bisherigen Annahmen die Zahl der Schülerinnen und Schüler
an beruflichen Schulen langfristig auf dem vergleichsweise hohen Niveau von
2,5 Millionen Schülerinnen und Schülern verbleiben werde. Die
Kultusministerkonferenz (KMK) hatte daraufhin ihre Prognosen im Mai
aktualisiert. Die neue Studie von Dieter Dohmen und Maren Thomsen zeige
eine höhere Anzahl von Schülerinnen und Schülern, als es die KMK noch im
Mai für die Länder vorausberechnet hatte, erklärte GEW-Vorstandsmitglied
Klinger. Bis zum Jahr 2021 seien knapp 26.000 mehr Schülerinnen und Schüler
an beruflichen Schulen zu erwarten. "In den folgenden neun Jahren steigt
die Zahl sogar auf knapp 240.000 im Jahr 2030 an. Das hat natürlich
Konsequenzen für den Lehrkräftebedarf an beruflichen Schulen", erklärte
Klinger. Sowohl der von der KMK als auch von der Bertelsmann-Stiftung
ermittelte Lehrereinstellungsbedarf gingen von geringeren Schülerzahlen
aus, so Klinger. "Wir können demnach erwarten, dass die bislang
veröffentlichten Zahlen der Lehrkräftelücken an den beruflichen Schulen
erheblich höher sein werden. Die Studie weist für jedes Bundesland den
Lehrkräftebedarf aus, jetzt müssen die Länder handeln und wirksame
Maßnahmen ergreifen", sagte der GEW-Experte für berufliche Schulen.

"Klar ist, dass die Leistungsverdichtung der vergangenen Jahrzehnte den
Beruf unattraktiver gemacht hat. Um jetzt zusätzliche Lehrkräfte zu
gewinnen, müssen die Länder den Lehrerberuf an berufsbildenden Schulen
wieder attraktiver machen", sagte Klinger. "Doch das allein wird nicht
reichen. Die Länder müssen für mehrere Jahre Quer- und Seiteneinsteiger
einstellen und die Lehramtsausbildung ausbauen, um den Bedarf an
Lehrkräften zu decken." Die Quer- und Seiteneinsteiger müssten sofort
berufsbegleitend nachqualifiziert und durch Mentoringprogramme unterstützt
werden. Dafür brauche es bundesweite Mindeststandards, so Klinger.
"Gleichzeitig müssen Lehrkräfte, die Quer- und Seiteneinsteiger ausbilden
und betreuen, entlastet werden. Nur so kann die Qualität des Unterrichts
gesichert werden." An den Hochschulen müssten zudem die
Ausbildungskapazitäten von Lehrerinnen und Lehrer hochgefahren werden. Die
"Qualitätsoffensive Lehrerbildung" von Bund und Ländern könne dabei
unterstützen, erklärte Klinger. Dazu gehöre unter anderem die 
(Wieder-)Einrichtung von Lehrstühlen in der Berufs- und Wirtschaftspädagogik sowie
der Didaktik der beruflichen Fächer. Klinger: "Eine länderübergreifende
Zusammenarbeit in der Ausbildung von Lehrkräften der beruflichen Schulen
ist notwendiger denn je!".



Info: Die von den Bildungsforschern Dr. Dieter Dohmen und Dr. Maren
Thomsen erstellte Studie "Prognose der Schüler*innenzahl und des
Lehrkräftebedarfs an berufsbildenden Schulen in den Ländern bis 2030" legt
für jedes Bundesland die Entwicklung der Zahl der Schülerinnen und Schüler
vor und zeigt erstmals für jedes einzelne Land den daraus resultierenden
Bedarf an Lehrkräften auf. Dabei beruhen die Daten auf einer eigenen
Bevölkerungs- und Schülervorausberechnung und einer ausgefeilten Methodik
hinsichtlich des Übergangsverhaltens in die Berufsbildung mit einer genauen
Aufschlüsselung für Bildungsgänge der Teilzeit, Vollzeit und des
Übergangssystems. Sowohl bei der Prognose der allgemeinbildenden
Schulabschlüsse als auch dem Übergangsverhalten in die verschiedenen Zweige
der Berufsausbildung werden die Trends der vergangenen Jahre
fortgeschrieben. Demgegenüber geht die KMK vom Übergangsverhalten des
Schuljahres 2016/17 aus. Die Studie kann unter
www.gew.de/prognose-bb-schulen heruntergeladen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. November 2018
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SCHULE/758: Bis 2030 fehlen 20.000 Lehrkräfte an berufsbildenden Schulen (idw)

Forschungsinstitut für Bildungs- und Sozialökonomie (FiBS) - 06.11.2018

FiBS: Bis 2030 fehlen 20.000 Lehrkräfte an berufsbildenden Schulen



Zuletzt steigende Geburtenzahlen, eine weiterhin hohe Zuwanderung und
höhere allgemeinbildende Schulabschlüsse führen zu einem Anstieg der
Schülerzahlen in berufsbildenden Schulen ab Anfang der 2020er Jahre. In
allen Ländern liegen die voraussichtlichen Schülerzahlen höher als von der
Kultusministerkonferenz vorhergesagt; entsprechend werden mehr - nicht
weniger - Lehrkräfte benötigt. Dies ist das Ergebnis einer Prognose des
FiBS Forschungsinstitut für Bildungs- und Sozialökonomie zur Entwicklung
des berufsbildenden Schulbereichs in den 16 Ländern. Finanziert wurde die
Studie, die heute von der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
veröffentlicht wird, von der Max-Traeger-Stiftung.

Die demografische Entwicklung in Deutschland und die hohe Zuwanderung
machen sich nicht nur in den Grund- und weiterführenden Schulen bemerkbar,
sondern führen nach und nach auch in den berufsbildenden Schulen zu einer
steigenden Nachfrage. Waren im Schuljahr 2016/17 noch gut 2,5 Mio.
Schülerinnen und Schüler in einer berufsbildenden Schule, können es im
Jahr 2030 bis zu 2,6 Mio. werden. Dieser Trend lässt sich jedoch nicht in
allen Ländern beobachten: Während die Schülerzahlen insbesondere in
Nordrhein-Westfalen, den ostdeutschen Ländern sowie den Stadtstaaten
Berlin und Hamburg zum Teil stark ansteigen, zeigen sich in den meisten
westdeutschen Flächenländern rückläufige Schülerzahlen.

Gegenläufige Entwicklungen zeigen sich in den sog. Vollzeitschulen, die
insbesondere Fachkräfte für den Gesundheits-, Erziehungs- und
Sozialbereich ausbilden, und den Teilzeit-Berufsschulen des dualen
Systems. Während die Schülerzahlen in den Vollzeitschulen durchgängig
ansteigen, sinken sie in den Teilzeit-Berufsschulen, vor allem in den
westdeutschen Flächenländern. Rückläufig sind zudem die Schülerzahlen im
sog. Übergangssystem, das diejenigen aufnimmt, die keinen Ausbildungsplatz
gefunden haben.

Legt man diese Entwicklungen in der Nachfrage nach beruflicher Bildung
zugrunde, ist, insgesamt gesehen, mit einem weiteren Anstieg des
Lehrkräftebedarfs zu rechnen - und nicht mit einem Rückgang, wie die KMK
und die Bertelsmann-Stiftung erwarten. Der Anstieg der Schülerzahlen und
des Lehrkräftebedarfs zeigt sich in den westdeutschen Ländern insbesondere
in der zweiten Hälfte des kommenden Jahrzehnts, in den ostdeutschen
Ländern hingegen fast über den gesamten Zeitraum.

"Im Ergebnis bedeuten unsere Zahlen, dass der Lehrkräftebedarf noch einmal
deutlich höher ist, als von der Kultusministerkonferenz und der
Bertelsmann-Stiftung vorausgesagt," stellt Dr. Dieter Dohmen, der Direktor
des FiBS fest. Während sowohl die KMK als auch die Bertelsmann-Stiftung
von bundesweit sinkenden Schülerzahlen und damit auch einem rückläufigen
Lehrkräftebedarf ausgehen, kommt das FiBS in beiden Bereichen zu
steigenden Zahlen. Schon jetzt und trotz der Annahme sinkender
Schülerzahlen stellen die beiden anderen Studien einen Mangel von
mindestens 8.700 einschlägig qualifizierten Berufsschullehrkräften fest.
Geht man dann, wie das FiBS errechnet hat, von steigenden Schülerzahlen
aus, wird der zu erwartende Mangel an Lehrenden sogar noch deutlich größer
ausfallen und könnte bis zu 20.000 betragen.

"Im Ergebnis bedeuten die vorliegenden Prognosen, dass die berufliche
Bildung junger Menschen in Deutschland erheblich unter Druck gerät",
formuliert der Bildungsökonom. "Hätte das Werben für die duale Ausbildung
Erfolg, müssten die Auszubildenden damit rechnen, dass die
Unterrichtsversorgung in den Berufsschulen nicht gewährleistet ist.
Kultus- und Wissenschaftsministerien sind gefordert, hier möglichst
schnell aktiv zu werden, um eine hochwertige Ausbildung junger Menschen
sicherzustellen. Gelingt das nicht, sind junge Menschen dann besser
beraten, ein Hochschulstudium anzustreben. Ohne hier unnötig dramatisieren
zu wollen: Der sich abzeichnende Lehrkräftemangel in fast allen Bereichen
des Schulsystems droht zu einer Gefahr für das Qualifikationsniveau junger
Menschen zu werden und könnte den Fachkräftemangel weiter verschärfen."


Originalpublikation:

https://www.fibs.eu/fileadmin/user_upload/Prognose_BB-Schulen-2018_A4-web.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution674
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WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





FISCHEREI/268: Mehr Fisch aus nachhaltiger Aquakultur auf den Teller (idw)

Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie - 06.11.2018

Mehr Fisch aus nachhaltiger Aquakultur auf den Teller!



Fisch und Fischprodukte sind Bestandteile einer ausgewogenen und gesunden
Ernährung. In Deutschland kommen jährlich mehr als eine Million Tonnen
Fisch und Fischprodukte auf deutsche Teller. Nur etwa zwei Prozent stammen
dabei aus heimischer Aquakultur, weitere 18 Prozent aus der deutschen
Hochseefischerei. Der große Rest des in Deutschland verzehrten Fischs wird
aus verschiedenen Teilen der Erde importiert.

Fische aus dem Inland statt Seefisch

Deutsche essen vor allem Seefisch, allen voran Lachs, Alaska-Seelachs und
Hering, die zu einem großen Teil aus der marinen Fangfischerei stammen.
Das führt unter anderem dazu, dass die Bestände überfischt werden. Das
Öko-Institut empfiehlt daher, die Versorgung mit Fisch aus heimischen
Beständen sicher zu stellen. Dann kämen Fischarten wie Forelle, Zander
oder Karpfen auf die Teller, die einen deutlich besseren ökologischen
Fußabdruck haben, insbesondere wenn sie aus nachhaltiger Aquakultur
stammen.

"Es gilt hier vor allem auch die Verbraucherinnen und Verbraucher davon zu
überzeugen, dass heimische Fischarten eine schmackhafte Alternative und
gleichzeitig eine ökologisch gute Wahl sind", fügt Florian Antony,
Projektleiter am Öko-Institut hinzu. "Folgen wir den Empfehlungen der
Deutschen Gesellschaft für Ernährung sollte unser Fischkonsum zudem leicht
sinken."

Nachhaltige Aquakultur: Lösung für den Fischkonsum morgen

Das Öko-Institut betont dabei die Vorteile der Aufzucht in heimischer
Aquakultur, die einen Beitrag zum nachhaltigen Fischverzehr von morgen
leisten kann. Schon heute liefert insbesondere die Fischzucht in Teichen
und Durchflussanlagen qualitativ und ökologisch hochwertige, regional
erzeugte Lebensmittel. Insgesamt wurden in Deutschland von 2012 bis 2016
jährlich rund 20.000 Tonnen Fisch in Aquakultur aufgezogen. Bei der
Fischzucht in Aquakultur besteht ein ökologisch vertretbares
Wachstumspotenzial, so die Forscher, das genutzt werden sollte, um die
Eigenversorgung mit Fisch zu steigern.

Aquakulturanlagen ausbauen und nachhaltig betreiben

Zentrale Forderung des eigenfinanzierten Projekts des Öko-Instituts: In
der Zukunft sollten Aquakulturanlagen, möglichst als Binnen-Aquakultur an
Flüssen, Seen und Teichen, erhalten, wo möglich und sinnvoll ausgebaut und
konsequent nachhaltig betrieben werden. Dazu gehört insbesondere,
nachhaltig produziertes Fischfutter zu verwenden. Fischfutter ist heute
eine der Haupteinflussgrößen bei der Ökobilanz von Aquakulturanlagen.

Kritisch ist vor allem, dass es nach wie vor zu Teilen aus Fischmehl und
Fischöl hergestellt wird, welche aus dem Fang von Wildfischen gewonnen
werden. Stattdessen sollten Fische in nachhaltiger Aquakultur verstärkt
mit Futtermitteln auf Basis von Mikroalgen, Ölsaaten und ggf.
Insektenprotein gefüttert werden. Hierzu ist nach Ansicht der
Wissenschaftler am Öko-Institut weitere Forschung und mehr Transparenz
notwendig.

Forschungs- und Entwicklungsbedarf für nachhaltige Aquakultur

Zusätzlich sollten weitere Schritte für eine nachhaltige zukünftige
Entwicklung der Aquakultur unternommen werden, darunter die weitere
Erforschung und Verbreitung von sogenannten Kreislaufanlagen, in denen die
Fische in weitgehend geschlossenen Systemen gehalten werden. Sie zeichnen
sich durch einen geringeren Wasserverbrauch und geringeres
Eutrophierungsrisiko - also einem zu hohen Eintrag an Nährstoffen in die
Gewässer - aus. Negativ schlägt heute noch ihr hoher Energieverbrauch zu
Buche, der in der Zukunft optimiert werden muss bzw. sollten die Anlagen
mit erneuerbaren Energien klimafreundlich betrieben werden.

Auch die traditionelle Aufzucht in Teich- und Durchfluss-Aquakulturen
könnte moderat ausgebaut werden. Hier gilt es in erster Linie die
vorhandene Erfahrung und Kompetenzen von Fachkräften der Fischwirtschaft
zu erhalten.

Modell für die Zukunft der nachhaltigen Aquakultur

Für eine bessere Bewertung der ökologischen Nachhaltigkeit der Aquakultur
in Deutschland haben die Experten des Öko-Instituts im Rahmen des
Eigenprojekts zudem ein Modell entwickelt, das künftige Entwicklungen des
Sektors abbilden kann. Das Modell "AMOUNT" (Aquakultur Monitoring Umwelt
und Nachhaltigkeit) bildet auf Basis des jährlichen Pro-Kopf-Konsums den
Fischbedarf in Deutschland, dessen Produktion in verschiedenen
Teilsektoren der Aquakultur und den mit der Fischproduktion verbundenen
Ressourcenverbrauch ab. Es berücksichtigt dabei sowohl die Fischproduktion
in Teichen und Durchflussanlagen als auch die Fischproduktion in
Kreislaufanlagen.


Das Öko-Institut ist eines der europaweit führenden, unabhängigen
Forschungs- und Beratungsinstitute für eine nachhaltige Zukunft. Seit der
Gründung im Jahr 1977 erarbeitet das Institut Grundlagen und Strategien,
wie die Vision einer nachhaltigen Entwicklung global, national und lokal
umgesetzt werden kann. Das Institut ist an den Standorten Freiburg,
Darmstadt und Berlin vertreten.


Originalpublikation:

Studie "Politik für eine Nachhaltige Aquakultur 2050" und Modell "AMOUNT"
(Aquakultur Monitoring Umwelt und Nachhaltigkeit) des Öko-Instituts

https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/Politik-fuer-Nachhaltige-Aquakultur-2050.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution429
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie, 06.11.2018
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FORSCHUNG/1166: Damit Käse & Co. besser schmecken (idw)

Technische Universität München - 06.11.2018

Damit Käse & Co. besser schmecken



Forschende der Technischen Universität München (TUM), des
Leibniz-Instituts für Lebensmittel-Systembiologie und der Universität
Hohenheim haben einen neuen methodischen Ansatz entwickelt. Er ermöglicht
es, geschmacksgebende Eiweißfragmente in Lebensmitteln wie Käse oder
Joghurt schneller zu identifizieren und damit Produktionsprozesse zu
optimieren.

Weltweit ist der Geschmack fermentierter Lebensmittel wie Käse, Joghurt,
Bier, Hefeteig oder Sojasoße bei Verbrauchern sehr beliebt. Neben
flüchtigen Aromastoffen tragen auch nicht-flüchtige Substanzen wesentlich
zu ihrem charakteristischen Geschmacksprofil bei. Hierzu zählen vor allem
Bruchstücke von langen Eiweißmolekülen, die zum Beispiel bei der
mikrobiellen oder enzymatischen Umwandlung (Fermentation) von Milch- oder
Getreideeiweiß entstehen.

Derzeit ist jedoch noch unklar, welche der über tausend verschiedenen
Eiweißfragmente in fermentierten Milchprodukten geschmacksentscheiden
sind. Eine Ursache hierfür ist, dass bisher eingesetzte analytische
Methoden sehr arbeitsaufwendig und zeitintensiv sind.

Neue analytische Vorgehensweise schafft Abhilfe

Um hier Abhilfe zu schaffen, hat ein Wissenschaftlerteam um Thomas
Hofmann, Leiter des Lehrstuhls für Lebensmittelchemie und molekulare
Sensorik an der TUM, eine neue analytische Vorgehensweise entwickelt.
Innovativ an dem Ansatz ist, dass die Forschenden bereits etablierte
Methoden der Proteomforschung mit Methoden der Sensorikforschung
kombinieren, um in der Lage zu sein, die entscheidenden geschmacksgebenden
Eiweißfragmente aus der Vielzahl aller Bruchstücke effizient und schnell
zu identifizieren.

"Wir haben daher für diese Art der Vorgehensweise den Begriff
'Sensoproteomics' geprägt", sagt Andreas Dunkel vom Leibniz-Institut für
Lebensmittel-Systembiologie, der federführend an der Studie beteiligt war.

Das Wissenschaftlerteam testete die Effektivität der neuentwickelten
Vorgehensweise erstmals an zwei verschiedenen Sorten Frischkäse, die sich
in ihrer Bitterkeit unterscheiden. Das Ziel war, diejenigen
Eiweißfragmente zu identifizieren, die für eine bittere Fehlnote im Käse
verantwortlich sind, die unter bestimmten Produktionsbedingungen entsteht.

Der Ansatz, der 1.600 Möglichkeiten auf 17 reduziert

Zunächst führten die Forschenden eine umfangreiche Literaturanalyse durch.
Nach dieser kamen theoretisch ca. 1.600 verschiedene Eiweißfragmente in
Frage, die in Milchprodukten enthalten sind. Anschließende durch
In-silico-Methoden unterstützte Flüssigchromatographie-gekoppelte
Massenspektrometer-Untersuchungen verringerten die Zahl der in Frage
kommenden Eiweißbruchstücke auf 340. Am Ende engten vergleichende
spektrometrische, sensorische und quantitative Analysen die Zahl der für
den bitteren Käsegeschmack verantwortlichen Fragmente auf 17 ein.

Hofmann, der auch Direktor des Leibniz-Instituts für
Lebensmittel-Systembiologie ist, ist überzeugt: "Der von uns entwickelte
'Sensoproteomics'-Ansatz wird künftig dazu beitragen, geschmacksgebende
Eiweißfragmente verschiedenster Lebensmittel im Hochdurchsatzverfahren
schnell und effizient zu identifizieren - eine nicht-unwesentliche Hilfe,
um Produkte geschmacklich zu optimieren."


Förderung:

Das o.g. Forschungsprojekt der Forschungsvereinigung Forschungskreis der
Ernährungsindustrie e.V. wurde über die Arbeitsgemeinschaft industrieller
Forschungsvereinigungen "Otto von Guericke" e.V. im Rahmen des Programms
zur Förderung der Industriellen Gemeinschaftsforschung vom
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie aufgrund eines Beschlusses
des Deutschen Bundestages gefördert.


Originalpublikation:

Sebald K, Dunkel A, Schäfer J, Hinrichs J, Hofmann T (2018) J Agric Food
Chem, DOI: 10.1021/acs.jafc.8b04479. Sensoproteomics: A New Approach for
the Identification of Taste-Active Peptides in Fermented Foods

https://pubs.acs.org/doi/10.1021/acs.jafc.8b04479

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73
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VERBAND/2329: Ausstieg aus der betäubungslosen Ferkelkastration - Gesetzentwurf begrüßt (AbL)

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Pressemitteilung, Hamm / Berlin, 06.11.2018

Schneller und praktischer Ausstieg aus der betäubungslosen
Ferkelkastration 

AbL begrüßt Gesetzentwurf von CDU/CSU und SPD und sieht das BMEL gefordert



Die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) begrüßt den
Gesetzentwurf der Bundestagsfraktionen von CDU/CSU und SPD zur Änderung des
Tierschutzgesetzes, mit dem die betäubungslose Ferkelkastration so schnell
wie möglich, maximal aber bis Ende 2020 beendet werden soll.

"Wir sind für einen schnellstmöglichen Ausstieg aus der betäubungslosen
Ferkelkastration, denn dieser Eingriff widerspricht dem Tierschutz, wie er
im Tierschutzgesetz festgeschrieben ist und wie die Bürgerinnen und Bürger
das zu Recht einfordern. Gerade deshalb fordern wir, dass die bäuerlichen
Sauenhalterinnen und Sauenhalter so schnell wie möglich ganz praktisch in
die Lage versetzt werden, auf die betäubungslose Kastration der Ferkel zu
verzichten und die wirksame Schmerzausschaltung zu gewährleisten", erklärt
der AbL-Vorsitzende Martin Schulz.

"Über fünf Jahre lang hat vor allem das Bundeslandwirtschaftsministerium
diese Arbeit unterlassen. Jetzt gilt es, die für die Betriebe möglichen
Alternativen rechtlich so schnell wie möglich abzusichern, die
entsprechenden Arzneimittel und Narkosegeräte in der Fläche verfügbar zu
machen und die Praktikerinnen und Praktiker im tier- und sachgerechten
Umgang zu schulen, damit sie die Techniken auch ohne Tierarzt selbst
anwenden können", beschreibt Schulz die Aufgabe.

"Der Gesetzentwurf, den die Bundestagsfraktionen von CDU/CSU und SPD heute
beschließen wollen, legt nun fest, dass das Bundesministerium BMEL endlich
zu handeln hat. Das ist ein riesiger Fortschritt. Das BMEL hat bis
spätestens Ende Mai die schon seit längerem angekündigte Verordnung
vorzulegen, mit der die notwendigen Voraussetzungen zur Anwendung der
alternativen Verfahren durch den Landwirt geschaffen werden. Es steht sogar
im Gesetz, dass die Arzneimittel-Zulassung des Narkosemittels Isofluran
unverzüglich zu erfolgen hat und die Anschaffung gegebenenfalls notwendiger
Geräte finanziell zu fördern hat. Es ist ein Armutszeugnis für die
bisherigen Bundeslandwirtschaftsminister, dass der Gesetzgeber all dieses
in ein Gesetz schreiben muss. Gut ist, dass er es nun tut", kommentiert der
AbL-Vorsitzende und NEULAND-Schweinemäster Schulz.

"Der Gesetzentwurf sieht vor, dass der Ausstieg aus der betäubungslosen
Ferkelkastration eben nicht erst zum Ende der verlängerten Frist vollzogen
wird, sondern sofort konkret damit begonnen wird. Wenn dabei alle ihre
Aufgaben erfüllen und ihre Möglichkeiten nutzen, kann das auch im Jahr 2019
schon geschafft sein. Das muss unser aller Ziel sein. Nicht nur angesichts
der ruinösen Ferkelpreise ist es entscheidend, die bäuerlichen
Sauenhalterinnen und Sauenhalter dabei aktiv mitzunehmen", so Schulz.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. November 2018
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ASYL/1315: Seehofer-Deal mit Griechenland - Illegale Zurückweisungen an deutscher Grenze sind die Folge (Pro Asyl)

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 7. November 2018

PRO ASYL zum Seehofer-Deal mit Griechenland

Illegale Zurückweisungen an deutscher Grenze sind die Folge



Heute diskutiert der Bundestag in einer Fragestunde über das
deutsch-griechische Zurückweisungsabkommen (Frage 48 f). Report Mainz und
zuvor die Partnerorganisation von PRO ASYL, Refugee Support Aegean (RSA),
veröffentlichten wesentliche Inhalte des Deals [1]. Laut Abkommen sollen
Betroffene, die in Deutschland ein Asylgesuch vorbringen und in
Griechenland als EURODAC 1-Treffer identifiziert sind, innerhalb von 48
Stunden abgeschoben werden.

»Dies ist eine Umgehung des Rechtsstaats. Ein fragwürdiger Deal soll
verbindliches Europa-Recht ersetzen. Es ist inakzeptabel, dass die
Bundespolizei ermächtigt wird, an der deutschen Grenze Asylsuchende zu
packen, um sie nach Griechenland zu verfrachten, ohne dass eine sorgfältige
Prüfung durch das Bundesamt erfolgt, ob dort ein rechtsstaatliches
Verfahren in menschenwürdigen Verhältnissen gegeben ist«, kritisiert PRO
ASYL-Geschäftsführer Günter Burkhardt.

Anfang Oktober ist ein Fall an PRO ASYL herangetragen worden, bei dem
Vieles auf eine rechtswidrige Abschiebung nach Griechenland hindeutet. Die
Bundespolizei verweigert die Einreise, da »Anhaltspunkte dafür vorliegen«,
dass ein anderer EU-Mitgliedstaat zuständig sei. In diesem und einem
weiteren Fall eines ebenfalls nach Griechenland Abgeschobenen unterstützt
PRO ASYL den Betroffenen im Klageverfahren.

Das Bundesinnenministerium (BMI) schafft sich ein Instrumentarium, das so
angelegt ist, dass potentiell eine hohe Zahl von Asylsuchenden ohne
rechtsstaatliches Verfahren nach der Dublin-Verordnung abgefertigt werden
kann. Die Mehrzahl derer, die nach Deutschland über Griechenland einreisen,
wurde dort bereits registriert.

Hintergrundinformationen

PRO ASYL weist darauf hin, dass das Bundesverfassungsgericht und viele
deutsche Gerichte Überstellungen von Asylsuchenden oder bereits Anerkannten
nach Griechenland gestoppt haben. Die Europäische Menschenrechtskonvention
(EMRK) und die Dublin-Verordnung verlangen entsprechend der Rechtsprechung
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte eine sorgfältige
Einzelfallprüfung, die so nicht mehr gegeben ist.

Erst am 31. Juli 2018 hat das Bundesverfassungsgericht entschieden, dass
nicht pauschal davon ausgegangen werden kann, dass ein in Griechenland
Anerkannter wieder dorthin zurückgeschickt werden kann. Stattdessen müssen
Behörden und Verwaltungsgerichte prüfen, ob eine Überstellung im
individuellen Fall möglich ist und tatsächlich in Griechenland der Zugang
zu Unterkunft, Lebensmittel und medizinischer Versorgung für die
Betroffenen besteht. Das Verfassungsgericht verweist ausdrücklich auf die
Berücksichtigung des Berichts von PRO ASYL zur Situation von Anerkannten in
Griechenland (Legal Note: »Rights and effective protection exist only on
paper: The precarious existence of beneficiaries of international
protection in Greece«, 23. Juni 2017).

Das muss dann ebenso Konsequenzen für die Überstellung von Asylsuchenden
haben, vgl. VGH BaWü, Beschluss v. 15.03.2017, A 11 S 2151/17: »Die besten
Aufnahmebedingungen während des Anerkennungsverfahrens wären unzureichend,
wenn den Betroffenen anschließend nach einer Anerkennung Verelendung droht,
und umgekehrt.« (Rn. 25). Auch zahlreiche Verwaltungsgerichte stoppen die
Dublin-Überstellungen nach Griechenland.

Der Zugang zu Gerichten darf nicht blockiert werden

Das Vorgehen des BMI ist rechtswidrig: Die verbindliche
Dublin-III-Verordnung, die gerade solche Fälle regelt, verlangt zunächst
eine Prüfung durch die zuständige Behörde sowie die effektive Möglichkeit,
Rechtsmittel gegen diese Entscheidungen einzulegen.

Zunächst hat überhaupt eine Prüfung zu erfolgen, welcher Staat für die
Durchführung des Asylverfahrens zuständig ist (Art. 3 Abs. 1 i.V.m. Art. 20
ff. Dublin-VO). Diese Prüfung kann nicht durch einen EURODAC-Treffer
ersetzt werden. Die Dublin-III-Verordnung enthält einen ganzen
Kriterienkatalog, nach welchem Deutschland oder ein anderer Staat zuständig
sein könnte (Art. 8 ff Dublin-VO), es ist gerade kein 
»5-Minuten-Verfahren«. Außerdem schreibt die Verordnung ganz klar die Möglichkeit vor,
Rechtsmittel gegen eine solche Entscheidung der Überstellung einlegen zu
können, währenddessen keine Abschiebung erfolgen darf (Art. 27 Dublin-VO).
Auch dies fußt auf dem menschenrechtlich garantierten Recht auf einen
effektiven Rechtsbehelf (Art. 13 EMRK). Dies analysiert Dr. Constantin
Hruschka vom Max-Planck-Institut für Sozialrecht und Sozialpolitik in
München.


Anmerkung:

[1] http://rsaegean.org/the-administrative-arrangement-between-greece-and-germany/?tbclid=IwAR2Txl3WfxXxRE2-afr4cwelFaEWLWGu6B-8W8o950

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 7. November 2018
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PARTEIEN/175: Die Deutsche Kommunistische Partei kandidiert zur EU-Wahl (DKP)

Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) - 7. November
2018

DKP kandidiert zur EU-Wahl



Die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) hat am vergangenen Wochenende in
Kiel ihre Bundesliste für die Kandidatur zur EU-Wahl aufgestellt. Die
Kommunistinnen und Kommunisten treten mit 37 Kandidatinnen und Kandidaten
aus Ost- und Westdeutschland zur Wahl an. Die Liste wird angeführt von Olaf
Harms, Mitglied des DKP-Parteivorstandes und als ver.di-Mitglied, aktiv im
Hamburger "Bündnis für mehr Personal im Krankenhaus", der
Bundesvorsitzenden der SDAJ, Lena Kreymann, und Patrik Köbele, Vorsitzender
der DKP.

Köbele begründete die Eigenkandidatur der DKP auf der Wahlversammlung vor
allem mit der Notwendigkeit, die Friedenskräfte im Land zu stärken und der
umfassenden Rechtsentwicklung entgegenzutreten. Hauptforderungen der DKP im
Wahlkampf werden sein:

Stoppt die 2-Prozent-Forderung der NATO, stoppt die Verdoppelung der
Rüstungsausgaben!

Frieden mit Russland - Raus aus der NATO!

Keine weitere Militarisierung der EU!

"Diese Forderungen zu stellen, das nimmt uns keiner ab", so Köbele. Als
zweiten Grund nannte der DKP-Vorsitzende das gesellschaftliche Klima, in
dem viele Menschen AfD wählen und Nationalisten und Rassisten
hinterherlaufen. Hintergrund seien die zunehmende Perspektivangst und die
von den Herrschenden instrumentalisierte Frage von Flucht und Migration.
"Die Perspektivangst ist doch völlig berechtigt und es ist auch klar, dass
die Konkurrenz unter den Ausgebeuteten zunimmt, wenn mehr Menschen ins Land
kommen." Das ist von den Herrschenden so gewollt. Sie sind der Gegner und
nicht die Geflüchteten und Migranten.

Die EU gehöre zu den Fluchtverursachern, so Köbele. Er kennzeichnete sie
vor allem als ein Instrument zur Durchsetzung der Interessen der
herrschenden Klasse in den stärksten Ökonomien der EU und damit als
Instrument des deutschen Imperialismus. Sie sei nicht fortschrittlich
reformierbar. Im EU-Wahlkampf gehe es darum der verbreiteten Skepsis
gegenüber der EU in der Bevölkerung einen fortschrittlichen Ankerpunkt zu
geben. "Wir dürfen das nicht den Rechten überlassen!", so Köbele. Als einen
sozialpolitischen Schwerpunkt im Wahlkampf nannte Köbele den Kampf der
Klinikbeschäftigten um Personalbemessung, der nach ersten Erfolgen
weiterhin die Solidarität aus der Bevölkerung brauche, und weit über den
Gesundheitsbereich hinaus wirke.

Die Bundesliste der DKP zeichnet sich insgesamt durch einen hohen Anteil
aktiver GewerkschafterInnen aus. Neben Olaf Harms kandidieren Monika 
Münch-Steinbuch aus Stuttgart, Vertreterin der DKP im bundesweiten Bündnis
"Krankenhaus statt Fabrik", Detlev Beyer-Peters,
Konzernbetriebsratsvorsitzender des AWO Bezirks Westliches Westfalen, und
Markus Zieger aus Erfurt, Altenpfleger und Mitglied in der
Gesamtmitarbeitervertretung der Diakonie. Mit Marion Köster aus Essen,
Achim Bigus aus Osnabrück und Volkmar Schneppat aus Erfurt kandidieren
aktive IG Metaller und mit Rainer Perschewski aus Berlin, der
Bundesbetriebsgruppensprecher der EVG. Auch Silvia Rölle, Landessprecherin
der VVN-BdA in NRW, Lucas Zeise, ehemaliger Kolumnist der Financial Times
Deutschland und ehemaliger Chefredakteur der UZ, und Arnold Schölzel,
Mitglied der Chefredaktion der jungen Welt und Chefredakteur des Rotfuchs,
gehören zu den 37 KandidatInnen.

Zur Absicherung der Kandidatur muss die DKP 4 000
Unterstützerunterschriften sammeln. Damit wird sie in dieser Woche
beginnen. "Wir nutzen die Unterschriftensammlung in dem wir tausende
Gespräche führen: Für Frieden und Abrüstung, für internationale Solidarität
und damit gegen die Rechtsentwicklung in diesem Land", so Köbele.

 * 

Quelle:
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KRIEG/1718: Paris - eine klare Sprache ... (SB)



Angesichts eines Russlands, das an unseren Grenzen steht und
gezeigt hat, wie bedrohlich es sein kann, brauchen wir ein Europa, das
sich besser und in souveräner Manier selbst verteidigen kann, ohne von
den USA abhängig zu sein.

Emmanuel Macron im Interview mit dem Radiosender Europe 1 [1]

Der französische Präsident Emmanuel Macron hielt sich anläßlich der
Gedenkfeierlichkeiten zum 100. Jahrestag des Endes des Ersten
Weltkriegs gar nicht erst damit auf, scheinheilig die Friedenstaube zu
geben und unter Krokodilstränen millionenfache Opfer zu beklagen. Zum
Auftakt seiner einwöchigen Reise durch den Norden des Landes, wo er
die Schauplätze der furchtbarsten Schlachten aufsucht, verkündete er
im Pathos der Heldenverehrung, daß "einfache Soldaten, Offiziere,
Freiwillige, Einberufene, Karrieremilitärs und Generale, aber auch
Frauen im Dienste der Kämpfer, diese ganze Armee, die ein Volk war,
dieses ganze Volk, das zu einer siegreichen Armee wurde, im Panthéon
geehrt" würden.

Damit nicht genug, nahm der Präsident die Gelegenheit wahr, die Kriege
von morgen ins Visier seines Feldherrnblicks zu nehmen. Er forderte
abermals den Aufbau einer eigenständigen europäischen Armee, denn ohne
eine "wahre europäische Armee" könnten sich die Europäer nicht
verteidigen. Mit Blick auf "Russland, das an unseren Grenzen steht und
das zur Bedrohung werden könnte", dürften sich die Europäer "nicht
allein auf die USA verlassen". Macron begründete seine Forderung mit
der Warnung vor "autoritären Mächten, die an den Grenzen Europas
aufsteigen und die sich wieder bewaffnen". Europa müsse sich
verteidigen "mit Blick auf China, auf Russland und sogar auf die USA",
erweiterte er das Spektrum möglicher Aggressoren auf die Führungsmacht
der NATO. Der von US-Präsident Donald Trump angekündigte Rückzug aus
dem INF-Abrüstungsvertrag mit Rußland sei eine Gefahr für Europa, so
der französische Staatschef: "Wer ist das Hauptopfer?", fragte Macron
und gab selbst die Antwort: "Europa und seine Sicherheit." [2]

Am Freitag wird er in Nordfrankreich gemeinsam mit der britischen
Premierministerin Theresa May an die Schlacht an der Somme von 1916
erinnern. Am Samstag will er dann in Compiègne nördlich von Paris mit
Angela Merkel zusammentreffen, um des Waffenstillstandes vom 11.
November 1918 zu gedenken. Höhepunkt der Gedenkveranstaltungen wird am
Sonntag eine große Zeremonie am Pariser Triumphbogen mit Dutzenden
Staats- und Regierungschefs aus aller Welt sein, zu der pikanterweise
auch US-Präsident Donald Trump und der russische Staatschef Wladimir
Putin erwartet werden, deren Länder Macron soeben als mögliche
künftige Kriegsgegner klassifiziert hat.

Zweifellos versucht Frankreichs Präsident mit seinem aktuellen Vorstoß
auch, von den wachsenden innenpolitischen Problemen abzulenken. Die
umstrittenen Sozialreformen, Kürzungen der Familienleistungen, das
Arbeitsrecht, die höhere Besteuerung von Diesel oder der ausbleibende
wirtschaftliche Aufschwung lassen seinen Stern sinken, zuletzt war
immer wieder von der Entzauberung Macrons zu lesen. Viele seiner
großen Projekte verliefen im Sande, während er seine Landsleute
mit sozialen Grausamkeiten überzieht. [3] Dessen ungeachtet griffe ein
Abwinken viel zu kurz, das die "wahre europäische Armee" als bloßes
Luftschloß eines Politstars in Absturznöten ohne substantiellen Gehalt
mißdeutete.

Emmanuel Macron hatte bereits im vergangenen Jahr vorgeschlagen, bis
2020 eine gemeinsame europäische Interventionstruppe für
Kriseneinsätze zu schaffen. Zudem regte er ein gemeinsames
Verteidigungsbudget und eine gemeinsame Doktrin an. Damals gab sich
Bundesverteidigungsministerin Ursula von der Leyen zurückhaltend und
nahm Macron mit den Worten den Wind aus den Segeln, dessen Vorschläge
seien "kein Projekt unmittelbar für morgen". Wie schnell das
Übermorgen heranrücken kann, stellte nicht lange darauf die Kanzlerin
unter Beweis, die sich im Juni offener für die Initiative des
französischen Staatschefs zeigte: "Ich stehe Präsident Macrons
Vorschlag einer Interventionsinitiative positiv gegenüber." Eine
europäische Interventionstruppe müsse aber in die bestehende "Struktur
der verteidigungspolitischen Zusammenarbeit" der EU eingefügt werden,
sagte die Kanzlerin damals.

Daß Angela Merkel offensichtlich vor einem deutsch-französischen
Alleingang bei der Aufrüstung Europas warnt, dürfte nicht zuletzt mit
der wachsenden Bedeutung der Bundeswehr in der NATO zusammenhängen.
Beim Großmanöver "Trident Juncture 2018" in Norwegen, wo vom 25.
Oktober bis zum 23. November der Krieg gegen Rußland geübt wird, sind
die deutschen Streitkräfte mit 10.000 Soldaten und umfangreichem
Kriegsgerät der zweitgrößte Truppensteller. Das
Bundesverteidigungsministerium läßt es die Steuerzahler 90 Millionen
Euro kosten, bei dieser Übung eine Vorreiterrolle einzunehmen. Zum
einen geht es um ein Signal an die US-Regierung, daß Deutschland
bereit und fähig sei, mehr Verantwortung innerhalb des
Militärbündnisses zu übernehmen. Vor allem aber übernimmt die
Bundeswehr Anfang 2019 die Führung der schnellen Eingreiftruppe der
NATO in Osteuropa. Die 2014 gegründete, auch als Speerspitze der NATO
bezeichnete Very High Readiness Joint Task Force (VJTF) mit bis zu
8.000 Soldaten trägt insbesondere den Befürchtungen unter den
Mitgliedsländern Polen, Estland, Lettland und Litauen Rechnung, die im
Falle eines Konflikts mit dem von den westlichen Mächten einkesselten
Rußland zuallererst im Fokus militärischer Auseinandersetzungen
stünden.

Ende Juli hatte die Bundesregierung eine neue "Konzeption der
Bundeswehr" vorgelegt, der zufolge die Vorbereitung auf das gesamte
Spektrum der Kriegsführung von kleineren Einsätzen bis hin zu
umfassenden Operationen vorangetrieben werden soll. Wie es in dem
Strategiepapier weiter heißt, müsse die Bundeswehr über "Kräfte und
Mittel verfügen, die nach kurzer Vorbereitung an den Grenzen oder
jenseits des Bündnisgebiets einsetzbar sind". Die Rede ist von einer
"sehr großen, hoch intensiven Operation", die einen "massiven Ansatz
von Kräften und Mitteln hoher Verfügbarkeit" erforderlich mache, womit
zwangsläufig nur ein Krieg gegen Rußland gemeint sein kann.

Wie eng verwandt die längerfristigen militärischen Einschätzungen und
Planungen in Paris und Berlin sind, unterstreicht ein Strategiepapier,
in dem die Bundeswehr Szenarien für die gesellschaftliche Entwicklung
in den kommenden Jahren entworfen hat. Wie aus der "Strategischen
Vorausschau 2040" hervorgeht, die bereits Ende Februar von der Spitze
des Verteidigungsministeriums verabschiedet wurde, hält die Bundeswehr
ein Auseinanderbrechen der EU und eine Welt in zunehmendem Chaos in
den nächsten Jahrzehnten für denkbar. In dem vertraulichen Dokument
spielen die Streitkräfte zum ersten Mal in ihrer Geschichte durch, wie
gesellschaftliche Trends und internationale Konflikte die deutsche
Sicherheitspolitik in den nächsten Jahrzehnten beeinflussen könnten.

Die Studie geht in dem Szenario "Die EU im Zerfall und Deutschland im
reaktiven Modus" von einer "multiplen Konfrontation" aus. Beschrieben
wird eine Welt, in der die internationale Ordnung nach "Dekaden der
Instabilität" erodiert, die Wertesysteme weltweit auseinanderdriften
und die Globalisierung gestoppt ist: "Die EU-Erweiterung ist
weitgehend aufgegeben, weitere Staaten haben die Gemeinschaft
verlassen. Europa hat seine globale Wettbewerbsfähigkeit verloren."
Und weiter: "Die zunehmend ungeordnete, zum Teil chaotische und
konfliktträchtige Welt hat das sicherheitspolitische Umfeld
Deutschlands und Europas dramatisch verändert." Die von
Wissenschaftlern des Bundeswehrplanungamtes erstellten Simulationen
stellen zwar ausdrücklich keine Prognosen dar, werden aber dennoch
"mit dem Zeithorizont 2040" für "plausibel" erachtet. [4]

Die Bundesregierung ist einer eigenständigen Militärstrategie der
europäischen Mächte keineswegs abgeneigt, will diese aber vorerst im
Gleichschritt mit den Bündnisverpflichtungen im Rahmen der NATO
entwickeln und ausbauen. Zum einen sind den finanziellen und
militärischen Mitteln Deutschlands ungeachtet der massiven Aufstockung
des Rüstungshaushalts Grenzen gesetzt. Zum anderen sind die USA unter
Trump zwar ein höchst unsicherer Kantonist, doch vorerst als größte
Militärmacht der Welt unverzichtbar im Kontext expansionistischer
Ambitionen der Bundesrepublik. Daß der Aufstieg zu einer
Hegemonialmacht ungeachtet aller Verwerfungen im europäischen Umfeld
und in den globalen Bündnisstrukturen keineswegs ad acta gelegt wird,
belegen die strategischen Sondierungen zu einem möglichen Szenario, in
dem Deutschland auf sich allein gestellt seine Interessen
durchzusetzen versucht.


Fußnoten:

[1] www.jungewelt.de/artikel/343057.frankreichs-präsident-will-eu-armee-macrons-kalter-krieg.html

[2] www.sueddeutsche.de/politik/militaer-europa-verteidigung-1.4198669

[3] www.heise.de/tp/features/Macron-will-eine-wahre-europaeische-Armee-4212963.html

[4] www.t-online.de/nachrichten/deutschland/militaer-verteidigung/id_82636304/geheime-studie-bundeswehr-spielt-zerfall-der-europaeischen-union-durch.html
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MELDUNG/191: Auch Bedürftige wollen keine "verwanzten" Matratzen, "versiffte" Toiletten oder grelles Licht (idw)

HAWK Hochschule für angewandte Wissenschaft und Kunst, Fachhochschule
Hildesheim/Holzminden/Göttingen - 06.11.2018

Auch Bedürftige wollen keine "verwanzten" Matratzen, "versiffte"
Toiletten oder grelles Licht

HAWK-Wissenschaftlerinnen befragen im Rahmen einer Studie Betroffene nach
Hürden, Hilfsangebote anzunehmen



Wenn Hilfsangebote zum Beispiel Beschämung auslösen, dann ist es
unwahrscheinlich, dass sie angenommen werden. Sie verpuffen. Das gilt
besonders bei Menschen, die das soziale Netz bisher nicht auffangen
konnte, wie Wohnungslose, Menschen mit hoher Überschuldungsintensität oder
Drogenabhängige. Dabei sind sie in besonderer Weise auf Hilfen angewiesen,
gerade weil sie bisher nicht erreicht werden konnten. Um dies zu ändern
hat sich die so genannte niedrigschwellige Soziale Arbeit zum Ziel
gesetzt, es Betroffenen möglichst leicht zu machen, sich helfen zu lassen.

Dr. habil. Gitta Scheller, Verwaltungsprofessorin an der HAWK-Fakultät
Soziale Arbeit und Gesundheit, und Studentin Lisa Dauer haben jetzt in
einer Studie mit Betroffenen unter anderem in Hildesheim und Hannover
untersucht, ob das funktioniert. Ihre Ergebnisse sind ernüchternd: "Der
Zugang zu den Hilfsangeboten und ihre Nutzung sind durch eine Vielzahl von
Hürden erschwert. Der Anspruch, niedrigschwellige Arbeit zu leisten und
deren Einlösung in der Praxis klaffen auseinander", sagt Scheller.

"In unserer explorativen Studie war uns wichtig, die Wirkung der Angebote
aus der Perspektive der Nutzer und Nutzerinnen zu untersuchen. So haben
wir Menschen qualitativ befragt, die auf Angebote der Wohnungslosenhilfe,
der Opferhilfe und der Tafel angewiesen sind", beschreibt Gitta Scheller
Ziel und Vorgehensweise der Studie. Das Ergebnis: Menschen haben auf den
vielfältigsten Ebenen Hürden zu überwinden, die es so nicht geben sollte.
Wer bei der Opferhilfe nur den Anrufbeantworter erreiche, lege den Hörer
wieder auf und melde sich womöglich nie wieder. Wer als Frau Gewalt durch
einen Mann - oder umgekehrt - wer als Mann Gewalt durch eine Frau erfahren
habe, möchte sich lieber einem/einer Sozialarbeiter/in des eigenen
Geschlechts anvertrauen. Ein weiteres Thema war die fehlende Anonymität.
In einem Büro, in dem mehrere Sozialarbeiter/innen gleichzeitig Beratungen
mit Klient/inn/en durchführen, sei eine vertrauliche Atmosphäre eben nicht
gewährleistet.

Laut Scheller und Dauer bestand eine weitere Barriere darin, dass die
Inanspruchnahme von Hilfen mitunter Gefühle der Beschämung auslöste. Was
zum Beispiel der Fall ist, wenn Betroffene Sozialarbeiterinnen oder
Sozialarbeiter um Geld bitten müssen. Aber auch die Orte der Hilfe rückten
in den Fokus: die Ausstattung von Tagestreffs oder
Übernachtungsmöglichkeiten. Nutzerinnen und Nutzer, die wenig Geld hätten,
hätten vielfach ganz andere Vorstellungen von der Gestaltung eines
Tagestreffs für Wohnungslose oder einer Tafel als jene, die die
Einrichtung konzipiert haben.

Die Nutzer/innen schätzten Zweckmäßigkeit, Funktionalität und Sauberkeit.
Stattdessen sähen sie sich auch mal mit "verwanzten" Matratzen in
Schlafunterkünften, "versifften" Toiletten, grellem Licht, ungemütlichen
Großküchen oder langen Tischen für viele und ohne Rückzugsmöglichkeiten
konfrontiert. Das aber irritiere Bedürftige, die sich als 'normal'
verstünden und 'normal' bleiben wollten. Die Interviewten bewerteten die
Gestaltung von Einrichtungen als Fremdsicht der Professionellen auf sich:
als verwahrloste Menschen, die kein Feingefühl, keinen Geschmack hätten
und denen das alles nichts (mehr) ausmachen würde. Gitta Scheller dazu:
"Die Geschmacksdiskrepanzen scheinen nach unseren Interviews umso größer
zu sein, je niedriger die soziale Position der Nutzenden ist."

Die Studie zeigt weiter, dass der Anspruch der Zielgruppenoffenheit, das
heißt allen Bedürftigen den Zugang zum Beispiel zu den Tagestreffs zu
ermöglichen, auch zu Konflikten zwischen den verschiedenen Nutzergruppen
führen kann: den "Hartalkis", Drogenabhängigen und jenen, die sich als
"normal" definieren. Träfen Letztere zum Beispiel in den Tagestreffs der
Wohnungslosenhilfe auf Nutzende mit antisozialem Verhalten, die auch mal
dealen, klauen und schreien, würden sie daran gehindert, ihr
Selbstwertgefühl als 'normal' aufrecht zu erhalten. Für sie würden
Einrichtungen der niedrigschwelligen Sozialen Arbeit mit diesem Publikum
zu unattraktiven Orten.

Im Ergebnis zeige die Studie, dass es eine Vielzahl von Hürden gebe, fasst
Scheller zusammen: "Niedrigschwellige Soziale Arbeit ist nach unseren
Befunden eine Illusion. Die Hilfsangebote müssen stärker als bisher an den
Bedürfnissen, den kulturellen Kompetenzen und Praktiken der Nutzenden
orientiert sein, wenn sie angenommen werden sollen."




Weitere Informationen unter:

http://www.hawk.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution231

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

HAWK Hochschule für angewandte Wissenschaft und Kunst,

Fachhochschule Hildesheim/Holzminden/Göttingen, 06.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RENTE/720: Grundlegende Reformen erforderlich (SoVD)

Sozialverband Deutschland - 7. November 2018

Rente: Grundlegende Reformen erforderlich

Adolf Bauer: "Arbeitgeber tragen eine soziale Verantwortung für die
Republik"



"Zweifellos wäre es ein positives Signal, falls die Rente im kommenden Jahr
erneut um mehr als drei Prozent steigt. Jedoch muss sich dies erst noch
bewahrheiten", erklärt SoVD-Präsident Adolf Bauer anlässlich des heute
veröffentlichten Berichts der Deutschen Rentenversicherung Bund über die
Finanzentwicklung der gesetzlichen Rente im kommenden Jahr. Fest stehe
hingegen bereits jetzt schon, dass es nicht ausreiche, das Rentenniveau nur
bis zum Jahr 2025 zu stabilisieren: "Nötig ist ein langfristig gesichertes
Rentenniveau bei 53 Prozent. Dies würde das Vertrauen in die gesetzliche
Rentenversicherung stärken und die Gefahr der Altersarmut eingrenzen." Der
Sozialverband SoVD werde weiterhin mit ganzer Kraft für dieses zentrale
Ziel im Kampf gegen die Armutsgefahr im Alter eintreten. Deshalb sei es
auch sehr zu begrüßen, dass mit dem Rentenpaket wenigstens das Absinken des
Rentenniveaus gestoppt werden solle.

Scharf kritisiert Adolf Bauer die Reaktion der Arbeitgeberverbände auf das
Rentenvorhaben der Bundesregierung: "Arbeitgeber tragen eine soziale
Verantwortung für die Republik. Und die liegt gewiss nicht darin,
Rentnerinnen und Rentner nach einem harten Arbeitsleben in die
Grundsicherung zu drängen!".



Der Sozialverband Deutschland (SoVD) vertritt die sozialpolitischen
Interessen der gesetzlich Rentenversicherten, der gesetzlich
Krankenversicherten und der pflegebedürftigen und behinderten Menschen.
Über 570 000 Mitglieder sind bundesweit im SoVD organisiert. Der Verband
wurde 1917 als Kriegsopferverband gegründet.

 * 

Quelle:

Sozialverband Deutschland e.V.

Pressemitteilung Nr. 33/2018 vom 7. November 2018

Sozialverband Deutschland, Pressestelle

Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

Telefon: 030 72 62 22-129 | -140, Fax: 030 72 62 22-328

E-Mail: pressestelle@sovd.de

Internet: www.sovd.de
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WOHNEN/151: Mietrechtsanpassungsgesetz - Nachbesserungen gefordert (Paritätischer Wohlfahrtsverband)

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 7. November
2018

Mietpreisbremse: 

Paritätischer fordert Nachbesserungen an Mietrechtsanpassungsgesetz



Anlässlich der heute im Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz
stattfindenden Anhörung zum Mietrechtsanpassungsgesetz fordert der
Paritätische Wohlfahrtsverband deutliche Nachbesserungen, um einen
effektiven Schutz von Mieterinnen und Mietern vor unzumutbaren
Mietsteigerungen und Verdrängung zu gewährleisten. Der Verband fordert in
einem Schreiben an Bundestagsabgeordnete u.a. die Abschaffung aller
Ausnahmen bei der Mietpreisbremse, Strafen für rechtsbrüchige Vermieter
sowie die Stärkung von Mieterrechten u.a. durch die Einführung eines
kollektiver Klagemöglichkeiten (Verbandsklage).

"Es reicht nicht aus, ein paar Stellschrauben an der defekten
Mietpreisbremse zu drehen in der Hoffnung, dass dieses Gesetz rund läuft.
Um Mieterinnen und Mieter wirklich vor Verdrängung zu schützen, braucht
dieses Gesetz eine Generalüberholung", so Ulrich Schneider,
Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbandes. Eins von vielen
noch unzureichend gelösten Problemen sei die Modernisierungsumlage, die
auch nach dem neuen Gesetzentwurf einseitig zu Lasten der Mieterinnen und
Mieter gehe. "Es kann nicht sein, dass Hauseigentümer sich ausschließlich
auf Kosten ihrer Mieter sanieren", so Schneider. Der Paritätische fordert,
dass Modernisierungen nicht zu einer Mehrbelastung für Mietende führen
dürfen. Eine Anpassung der Mieten müsse warmmietenneutral erfolgen, also
maximal um die eingesparten Energiekosten. Grundsätzlich sei es zentral,
dass Mieterinnen und Mieter in ihren Rechten gestärkt werden. "Die
Schaffung kollektiver Klagemöglichkeiten sind die Voraussetzung, dass
Mieterinnen und Mieter sich organisieren und auch juristisch gemeinsam
gegen Vermieter und Immobilienkonzerne wehren können", so Schneider.

Der Paritätische weist darauf hin, dass die Situation auf dem Wohnungsmarkt
inzwischen auch dramatische Auswirkungen auf die Arbeit sozialer Träger
habe, die ebenfalls Mieter sind. Hier brauche es entsprechende Reformen.
"Soziale Träger können zunehmend ihrer Arbeit nicht mehr nachgehen, weil
sie keine geeigneten Räumlichkeiten finden und vor allem
Gewerbemietverträge abschließen müssen, die vom gängigen Kündigungsschutz
nicht betroffen sind. Angesichts des zunehmenden Wertes von Wohn- und
Mietraum ist es für die Vermieter sehr verlockend, diese wichtigen Projekte
bei der nächsten Gelegenheit auf die Straße zu setzen. Immer öfter müssen
die kleine Kita oder der Seniorentreff dem Café oder Restaurant weichen,
das mehr Umsatz generieren kann. Hier braucht es eine gesetzliche Lösung,
damit unsere Städte auch zukünftig lebenswert bleiben", fordert Schneider.


Den Brief an die Ausschussmitglieder finden Sie unter:

www.der-paritaetische.de/fachinfos/oeffentliche-anhoerung-zum-mietrechtsanpassungsgesetz-im-ausschuss-des-bundestages-fuer-recht-und-verbr/

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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DISKUSSION/430: Uni Duisburg-Essen - Das Paradox eines europafeindlichen Europaparlaments, 12.11.2018

idw - Pressemitteilung: Universität Duisburg-Essen

Wird das EU-Parlament lahmgelegt?



Ausgesprochen europakritisch sind die meisten populistischen Parteien,
die derzeit auf dem Vormarsch sind - wirkt sich dies auch auf das neue
EU-Parlament aus, das im Mai 2019 gewählt wird? Diese Frage
("Gelähmtes Europa: Die Gefahr eines europafeindlichen #EP2019") steht
am 12. November im Mittelpunkt eines Symposiums unter der Leitung von
Prof. Dr. Michael Kaeding von der Universität Duisburg-Essen (UDE).

Die Parteienlandschaft ist europaweit im Umbruch. Die meist
EU-feindlichen populistischen Parteien sind mittlerweile in
zahlreichen nationalen Parlamenten vertreten. Prof. Kaeding: "Das
wirkt sich natürlich auch auf die EU aus. Die Verfechter einer
kontinuierlichen Zusammenarbeit und Integration auf EU-Ebene werden
mit denen ringen, die das bislang Erreichte rückgängig machen
möchten."

Über das Paradox eines europafeindlichen EU-Parlaments diskutieren am
12. November im Palais Wittgenstein in Düsseldorf Wissenschaftler,
Kommunikatoren, der NRW-Europaminister und der
NRW-Europastaatssekretär. Es geht dabei um rechts- wie
linkspopulistische Bewegungen und die Gefahr, dass europafeindliche
Bewegungen ihre Macht im Europäischen Parlament nach der Wahl 2019
vereinen.

Abschließend sollen konkrete Maßnahmen und Handlungsempfehlungen
identifiziert werden, die das Europabewusstsein in der Bevölkerung
wieder steigern können. Das Symposium wird veranstaltet vom Minister
für Bundes-und Europaangelegenheiten sowie Internationales des Landes
Nordrhein-Westfalen und dem Netzwerk Europawissenschaft für NRW der
Universität Duisburg-Essen.

Terminhinweis:

Der langjährige ARD-Korrespondent in Brüssel, Rolf-Dieter Krause, und
Europaminister Dr. Stephan Holthoff-Pförtner diskutieren um 10 Uhr
über "Das Paradox eines europafeindlichen Europaparlaments".

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, 05.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2873: Neuer Rekordstand mit 1,24 Millionen offenen Stellen im dritten Quartal (idw)

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 06.11.2018

Neuer Rekordstand mit 1,24 Millionen offenen Stellen im dritten
Quartal



Im dritten Quartal 2018 wurde mit bundesweit rund 1,24 Millionen offenen
Stellen ein neuer Rekordstand erreicht. Gegenüber dem dritten Quartal 2017
erhöhte sich die Zahl der offenen Stellen um rund 140.000, gegenüber dem
zweiten Quartal 2018 um rund 23.000. Das geht aus der IAB-Stellenerhebung
hervor, einer regelmäßigen Betriebsbefragung des Instituts für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB).

In Westdeutschland waren im dritten Quartal 2018 rund 950.000 offene
Stellen zu vergeben, in Ostdeutschland rund 290.000.

"Auffällig ist die stark gestiegene Personalnachfrage im Verarbeitenden
Gewerbe. Innerhalb eines Jahres hat sich die Zahl der offenen Stellen hier
um fast ein Drittel erhöht", erklärte der Arbeitsmarktforscher Alexander
Kubis am Dienstag in Nürnberg. Im Verarbeitenden Gewerbe gab es gegenüber
dem dritten Quartal 2017 einen Anstieg von fast 40.000 auf nunmehr gut
160.000 offene Stellen.

Das IAB untersucht mit der IAB-Stellenerhebung viermal jährlich das
gesamte Stellenangebot, also auch jene Stellen, die den Arbeitsagenturen
nicht gemeldet werden. Im dritten Quartal 2018 wurden Antworten von rund
9.000 Arbeitgebern aller Wirtschaftsbereiche ausgewertet.




Weitere Informationen unter:

http://www.iab.de/stellenerhebung/daten

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 06.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





ARBEIT/2872: Migranten vom Westbalkan - Hochqualifiziert und integriert (idw)

Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V. - 05.11.2018

Migranten vom Westbalkan: Hochqualifiziert und integriert



Vor drei Jahren kamen hunderttausende gering qualifizierte Asylsuchende
vom Westbalkan nach Deutschland und prägten das Bild, das viele Deutschen
von der Region hatten. Inzwischen machen sich aber vor allem qualifizierte
Fachkräfte auf den Weg nach Deutschland, zeigt eine Studie des Instituts
der deutschen Wirtschaft (IW). Davon profitiert die Wirtschaft.

2015 kamen mehr als 140.000 meist sehr niedrig qualifizierte Asylbewerber
aus den sechs Staaten des Westbalkans in Deutschland an, also aus Serbien,
Bosnien und Herzegowina, Montenegro, Kosovo, Albanien und Mazedonien. Ein
Rekordwert, der die Politik zum Handeln zwang - schließlich hatte fast
kein Bewerber eine Chance auf Anerkennung seines Antrags. Dies veranlasste
die Bundesregierung dazu, die Asylregelungen zu verschärfen und die
Balkanstaaten als sichere Herkunftsländer einzustufen. Im Gegenzug senkte
sie mit der sogenannten Westbalkanregelung die Hürden für
Arbeitsmigranten. Seither können Menschen vom Westbalkan fast jeden Job in
Deutschland annehmen - allerdings muss die Bundesagentur für Arbeit
weiterhin prüfen, ob nicht vor Ort bereits ein geeigneter Bewerber
verfügbar ist. Die Folge: Im vergangenen Jahr kamen nur noch 20.000
Asylbewerber aus dem Westbalkan - dagegen steigt die Migration von
Arbeitskräften aus diesen Ländern seit drei Jahren stark an. Davon
profitiert die deutsche Wirtschaft, die auf die Fachkräfte angewiesen ist.

Derzeit sind rund 270.000 Personen aus dem Westbalkan
sozialversicherungspflichtig in Deutschland beschäftigt. Rund 162.000 von
ihnen arbeiten auf Fachkraftstellen, die eine mehrjährige Ausbildung
voraussetzen. Das ist ein Anstieg um rund 45 Prozent seit dem Jahr 2012.
Die Zugezogenen sind vor allem im Baugewerbe sowie im Gast- und
Sozialwesen tätig. Arbeitslos gemeldet sind dagegen nur 11,5 Prozent von
ihnen - und die Quote ist weiter stark rückläufig.

"Die Zuwanderer aus dem Westbalkan tragen entscheidend zur
Fachkräftesicherung bei", erklärt IW-Wissenschaftler und Studienautor Wido
Geis-Thöne. "Die Integration in den Arbeitsmarkt ist ein Erfolg." Das
liegt auch am hohen Bildungsniveau der Westbalkan-Staaten. So ist zum
Beispiel in Montenegro rund ein Viertel der Bevölkerung hochqualifiziert.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2317

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V., 05.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1728: Fachkräftestrategie - stärkere Anstrengungen im Dienstleistungsbereich gefordert (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
6. November 2018

Fachkräftestrategie der Bundesregierung: 

ver.di fordert stärkere Anstrengungen im Dienstleistungsbereich



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) fordert die
Bundesregierung auf, in ihrer Fachkräftestrategie die Anstrengungen
in allen Bereichen zu intensivieren. "Fachkräftemangel herrscht nicht
nur in der Industrie, sondern auch im Dienstleistungsbereich und in
der Daseinsvorsorge. Seit Jahren warnt ver.di vor einem Kollaps bei
der Pflege der Älteren und der Erziehung der Jungen", sagte
ver.di-Chef Frank Bsirske. "Es ist gut, wenn die Bundesregierung nun
reagiert, aber es reicht nicht, nur Reparaturarbeiten vorzunehmen. Es
geht um den Zusammenhalt der Gesellschaft und um Qualifikationen für
die Zukunft. Deshalb muss dieses wichtige Feld attraktiv gemacht
werden: durch gute Arbeitsbedingungen, verbindliche
Personalschlüssel, gute Ausbildung und Weiterbildung sowie eine faire
Bezahlung durch tarifvertragliche Regelungen. Nur so kann man
genügend Fachkräfte aus dem In- und Ausland finden."

Allein in den Krankenhäusern fehlen bundesweit rund 80.000 Stellen
für Pflegefachkräfte für eine sichere Versorgung, wie eine
ver.di-Erhebung belegt. "Wir brauchen gesetzliche Vorgaben für die
Personalausstattung, die sich am Bedarf der Patientinnen und
Patienten orientieren", sagte Sylvia Bühler, Mitglied im
ver.di-Bundesvorstand. So könnten erfahrene Fachkräfte gehalten und
neue gewonnen werden. "Und viele, die in Teilzeit geflüchtet sind,
werden wieder aufstocken."

Auch in der Altenpflege ist der Fachkräftemangel hausgemacht, denn
die Altenpflege zählt zu den am schlechtesten bezahlten Berufen mit
dreijähriger Ausbildung. Bühler: "Deshalb machen wir uns stark für
einen Tarifvertrag Altenpflege, der auf die gesamte Branche erstreckt
werden kann. Damit hilft ver.di, den Koalitionsvertrag umzusetzen."

In der Erziehung, Betreuung und Bildung der Kinder fehlen laut
Studien in Deutschland bis zu 300.000 Fachkräfte bis zum Jahr 2025.
"Es müssen alle Anstrengungen unternommen werden, um die
Ausbildungszahlen und Ausbildungsplätze deutlich zu erhöhen", so
Bühler weiter. "Eine De-Qualifizierung der Berufsbilder durch
Schmalspurausbildungen darf es bei pädagogischen Berufen ebenso wenig
geben wie in der Pflege. Die sozialen Berufe sind anspruchsvoll; sie
brauchen eine Aufwertung auch durch eine adäquate Bezahlung."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 06.11.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/833: Bundesminister Altmaier zum Jahresgutachten 2018/2019 des Sachverständigenrats (BMWi)

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 7. November 2018

Altmaier zum Jahresgutachten des Sachverständigenrats: Teile viele Ansätze - Andere Auffassung bei Rolle der Industriepolitik



Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung hat heute Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel sein
Jahresgutachten 2018/2019 mit dem Titel "Vor wichtigen
wirtschaftspolitischen Weichenstellungen" übergeben. Darin fordert der
Sachverständigenrat die Bundesregierung auf, notwendige Reformen zu
ergreifen, um den großen Herausforderungen im globalen Handel, durch
die demografische Entwicklung und die Digitalisierung zu begegnen.

Bundesminister Altmaier: "Ich danke dem Sachverständigenrat für sein
Gutachten. Viele Ansätze teile ich, etwa die Reform und Stärkung der
WTO und das klare Bekenntnis zu freiem und fairem Handel. Hieran
arbeitet die Bundesregierung in enger Abstimmung mit der Europäischen
Kommission mit Hochdruck. Das Gutachten benennt auch zu Recht die
Gefahr des Fachkräftemangels für die deutsche Wirtschaft. Dem wollen
wir durch Qualifizierung und dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz
begegnen.

Die Auffassung, dass sich Wirtschaftspolitik allein auf die Schaffung
von Rahmenbedingungen beschränken soll, also die ausnahmslose
Ablehnung einer aktiven Industriepolitik, teile ich ausdrücklich
nicht. Ich bin der tiefen Überzeugung, dass sich der Staat soweit wie
möglich aus der Wirtschaft rauszuhalten hat. Es gibt aber Bereiche, in
denen das Engagement einzelner Unternehmen alleine nicht ausreicht.
Hier denke ich an die Batteriezellfertigung. Die Batterie steht für
rund 40 Prozent der Wertschöpfung im Bereich der Elektromobilität.
Hier dürfen wir uns nicht damit abfinden, dass diese Wertschöpfung in
der Zukunft allein in Asien und den USA stattfindet. Es ist unsere
Aufgabe, dass wir die deutsche und europäische Industrie dabei
unterstützen, schnell aufzuholen und wettbewerbsfähig zu werden. Die
Unterstützung soll sich aber nur auf eine vorübergehende
Anschubförderung beschränken."

Die Bundesregierung wird - wie gesetzlich vorgesehen - Anfang 2019 im
Rahmen des Jahreswirtschaftsberichts zum Gutachten des
Sachverständigenrates Stellung nehmen.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 7. November 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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WOHNEN/228: Neues kommunales Eigentum (DER RABE RALF)

DER RABE RALF

Nr. 206 - Oktober / November 2018

Die Berliner Umweltzeitung

Neues kommunales Eigentum

Beginnt eine bodenpolitische Wende in Berlin?

von Elisabeth Voß



Die Mieten in Berlin steigen immer weiter, Umzüge sind kaum noch
möglich, Wohnungssuchende verzweifeln. Wer gekündigt oder gar
zwangsgeräumt wird, verliert nicht nur die Wohnung, sondern auch das
soziale Umfeld, denn in der Innenstadt ist es so gut wie
ausgeschlossen, bezahlbare Wohnungen zu finden, und auch in den
Randlagen der Stadt wird es eng.

Das private Eigentum an Immobilien verliert zunehmend an Legitimation
in einer Situation, in der die vom Grundgesetz geforderte Bindung des
Eigentums an das Allgemeinwohl längst verloren gegangen ist. Dabei ist
das Recht auf angemessenes Wohnen sowohl in den allgemeinen
Menschenrechten als auch im UN-Sozialpakt verankert. Was als
"angemessen" zu gelten hat, wird sich auch an den Umgebungsbedingungen
orientieren - eine Notunterkunft oder eine Parkbank sind jedoch mit
Sicherheit nicht damit gemeint.

"Deutsche Wohnen enteignen!"

Um politisch Druck zu machen, ist ein Volksentscheid "Deutsche Wohnen
enteignen!" in Vorbereitung, im kommenden Frühjahr soll er starten.
Laut Geschäftsbericht 2017 hat die Deutsche Wohnen mehr als 114.000
Wohnungen in Berlin - die meisten davon aus den Beständen ehemals
öffentlicher Wohnungsgesellschaften. Das private Immobilienunternehmen
steht symbolisch dafür, dass Häuser nur noch dazu dienen, die Rendite
der Aktionäre zu bedienen. Der Volksentscheid möchte die Spekulation
mit Wohnraum beenden und die Politik dazu bewegen, bei überzogenen
Mieterhöhungen notfalls auch mit Enteignungen einzuschreiten.

Es sind vor allem die steigenden Bodenpreise, die institutionelle,
aber auch private Anleger zur Spekulation einladen. In begehrten Lagen
liegt der Marktwert eines Grundstücks oft deutlich über dem Wert des
darauf befindlichen Hauses. Immerhin hat das Land Berlin seine
Ausverkaufspolitik aufgegeben - zugunsten einer strategischen
Immobilienbewirtschaftung. Grundstücke im öffentlichen Eigentum werden
nicht mehr verkauft, sondern im Erbbaurecht vergeben. Die
Erbbaurechtsnehmenden erwerben nur noch die bereits darauf stehenden
Gebäude oder bauen neu auf dem für mehrere Jahrzehnte gepachteten
Boden. Der Erbbauzins bietet den öffentlichen Kassen eine dauerhafte
Einnahmequelle, und in der Vertragsgestaltung lässt sich die Nutzung
der Immobilie verbindlich festlegen.

Bodenreform damals und heute

Diese Wende ist nicht zuletzt auf die Diskussionen am "Runden Tisch
zur Neuausrichtung der Berliner Liegenschaftspolitik" zurückzuführen,
bei dem seit Ende 2012 stadtpolitisch Aktive, Politiker*innen,
Mitarbeiter*innen von Senatsverwaltungen und Vertreter*innen der
städtischen BIM (Berliner Immobilienmanagement GmbH) zusammenkommen.
Die Sitzungen im Abgeordnetenhaus sind öffentlich, und dort werden
auch regelmäßig Liegenschaftsfälle von Betroffenen vorgetragen, die
damit öffentliche Aufmerksamkeit, mitunter auch Unterstützung
bekommen.

Die Frage, ob Boden überhaupt privates Eigentum sein darf oder ob er
nicht allen zusteht, ist nicht neu. Im Zusammenhang mit der
Lebensreformbewegung seit Ende des 19. Jahrhunderts entwickelten sich
auch bodenreformerische Ideen und Organisationen. Die Bestrebungen,
den Boden der privaten Verfügungsmacht und Profiterzielung zu
entziehen, waren jedoch damals häufig verbunden mit antisemitischen
und völkischen Ideologien, wie beispielsweise Peter Bierl in seinem
2012 erschienenen Buch "Schwundgeld, Freiwirtschaft und Rassenwahn"
darlegt. Wer im Internet nach "Bodenreform" sucht, findet vor allem
Einträge zu Enteignungen in der Sowjetischen Besatzungszone (später
DDR), wo direkt nach dem Zweiten Weltkrieg Nazis und Großbauern
gleichermaßen enteignet wurden.

Stadtentwicklung von unten 

In den aktuellen Diskussionen zur Bodenfrage in Berlin geht es nicht
um landwirtschaftliche Flächen, sondern um Wohnimmobilien, Grundstücke
für Gewerbe und soziale Projekte. Die BIM hält insgesamt 5,9 Millionen
Quadratmeter Boden auf Vorrat im sogenannten Sondervermögen
Daseinsvorsorge (SODA). Im Bezirk Kreuzberg-Friedrichshain soll ein
Bodenfonds nach dem Muster der Community Land Trusts (CLT) entstehen.
Der bündnisgrüne Bezirksstadtrat Florian Schmidt, der 2012 auch den
"Runden Tisch Liegenschaften" mitinitiierte, hat mit einer
Arbeitsgruppe erste Anforderungen an ein solches Vorhaben formuliert.
Die Begleitung des CLT "mit weiterbildenden Maßnahmen,
Infomationsveranstaltungen und Machbarkeitsstudie" wurde
ausgeschrieben. Zur Unterstützung des Bezirks bei dieser "neuen
gemeinwohlorientierten Stadtentwicklungsstrategie" soll darüber hinaus
eine strategische Plattform mit dem Namen LokalBau "eine enge
Kommunikation mit der Öffentlichkeit und den zentralen Berliner
Akteuren der Immobilienwirtschaft und den Initiativen" aufbauen.

Dieser neue Umgang mit städtischem Boden verbindet sich mit dem Wunsch
nach einer Demokratisierung und der stärkeren Einbeziehung von
Nachbarschaften in die Stadtentwicklung. Dabei wird die Frage
aufgeworfen, wer denn eigentlich das Öffentliche repräsentiert. So
wichtig Unternehmen in öffentlichem Eigentum sind, so wenig werden sie
in der jetzigen Form diesen neuen Anforderungen gerecht. Die sechs
verbliebenen städtischen Wohnungsbaugesellschaften sind als
privatwirtschaftliche GmbHs und AGs verfasst. Sie handeln oft wie
profitorientierte Unternehmen und traktieren ihre Mieter*innen mit
Mieterhöhungen und teuren Modernisierungen. Selbst vor Zwangsräumungen
schrecken sie nicht zurück. Immer wieder muss die Politik mäßigend
einschreiten. Auch Demokratie und Mitbestimmung der Mieter*innen
lassen zu wünschen übrig.

Eine neue Bodenbewirtschaftung wird in neuen rechtlichen Strukturen
eine stärkere Demokratisierung verankern und gleichzeitig Vorsorge
treffen müssen, dass nicht diejenigen mit dem stärksten
Durchsetzungsvermögen ihre Einzelinteressen darin verankern, sondern
das Ziel einer dauerhaft günstigen Versorgung mit Wohn-, Gewerbe- und
Projekträumen abgesichert wird.

Demokratischer und transparenter

Bei der Entwicklung neuer Formen kommunalen Eigentums sollten darüber
hinaus ebenso die Erfahrungen der gewerkschaftlichen Gemeinwirtschaft
einbezogen werden, insbesondere das Scheitern der DGB-eigenen "Neuen
Heimat" in den 1980er Jahren. Auch Genossenschaften und
selbstverwaltete Hausprojekte wie das Mietshäuser Syndikat (siehe Rabe
Ralf August/September 2018, S. 20/21) mit ihren positiven und
negativen Erfahrungen wären zu berücksichtigen.

Die Immobilienwirtschaft ist eine besonders umkämpfte und
korruptionsanfällige Branche, auch das sollten Gutmeinende, die eine
neue Bodenpolitik umsetzen möchten, nie aus dem Blick verlieren. Jede
Innovation zieht potenzielle Profiteure an, das war schon immer so.
Umfassende Transparenz ist hier ein Muss und eine didaktische
Herausforderung, damit Informationen und Daten so aufbereitet werden,
dass sie das Wesentliche ausdrücken und nicht verschleiern. Nicht nur
Offenlegungspflichten, sondern auch stabile Auskunftsrechte sind dabei
unverzichtbar.


Weitere Informationen: 

stadt-neudenken.tumblr.com

(Runder Tisch)

Volksentscheid: www.dwenteignen.de

 * 
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TERMINE/018: Halle - Muslimische Alltagspraxis und islamische Rechtsdogmatik, 9.-10.11.2018

Max-Planck-Institut für ethnologische Forschung - 05.11.2018 15:30

Muslimische Alltagspraxis und islamische Rechtsdogmatik



Am 9. und 10. November findet am Max-Planck-Institut für ethnologische
Forschung eine Konferenz mit dem Titel "Law, Islam and Anthropology"
statt. Auf der Konferenz werden Ethnologen, Juristen und
Islamwissenschaftler anhand von einigen empirischen Studien zu Themen wie
Konfliktregulierung, Familienrecht und Kreditfinanzierung darüber
diskutieren, welche Rolle islamisches Rechtsverständnis und moralische
Erwartungen im Alltag von muslimischen Gläubigen spielen. Dabei wird es
auch darum gehen, wie sich hergebrachtes islamisches Regelwerk durch die
Auslegung unterschiedlicher Interessengruppen ausdifferenziert und
wandelt. Die Konferenzsprache ist Englisch.

Die Scharia - kein homogenes religiöses Regelwerk

Das Leben von Muslimen gilt weithin als streng geregelt und bis in kleine
Details der Lebensführung hinein festgelegt. Autoritäten wachen über die
Interpretation religiöser Normen und deren korrekte Umsetzung im Alltag.
Viel Spielraum bei der Ausübung ihres Glaubens scheint es für Muslime
nicht zu geben. "Diese Vorstellung von islamischen Vorgaben eines
religiösen Lebens entspricht aber nicht notwendiger Weise der alltäglichen
Lebensweise von Musliminnen und Muslimen", sagt Dr. Hatem Elliesie vom
Max-Planck-Institut für ethnologische Forschung in Halle. "Denn der Islam
und das, was als islamisches Recht verstanden wird, werden in weiten
Teilen der Welt auch von der Alltagspraxis muslimischer Gläubiger
bestimmt, die einen Weg zwischen religiösen Regeln und beispielsweise den
Anforderungen in Beruf oder Familie finden müssen." Die Konferenz "Law,
Islam and Anthropology" wird gemeinsam von der Abteilung 'Recht &
Ethnologie' am MPI, der Gesellschaft für Arabisches und Islamisches Recht
(GAIR) und der niederländischen Vereinigung zur Erforschung des Rechts des
Islam und des Mittleren Ostens (RIMO) organisiert.

Islamische Regeln im Alltag moderner Gesellschaften

In zahlreichen europäischen Ländern hat sich in den vergangenen Jahren
eine häufig emotional geführte Diskussion über den Einfluss der
islamischen Kultur und der Scharia - dem religiösen und rechtlichen
Normensystem des Islam - entwickelt. "Wir wollen mit unserer Konferenz,
auf der wir empirische Studien zur Entwicklung islamischer Rechts- und
Moralvorstellungen präsentieren, zur Versachlichung dieser Diskussion
beitragen", sagt Elliesie. "Was uns im Besonderen interessiert, ist, wie
Muslime in Gesellschaften leben, in denen zur selben Zeit unterschiedliche
Ordnungsverhältnisse, Regelungskomplexe und Rechtsquellen sowie mehrere
juristische Systeme nebeneinander und überlappend existieren. Denn diese
Fragen werden nicht nur die deutsche Gesellschaft durch den sich
abzeichnenden gesellschaftlichen Wandel in Zukunft beschäftigen."

Erforschung des globalen sozialen Wandels

Das Max-Planck-Institut für ethnologische Forschung ist eines der weltweit
führenden Forschungszentren auf dem Gebiet der Ethnologie
(Sozialanthropologie). Es hat seine Arbeit 1999 mit den
Gründungsdirektoren Prof. Dr. Chris Hann und Prof. Dr. Günther Schlee
aufgenommen und 2001 seinen ständigen Sitz im Advokatenweg 36 bezogen. Mit
Ernennung der Direktorin Prof. Dr. Marie-Claire Foblets im Jahre 2012
wurde das Institut um eine Abteilung zum Themenfeld 'Recht & Ethnologie'
erweitert. Forschungsleitend ist die vergleichende Untersuchung
gegenwärtiger sozialer Wandlungsprozesse. Besonders auf diesem Gebiet
leisten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Institutes einen
wichtigen Beitrag zur ethnologischen Theoriebildung. Sie befassen sich
darüber hinaus in ihren Projekten oft auch mit Fragestellungen und Themen,
die im Mittelpunkt aktueller politischer Debatten stehen. Am 
Max-Planck-Institut für ethnologische Forschung arbeiten gegenwärtig 175
Wissenschaftler aus über 30 Nationen. Darüber hinaus bietet das Institut
zahlreichen Gastwissenschaftlern Raum und Gelegenheit zum
wissenschaftlichen Austausch.


Zum Programm der Tagung:

http://www.eth.mpg.de/de/events?url=7166/event_details_1510566232.html

Informationen zur Abteilung 'Recht & Ethnologie':

http://www.eth.mpg.de/2927255/department_foblets

Informationen zum Forschungsprojekt "Konfliktregulierung in Deutschlands
pluraler Gesellschaft":

http://www.eth.mpg.de/4405333/conflictregulation

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1947

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für ethnologische Forschung, 05.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHACH-SPHINX/06739: Fliegenbein im Spinnennetz (SB)

Die Stellung kocht dem Siedepunkt entgegen. Eine Entscheidung kündet
sich unheilvoll an allen Fronten an. Doch für welche Partie wendet
sich das Blatt zur Niederlage, wo steckt der Wurm am tiefsten drin?
Der holländische Großmeister Jan Timman, der mit den weißen Steinen
einen harten Kurs gegen das Schicksal fuhr, sah wohl, daß ihm nach
1.Le2xh5 De7-h4+ 2.Dc2-f2 Dh4xh5 3.Lc1xf4 Sd7xe5 4.Ta1-d1 Lb4-c5!
5.Df2-e2 eine schwierige, aber nicht hoffnungslose Verteidigung
bevorstünde. Doch da klebte sein Auge wie ein Fliegenbein im
Spinnennetz an der Möglichkeit 1.e5-e6!? fest. Er sah noch ein
weiteres Mal hin, und schon hing auch das zweite Bein am Seidennetz
der Spinne. Als er den Bauernzug ausführte, zappelte er mit seinem
grauen Pelz bereits in den Fängen des Spinnentiers. Pardon! - in den
Fängen des Ex-Weltmeisters Tigran Petrosjan natürlich, aber der hatte
mitunter durchaus etwas Lockendes an sich, und singen Spinnennetze
nicht grauenhafte Lieder zu lauen Sommernächten? Nun, Wanderer,
welches Gift lähmte im heutigen Rätsel der Sphinx die weiße Stellung
und welcher Stachel besorgte dann den Rest, eingesponnen im Kokon?






[image: SCHACH-SPHINX/06739: Fliegenbein im Spinnennetz (SB)]



Timman - Petrosjan

Las Palmas 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

1.Sd2-c4 deckte das Mattfeld b2, wer aber deckte den Springer nach
1...Te8-c8, denn nun scheiterte 2.e4-e5 an 2...Df6-f4+ 3.Sc4-d2 Se6-d4
mit vernichtendem Angriff. Der jugoslawische Großmeister Klaric
versperrte der schwarzen Dame also mit 2.c2-c3 die gefährliche
Diagonale. Was so nicht geht, geht eben anders, sagte sich Ludek
Pachman und gruppierte seine Angriffsfiguren im Fluge um: 2...Se6-f4
3.De2-f1 Df6-e6 4.Td1-d4 Tc8-d8! und Weiß gab auf wegen der Drohung
5...Td8xd4 6.c3xd4 De6xe4, die sich auch mit 5.e4-e5 nicht abschütteln
ließ: 5...Td8xd4 6.c3xd4 De6-d5! 7.Kc1-b1 Sf4-d3! und der weiße
Springer geht verloren.



Erstveröffentlichung am 8. November 2005
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SOZIALES/148: Vorurteile gegen Frauen in Führungspositionen sind weiter verbreitet als vermutet (idw)

Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf - 05.11.2018

Vorurteile gegen Frauen in Führungspositionen sind weiter verbreitet als
vermutet

Psychologie: Publikation in Fachzeitschrift "Sex Roles"



05.11.2018 - Vorurteile gegen weibliche Führungskräfte sind weit
verbreitet, aber offenbar antworten viele Teilnehmer an Umfragen zu diesem
Thema unehrlich, wenn die Vertraulichkeit ihrer Antworten nicht garantiert
ist. Dieses Ergebnis einer neuen Studie von Dr. Adrian Hoffmann und Prof.
Dr. Jochen Musch von der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf (HHU) wird
in der wissenschaftlichen Fachzeitschrift "Sex Roles" veröffentlicht.

Dr. Hoffmann und Prof. Musch vom Institut für Experimentelle Psychologie
der HHU nutzten eine indirekte Fragetechnik zur Erfassung der
tatsächlichen Einstellung von Befragten zu weiblichen Führungskräften.
Dabei zeigte sich, dass Menschen nicht immer ehrlich sind, wenn sie ihre
Meinung zu sensiblen Fragen äußern. Manche Befragte entscheiden sich
dafür, unehrliche Antworten zu geben, die geeignet sind, sich selbst in
günstigerem Licht erscheinen zu lassen oder die von anderen vermeintlich
eher akzeptiert werden.

Geschlechterstereotype und geschlechtsspezifische Vorurteile können
ernstzunehmende Hindernisse für die berufliche Karriere von Frauen sein
und zur Benachteiligung am Arbeitsplatz beitragen. Manchen Theorien
zufolge entstehen Vorurteile gegen weibliche Führungskräfte aus einer
Diskrepanz zwischen der stereotypen weiblichen Geschlechterrolle und der
oft mit eher männlichen Attributen assoziierten sozialen Rolle einer
Führungskraft. Um die Verbreitung von Vorbehalten gegenüber weiblichen
Führungskräften zu messen, werden in Umfragen oft einfache Selbstberichte
erhoben. Die Forschung mit solchen Umfragen hat dazu beigetragen, viele
Aspekte von Vorurteilen gegenüber Frauen in Führungspositionen besser zu
verstehen. Die Ergebnisse solcher Studien sind jedoch anfällig für
Verzerrungen durch die mangelnde Bereitschaft mancher Befragter, ehrlich
zu antworten, insbesondere wenn ehrliche Antworten gegen soziale Normen
verstoßen.

Um solchen Verzerrungen entgegenzuwirken, sammelten die Düsseldorfer
Psychologen die Antworten von 1.529 deutschen Studierenden. Sie stellten
diesen entweder eine konventionelle direkte Frage oder eine indirekte
Frage im sogenannten "Crosswise"-Format. Diese fortgeschrittene
Befragungstechnik beruht auf einer Zufallsverschlüsselung und garantiert
den Befragten die Vertraulichkeit ihrer Antworten auf Fragen zu sensiblen
Themen. So konnten die Befragten ehrlich antworten, ohne ihre tatsächliche
Einstellung öffentlich machen zu müssen. Tendenzen zur positiven
Selbstdarstellung wurde auf diese Weise entgegengewirkt. Die Schätzungen
für die Verbreitung von Vorbehalten gegenüber weiblichen Führungskräften,
die in den beiden Frageformaten ermittelt wurden, wurden verglichen.

Die Ergebnisse im "Crosswise"-Befragungsformat zeigen, dass deutlich mehr
Menschen Vorbehalte gegen weibliche Führungskräfte haben als direkte
Fragen dies nahelegen (37 Prozent gegenüber 23 Prozent). Dies kann daran
liegen, dass mehr Teilnehmer bereit sind, Vorbehalte gegen weibliche
Führungskräfte einzuräumen, wenn ihnen die Vertraulichkeit ihrer Antworten
garantiert wird.

Bei voller Vertraulichkeit gaben 28 Prozent der Frauen und 45 Prozent der
Männer an, Frauen im Vergleich zu Männern weniger Führungsqualitäten
zuzuschreiben. Zweifel gegenüber weiblichen Führungskräften waren in
beiden Befragungsformaten bei Männern stärker verbreitet. Bei Frauen stieg
der Anteil der Antworten, in denen ein Vorbehalt berichtet wurde, beim
Wechsel von einer direkten Frage zu einer Frage im "Crosswise"-Format
allerdings deutlich stärker an (10 Prozent gegenüber 28 Prozent) als bei
Männern (36 Prozent gegenüber 45 Prozent). Die Diskrepanz zwischen den
berichteten und den tatsächlichen Einstellungen war bei Frauen also sogar
stärker als bei Männern.

"Unsere Ergebnisse deuten darauf hin, dass Frauen mehr Schwierigkeiten als
Männer damit haben, Vorbehalte gegenüber weiblichen Führungskräften offen
zu äußern. Möglicherweise fühlen Frauen sich dazu verpflichtet, sich mit
anderen Frauen zu solidarisieren", erklärt Dr. Hoffmann. Prof. Musch
ergänzt: "Offenbar haben nicht nur viele Männer, sondern auch viele Frauen
Vorbehalte gegen weibliche Führungskräfte. Solange dies so ist, werden
Frauen auf Führungspositionen möglicherweise auch künftig seltener sein,
als es ihrem Anteil an der Bevölkerung entspricht."


Originalpublikation:

Hoffmann, A. & Musch, J., Prejudice against women leaders: Insights from
an indirect questioning approach, Sex Roles (2018).

DOI 10.1007/s11199-018-0969-6

Weitere Informationen unter:

https://link.springer.com/article/10.1007/s11199-018-0969-6

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution223
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Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf, 05.11.2018
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GESELLSCHAFT/340: Einmal arm, immer arm? Projekt zu Hartz-IV-Karrieren beendet (idw)

Universität Duisburg-Essen - 05.11.2018

Einmal arm, immer arm? Projekt zu Hartz-IV-Karrieren beendet



Ein junge Frau, aufgewachsen in desolaten Verhältnissen, schafft es zu
studieren und arbeitet dann doch weit unter ihren Möglichkeiten. Ist Armut
vererbtes Schicksal? Diese Frage stellte sich für zwei Soziologen der
Universität Duisburg-Essen (UDE). In ihrem Projekt
'Hartz IV-Generationen?' hatten sie Eltern sowie ihre erwachsenen Kinder
gemeinsam befragt. Sie wollten herauszufinden, wie Armut erlebt wird und
welche Werte und Verhaltensmuster in betroffenen Familien weitergegeben
werden. Die Ergebnisse liegen jetzt vor.

In Multiproblemfamilien kommt vieles zusammen: Die Eltern sind gering
gebildet, langzeitarbeitslos, verschuldet, süchtig oder anders krank, die
Wohnung ist verwahrlost, es gibt Gewalt und eine chronische Überforderung
bzw. Ohnmacht, sich zu kümmern: um die Kinder, um sich selbst. Mit 11
solcher hoch belasteten Familien haben Privatdozentin Dr. Daniela Schiek
und Prof. Dr. Carsten Ullrich lange Gespräche geführt; meist waren es
alleinerziehende Mütter und einige ihrer Söhne und Töchter, die bereit
waren, von sich zu erzählen.

Keine Biografie gleicht der anderen, und doch gibt es Gemeinsamkeiten:
"Die Eltern, zwischen 50 und 60 Jahre, sind schon ihr halbes Leben auf
Sozialleistungen angewiesen und haben resigniert. Die Kinder, heute 20 bis
35 Jahre, sind oft in der Armutsspirale noch weiter abgerutscht", sagt
Carsten Ullrich. "Es kommt vor, dass Geschwister es in unproblematische
Verhältnisse oder gar zu einem hohen Aufstieg geschafft haben, während
Bruder oder Schwester das Leben ihrer Eltern weiterleben."

Welche Einstellungen, welches Verhalten übernehmen Kinder dabei, wovon
distanzieren sie sich? Und wie konfliktreich geschieht das? Schiek und
Ullrich haben drei Beziehungsmuster ausgemacht:

Da ist einmal die Symbiose. Die Kinder eignen sich die Biografie ihrer
Eltern an und teilen deren Sicht, dass ihr Leben ein kaum entrinnbares
Schicksal ist. Sie stellen nichts infrage, zumal Kritik autoritär
abgebügelt wird. "Diese Schicksalsgemeinschaft bleibt unter sich. Freunde
oder Partner fehlen. So macht diese junge Generation keine eigenen
Erfahrungen", meint Ullrich.

Das zweite Muster nennen die UDE-Forscher 'Bleibe(ver)handlungen'. Auch
hier ist die Beziehung eng, doch die Kinder hadern: Es wird gestritten und
diskutiert, beispielweise wer Schuld hat an der verwahrlosten Wohnung oder
dem verbauten Leben. "Man möchte sich lösen, bleibt letztlich aber seinem
Umfeld verhaftet und ist in gewisser Weise stolz - darauf woher man kommt
und wie die Eltern mit Hartz IV klarkommen." Wie besagte junge Frau, die
in der akademischen Welt nicht Fuß fasste.

Aber es gibt auch den Generationenkonflikt, der eskaliert und im Muster
drei endet, dem vollständigen Bruch mit der Familie. "Wir sprechen hier
bei allen Familien über schlimmste Verhältnisse - unter anderem über
körperliche und seelische Gewalt. Die Kinder im dritten Muster halten das
aber nicht aus", so Daniela Schiek. "Im Amerikanischen werden solche
geflüchteten Kinder treffenderweise Survivors genannt, Überlebende."

Das Projekt lief über zwei Jahre und wurde von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) gefördert. Im kommenden Frühjahr erscheinen
die Ergebnisse als Buch.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, 05.11.2018
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FORSCHUNG/174: Fußballtrainer zwischen Siegen, Niederlagen und Emotionen (idw)

Karlsruher Institut für Technologie - 06.11.2018

Fußballtrainer zwischen Siegen, Niederlagen und Emotionen

"Wenn's lafft, dann lafft's": Forscher des KIT haben untersucht, welchen
Einfluss das Gefühls-leben von Fußballtrainern auf sportliche
Trendverläufe hat - Publikation in "Sports"



Fußballtrainer, die ihre Gefühle im Griff haben, sind erfolgreicher. Das
berichten Wissenschaftler des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT)
und der Goethe-Universität Frankfurt am Main nun in der Fachzeitschrift
"Sports". Denn Emotionen und der Umgang mit ihnen haben großen Einfluss
auf die Leistung der Coaches und damit auch auf die gesamte Mannschaft.
Emotionale Prozesse bei den Trainern verlaufen kreisförmig und können sich
in Krisen immer weiter verstärken. Übungsleiter mit hoher emotionaler
Kompetenz hingegen könnten so einen Teufelskreis leichter durchbrechen.

"Wer hinten steht, hat das Pech der Glücklosen", hat der Trainer und
Sportmanager Helmut Schulte einmal gesagt. Anders ausgedrückt: Es ist im
Fußball sehr schwer, einen negativen Trend aufzuhalten. Umgekehrt gilt:
"Wenn's lafft, dann lafft's", so Ex-Bayern-Spieler Manni Schwabl. Forscher
am KIT und der Goethe-Universität haben untersucht, welche Rolle
emotionale Faktoren bei sportlichen Trendverläufen spielen. Ein optimaler
emotionaler Zustand beim Coach verbessert demnach die sportliche Leistung
der ganzen Mannschaft, während gegenteiliges Befinden diese
verschlechtert. "Folglich ist die emotionale Kompetenz eines Trainers,
also seine Fähigkeit, in den verschiedenen Phasen einer Saison mit den
eigenen Gefühlen und denen der Spieler umzugehen beziehungsweise diese zu
steuern, eine sehr wichtige Kompetenz", sagt Darko Jekauc vom Institut für
Sport und Sportwissenschaft des KIT.

Der Professor für Sportpsychologie und sein Team haben Trainer aus dem
Amateur- und Jugendbereich befragt und dabei herausgefunden, dass sich
deren Gemütsbewegungen in einem Kreislauf abspielen: "Auslösern wie Siegen
und Niederlagen oder Fortschritten sowie Stagnation in der Entwicklung der
Spieler folgen emotionale Erfahrungen wie zum Beispiel Freude, Zorn, Angst
oder Hilflosigkeit, die sich auf körperlicher, geistiger oder
Verhaltensebene bemerkbar machen", erläutert Jekauc und nennt Beispiele
wie Gänsehaut, steigenden Blutdruck, Grübeln, Gesten oder
Gesichtsausdrücke. Die befragten Coaches nannten als nächsten Schritt
unterschiedlichste Strategien, wie sie mit ihren Gefühlsaufwallungen
umgingen. "Das reicht von Gesprächen mit den Spielern oder der Familie
über Spazieren mit dem Hund bis hin zu ein paar Bieren nach dem Spiel",
berichtet Jekauc. Trainer, die offensichtlich gut in der Lage waren, ihre
Gefühlswelt zu regulieren, fühlten sich hinterher ausgeglichener und
selbstbewusster. Dies habe sich schließlich auch positiv auf ihre
Tätigkeit ausgewirkt, indem sie zum Beispiel im Umgang mit ihren Spielern
offener und bei der Arbeit konzentrierter waren.

"Coaches mit stabilen Emotionen bewerten Situationen eher optimistisch,
während sich Trainer, die wenig Selbstvertrauen haben, auf die
Schwierigkeiten konzentrieren", erläutert Jekauc. "Unser kreisförmiges
Modell kann somit erklären, warum es für Fußballtrainer sehr schwierig
ist, aus dem Teufelskreis negativer Emotionen herauszukommen." Wenn Teams
mehrere Spiele in Folge verlieren, dann verstärkten negative Konsequenzen
wie soziale Isolation, geringes Selbstvertrauen, schlechte Konzentration
und emotionale Instabilität die negativen emotionalen Erfahrungen immer
mehr und könnten die Kluft zwischen Trainer und Mannschaft noch weiter
vergrößern. Daher werde es für einen Coach immer schwieriger, den
Teufelskreis der negativen Emotionen zu verlassen und mit dem Team
effektiv umzugehen. "Eine Beeinträchtigung der Leistung ist die logische
Folge", sagt der Sportpsychologe.

Die Wissenschaftler empfehlen, in der Trainerausbildung ein stärkeres
Gewicht auf die Entwicklung der emotionalen Kompetenz zukünftiger Coaches
zu legen.


Mehr zu der Studie:

Analyzing the Components of Emotional Competence of Football Coaches: A
Qualitative Study from the Coaches' Perspective, Honggyu Lee, Hagen Wäsche
and Darko Jekauc, Sports 2018, 6(4), 123; doi:10.3390/sports6040123,

https://www.mdpi.com/2075-4663/6/4/123


Originalpublikation:

https://www.kit.edu/kit/pi_2018_138_fussballtrainer-zwischen-siegen-niederlagen-und-emotionen.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie, 06.11.2018
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SPIELPLAN/864: Staatsoper Hannover - Repertoire Junge Oper, Oper und Ballett, Dezember 2018

Staatsoper Hannover - Repertoire Junge Oper, Oper und Ballett

DEZEMBER 2018



AIDA

»Voges und sein Team setzen sich kritisch, ironisch, frech und
geistreich mit dem martialischen Furor auseinander, der sich in den
großen Massenszenen Bahn bricht. Voges zeigt, wie Politik medial
fingiert, wie Agitation bildlich gepusht werden kann«. Die deutsche
Bühne 

WIEDERAUFNAHME FR, 21.12.18, WEITERE VORSTELLUNG SA, 29.12.18

DES KAISERS NEUE KLEIDER | Ab 8 Jahren

Des Kaisers neue Kleider ist eines der berühmtesten Märchen des
dänischen Dichters Hans Christian Andersen. Mit präzisem Timing bringt
es die Eitelkeit der Macht und die Verführbarkeit der Mächtigen auf
den erzählerischen Punkt. Hans Lofers komische Oper mit Anklängen an
Jazz und Tanzmusik und die Librettobearbeitung von Elke Heidenreich
spitzen das Märchen klanglich und sprachlich zu und machen es zu einem
witzigen, listigen, kritischen Musiktheater nicht nur für Kinder.

VORSTELLUNG DO, 06.12.18, BALLHOF EINS

DIE DREI SPINNERINNEN | Ab 8 Jahren

Jenseits dieser simplen und etwas zweifelhaften Botschaft des
Märchens, dass der Zweck die Mittel heilige, wirft das Musiktheater
des jungen Komponisten Gregor A. Mayrhofer die Frage auf, wie man sein
Leben nach eigenen Wünschen gestalten kann. Denn das »Spinnen« der
Phantasie kann geheime Träume wahr werden lassen - und das kann
durchaus genauso anstrengend und wertvoll sein, wie am Spinnrad zu
schuften. 

VORSTELLUNGEN MI, 05.12. UND MI, 19.12.18, BALLHOF EINS

HÄNSEL UND GRETEL

Seit 1964 öffnet sich jedes Jahr um Weihnachten herum der Vorhang für
die Inszenierung von Steffen Tiggeler, die mittlerweile Kultstatus
erlangt hat. So auch in diesem Jahr! Ihre große Beliebtheit verdankt
die idyllische Märchenoper von Engelbert Humperdinck nicht zuletzt der
Mischung aus spätromantischer Orchestersprache und schlichten
Volksliedern wie »Suse, liebe Suse« oder »Ein Männlein steht im
Walde«.

WIEDERAUFNAHME SO, 09.12.18, WEITERE VORSTELLUNGEN MO,
10.12., DI, 11.12., MI, 12.12., SO, 16.12., MO, 17.12., SO, 23.12.,
DI, 25.12. UND SO, 30.12.18 (ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT)

KÖNIG KAROTTE

Zum 200. Geburtstag des genialen Jacques Offenbach hebt die Staatsoper
einen Schatz: König Karotte ist die einzigartige Verbindung von
effektvollem Zaubertheater, komödiantischer Satire und großer
Ausstattungsoperette. Mitreißend, pulsierend und theaterwirksam ist
die Musik; witzig, bissig und brisant der Text bis heute. 

VORSTELLUNGEN SA, 01.12. UND MO, 31.12.18

LA TRAVIATA

»Es ist schlichtweg umwerfend und zugleich erschütternd, mit welcher
Intensität und Variabilität diese Sängerdarstellerin (Nicole
Chevalier) fast zweieinhalb Stunden allein auf der Bühne agiert, ohne
auch nur eine Sekunde zum Atemholen zu kommen - was auch dem Zuschauer
den Atem raubt! Hier in Hannover tobt die wahre, echte, grausame
Leidenschaft, nicht nur die vorgeführte.« Süddeutsche Zeitung 

WIEDERAUFNAHME SA, 15.12.18, WEITERE VORSTELLUNG FR, 28.12.18

MADAME BUTTERFLY 

Puccini empfand Madame Butterfly als seine »seelenvollste,
ausdrucksreichste Oper« und tatsächlich hat er ein packendes Werk über
das Aufeinanderprallen zweier Kulturen und ein eindringliches
Psychogramm einer hartnäckig liebenden Frau geschaffen. 

VORSTELLUNG MI, 12.12.18 (ZUM LETZTEN MAL)

SCHNEEWITTCHEN

»Jörg Mannes' Schneewittchen ist mit seinen aktuellen Bezügen modern
und erfrischend, überzeugt mit hinreißenden Kostümen und
leidenschaftlicher, teils dramatischer Musik von Strawinsky über
Schostakowitsch bis Glass« NDR Kultur

VORSTELLUNGEN FR, 7.12. UND DO, 20.12.18 (ZUM LETZTEN MAL)

TRISTAN UND ISOLDE

»Das Staatsorchester wird von Will Humburg zur Bestform animiert.
[...] Hier wird auf Klarheit und Wahrheit geachtet. Präzise Einsätze,
strahlendes Blech, dramatischer Zug in den Tempi, das Sehnsuchtsmotiv
bekommt einen entsprechenden Sog. [...] Wer auf eine umfassend
intensive Opernerfahrung hofft, hier hat er sie.« Neue Presse 

VORSTELLUNGEN SO, 02.12. UND SA, 22.12.18 (ZUM LETZTEN MAL)

DIE ZAUBERFLÖTE

Mozarts und Schikaneders Oper ist eine umfassende Mischung
musikalischer Stile - vom volksliedhaften Ton des Papageno hin zur
virtuosen Koloraturarie der Königin der Nacht, von den sakralen
Chorklängen der Anhänger Sarastros zu den innig-puren Melodien der
Arien Paminas. Gleichzeitig schwebt das Werk zwischen Kasperletheater
und Zauberoper, zwischen spektakulärer Maschinenoper und rührendem
Volkstheater, zwischen Märchen, Mythos und moralisch-freimaurerisch
geprägtem Mysterienspiel. Die hannoversche Inszenierung von Frank
Hilbrich ist »eine Aufführung, die eine Menge interessanter Fragen
hinterlässt und genau deswegen sehenswert ist.« Neue Musik Zeitung
online 

VORSTELLUNG MI, 26.12.18

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse Dezember 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - BALLETT/223: Staatsoper Hannover - Nederlands Dans Theater I, 04.12.2018

Staatsoper Hannover - Oper Extra

NEDERLANDS DANS THEATER I

CHOREOGRAPHIEN VON CRYSTAL PITE, MARCO GOECKE, SOL LE�N & PAUL LIGHTFOOT

DI, 04.12.2018, 19:30 UHR



Hervorgegangen aus Het Nationale Ballet, ist das Nederlands Dans
Theater auch im 60. Jahr seines Bestehens die bedeutendste
Tanzkompanie der Niederlande und einer der begehrtesten kulturellen
»Exportartikel« unserer nordwestlichen Nachbarn. Der dreiteilige
Abend, mit dem die Niederländer in Hannover gastieren, beinhaltet
Partita for 8 Dancers der preisgekrönten Choreographin Crystal Pite,
das neue Stück Walk the Demon von Hannovers designiertem Ballettchef
Marco Goecke und Singulière Odyssée von den ehemaligen NDT-Tänzern und
jetzigen Hauschoreographen Sol León und Paul Lightfoot.

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse Dezember 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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TREFF/451: Hannover - "Der lebende Adventskalender" im Opernfoyer, 01.-21.12.2018

Staatsoper Hannover

DER LEBENDE ADVENTSKALENDER

ENSEMBLEMITGLIEDER TRAGEN KLEINE APPETIZER RUND UM DAS CHRISTFEST VOR



Damit Sie in der Adventszeit wenigstens einmal täglich durchatmen
können, öffnet die Staatsoper Hannover auch in diesem Jahr wieder die
Türchen eines Adventskalenders der besonderen Art: Beinah jeden Abend
wartet eine kleine Überraschung auf Sie. Mitglieder des Ensembles
(Orchestermusiker, Tänzer, Sänger und Kollegen, die sonst hinter der
Bühne arbeiten) präsentieren im Foyer des Opernhauses Geschichten,
Gedichte und Lieder - mal bekannte, heitere und besinnliche
Weihnachtsklassiker, mal Unbekanntes, Ungewöhnliches und Komisches -
eine kleine, 15-minütige meditative Enklave inmitten des alljährlich
wiederkehrenden Weihnachtswahnsinns. Wir freuen uns auf Weihnachten -
und auf Sie!

SA, 01.12. BIS FR, 21.12.18, JEWEILS 17:00 UHR, OPERNFOYER

KEIN ADVENTSKALENDER AM 02.12., 09.12., 16.12. UND 17.12.18

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse Dezember 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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POLITIK/845: Kommentar - Fristverlängerung bei der Ferkelkastration (TSB)

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 7. November 2018

Kommentar

Fristverlängerung bei der Ferkelkastration



Die SPD-Bundestagsfraktion hat beschlossen, der Fristverlängerung bei der
Ferkelkastration zuzustimmen.

Dazu kommentiert Thomas Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes:

Die SPD-Bundestagsfraktion hat während ihrer gestrigen Sitzung beschlossen,
den gemeinsamen Gesetzentwurf der Großen Koalition zur Verlängerung der
betäubungslosen Ferkelkastration am Freitag in den Deutschen Bundestag
einzubringen. Der Deutsche Tierschutzbund zeigt sich von dieser
Entscheidung tief enttäuscht.

"Die SPD-Bundestagsfraktion hat die Chance vertan, dem Druck der Agrarlobby
zu widerstehen und eine Schwächung des Tierschutzgesetzes zu verhindern",
so Thomas Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes. "Wir
appellieren nun an diejenigen SPD-Abgeordneten, die an diesem Gesetz
zweifeln, ihrem Gewissen zu folgen und ihre Stimme zum Wohl der Tiere
abzugeben."

Der Verband hatte den Abgeordneten der Koalitionsfraktionen im Vorfeld
mehrfach seine wissenschaftlichen und rechtlichen Bedenken an der
Fristverlängerung dargelegt. "Dass die Koalition sämtliche Bedenken aus
Tierschutzsicht ignoriert, spricht eine deutliche Sprache", so Schröder.
"Die wirtschaftlichen Interessen der Agrarlobby wiegen für die Große
Koalition schwerer als der Schutz der Tiere. Entgegen der vollmundigen
Versprechen des Koalitionsvertrages wird der Tierschutz von dieser
Koalition mit Füßen getreten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 7. November 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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GENTECHNIK/028: Neues Gentechnikrecht? Forscher diskutieren, EU wartet auf Wahl (Informationsdienst Gentechnik)

Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 30.10.2018

Neues Gentechnikrecht? Forscher diskutieren, EU wartet auf Wahl



Forscher von 87 Biotechnologie-Instituten in Europa fordern, das
europäische Gentechnikrecht zu reformieren: Für Pflanzen, die mit
neuen gentechnischen Verfahren verändert wurden, sollen dessen
strengen Zulassungsvorschriften nicht gelten. Kritische
Wissenschaftlerkollegen zerpflücken ihre Argumente. Die EU-Kommission
plant vor der Europawahl im Mai 2019 offenbar keine Neuregelung mehr.

Die Gentech-Forscher behaupten, dass sich mit Hilfe von Technologien
wie der Gen-Schere CRISPR/Cas maßgeschneiderte Pflanzen herstellen
ließen, die eine nachhaltige Landwirtschaft ermöglichten: Sie
bräuchten weniger Dünger und Pestizide, wären widerstandsfähig gegen
Trockenheit oder versalzene Böden und würden zudem höhere Erträge
liefern, um die wachsende Menschheit zu ernähren. "Dieselben Argumente
wurden vor 30 Jahren von denselben Gentechnikerkreisen vorgebracht, um
schon die ersten und immer noch herkömmlichen Gentechniken ohne
Regulierung auf den Markt bringen zu lassen," entgegnet die Züricher
Agrarökologin Angelika Hilbeck. Realisiert wurden die Versprechen
nicht. Das Gegenteil ist zu beobachten: Aufgrund von Resistenzen
steigt der Pestizidbedarf. Lizenzen für gentechnisch verändertes
Saatgut treiben Kleinbauern in den Ruin. Trockentoleranter Mais wird
ohne Gentechnik gezüchtet. Und immer wieder weisen Experten darauf
hin, dass sich komplexe agrarpolitische Probleme nicht lösen lassen,
indem man einzelne Pflanzengene manipuliert.

Risiken der neuen Gentechnik-Verfahren erwähnen die europäischen
Biotechnologie-Forscher in ihrem Papier nicht. Die neuen
Züchtungstechniken seien - soweit keine artfremden Gene eingefügt
würden - ebenso sicher wie die konventionelle Züchtung, nur viel
schneller. Durch die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes
(EuGH), Verfahren wie CRISPR/Cas und damit hergestellte Produkte dem
Gentechnikrecht zu unterstellen, würden diese neuen Technologien in
Europa ausgebremst. Das habe enorme Auswirkungen auf Forschung,
Gesellschaft und Wirtschaft, heißt es in dem Positionspapier. Die 
EU-Freisetzungsrichtlinie, die der EuGH mit seiner Entscheidung 
auslegte, wird darin als überholter Rechtsrahmen bezeichnet, der 
aktuelle wissenschaftliche Erkenntnisse nicht berücksichtige und 
deshalb geändert werden müsse. Ausgerechnet die Erfinderin der 
'mächtigen Technologie' CRISPR/Cas, Emanuelle Charpentier, bläst 
hier in ein anderes Horn: Europa habe die Chance, Vorreiterin bei 
ihrer nötigen strengen Regulierung zu sein, wird sie nach dem 
EuGH-Urteil von der Frankfurter Allgemeinen Zeitung zitiert.

Und Hilbeck ergänzt: "Wenn die These stimmen würde, dass
ausschließlich Regulierungen Unternehmen davon abhalten, sinnvolle und
marktfähige Produkte auf den Markt zu bringen, müsste in Nordamerika
und vielen Ländern Mittel-und Südamerikas aber auch in anderen
Weltregionen eine florierende Unternehmerschaft beständig einen Reigen
an Superpflanzen hervorbringen. Dem ist ganz und gar nicht so. Wer
keine Regulierung will, duckt sich weg vor der Verantwortung und
möchte der Öffentlichkeit die Möglichkeit entziehen, die Konsequenzen
der Einführung neuartiger, patentierter Organismen zu überwachen",
kritisiert die Wissenschaftlerin der ETH Zürich. Und die
Wissenschaftlervereinigung ENSSER (European Network of Scientists for
Social and Environmental Responsibility), in deren Vorstand Hilbeck
sitzt, hat bereits in früheren Erklärungen die Behauptung
zurückgewiesen, die neuen Techniken seien präzise und würden nur die
beabsichtigten und erwünschten Effekte hervorrufen. Veröffentlichte
Studien zeigten, dass es regelmäßig zu unerwarteten und unerwünschten
Nebenwirkungen komme.

Bereits im August hatte der deutsche Bioökonomierat in einem
Positionspapier eine Änderung des EU-Gentechnikrechts verlangt, mit
den gleichen Argumenten wie jetzt die europäischen Gentech-Forscher.
Damals schrieb der Verband Lebensmittel ohne Gentechnik: "Wenn
künftige Produkte so viele Vorteile aufweisen, wie der Bioökonomierat
behauptet, werden Zulassungsverfahren und Kennzeichnung ihren
Markterfolg nicht verhindern." Deshalb stellte der Verband die Frage:
"Was ist von einer Technik zu halten, deren Produkte angeblich nur
reüssieren können, wenn sie kein Zulassungsverfahren durchlaufen und
sie unsichtbar für Züchter, Landwirte, Futter- und
Lebensmittelhersteller und Verbraucher bleiben?"

Testbiotech-Geschäftsführer Christoph Then sieht noch einen anderen
Aspekt: Die Forscher und ihre Institute arbeiteten "nicht im
luftleeren Raum", sondern hätten "ganz spezielle eigene Interessen,
beispielsweise an Fördermitteln und Patentanmeldungen." Das sei
legitim, doch führe dies zu einem Interessenkonflikt, wenn es um die
Bewertung der Risiken und die Regulierung der neuen Technologien gehe.
"Die Institute sollten ihre jeweiligen Interessen bei der
Unterzeichnung des Aufrufes deswegen klar benennen und nicht die
Anpassung an den Klimawandel als hauptsächliches Motiv in den
Vordergrund stellen", sagt Then. Es gehe eben auch um Forschungsgelder
und Lizenzeinnahmen.

Die Europäische Kommission und führende Mitgliedsstaaten wie
Deutschland teilen die Argumente des Positionspapiers. Das Urteil des
EuGH hat sie überrascht. Dennoch wird es in den nächsten Monaten
voraussichtlich keine Vorstöße geben, das EU-Gentechnikrecht zu
ändern. Die EU-Kommission sehe die Mitgliedsstaaten in der
Verantwortung, den Richterspruch umzusetzen, und habe keinen Anlass,
selbst aktiv zu werden, berichtete das französische Portal inf'OGM
Ende September unter Berufung auf Kommissionsquellen. "Die Kommission
analysiert das Urteil derzeit und ist mit den EU-Mitgliedstaaten in
Gesprächen über mögliche Konsequenzen. Zuletzt gab es während der
Tagung des Ständigen Ausschusses für Pflanzen, Tiere, Lebens- und
Futtermittel am 23./24. Oktober Diskussionen dazu", teilte die
Kommission dem Infodienst auf Anfrage mit. Sie verwies auf ihr
Arbeitsprogramm 2019; eine Änderung der Freisetzungsrichtlinie ist
darin nicht enthalten. Dafür wäre auch kaum noch Zeit. Denn Ende Mai
2019 wird das Europaparlament gewählt und im Oktober 2019 übergibt die
jetzige Kommission die Amtsgeschäfte an ihre Nachfolger. Eine mögliche
Änderung des EU-Gentechnikrechts wird also Thema im Wahlkampf sein und
zwingt die Parteien dazu, sich klar zu positionieren - wenn die
Zivilgesellschaft dies lautstark einfordert. [lf/vef]



Positionspapier der Forschungs-Institute: Regulating genome edited
organisms as GMOs has negative consequences for agriculture, society
and economy (Oktober 2018)

http://www.vib.be/en/news/Documents/Position%20paper%20on%20the%20ECJ%20ruling%20on%20CRISPR%2029%20Oct%202018.pdf

Pressemiteilung zum Positionspapier: European scientists unite to
safeguard precision breeding for sustainable agriculture
(24.10.2018)

http://www.vib.be/en/news/Pages/European-scientists-unite-to-safeguard-precision-breeding-for-sustainable-agriculture.aspx

inf'OGM: Nouveaux OGM: la Commission européenne n'est pas pressée
d'agir (27.09.2018)

https://www.infogm.org/6633-nouveaux-ogm-commission-europeenne-pas-presse-agir

Stellungnahme des Verbands Lebensmittel ohne Gentechnik e. V. zur
Position des Bioökonomierates "Genome Editing: Europa benötigt ein
neues Gentechnikrecht" (18.09.2018)

http://www.ohnegentechnik.org/fileadmin/ohne-gentechnik/dokumente/Stellungnahme_Biooekonomierat_180920.pdf

ENSSER: Einseitige Angriffe und eine voreingenommene Berichterstattung
zum EuGH Urteil über neue Gentechnikmethoden entlarven ein anmassendes
und unaufgeklärtes Wissenschafts-, Demokratie- und Rechtsverständnis
(06.09.2018)

https://ensser.org/publications/publications_2018/einseitige-angriffe-und-eine-voreingenommene-berichterstattung-zum-eugh-urteil-uber-neue-gentechnikmethoden-entlarven-ein-anmassendes-und-unaufgeklartes-wissenschafts-demokratie-und-rechtsverstandni/#more-2333

FAZ-Kommentar zum EuGH-Urteil: Vorreiter Europa (25.7.2018)

http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/mehr-wirtschaft/eugh-urteilt-zu-gentechniken-wie-crispr-cas-15708217.html

Infodienst: Wissenschaftler: Neue gentechnische Verfahren streng
regulieren (18.10.2017)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32807/

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33455/#gsc.tab=0


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

USA wollen Regelungen zu Genome Editing in der Welthandelsorganisation
diskutieren, 06.11.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33461/

Glyphosat-Prozess: Krebskranker akzeptiert reduzierten Schadenersatz,
01.11.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33457/

Versteckte Gesundheitsgefahren: Ein Gentech-Entwickler packt aus,
25.10.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33452/

US-Urteil bestätigt: Glyphosat verursachte Krebs, 23.10.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33436/

 * 

Quelle:

Nachricht, 30.10.2018

Informationsdienst Gentechnik

c/o Zs-L Zukunftsstiftung Landwirtschaft

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 28482304, Fax: 030 / 28482309

E-Mail: info(at)keine-gentechnik(dot)de

Internet: www.keine-gentechnik.de
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MELDUNG/475: Jede Sekunde werden über 1.300 Tonnen CO2 ausgestoßen (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 7. November
2018

Zahl des Monats: Jede Sekunde werden über 1.300 Tonnen CO2
ausgestoßen 

NABU: 1,5°C-Ziel bedeutet bis 2050 Null-Emissionen



Berlin - Jede Sekunde werden weltweit über 1.300 Tonnen CO2
ausgestoßen. Der NABU fordert mit Blick auf die kommende
UN-Klimakonferenz in Polen, weltweit Null-Emissionen bis 2050. Nur so
kann die Begrenzung der Erderhitzung auf 1,5°C erreicht werden, um
Schäden für Menschen und Umwelt so gering wie möglich zu halten.

Wenn das Ziel der Null-Emissionen erreicht werden soll, muss eine
grundlegende Veränderung unseres Lebens und Wirtschaftens, und zwar in
allen Bereichen, stattfinden. Das bedeutet letztendlich weniger
Verbrauch und eine effizientere Nutzung von Ressourcen und Energie.
Die Landnutzung muss nachhaltiger und fossile Energieträger müssen
vollständig durch naturverträgliche erneuerbare Energien ersetzt
werden.

Der NABU fordert daher von der Kohlekommission, dass ein
ambitionierter Kohleausstieg verhandelt wird. Noch vor 2020 müssen die
dreckigsten Kraftwerke vom Netz gehen. Auf der Weltklimakonferenz muss
das Regelwerk für das Pariser Klimaabkommen festgelegt werden.
Klimaschutz ist nur wirksam, wenn die Regeln für alle Staaten gerecht
und eindeutig sind. Sonst wird das 1,5°C-Ziel nicht erreicht.

"NABU-Zahl des Monats"

Die NABU-Zahl des Monats stellt einmal monatlich einen interessanten
statistischen Aspekt aus dem Themenbereich des NABU vor.

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, PM Nr. 121, 07.11.2018

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

Tel.: 030/284 984-1510, -1520, Fax: 030/284 984-84

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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VERKEHR/1162: Der Diesel-Boom und das Klima - weitere Argumente für ein Ende der Subventionen (idw)

Institute for Advanced Sustainability Studies e.V. - 06.11.2018

Der Diesel-Boom und das Klima: Studie liefert weitere Argumente für
Ende der Subventionen



Beim Diesel-Skandal geht es vor allem um Stickoxide. Doch was ist mit
den Kohlendioxid-Emissionen? Lange galten Selbstzünder als
unverzichtbare Technik zum CO2-Sparen, auch deshalb gibt es bis heute
das Steuerprivileg für Dieselkraftstoff. Der Kostenvorteil hat die
Zahl der neuzugelassenen Diesel-Autos in den letzten 20 Jahren in die
Höhe schnellen lassen. Die Auswirkungen haben Wissenschaftler nun
genau berechnet: In einer in der Zeitschrift "Atmospheric Environment"
erschienenen Studie weisen sie nach, dass der Diesel-Boom in Europa
dem Klima nicht genutzt hat.

Während es bereits Berechnungen der Emissionen auf der Grundlage der
offiziellen Emissionsfaktoren gab, fehlten bisher Studien, die mit den
realen, deutlich höheren Emissionswerten arbeiteten. Daten des
International Council on Clean Transportation zeigen, dass die
Differenz zwischen dem Realverbrauch und dem Normverbrauch in den
letzten Jahren gewachsen ist. Demnach lag der Realverbrauch im Jahr
2015 bei neuen Pkw um durchschnittlich 42 Prozent höher.

Die Forscher Eckard Helmers (Hochschule Trier), Joana Leitão
(IASS), Uwe Tietge (International Council on Clean Transportation) und
Tim Butler (IASS) modellierten für die Studie drei verschiedene
Szenarien, um die Klimaauswirkungen der Diesel-Förderung in den 15
Staaten einzuschätzen, die seit 1995 zur Europäischen Union gehörten
und die den Großteil des europäischen Automarktes ausmachen. Das erste
Szenario modelliert den historischen Fahrzeugmarkt: Zwischen 1995 und
2015 stieg der Anteil der neu zugelassenen Dieselautos in der EU-15
von 22,6 auf 52,1 Prozent an. Im zweiten Szenario nahmen die
Wissenschaftler an, dass der Anteil der Diesel-Autos ohne besondere
Förderung konstant bei 22,6 Prozent geblieben wäre. Im dritten
Szenario arbeiteten sie heraus, wie sich der Fahrzeugbestand und die
Emissionen entwickelt hätten, wenn die EU ähnlich wie die japanische
Regierung Hybrid-Pkw und zusätzlich Erdgas-Autos gefördert hätte.
Demnach wäre der Anteil der Dieselfahrzeuge bis 2015 auf 11,6 Prozent
gesunken, der von Hybrid- und Erdgas-Fahrzeugen hingegen auf 39
beziehungsweise 4 Prozent angestiegen.

Die Emissionen im Realszenario und in dem Szenario, das einen
gleichbleibenden Anteil an Diesel-Autos voraussetzt, sind nahezu
gleich hoch. Im dritten Szenario mit einem wachsenden Anteil an Hybrid-
 und Erdgas-Autos sind die Emissionen um 3,4 Prozent niedriger als im
Realszenario. "Es war besonders interessant zu sehen, dass die
Gesamtemissionen aller neu zugelassenen Pkw in den letzten Jahren
trotz der zunehmenden Zahl emissionsarmer Fahrzeuge sogar leicht
gestiegen sind. Dies scheint einfach darauf zurückzuführen zu sein,
dass mehr Autos zugelassen wurden", erläutert Tim Butler. Auch wenn
das einzelne Auto niedrigere Emissionen verursache: Bei einer
steigenden Zahl von Autos habe die verbesserte Technologie kaum
Auswirkungen auf die Bilanz.

Die Studie sei ein weiterer Beleg dafür, dass es umweltpolitisch
keinen Grund gebe, den Diesel steuer- und abgabenrechtlich zu
bevorteilen, sagt Joana Leitão. Spätestens seit 2001 müsse die
"Klimafreundlichkeit des Diesel" als Mythos gelten, denn seitdem
unterschieden sich die CO2-Emissionen von Dieseln und Benzinern nicht
mehr signifikant. "In den 90er und frühen 2000er Jahren ließ die
Förderung verbrauchsärmerer Dieselfahrzeuge die CO2-Emissionen zwar
etwas sinken, allerdings stiegen die Ruß-Emissionen gleichzeitig an.
Denn die meisten Dieselfahrzeuge dieser Zeit waren nicht mit
Partikelfiltern ausgestattet. Ruß ist in erster Linie als
Luftschadstoff bekannt, er ist aber auch ein Klimatreiber. Die
Ruß-Emissionen machen den positiven Effekt der leicht gesunkenen
CO2-Emissionen für das Klima zunichte", so Leitão. Heute haben
zwar alle Diesel-Pkw Partikelfilter, aber es sei nicht gewährleistet,
dass diese Autos über ihr gesamtes Fahrzeugleben mit funktionierenden
Filtern fahren.

Niedrigere Treibhausgas-Emissionen könnten nur mit einer Reduzierung
entweder des Gesamtbestandes der Autos oder der realen Emissionswerte
erreicht werden. Für letzteres müsse die Politik strengere
CO2-Standards einführen und ihre Einhaltung überwachen, ergänzend sei
ein höherer Anteil an emissionsarmen Fahrzeugen sinnvoll.

Originalpublikation:

Eckard Helmers, Joana Leitão, Uwe Tietge, Tim Butler,
CO2-equivalent emissions from European passenger vehicles in the years
1995-2015 based on real-world use: Assessing the climate benefit of
the European "diesel boom", Atmospheric Environment, Volume 198, 2019,
Pages 122-132, ISSN 1352-2310, 

https://doi.org/10.1016/j.atmosenv.2018.10.039.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news705445

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1699

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institute for Advanced Sustainability Studies e.V. - 06.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





VERKEHR/1161: "Swiss Aerosol Award" für die Erforschung von Fahrzeugemissionen (idw)

Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt,
05.11.2018

Auszeichnung für die Erforschung von Fahrzeugemissionen



Der diesjährige «Swiss Aerosol Award» geht an die Empa-Forscherin
Maria Muñoz für ihre Untersuchungen das Emissionsverhalten von
Benzindirekteinspritzern. Die Ergebnisse sind alarmierend: Die Abgase
der untersuchten Fahrzeuge, die weltweit auf dem Vormarsch sind,
enthalten bis zu 17-mal mehr krebsauslösende Stoffe als jene moderner
Diesel-Fahrzeuge.

So genannte GDI-Motoren - direkt-einspritzende Benzinmotoren (von
engl. «gasoline-direct injection») - sind weltweit auf dem Vormarsch;
allein in Europa sollen bis 2020 rund 50 Millionen derartiger Autos
unterwegs sein. Ihren Erfolg verdankt die Technologie einer deutlich
erhöhten Motorenleistung selbst bei Motoren mit geringem Hubraum. Die
diesjährige Preisträgerin des «Swiss Aerosol Award», Maria
Muñoz von der Empa, hat im Rahmen des GASOMEP-Projekts,
geleitet von Empa-Forscher Norbert Heeb, zusammen mit einem Team von
Wissenschaftlern und Ingenieuren aus Industrie und Forschung die
Emissionen von GDI-Motoren untersucht. Zum Vergleich wurde ein
Diesel-Fahrzeug mit modernster Partikelfiltertechnologie untersucht.
Die Ergebnisse der Studie sind alarmierend: Sämtliche geprüften
GDI-Fahrzeuge - sie stammten aus den Baujahren 2001 bis 2016 -
stiessen genotoxische Abgase aus. Das Krebspotential dieser Abgase lag
bis zu 17-mal höher als beim untersuchten Diesel-Fahrzeug.

Ein trojanisches Pferd, das die Gesundheit gefährdet

Die gesundheitliche Gefährdung, die von GDI-Benzinern der aktuellen
Modellreihen ausgeht, ist also deutlich höher als jene von modernen
Diesel-Autos, die seit der Abgasnorm Euro-5 mit einem Partikelfilter
ausgerüstet sein müssen. Die gesundheitlichen Risiken werden durch das
Zusammenspiel von Russpartikeln und Krebs erregenden
Abgasbestandteilen noch potenziert: Die ungefilterten GDI-Abgase
enthielten bis zu 1.000-mal mehr Partikel und 20-mal mehr genotoxische
PAK (polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe) als die Abgase
eines Euro-5-Dieselfahrzeugs, das serienmässig mit einem Filter
ausgerüstet ist. Die genotoxischen Stoffe lagern sich beim Abkühlen
der Abgase an genau diesen Partikeln ab. Vergleichbar mit einem
trojanischen Pferd befördern die Russpartikel dann ihre Fracht ins
Innere des Körpers: Beim Einatmen transportieren die Partikel die
krebserzeugenden Substanzen direkt in die Alveolen der menschlichen
Lunge, von wo aus sie leicht in die Blutbahn gelangen können.

Seit 2004 begrenzt eine EU-Richtlinie die Konzentration von
krebserzeugendem Benzo(a)pyren in der Umgebungsluft auf 1
Nanogramm/m3. In GDI-Abgasen lagen die Benzo(a)pyren-Konzentrationen
im neuen gesetzlichen Zyklus (WLTC) zwischen 8 und 2600 Nanogramm/m3.
Ein Kubikmeter Abgas muss also bis zu 2600-fach verdünnt werden, um
den Umgebungsluft-Grenzwert einzuhalten.

Nachrüsten würde das Problem lösen

Auf Grund der chemischen Zusammensetzung der Abgase und der hohen
Partikel-Emissionen stellen GDI-Benzinmotoren somit ein ähnliches
Gesundheitsrisiko dar wie Diesel-Motoren ohne Partikelfilter; die WHO
hat ungefilterte Diesel-Abgase als Karzinogene der Klasse 1
eingestuft, die Lungenkrebs verursachen können. Mit Partikelfiltern in
GDI-Motoren könnte sich die Gesundheitsgefährdung der Abgase senken
lassen. Inzwischen hat der Gesetzgeber reagiert: Neu zugelassene
Fahrzeuge mit GDI-Motoren müssen seit dem 1. September 2018 die
gleichen Partikelgrenzwerte einhalten wie Dieselmotoren. Ohne Filter
ist das praktisch unmöglich. Problematisch bleibt jedoch, dass alle
zuvor in Verkehr gesetzten Fahrzeuge ohne Filter weiterhin herumfahren
dürfen und eine Nachrüstung nicht vorgesehen ist - obwohl eine
Nachrüstung mit Partikelfiltern bei älteren Fahrzeugen deren
Emissionsverhalten massiv verbessern würde.

Doch auch bei den Filtern selber gibt es deutliche Unterschiede: Die
Untersuchungen von Maria Muñoz zeigen, dass die Qualität der
verwendeten Filtertechnologie entscheidend ist. Eine Senkung des
heutigen Partikelgrenzwerts um 90 Prozent wäre technisch möglich. Doch
dazu müssten alle Hersteller die bestmögliche Filtertechnologie
verwenden.

Originalpublikation:

M Muñoz, R Haag, K Zeyer, J Mohn, P Comte, J Czerwinski, N
Heeb; Effects of Four Prototype Gasoline Particle Filters (GPFs) on
Nanoparticle and Genotoxic PAH Emissions of a Gasoline Direct
Injection (GDI) Vehicle. Environmental Science & Technology (2018);
DOI: 10.1021/acs.est.8b03125.

M Muñoz, R Haag, P Honegger, K Zeyer, J Mohn, P Comte, J
Czerwinski, N Heeb, Co-formation and co-release of genotoxic PAHs,
alkyl-PAHs and soot nanoparticles from gasoline direct in-jection
vehicles. Atmospheric Environment,(2018);
DOI:10.1016/j.atmosenv.2018.01.050.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.empa.ch/web/s604/aerosol-munoz

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news705322

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1017
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt, 05.11.2018
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ARTENSCHUTZ/265: Orang-Utans sind nicht mehr geworden (idw)

Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)
Halle-Jena-Leipzig - 05.11.2018

Wissenschaftler widersprechen: Orang-Utans sind nicht mehr
geworden. Besseres Monitoring gefordert



Leipzig/Brunei. Die Orang-Utan-Populationen nehmen nach wie vor
rapide ab, auch wenn die indonesische Regierung behauptet, die Lage
für die Menschenaffen habe sich verbessert. In der Fachzeitschrift
Current Biology kritisiert ein Team von Wissenschaftlern, darunter
Maria Voigt vom Deutschen Zentrum für integrative
Biodiversitätsforschung (iDiv) und dem Max-Planck-Institut für
Evolutionäre Anthropologie, dass ungeeignete Methoden verwendet worden
seien, um die Orang-Utan-Populationen zu erfassen. Die Forscher
fordern die konsequente Anwendung wissenschaftlich fundierter Methoden
für ein zuverlässiges Monitoring der Menschenaffen.




[image: Orang-Utan in einem Baum - Foto: © HUTAN-KOCP]

Ein internationales Forscher-Team fordert ein wissenschaftlich
fundiertes Monitoring der Orang-Utan-Populationen.

Foto: © HUTAN-KOCP



In einem kürzlich veröffentlichten Bericht der indonesischen Regierung
heißt es, die Orang-Utan-Populationen hätten im Zeitraum von 2015 bis
2017 um mehr als 10% zugenommen. Diese Zahlen werden nun in der
aktuellen Ausgabe der Zeitschrift Current Biology kritisiert.
Erstautor Erik Meijaard vom Center of Excellence for Environmental
Decisions an der University of Queensland erklärt: "Diese Zahlen
stehen in krassem Gegensatz zu anderen Studien über die Entwicklung
der Orang-Utan-Populationen."




[image: Luftbild von mit Wald umgebenen Plantagen - Foto: © HUTAN-KOCP]

Wälder werden in Palmölplantagen umgewandelt. Dies ist einer der
Gründe für die Bedrohung der Orang-Utans.

Foto: © HUTAN-KOCP



Laut den Autoren ist alleine in den vergangenen zehn Jahren die Anzahl
der Borneo-Orang-Utans um mindestens 25% zurückgegangen, was einem
Verlust von über 100.000 Individuen seit 1999 entspricht.
Sumatra-Orang-Utans und der kürzlich beschriebene Tapanuli-Orang-Utan
haben zwischen 1985 und 2007 mehr als 60% ihres Lebensraums verloren
und es wird befürchtet, dass bis 2020 weitere 11-27% der
Orang-Utan-Bestände auf Sumatra verschwinden.

Die jüngsten Zahlen zeigen aus Sicht der Wissenschaftler, dass das
Überleben der drei Orang-Utan-Arten nach wie vor ernsthaft durch
Abholzung und Tötung gefährdet ist. Alle drei Arten werden auf der
Roten Liste der IUCN (Weltnaturschutzunion) als "vom Aussterben
bedroht" eingestuft.

Wie kommt es zu einer derartigen Diskrepanz zwischen dem, was die
Regierung sagt und dem, was unabhängige Wissenschaftler über den
Status der Orang-Utan-Populationen veröffentlicht haben? Aus Sicht der
Autoren gibt es dafür mehrere Erklärungen:

Das Monitoring der Regierung konzentriert sich stichprobenartig auf
neun Populationen. Diese Populationen repräsentieren allerdings
weniger als 5% des Verbreitungsgebiets der Borneo- und
Sumatra-Orang-Utans und 0% des Verbreitungsgebiets des
Tapanuli-Orang-Utans. Alle Beobachtungsflächen befinden sich innerhalb
geschützter Gebiete, während die Mehrheit der Orang-Utans in nicht
geschützten Gebieten wie Holzeinschlaggebieten, Palmölplantagen,
Privatgärten und Gemeindeland lebten. Die Lebensraum-Bedingungen und
Gefährdungen unterscheiden sich zwischen diesen enorm. Daher können
die an wenigen geschützten Orten erhobenen Populationstrends keine
zuverlässigen Informationen über den Status aller drei Spezies
liefern. Die von der Regierung angegebenen Zuwächse sind auch extrem
unwahrscheinlich angesichts der niedrigen Reproduktionsraten sowie der
häufig beobachteten Tötungen.

Hauptautorin Maria Voigt vom Forschungszentrum iDiv und dem
Max-Planck-Institut für Evolutionäre Anthropologie betont die
Notwendigkeit, die Zusammenarbeit und den Datenaustausch zwischen
Wissenschaftlern und den indonesischen Regierungsbehörden zu
verbessern: "Die Regierung ist offenbar nicht ausreichend über die
aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse informiert", erklärt Voigt.
"Beide Seiten müssen stärker zusammenarbeiten."

Laut Voigt ist eine bessere Zusammenarbeit zwischen Regierung,
Nichtregierungsorganisationen und Wissenschaftlern besonders wichtig,
weil Indonesien derzeit seinen neuen Aktionsplan zum Schutz der
Orang-Utans für den Zeitraum 2018 bis 2027 erstellt. "Es müssen die
besten Daten und Methoden genutzt werden, um die richtigen Maßnahmen
wählen zu können", erläutert Voigt. "Welches die besten
Schutzmaßnahmen sind - ob Waldschutz, Strafverfolgung, Aufklärung,
gesellschaftliches Engagement oder Rettungs-und Rehabilitationszentren
für Orang-Utans - hängt von den Populationstrends, den Überlebensraten
und den konkreten Bedrohungen der lokalen Orang-Utan-Bestände ab. Und
hier kann sich die Wissenschaft einbringen."

"Ich bin optimistisch", sagt Erstautor Erik Meijaard. "Ich glaube
immer noch: wenn wir Wissenschaft, Politik, Landnutzung und
Artenmanagement an einen Tisch bringen, können wir den Orang-Utan
retten und sein Aussterben in der freien Wildbahn verhindern."

Das neue Moratorium des indonesischen Präsidenten Jokowi auf
Ölpalmenlizenzen könnte jene 10.000 Orang-Utans retten, die derzeit in
Wäldern leben, wo demnächst Ölpalmen wachsen sollen. Das Moratorium
soll diesen Gebieten einen permanenten Schutzstatus verleihen.

Allerdings erfordere dies, so die Wissenschaftler, ein neues Denken im
Artenschutz: "Wir müssen lernen, wie wir die Populationen, die
außerhalb offiziell geschützter Gebiete leben, besser schützen
können", so Maria Voigt. "Dafür brauchen wir eine echte Zusammenarbeit
und das Engagement aller Parteien, die ein Interesse an diesen
Gebieten haben: der Agrarindustrie, der lokalen Bevölkerung und der
Kommunalpolitik."

Biodiversitätsmonitoring in Deutschland

Biodiversitätsmonitoring ist auch in Deutschland zu einem wichtigen
Thema geworden - spätestens seit Entomologen 2017 einen dramatischen
Rückgang der Fluginsekten-Biomasse meldeten ("Krefelder Studie").
Seitdem ist viel über das Insektensterben diskutiert worden. In ihrer
Koalitionsvereinbarung hat die Bundesregierung die Errichtung eines
wissenschaftlichen Zentrums für Biodiversitätsmonitoring versprochen.
In diesem Kontext fordern Forscher den Einsatz fundierter,
wissenschaftlicher Methoden. "Die Wissenschaft des
Biodiversitätsmonitoring entwickelt sich schnell", erklärt Christian
Wirth, Direktor von iDiv und Professor an der Universität Leipzig.
"Mit neuen statistischen Verfahren, sensorbasierten Erfassungsmethoden
und der Analyse großer Datenmengen verstehen wir, wie sich
Biodiversität verändert. Das ist dringend nötig, um effektive
Maßnahmen zum Schutz der Biodiversität zu entwickeln. Wir erleben
gerade eine wissenschaftliche Revolution, die in der aktuellen
Biodiversitätskrise enorm wichtig ist."



Frühere Medienmitteilung zum Thema:

Dramatischer Rückgang von Orang-Utans auf Borneo (06.02.2018):

https://www.idiv.de/de/news/news_single_view/news_article/up_to_16_per.html

Originalpublikation:

Meijaard, E., J. Sherman, M. Ancrenaz, S. A. Wich, T. Santika, and M.
Voigt (im Druck). Orangutan populations are certainly not increasing
in the wild. Current Biology. DOI: 10.1016/j.cub.2018.09.052

https://www.cell.com/current-biology/fulltext/S0960-9822(18)31277-6

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news705365

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1813

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)

Halle-Jena-Leipzig - 05.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GENTECHNIK/217: Versteckte Gesundheitsgefahren - Ein Entwickler packt aus (Informationsdienst Gentechnik)

Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 25.10.2018

Versteckte Gesundheitsgefahren: Ein Gentech-Entwickler packt
aus



Ein überzeugter Gentechnik-Ingenieur bekommt nach 15 Jahren Zweifel an
seiner Arbeit und steigt aus. Fünf Jahre hält er still, doch jetzt
warnt er öffentlich vor möglichen Gesundheitsgefahren der Produkte,
die er selbst entwickelt hat: Gentech-Kartoffeln.

Caius Rommens begann seine Gentechniker-Karriere bei Monsanto und
wechselte 2001 zum Unternehmen J.R. Simplot, einem der größten
Kartoffelverarbeiter der USA. Dort entwickelte er gentechnisch
veränderte Kartoffeln, darunter einige Sorten, die keine braunen
Flecken bekommen. Diese sind inzwischen in den USA, Kanada und Japan
als Lebensmittel zugelassen. 2013 verließ Rommens das von ihm
geleitete Entwicklungslabor bei Simplot und arbeitet seither als
konventioneller Kartoffelzüchter. Die wachsenden Zweifel an seiner
Arbeit beschreibt er in dem kürzlich in den USA erschienenen Buch
Pandora's Potatoes und parallel dazu in mehreren ausführlichen
Interviews.

Darin kritisiert Rommens Behörden wie die US-amerikanische
Lebensmittelbehörde FDA, die seine Kartoffeln nur auf der Grundlage
von Firmenangaben zuließen. "Natürlich war ich voreingenommen. Ich war
überzeugt davon, dass meine Kartoffeln perfekt waren", sagte Rommens
dem Portal Sustainable Pulse. Er verglich sich und seine Kollegen mit
glücklichen Eltern, für die ihr Baby das Größte ist. Neben dieser
emotionalen Befangenheit gebe es noch den wirtschaftlichen Druck,
erfolgreich zu sein. "Wir haben unsere Gentech-Kartoffeln getestet, um
ihre Sicherheit zu bestätigen, nicht, um sie in Frage zu stellen."
Deshalb habe man mit den Zulassungsunterlagen Massen an unwichtigen
Daten abgeliefert, aber unbeabsichtigte Effekte kaum erwähnt.

Einer dieser Effekte sei, dass Gentech-Knollen ohne braune Flecken
Giftstoffe entwickeln, die schädlich für die menschliche Gesundheit
seien, sagte Rommens dem Portal GMWatch. Das resultiere daraus, dass
die vorgenommene gentechnische Veränderung zu unerwünschten
Nebeneffekten führe. Diese seien im Labor oft kaum festzustellen,
sondern zeigten sich erst, wenn die gv-Pflanzen im Freiland angebaut
würden und dem üblichen Stress ausgesetzt seien. Hinzu komme, dass die
braunen Flecken bei normalen Kartoffeln eigentlich eine Warnung seien,
diesen Teil der Knolle nicht zu verzehren. Die gentechnische
Veränderung verhindere nur das Bräunen, verberge also die verdorbenen
Stellen, so dass diese mitgegessen würden - mitsamt den darin
enthaltenen Giftstoffen. Aus seiner eigenen Erfahrung heraus plädiert
Rommens dafür, die Sicherheit von Gentech-Pflanzen von unabhängigen
Wissenschaftlern kontrollieren zu lassen, die darin trainiert sind,
unerwünschte Nebeneffekte zu finden.

In einer Reaktion auf Rommens Buch hat sein ehemaliger Arbeitgeber
Simplot versucht, ihn als Wissenschaftler zu diskreditieren, mit
Verweis auf eine Arbeit von 2004, deren Veröffentlichung er acht Jahre
später zurückzog, weil ihm darin ein Fehler unterlaufen war. Rommens
konterte, er habe für Simplot mehr als 60 Patente eingereicht und die
Gentech-Produkte entwickelt, die das Unternehmen jetzt vermarkte. Die
Vorwürfe in dem Buch gingen nicht an das Unternehmen, sondern an ihn
selbst als Gentechnik-Entwickler, weil er die Nebenwirkungen der
Produkte, die er entwickelte, nicht gesehen habe. [lf]



Caius Rommens: Hidden Health Dangers: A Former Agbiotech Insider Wants
His GMO Crops Pulled (Independent Science News, 08.10.2018)

https://www.independentsciencenews.org/health/hidden-health-dangers-former-agbiotech-insider-gmo-crops/

J.R. Simplot Company Statement on Caius Rommens' Book (16.10.2018)


http://www.innatepotatoes.com/newsroom/view-news/j.r.-simplot-company-statement-on-caius-rommens-book

GMWatch: Dr. Caius Rommens replies to Simplot on GMO potato
controversy (22.10.2018)

https://www.gmwatch.org/en/news/latest-news/18530-dr-caius-rommens-replies-to-simplot-on-gmo-potato-controversy

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33452/#gsc.tab=0


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

USA wollen Regelungen zu Genome Editing in der Welthandelsorganisation
diskutieren, 06.11.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33461/

Glyphosat-Prozess: Krebskranker akzeptiert reduzierten Schadenersatz,
01.11.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33457/

Neues Gentechnikrecht? Forscher diskutieren, EU wartet auf Wahl,
30.10.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33455/

US-Urteil bestätigt: Glyphosat verursachte Krebs, 23.10.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33436/

 * 

Quelle:

Nachricht, 25.10.2018

Informationsdienst Gentechnik

c/o Zs-L Zukunftsstiftung Landwirtschaft

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 28482304, Fax: 030 / 28482309

E-Mail: info(at)keine-gentechnik(dot)de

Internet: www.keine-gentechnik.de
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FORSCHUNG/545: Kleine Unterschiede im Erbgut machen Pflanzen teamfähiger (idw)

Universität Zürich - 05.11.2018

Kleine Unterschiede im Erbgut machen Pflanzen teamfähiger



Artenreiche Gemeinschaften von Tieren und Pflanzen funktionieren in
der Regel besser als Monokulturen. Doch die Mechanismen, die dafür
verantwortlich sind, stellen die Wissenschaft bis heute vor ein
Rätsel. Biologen der Universität Zürich ist es nun gelungen, die
genetische Ursache solcher Effekte zu identifizieren. Dies kann
helfen, den Ertrag von Nutzpflanzen zu verbessern.

Der weltweite dramatische Verlust an biologischer Vielfalt ist eines
der grössten Probleme unserer Zeit - nicht zuletzt, weil die
Biodiversität auch dem Menschen zugute kommt, etwa bei der Reinigung
von Wasser oder der Produktion von Biomasse und Nahrungsmitteln. Dass
vielfältige Gemeinschaften von Lebewesen hierfür besser funktionieren
als Monokulturen wurde bereits in zahlreichen Experimenten
nachgewiesen. «In Mischungen gehen unterschiedliche Pflanzen eine Art
Arbeitsteilung ein, die zu einer höheren Effizienz und einem besseren
Funktionieren der Gemeinschaft als Ganzem führt», erläutert Pascal
Niklaus vom Institut für Evolutionsbiologie und Umweltwissenschaften
der Universität Zürich.

Trotzdem basiert die moderne Landwirtschaft hauptsächlich auf
Monokulturen, denn einheitliche Pflanzen erleichtern den Anbau und die
Verarbeitung zu Nahrungsmitteln. Das Potential von biologisch
vielfältigen Pflanzengemeinschaften bleibt hingegen meist ungenutzt -
auch weil die dahinter stehenden Mechanismen nicht bekannt sind.
«Welche konkreten Eigenschaften Pflanzen zu guten Mitspielern in
solchen gemischten Teams machen, ist bis heute trotz intensiver
Forschung weitgehend ungeklärt», sagt Samuel Wüst, Hauptautor der
Studie.

Pflanzen wachsen besser in gemischten Teams

Die beiden Forscher sind dieser Frage nun mit einem neuen Verfahren
nachgegangen, das moderne genetische Analysen und ökologische Methoden
miteinander kombiniert. Als Versuchsobjekt diente die Ackerschmalwand
(Arabidopsis thaliana), ein kleiner Kreuzblütler, dessen Erbgut gut
dokumentiert ist. Die Forscher verwendeten systematische Kreuzungen
von verschiedenen Sorten dieses Krautes und erhielten so eine grosse
Anzahl genetischer Varianten. Diese Kreuzungen wurden in
unterschiedlichen Kombinationen in Töpfe ausgesät und über mehrere
Wochen gemeinsam aufgezogen. Durch Wiegen der dabei entstandenen
Biomasse liess sich das Wachstum dieser Pflanzenmischungen dann
miteinander vergleichen. Dabei zeigte sich, dass Töpfe mit genetisch
unterschiedlichen Individuen im Mittel bessere Erträge lieferten als
Töpfe, in denen genetisch einheitliche Pflanzen wuchsen.

Minimale genetische Unterschiede steigern den Ertrag

Mit Hilfe statistischer Analysen setzten die Forscher danach die
erhaltenen Erträge in Beziehung zum Erbgut der jeweiligen Pflanzen.
Eine solche genetische Kartierung ermöglichte, diejenigen Genregionen
zu identifizieren, welche die Teamfähigkeit der Ackerschmalwand
positiv beeinflussten. Die Auswertung ergab, dass bereits einzelne
kleinste genetische Unterschiede ausreichten, um die Pflanzen zu
effizienten gemischten Teams zu machen.

«Es hat uns sehr überrascht, dass solche komplexen und bisher schlecht
verstandenen Eigenschaften von Pflanzen wie deren Teamfähigkeit eine
solch einfache genetische Grundlage haben», sagt Samuel Wüst. Er
glaubt, dass sich mit Hilfe dieser Methode in Zukunft gezielt
Nutzpflanzen züchten lassen, die gute Teamplayer sind und so bessere
Erträge liefern. «Unsere Einsicht eröffnet somit ganz neue
Perspektiven für die Landwirtschaft», so Wüst.

Originalpublikation:

Samuel E. Wuest & Pascal A. Niklaus. A plant biodiversity effect
resolved to a single chromosomal region. Nature Ecology & Evolution.
November 5, 2018. DOI: 10.1038/s41559-018-0708-y



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2018/Pflanzenteams.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news705302

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution94

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Zürich - 05.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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Die Berliner Umweltzeitung

Parmäne und Brunsil

Die Streuobstsorten des Jahres: Kleiner regionaler Überblick

von Jörg Parsiegla



Obstwiesen sind Lebensraum für viele Pflanzen- und Tierarten, denn sie
weisen eine große Sorten- und Artenvielfalt auf. Der hohe ökologische
Wert basiert auf robusten und wenig pflegebedürftigen Sorten, die auch
als Genreservoir zu sehen sind. Um die Bekanntheit dieser Sorten zu
steigern und auf ihren unschätzbaren Wert aufmerksam zu machen, küren
einige Landesverbände für Obstbau und Garten oder oft auch die
Pomologen-Vereine der Länder seit etwa zwei Jahrzehnten die
"Streuobstsorten des Jahres". Das sind häufig alte, fast schon
vergessene Sorten von Äpfeln, mitunter auch Birnen, Pflaumen oder
Kirschen. Selten schaffen es Quitten- oder Aprikosenarten auf die
Siegerliste.

Knausbirne

Trotz nicht eindeutig geklärter Herkunft - vermutet wird eine
württembergische Abstammung - vergab der Landesverband für Obstbau,
Garten und Landschaft Baden-Württemberg den Titel Streuobstsorte 2018
an die selten gewordene Knausbirne. Im 19. Jahrhundert trug die
Birnensorte wesentlich zum Aufschwung des Obstbaus in der Region bei.
In der Schweiz als Frühe Weinbirne bekannt, soll sie im oberen Thurgau
bereits seit etwa 300 Jahren kultiviert werden.

Bei starkem, aufrechtem Wuchs stellt der Baum nur sehr geringe
Ansprüche an den Standort. Reifezeit ist Mitte bis Ende September. Die
Sorte ist sehr fruchtbar, die Frucht selbst hält sich jedoch nur
wenige Tage. Das Fruchtfleisch ist gelblich-weiß, saftig und schwach
herbsüß im Geschmack. Es eignet sich besonders für die Herstellung von
Trockenobst, fand aber früher wohl auch Verwendung zur
Obstweinbereitung, wie die Umgangsnamen Weinbirne oder auch Fassfüller
vermuten lassen.

Ruhm aus Kelsterbach

Der Ruhm aus Kelsterbach reift im Oktober und hängt lange am
Baum, die Genussreife beginnt im Dezember und reicht bis März und
länger. Der Ertrag ist hoch und regelmäßig. Das weißliche
Fruchtfleisch ist saftig, anfangs mit kräftiger Säure, leicht gewürzt
und aromatisch. Aus den Früchten lässt sich ein guter sortenreiner
Saft oder Apfelwein erzeugen. Die mittelgroßen Früchte sind
überwiegend von einer leuchtend hellroten Deckfarbe überzogen und mit
zahlreichen rostartigen Schalenpunkten versehen. Daher kommt es
manchmal zur Verwechslung mit der Roten Sternrenette.

Offiziell als Hessische Lokalsorte 2018 gekürt, lässt sich die
Apfelsorte nach Kelsterbach westlich von Frankfurt am Main
zurückverfolgen - sie soll dort um 1900 auf dem Gelände einer
ehemaligen Ziegelei gestanden haben. Nach ihrer Vermehrung und
gezielter Zucht eilte der Sorte bald der Ruf als guter Tafel- und
Wirtschaftsapfel voraus.

An Boden und Klima stellt sie keine hohen Ansprüche. Die Sorte ist
robust und widerstandsfähig, besonders gegen Apfelschorf. Die Bäume
werden recht groß und häufig neigt sich der Stamm zur Seite.

Roter Brasil

Der Rote oder auch Große Brasilienapfel ist eine
historische Apfelsorte, die vor allem in Mecklenburg verbreitet war.
Sein Name geht auf den Brasilholz-Baum aus der Familie der
Johannisbrotgewächse zurück. Einst wurde aus ihm ein kostbarer roter
Farbstoff gewonnen, dessen Ton angeblich die Färbung des Apfels
trifft.

Fast alle Quellen führen den Pastor und Pomologen Samuel David Ludwig
Henne an, der die Sorte um das Jahr 1750 erstmals beschrieben haben
soll. In den letzten 100 Jahren als verschollen geführt, blieb die
Apfelsorte im deutsch-deutschen Grenzstreifen jedoch präsent. Nach der
Wende wiederentdeckt, wird die Sorte mittlerweile im Landkreis
Lüneburg wieder angebaut. Vereinzelt stehende Bäume in
Mecklenburg-Vorpommern sind als "Königsapfel" bekannt.

Die Apfelsorte wird als extrem robust beschrieben, sie soll selbst
mehrwöchige Überflutungen der Elbtalaue überstehen. Mitte September
bis Mitte Oktober sind die mittelgroßen, weinsauer schmeckenden Äpfel
pflückreif, sie halten sich bis Weihnachten. Bis zu seinem
Verschwinden von der Bildfläche gab es einen schönen Brauch um den
Apfel: Die mundartlich (platt) auch "Brunsiel" oder "Brunsilienappel"
genannte Frucht war traditioneller Schmuck auf Hochzeitstafeln.

Nancy-Mirabelle

Der Verband der Gartenbauvereine Saarland/Rheinland-Pfalz hat sich für
die Mirabelle aus Nancy als Streuobstsorte des Jahres
entschieden. Im Spätmittelalter zuerst in Frankreich beschrieben, ist
die Pflaumensorte seit Mitte des 18. Jahrhunderts auch in Deutschland
bekannt. Benannt wurde sie nach der lothringischen Stadt Nancy. Dort
und in angrenzenden Gebieten werden bis heute Mirabellen-Feste
gefeiert.

Der Baum bevorzugt nährstoffreiche und durchlässige Böden in
geschützter Lage, hier wächst er stark und bildet breitkugelige
Kronen. Allerdings ist das Holz der Bäume empfindlich gegen harten
Frost, auch nasskaltes Blühwetter kann Probleme bereiten. Geht alles
gut, sind die Erträge hoch. Doch neigt die Sorte zu Alternanz - nach
überreichem Behang ist im Folgejahr nur mit einer geringen Ernte zu
rechnen.

Die leuchtend gelbe Mirabelle ist vielseitig verwendbar. Zur Erntezeit
Ende August schmeckt ihr Fruchtfleisch süß und sehr aromatisch. Sie
ist daher ausgezeichnet zum frischen Verzehr, aber auch für Kuchen,
Konfitüre, Gelee und zum Einmachen geeignet. Auch Liebhaber von guten
Obstbränden schätzen sie sehr.

Maibiers Parmäne

Die Apfelsorte Maibiers Parmäne geht auf einen Zufallsfund um
1860 bei Dresden zurück. Sie wurde nach dem Dresdener Handelsgärtner
Maibier benannt, dessen Familie den Fund öffentlich machte und die Art
verbreitete. Die erste Beschreibung der Sorte erfolgte schon wenig
später durch den sächsischen Beamten und Pomologen Gustav von Flotow.
Die Sorte gilt als robust und wenig anspruchsvoll. Bei ausreichender
Feuchtigkeit stellt sie keine besonderen Ansprüche an den Boden.

Die Bäume bilden breitkugelige Kronen aus und tragen gut und
regelmäßig. Die blassgelbe, auf der Sonnenseite schwach gerötete
Parmäne eignet sich aufgrund ihres süßsäuerlichen Geschmacks
hervorragend als Tafelapfel, kann aber auch verarbeitet werden. Die
Früchte reifen erst ab Oktober und sollten bis Jahresende verbraucht
sein.

Blick über den Früchtetellerrand

Die "Österreichische Arbeitsgemeinschaft zur Förderung des
Streuobstbaus und zur Erhaltung obstgenetischer Ressourcen" (Arge
Streuobst) legt im Nachbarland ebenfalls eine "Streuobstsorte des
Jahres" fest. In diesem Jahr machte der Salzburger Rosenstreifling
das Rennen - ein historisch gut bekannter, aber in Vergessenheit
geratener dunkelroter Herbstapfel.

In der Schweiz hingegen ist es die "Vereinigung zur Förderung alter
Obstsorten", kurz Fructus, die seit 2008 die Obstsorte des Jahres
kürt. Für das laufende Jahr entschied man sich für die
Hauszwetschge - ja genau: die, die für den Pflaumenkuchen
verwendet wird und die gedörrt als Backpflaume bekannt ist.

 * 

Quelle:
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BILDUNG/3289: Vogelwelt im Totholz - Vortrag am 21.11.2018 im Nationalparkhaus Sankt Andreasberg

Nationalparkhaus Sankt Andreasberg - 1. November 2018

Vögel und Vogelforschung im Nationalpark Harz - Bildvortrag von
Caren Pertl im Nationalparkhaus Sankt Andreasberg



Sankt Andreasberg. Das Thema der Vogelwelt in den vom Borkenkäfer
beschleunigt zur Wildnis umgewandelten Bergfichtenwäldern des
Nationalparks ist derzeit in aller Munde. Dabei zeigt sich, dass die
Vogelwelt von dieser Entwicklung profitiert.




[image: Zwei junge Raufußkäuze in einem stehenden toten Baum - Foto: © Caren Pertl]

Junge Raufußkäuze in Totholz

Foto: © Caren Pertl



Caren Pertl, die über diese Frage forscht, arbeitet im
länderübergreifenden Nationalpark Harz und ist dort als Ornithologin
u.a. auch für das Brutvogel-Monitoring zuständig. Im Rahmen ihres
Vortrages im Nationalparkhaus Sankt Andreasberg berichtet sie von
ihrer vielseitigen Tätigkeit. Dabei geht es einerseits um einige
besondere Arten wie z. B. Schwarzstorch, Ringdrossel und den
Raufußkauz. Andererseits berichtet sie aber auch darüber, welchen
Einfluss der gegenwärtig nicht zu übersehende Waldwandel auf die
Artenvielfalt hat, was sie anhand von Beispielen verdeutlicht.

Die verschiedenen Erfassungs- und Erforschungsmethoden, die bei den
hauptamtlichen, aber auch zahlreichen ehrenamtlichen Mitarbeitern zur
Anwendung kommen, werden dargestellt.

Der Eintritt ist frei, aber es besteht die Möglichkeit, eine Spende zu
geben.

Ort des Vortrags:

Nationalparkhaus Sankt Andreasberg,

Erzwäsche 1, 37444 Sankt Andreasberg

Termin: Mittwoch, 21. November, 19:00 Uhr

Dauer: ca. 1,5 Std.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 01.11.2018

Nationalparkhaus Sankt Andreasberg

NABU Niedersachsen

Erzwäsche 1, 37444 Sankt Andreasberg

Tel.: 0 55 82 - 92 30 74 (Haus)

Tel.: 0 55 82 - 91 64 41 (Büro)

Fax: 0 55 82 - 92 30 71

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

www.nationalparkhaus-sanktandreasberg.de
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TOUR/7364: Braunschweig - Naturkundliche Wanderung in Riddagshausen am 11.11.

Naturkundliche Wanderung in Riddagshausen 



Braunschweig. Eine Wanderung durch das herbstliche Naturschutzgebiet
Riddagshausen findet am Sonntag, 11. November, mit der Rangerin Lina
Arnold statt. Treffpunkt ist um 10 Uhr am Haus Entenfang, Nehrkornweg
2. Die Dauer der kostenlosen Führung beträgt etwa drei Stunden.
Teilnehmerinnen und Teilnehmer sollten auf festes Schuhwerk und warme
Kleidung achten.

Thema dieser Wanderung ist die teichwirtschaftliche Nutzung in
Riddagshausen von der Schaffung der Teichanlagen durch die
Zisterziensermönche bis heute. Der historische Hintergrund und der
Zusammenhang von Landnutzung und Naturschutz in Riddagshausen wird
erläutert.

Der ansässige Berufsfischer Klaus Lübbe informiert über die heutige
Bewirtschaftung der Teiche und die hier lebenden Fischarten. Nach
Abfischung der Teiche werden die Fische in Hälterbecken überwintert
und können beim Fischer aus nächster Nähe betrachtet werden.

Mit der herbstlichen Führung wird die Möglichkeit gegeben, viel
Interessantes über die Nutzungsgeschichte Riddagshausens und die Tiere
und Pflanzen sowie die Vielfalt im Naturschutzgebiet zu erfahren und
die Schönheit unter fachlicher Anleitung aus direkter Nähe zu
betrachten. Die Wanderung ist vor allem auch für Familien mit Kindern
gut geeignet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. November 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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